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VORREDE. 


hiine  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen  ist  bisher 
nicht  vorhanden.  Die  Werke,  welche  wir  darüber  besitzen,  be- 
handeln eine  oder  die  andere  Partie  und  stützen  sich  zumeist 
auf  ein  beschränktes  Material,  welches  in  Gesetzen,  Verordnungen 
und  einzelnen  Druckwerken  niedergelegt  ist.  Sehen  wir  von 
Hauer  und  Tegoborski  ab,  so  standen  keinem  Einzigen  die  offi- 
ciellen  Papiere  zu  Gebote.  So  werthvoll  nun  auch  die  Werke 
dieser  beiden  Schriftsteller  sind,  einen  vollständigen  Einblick  in 
den  österreichischen  Staatshaushalt  und  in  die  grossen  Fragen, 
welche  die  Finanzverwaltung  im  I>iaufe  unseres  Jahrhunderts  be- 
schäftigten, gewähren  sie  nicht.  Der  erstere  schrieb  sein  Buch 
am  Abende  seines  Lebens  und  benützte  dazu  meist  Aufzeich- 
nungen, die  er  sich  während  seiner  langjährigen  Amtswirksamkeit 
gemacht  hatte.  Seine  Arbeit  hat  mehr  den  Charakter  einer 
werthvoUen  Materiahensammlung,  ohne  uns  mit  den  leitenden 
Gesichtspunkten,  die  den  österreichischen  Finanzpolitikern  bei 
ihren  Massnahmen  vorschwebten,  bekannt  zu  machen.  Der  rus- 
sische Schriftsteller,  dem  die  amtlichen  Actenstücke  in  reicher 
Auswahl  zur  Verfügung  standen,  und  der,  wenn  wir  nicht  irren, 
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sogar  im  Auftrage  des'Hofkammer-Präsidenten  schrieb,  liefert  zwar 
eine  lesbar  flüssige  Arbeit,  aber  über  die  wichtigsten  Verhältnisse 
schlüpfte  er  mit  anerkennenswerther  Gewandtheit  hinweg.  Auch 
war  es  ihm  zumeist  um  eine  Darlegung  der  österreichischen 
Finanzverwaltung  im  Anfange  der  Viei'ziger  Jahre  zu  thun,  und 
die  einleitenden,  historischen  Bemerkungen  bezweckten  nur  einen 
klareren  Einblick  in  das  Thatsächliche  zu  gewähren. 

Studien  über  die  politische  Geschichte  Oesterreichs  im  ersten 
Jahrzehnt  unseres  Jahrhunderts  veranlassten  mich  zu  Forschungen 
über  die  finanziellen  Verhältnisse  jener  Zeit.  Das  Material  strömte 
mir  in  solcher  Fülle  zu  und  bot  des  Neuen  und  Unerwarteten 
so  viel,  dass  ich  mich  zu  einer  selbstständigen  Verarbeitung  des- 
selben entschloss.  Mag  auch  der  eine  oder  der  andere  Punkt  noch 
der  Aufhellung  harren,  im  Grossen"  und  Ganzen  erhält  durch  die 
vorliegende  Arbeit  unsere  Kenntniss  der  finanziellen  Zustände 
Oesterreichs  in  unserem  Jahrhundert  eine  beträchtliche  Erwei- 
terung. Nicht  die  Darlegung  des  österreichischen  Staatshaushaltes 
hat  sich  das  vorliegende  Werk  zur  Aufgabe  gemacht,  in  erster  Linie 
sollten  die  leitenden  Gedanken  der  Finanzminister,  die  während 
der  ereigniss vollsten  Epochen  des  neunzehnten  Jahrhunderts  an  der 
Spitze  der  Geschäfte  standen,  blossgelegt  werden.  Zum  ersten 
Male  werden,  auf  handschriftlichem  Material  fassend,  die  Banko- 
zettelperiode,  die  Versuche  zur  Herstellung  des  Geldwesens  unter 
O'Donnell,  die  Verwaltung  des  Grafen  Stadion,  sowie  die  mit 
ihren  verderblichen  Polgen  bis  in  die  Gegenwart  hereinreichende 
Staatswirthschaft  dei^  Fünfziger  Jahre  geschildert.  Das  Capitel 
über  die  österreichische  Handelspolitik  vor  1848,  streng  ge- 
nommen nicht  in  den  Rahmen  dieses  Werkes  gehörig,  wird  hoffent- 


lieh  den  Werth  desselben  nicht  beeinträchttigen,  da  die  Stellung 
Oesterreichs  zum  Zollverein  und  speciell  Metternich's  Thätigkeit 
in  dieser  Richtung  auf  Grundlage  bisher  unbekannten  Materials 
beleuchtet  wird. 

Die  Papiere,  die  mir  zur  Verfügung  standen,  befinden  sich 
zumeist  im  TTofkammer  -  Archive  und  in  der  Registratur  des 
Reichsfinanzministeriums,  und  ich  bin  dem  verstorbenen  Reichs- 
finanzrainister,  Freiherrn  von  Holzgethan,  für  die  bereitwillige 
Liberalität,  mir  zu  wissenschaftlichen  Zwecken  die  Benützung 
aller  vorhandenen  Papiere  zu  gestatten,  zum  besonderen  Danke 
verpflichtet.  Ich  fühle  mich  verpflichtet,  ihm  das  Zeugniss  zu 
geben,  dass  er  mir  keinerlei  Beschränkungen  auferlegte  und  die 
Durchforschung  aUer  Fascikel  meiner  eigenen  Auswahl  überliess. 

August  1876. 


Adolf  Beer. 
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DIE  OESTERREICHISCHEN  FINANZEN 


IM  XIX.  JAHRHUNDERT. 


Beer.  Die  Finanzen  Oesterreichs. 


ERSTES  CAPITEL. 
Die  Bankozettel-Periode. 


Die  geschichtliche  Betrachtung  des  modernen  österreichischen 
Staates  führt  in  fast  allen  Zweigen  der  Verwaltung  auf  die  grosse 
Ilabsburgerin  zurück,  nirgends  aber  lässt  sich  vielleicht  die  gran- 
diose Arbeit,  die  darauf  verwendet  werden  musste,  um  aus  diesem 
Ländercomplex  einen  wirklichen  Staat  zu  schaffen ,  mehr  er- 
messen und  eingehender  würdigen,  als  auf  dem  Gebiete  der 
Finanzverwaltung.  Strenge  Haushalter  waren  die  Habsburger  selten 
gewesen,  und  die  universelle  Tendenz  ihrer  Politik  wurde  nicht 
aus  eigenen  Mitteln  bestritten.  Als  Maria  Theresia  zur  Regierung 
kam,  fand  sie  in  den  Staatscassen  einen  kaum  nennenswerthen 
Betrag,  und  an  eine  Neuordnung  der  Dinge  konnte  erst  nach 
Beendigung  des  Krieges  geschritten  werden. 

Der  grosse  Staatsmann,  der  die  Organisation  der  inneren 
Verwaltung  mächtig  förderte,  suchte  auch  Ordnung  in  den  Staats- 
haushalt zu  bringen.  Graf  Haugwitz  gehörte  zu  den  seltenen 
schöpferischen  Talenten,  wie  sie  in  jedem  Lande  nur  von  Zeit 
zu  Zeit  auftauchen.  Mit  ihm  gemeinschaftlich  und  ihn  unter- 
stützend arbeiteten  einige  Männer,  die  in  der  Geschichte  der 
österreichischen  Verwaltung  sich  eine  hervorragende  Stellung 
erworben  haben.  Graf  Königsegg-Erps  und  der  Bruder  des 
Ministers  Haugwitz  erwarben  sich  um  das  Münzwesen  und  die 
Bergwerke,  Graf  Rudolf  Chotek  um  die  Zoll-  und  Bankgefälle, 
unter  welch'  letzterer  Bezeichnung  man  die  indirecten  Abgaben 
verstand,  grosse  Verdienste. 

So  viele  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  auch  auf  die  Hebung 
der  Steuerkraft  verwendet  wurde,  die  verschiedenen  Königreiche 

1* 
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und  Länder,  die  unter  dem  Scepter  Maria  Theresia's  zu  einem 
Staatsganzen  verschmolzen  werden  sollten,  waren  nicht  entwickelt 
genug,  um  in  der  ersten  Zeit  auch  nur  in  Friedenszeiten  durch- 
wegs die  Erfordernisse  des  Staatshaushaltes  aufbringen  zu  können. 
Die  erste  Hälfte  der  Regierungszeit  Maria  Theresia's  war  mit 
Kämpfen  für  die  Erhaltung  des  Erbes  und  der  hervorragenden 
Stellung  im  europäischen  Staatensystem  ausgefüllt,  Kämpfe,  die  mit 
dem  grössten  Aufwände  aller  Hilfsmittel  geführt  und  wozu  die  er- 
forderlichen Summen  im  Wege  des  Credits  beschafft  werden  mussten. 

Die  verzinsliche  Staatsschuld  Oesterreichs  ist  wohl  alten 
Datums,  aber  die  unverzinsliche  Notenschuld,  die  in  späterer 
Zeit  so  tief  in  das  wirthschaftlichc  lieben  Oesterreichs  eingreift, 
wurde  von  Maria  Theresia  inaugurirt.  Der  dritte  Krieg  mit 
Preussen  hatte  seit  1756  beträchtliche  Summen  verschlungen  und 
die  Subsidien  Frankreichs  reichten  nicht  aus,  man  musste  daher 
neue  Mittel  zur  Weiterführung  des  Krieges  ausfindig  machen.  Am 
30.  Juni  1761  wurde  die  Verordnung  erlassen,  dass  7  Millionen 
Gulden  durch  Ausgabe  sogenannter  Zahlungsobligationen  oder 
Coupons  in  Appoints  zu  25  und  100  Gulden  zu  beschaflfen  seien, 
die  von  den  Gassen  zum  Tagescourse  mit  Zuschlag  der  falligen 
Zinsen  an  Zahlungsstatt  angenommen  werden  sollen.  Durch  Patent 
vom  8.  Mai  1762  fand  eine  Erhöhung  auf  10  Millionen  statt.  Nach 
Herstellung  des  Friedens  schritt  man  allmälig  an  die  Kündigung 
und  Heimzahlung,  die  letzte  Quote  wurde  1766  eingezogen. 

Die  ersten  Bankozettel  erblickten  durch  Patent  vom  15.  Juni 
1762  das  Licht  der  Welt,  zunächst  auf  12  Millionen  beschränkt 
und  so  genannt,  weil  sie  als  Schuld  des  Wiener  Stadtbanko  auf- 
gefasst  wurden.  Die  Zettel,  in  Appoints  von  100,  50,  25,  10  und 

5  Gulden,  wurden  bis  zur  Hälfte  der  zu  leistenden  Zahlungen 
wie  baares  Geld  angenommen  und  von  den  zu  entrichtenden  Ge- 
fällen musste  ein  Drittel  in  Bankozetteln  beglichen  werden.  Sie 
konnten  sofort  gegen  5%ige  Bankobligationen  ausgetauscht  werden. 
Die  eingehenden  Beträge  wurden  vernichtet.  Zwangscours  im 
Privatverkehre  besassen  sie  nicht.  Die  Bankozettel  bürgerten  sich 
rasch  im  Verkehre  ein  und  schienen  einem  Bedürfnisse  ent- 
sprochen zu  haben,  da  sie  zeitweilig  ein  Agio  mit  1 — 27o  erhielten. 
Einen  Schritt  weiter  ging  das  Patent  vom  1.  August  1771,  welches 
eine  neue  Ausgabe  von  Bankozetteln  verfügt,  die  jedoch  nicht  mehr 
in  verzinsliche  Bankobligationen  umgetauscht  werden  konnten. 
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Was  die  Finanzverwaltuiig  Maria  Theresia's  auszeichnet^  ist 
die  im  Vergleiche  mit  den  früheren  Zeiten  ziemlich  weitgehende 
Sparsamkeit  und  das  sichtliche  Bestreben,  durch  Entwicklung 
der  Steuerkraft  die  erforderlichen  Mittel  zur  Bedeckung  des 
Staatsbedarfes  herbeizuschaffen.  In  den  Friedensjahren,  deren  sich^ 
Oesterreich  seit  Beendigung  des  siebenjährigen  Krieges  erfreute, 
arbeitete  man  unermüdet  daran,  die  Staatsschuld  zu  vermindern 
oder  mindestens  durch  freiwillige  Convertirung  die  Zinsen  herab- 
zusetzen. In  der  Führung  und  Ueberw^chung  des  Staatshaushaltes 
herrschte  eine  grosse  Ordnung  und  die  Rechnungsabschlüsse  zeich- 
neten sich  durch  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit  aus.  Zumeist 
waren  es  die  preussischen  Einrichtungen,  die  auch  in  dieser  Be- 
ziehung sorgfältig  studirt  und  zum  Theil  eingebürgert  wurden. 
Nur  in  einem  wichtigen  Punkte  fand  das  Vorbild  keine  Nach- 
ahmung: nämlich  darin,  in  Friedenszeiten  Vorsorge  für  den 
Bedarf  des  Krieges  zu  treffen.  Als  daher  in  den  letzten  Regierungs-  \ 
Jahren  der  grossen  Herrscherin  der  baierische  Erbfolgekrieg  be-  \ 
trächtliche  Summen  in  Anspruch  nahm,  befand  sich  die  Finanz-  ' 
Verwaltung  bald  in  grosser  Verlegenheit,  und  die  nachtheiligen 
Folgen  des  Krieges  waren  bei  dem  Ableben  Maria  Theresia's  um 
so  weniger  verschmerzt,  als  eines  der  steuerfahigsten  Länder, 
Böhmen,  durch  den  Aufenthalt  preussischer  und  östep'eichischer 
Truppen  hart  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurde. 

Unter^^jef  Jhielt   das   chronische  Deficit  seinen  Einzug  in    \ 
Oesterreich.  Die  RechnungsaSscllüsse'lv'iSen  alljährlich  ein  Deficit    [ 
aii!;'"Tm  Üürchschnitte  der  ersten  drei  Jahre  Betrüg  es  allerdings 
kaum  eine  Million,  allein  schon  in  deöi  Zeiträume  von  1784 — 1786 
erreichte    es    im    jährlichen    Durchschnitte    die    Höhe    von    über 
4  Millonen  und  stieg  in  den  Jahren  1787 — 1790  im  Durchschnitte,  | 
auf  über  20  Millionen  jährlich.    Namentlich  der  MiHtäraufwand  be- 
anspruchte grosse  Summen.    So  beträchtlich  auch  die  Einnahmen 
stiegen,  die  Ausgaben  steigerten  sich  in  einem  bedeutenderen  Ver- 
hältnisse und  man  griff  zu  dem  bequemsten  Mittel,    den  Abgang     \ 
zu  ersetzen:  zur  weiteren  Emission  von  Bankozetteln.     Als  Josef 
zur  Regierung  kam,    betrug  der  Papiergeldumlauf  6.79g  Millionen     j 
Grulden.    Das  Patent  vom  1.  Juni  1785  verordnete  die  Einziehung  \ 
der    alten   Noten    und    die   Herausgabe    neuer    im   Betrage    von    \ 
20  Millionen.  Die  Quote  einer  jeden  Kategorie  wurde  fixirt:  es  sollten    ^ 
3.85  Millionen   in  5  Grulden-Zetteln,    2.05  Millionen  in   10  Gulden- 
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Stücken,  je  2.^-,  Millionen  in  Appoints  von  25  und  50  Gulden, 
endlich  je  3  Millionen  in  Stücken  von  100,  500  und  1000  Gulden 
in  Umlauf  gesetzt  werden.  Zum  Belmfe  der  Einlösung  wurden 
in  Wien  und  in  den  Hauptorten  der  Provinzen  Einlösungscassen 
bestimmt,  die  von  Wien  mit  Zetteln  und  Laarem  Golde  versehen 
wurden.  Obgleich  man  die  Ausgabe  mit  dem  Hinweis  auf  die  Be- 
liebtheit dei*  Bankozettel  und  die  Erweiterung  des  Umlaufgebietes 
durch  Hereinziehung  von  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Galizien  zu 
rechtfei-tigen  suchte,  scheint  man  doch  nicht  die  volle  Sicherheit 
gehabt  zu  haben,  dass  der  für  die  damalige  Zeit  beträchtliche 
Betrag  von  20  Millionen  Gulden  sich  im  Verkehre  halten  werde, 
ohne  zeitweilig  die  Einlösungscassen  in  Verlegenheit  zu  setzen. 
Die  Bestimmung,  dass  alle  Gafällszahlungen  über  10  Gulden  an 
den  Stadt-Banko,  mindestens  zur  Hälfte  in  Bankozetteln  entrichtet 
werden  müssen,  erweiterle  die  Gebrauchsfähigkeit  des  papierenen 
Umlaufsmittcls.  Zur  Beförderung  der  Verbreitung  der  Zettel  in 
der  Lombardei  wurde  1785  in  Mailand  eine  Einwechslungscasse 
errichtet.  Beim  Beginne  des  Türkenkrieges  befanden  sich  schon 
17.y33  Millionen  im  Verkehre.  Im  Jahre  1788  erfolgte  eine  neue 
Ausgabe  von  über  IO.-5  Millionen  Gulden  und  am  Schlüsse  der 
Regentenlaufbahn  Josefs  erreichte  die  Notenschuld  die  Ziffer  von 
28.„e  Millionen  Gulden,  nachdem  in  der  Zwischenzeit  weit  be- 
trächtlichere Summen,  wenn  auch  nur  für  kurze  Erist,  in  den 
{Umlauf  gekommen  waren. 

Unter  l^eopoldsH.  Regierung  wurde  nur  zeitweilig  zur  Noten- 
ausgabe gegi-iffen,  um  vorübergehend  einige  Ausgaben  zu  bestreiten. 
Während  der  zweijährigen  Regierung  desselben  verminderte  sich 
die  umlaufende  Notensumme  auf  26.7  Millionen,  wogegen  die  ver- 
zinsliche Staatsschuld  sich  steigerte.  In  den  Jahren  1780 — 1792 
hatte  sich  die  fundirte  Staatsschuld  um  120.gi,7  Millionen  Gulden,  die 
unverzinsliche  Zettelschuld  um   I9.93   Millionen  Gulden  vermehrt. 

Seit  dem  Beginne  der  Revolutionskriege  schritt  man  wohl- 
gemuth  zur  Ausgabe  von  Bankozetteln,  um  für  den  Heeresbedarf 
Vorsorge  zu  treffen.  Allerdings  hatte  sich  durch  die  Erwerbung 
polnischen  Gebietes,  durch  die  Einführung  der  Zettel  in  Tirol 
auch  das  Umlaufsgebiet  derselben  erweitert,  aber  bei  der  Aus- 
gabe wurde  nicht  so  sehr  auf  das  Verkehrsbedürfniss  als  auf  die 
Finanzen  des  Staates  Rücksicht  genommen,  indem  die  englischen 
Subsidien   und    die   erhöhten    Steuern    durchaus   nicht    genügten. 
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Man  hielt  aiicli  die  Ausgabe  von  Noten  nur  für  eine  vorüber- 
gehende, da  man  in  der  Erwartung  lebte,  dass  der  Krieg  bald 
zu  Ende  sein  werde  und  der  glückliehe  Ausgang  desselben  wohl 
die  Mittel  bieten  werde,  Massnahmen  zur  Einziehung  treffen  zu 
können.  In  den  Jahren  1793 — 1798,  in  welchem  Zeiträume  Noten 
und  Münzen  al  pari  standen,  stieg  die  Menge  der  umlaufenden 
Zettel  von  26. -j  Millionen  auf  91.^,;  Millionen,  obgleich  auch  die 
verzinsliche  Staatsschuld  während  dieser  Epoche  beträchtlich  zu- 
genommen hatte,  1)  Es  waren  noch  die  goldenen  Tage  der  Papier- 
wirthschaft,  dass  der  Kaiser  anordnen  konnte,  6  Millionen  in  kleinen 
Stücken  anfertigen  zu  lassen,  aber  einen  ebenso  grossen  Betrag 
in  Appoints  zu  1000  und  500  Gulden  zu  verbrennen  und  den 
Voi'gang  zu  veröffentlichen.  2)  Der  Militäretat  hatte  in  den  Jahren 
1793 — 1798  534  Millionen  Gulden,  mithin  im  Durchschnitte  jähr- 
lich 89  Millionen  verschlungen,  während  die  gesamniten  Staats- 
einnahmen, die  ausseroi'dentlichen  mit  eingeschlossen,  451  Millionen 
Gulden  abwa]"fen,  daher  im  Durchschnitt  jährlich  75  Millionen 
Gulden.  3)  Die  einzige  Post:  Kriegsmacht  hatte  demnach  das 
Totale  der  Staatseinkünfte  im  Verlaufe  dieser  sechs  Jahre  um 
83  Millionen  überstiegen,  und  da  die  gesammten  Ausgaben  während 
dieser  Epoche  808  Millionen  betrugen,  so  ergab  sich  ein  Deficit 
von  357  Millionen  Gulden. 

Für  1799  war  ein  Militär-Erforderniss  auf  98,og  Millionen 
Gulden  veranschlagt  worden.  Ein  Anlehen  konnte  nicht  auf- 
gebracht werden,    und  taan    beschäftigte  sich    zeitweilig  mit  dem 


')  Zur  Erläuterung    folgende  Angaben:     Es    betrug   in  Millionen    Gulden: 


October 

Papier- 
Umlauf 

Staats- 
schuld 

Zinsen 

Deficit 

1793 

27.52 

390.,3    - 

15-91 

28.59 

1794 

414-827 

15-93 

55-613 

1795 

35.,95 

438.704 

lß-035 

66-003 

1796 

46-825 

477.474 

17.847 

89-8,4 

1797 

74.228 

542.506 

16-919 

60.137 

1798 

91.861 

572.04, 

25.006 

56.066 

2)  Handschreiben  vom  9.  Mai  1798. 

3)  Die  Militärausgaben  betrugen  in  Millionen:  1793  G9.484,  1794  86.357, 
1795  94.504,  1796  IO9.998,  1797  92.057,  1798  81. 9,,-,  man  stelle  dem  gegenüber 
die  Ausgaben  für  die  gesammte  innere  Verwaltung  mit  durchschnittlich  etwas 
über  10  Millionen  in  diesem  Zeiträume! 
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Plane,  eine  neue  Sorte  Papiergeld,  sogenannte  verzinsliche  Zahlungs- 
obligationen im  Betrage  von  24  Millionen  auszugeben,  die  auch 
in  kleinen  Appoints  zur  Emission  gelangen  sollten,  demnach  ein 
Staatspapiergeld,  wie  die  Reichsschatzscheine  unserer  Tage.  ') 
Indess  Hess  man  alle  diese  Pläne  fallen  und  kehrte  zur  be- 
quemeren Emission  von  Bankozetteln  zurück.  Während  des  Jahres 
1799  kamen  nicht  weniger  als  147 .ggß  Millionen  Gulden  zur  Aus- 
gabe, wodurch  sich  die  circulirende  Notenmenge  auf  die  stattliche 
Höhe  von  239.;  Millionen  steigerte,  und  obgleich  im  Laufe  des 
Jahres  98,7  Millionen  wieder  aus  dem  Verkehre  gezogen  wurden, 
so  schlosg  man  doch  mit  einer  Masse  von  über  141  Millionen  im 
Umlaufe  befindlicher  Noten  ab,  was  im  "Vergleiche  mit  dem  Be- 
ginne des  Jahres  eine  Vermehrung  von  50  Millionen  ergab.  Neben- 
bei bemerkt,  gewinnt  man  kein  richtiges  Bild  von  der  Notenwirth- 
schaft  jener  Tage,  wenn  man  bloss  die  am  Jahresschlüsse  im  Umlauf 
befindliche  Summe  berücksichtigt,  während  im  Laufe  desselben, 
zeitweilig  wenigstens,  eine  beträchtlich  höhere  Summe  circulirte,  2) 
Die  Einlösung  der  Zettel  stiess    schon    seit  Ende    1791    auf 

den 


Schwierigkeiten 


die  Gassen    waren   oft   nicht   in   der   Lage 


')  Vortrag  vom  30.  August  1798  von  Saurau. 

2)  Die  Angaben  bei  Hauer  geben  bloss  die  Ziffern  am  Jahresschlüsse.  Im 
Anhang  findet  sich  eine  detaillirte  Angabe  der  emittirten  Notenmengen  von 
Monat  zu  Monat,  soweit  ich  auf  Grundlage  von  Actenstücken  der  einzelnen  Daten 
habhaft  werden  konnte.  Hier  möge  eine  Tabelle  Platz  finden,  die  bloss  die  grossen 
Ziffern  in  Millionen  und  deren  Decimalen  enthält.     Es  waren  im  Umlauf: 


Anfang 

Während  des 

Durch  Ein- 

des 

Jahres  in 

Summa 

wechslung    aus 
dem  Um- 
lauf gezogen 

Jahres 

Umlauf  gesetzt 

1799 

91-861 

147.886 

239.748 

98.73 

1800 

141.0,8 

165.337 

306.356 

105.407 

1801 

200.948 

346.676 

547.625 

285.594 

1802 

262.03 

195.295 

457.325 

120.,52 

1803 

337.,„ 

144.844 

482.0,6 

142.849 

1804 

339.167 

84-8,0 

423.977 

86.3,2 

1806 

337.665 

135.653 

473.3,8 

96.,94 

1806 

377.,24 

247.448 

624.572 

174.836 

1807 

449.736 

342.998 

792-732 

299.47, 

1808 

493.J60 

646.293 

1139.554 

620.832 

1809 

618.„, 

844.5,2 

1363.304 

633.348 

1810 

729.955 

706.46 

1436.4,5 

375.6,8 

1811 

1060.70« 

— 
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Anforderungen  zu  entsprechen.  Namentlich  in  den  Provinzen 
fehlte  es  nicht  an  Klagen.  Die  Autorität  der  Behörden  tritt  da- 1 
zwischen,  sie  erlassen  Ermahnungen  und  Empfehlungen,  um  das 
Publicum  über  die  Gleichwerthigkeit  der  Zettel  mit  Münze  zu 
beruhigen,  kühnere  Beamte  versteigen  sich  sogar  dazu  die  Annahme 
zu  gebieten.  Das  Patent  vom  15.  Mai  1800,  welches  die  Ausgabe 
von  1  und  2  Gulden-Zettel  verfügte,  war  ein  Schritt  weiter  auf 
der  abschüssigen  Bahn.  Seit  dem  Jahre  1799  hatte  die  Entwerthung 
des  Papiergeldes  gegen  Silber  Platz  gegriffen,  nunmehr  wurde  der 
Kleinverkehr  davon  berührt  und  nicht  bloss  die  grösseren  voll  aus-  \ 
geprägten  Münzen,  sondern  auch  die  Scheidemünzen  verschwanden 
trotz  der  wiederholten  Verbote  des  Agiotirens  allmälig. 

Unmittelbar  nach  dem  Friedensschlüsse  nahm  die  Regierung 
die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte  in  Angriff, 
um  für  die  laufenden  Ausgaben  nicht  die  Notenpresse  in  Anspruch 
nehmen  zu  müssen.  Die  Herabminderung  der  Auslagen  für  das 
Heer  stand  natürlich  in  erster  Linie.  Die  Finanzverwaltung  wies 
darauf  hin,  dass  man  unter  Daun  mit  17 — 18  Millionen  ausge- 
kommen sei  und  nunmehr  höchstens  25  Millionen  Gulden  brauchen 
dürfe,  ohnehin  habe  man  Mailand  und  Belgien,  die  bisher  all- 
jährlich 5  Millionen  für  den  Heeresaufwand  geliefert,  verloren. 
Bezüglich  der  Aufbringung  des  Betrages  hatte  man  in  Ungarn  / 
nicht  freie  Hand  und  in  der  österreichischen  Reichshälfte  waren 
einzelne  Länder  ungemein  überbürdet,  während  andere,  wie  z.  B. 
Galizien,  nur  verhältnissmässig  geringe  Beiträge  aufbrachten.  ^) 
Diesen  Ungleichheiten  beabsichtigte  die  Finanzverwaltung  abzu-' 
helfen,  da  sie  der  Ansicht  huldigte,  „dass  eine  geringe  Belastung  ohne-  \^ 
hin  für  ein  Volk  schädlich  sei,  indem  sie  dem  Müssiggange  Thür  !l 
und  Thor  öflFne  und  die  Betriebsamkeit  erschlaffe",  allein  selbst  alle 
Stcuererhöhungen  in  Anschlag  gebracht,  musste  für  die  unmittel- 
bar nächste  Zeit  auf  einen  Zuschuss  von  der  geheimen  Einlösungs- 
casse  im  Betrage  von  5  Millionen  Gulden  gerechnet  werden,  gewiss 
ein  Grund  mehr,  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung,  also  auch  beim 
Heere  die  grössten  Ersparungen  eintreten  zu  lassen.^) 


1)  Ostgalizien  entrichtete  an  Dominical-  und  Rnsticalsteuer  I.145  Millionen, 
Westgalizien  bloss  0.972  Millionen  Gvilden,  während  Mähren  I.43  Millionen  zahlte. 

2)  Protokoll  vom  10.  August  1801,   anwesend  Kolowrat,  Lazansky^  Barten- 
stein, Graf  Pergen. 
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Die  kaiserliche  Entschliessung  lautete  in  den  wichtigsten 
Punkten  anders  als  die  Coniniission  vorgeschlagen  hatte.  In  Bezug 
auf  Ersparungen  in  allen  Zweigen  des  Dienstes,  Vereinfachung 
des  Geschäftsganges  stimmte  der  Monarch  natürlich  bei.  „Die 
Verminderung  des  Personals,  sagte  ei'  in  seiner  Kesolution,  se'i  um 
so  wichtiger,  als  viele  Beamte  zur  Tjauigkeit  im  Dienste  verleiten", 
neue  Arbeitieil'lä'i'funden  und  die  Greschäfte  in  unnützer  Weise  ver- 
meft'rt  ^\' erden.  Ancdi  gegen  "die" Ersparungeii  hei  den  Mllilärpen- 
sionen  wurde  keine  Einwendung  erhoben,  aber  bezüglich  des  ein- 
schneidendsten Antrages,  die  lieduction  des  Heeres  betreffend,  lautete 
die  kaiserliche  Entschliessung  kurz  und  bündig:  Hierauf  ist  nicht 
zu  rechnen.  Die  vorgeschlagenen  Steuererhöliungen  mannigfach- 
ster Art,  als  Erhöhung  des  Stumpclgefälls,  der  Verzehrungssteuer 
auf  Esswaaren,  sowie  die  Einführung  der  Schuldensteuer  wurden 
genehmigt;  die  Erhöhung  der  Mauthen  und  des  Tabakgefälles, 
ferner  eine  Steuer  auf  Luxuspferde,  Hunde  und  Bediente  der 
Commission  zur  sorgfältigen  Erwägung  empfohlen.')  In  einer  an- 
deren Beziehung  bekundete  der  Kaiser  eine»  grössere  Vorsicht  als 
seine  liathgeber.  Diese  hatten  bei  der  Schuldensteuer  die  Fixirung 
auf  eine  bestimmte  Zeit  beantragt,  Franz  beseitigte  diese  Be- 
schränkung. i%^ 

Schon  im  September  hatte  der  Kaiser  die  Vorlegung  eines 
lauf  Verminderung  der  Bankozettel  gerichteten  Planes  gefordert. 
Bereits  damals  standen  einander  zwei  Parteien  gegenüber:  für  und 
gegen  eine  Devalvirung  der  Noten.  Fast  alle  Kreise  beschäftigten 
sich  mit  der  Frage,  auch  in  der  Staatskanzlei  wurde  sie  erörtert, 
und  wie  es  scheint,  fand  man  hier  an  der  vermeintlichen  Einfach- 
heit des  Devalvirungsp^anes  Behagen.  Dagegen  war  Erzherzog 
Carl  ein  Gegner  dieser  Auffassung.  Es  sei  nicht  zu  leugnen,  meinte 
der  kaiserliche  Prinz,  in  einem  Gutachten  über  einen  Finanzplan, 
der  ihm  von  Seite  der  Staatskanzlei  übersendet  worden  war,  dass 
ein  bestimmtes,  dem  Uebel  gründlich  abhelfendes  und  nicht  wieder- 
kehrendes Opfer,  oder  mit  anderen  Worten,  ein  wohl  eingeleiteter 
partieller  Bankerott  dem  Staate  sowohl  als  seinen  Gläubigern  und 
Unterthanen  weniger  nachtheilig  wäre,  als  der  gegenwärtige  Zu- 
stand, der  den  Staat  dem  Verderben  immer  mehr  entgegen  führe 
und  am  Ende  einen  gänzlichen  Bankerott  nach  sich  ziehen  müsse. 


')  Kaiserliche  Entschliessung  vom  13.  November  1802. 
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Allein  daraus  folge  noch  nicht,  dass  das  Uebel  auf  keine  andere 
Art  zu  heilen  sei.  Bei  den  vielen  Hilfsmitteln  der  österreichischen 
Monarchie,  dem  noch  wenig  angegrifl'enen  Staatsvermögen,  dem 
Wohlstande  der  Einwohner  und  hei  der  Möglichkeit  einer  Erhöhung 
der  ohnehin  massigen  Auflagen,  wäre  der  Staat  ohne  Zweifel  im 
Stande  alle  seine  Schulden  mit  Inbegriff  der  Bankozettel  zu  liqui- 
diren  und  zu  verzinsen,  das  Deficit  zu  bedecken  und  seine  Ver- 
pflichtungen treu  und  vollständig  zu  erfüllen,  weim  mit  Ei'nst  und 
Eifer  Hand  an's  Werk  gelegt  werde.')  Auch  die  Credit-  und 
Finanzcommission  sprach  sich  gegen  die  Devalvirung  aus.  Beim 
Papiergelde,  setzte  sie  auseinander,  dessen  Werth  ganz  ausschliess- 
lich auf  Credit  beruhe,  sei  es  unmöglich,  auch  nur  eine  theilweise 
Herabsetzung  zu  beschliessen,  ohne  zugleich  den  ganzen  Credit 
zu  vernichten.  Die  unmittelbare  Folge  würde  sein,  dass  überhaupt 
kein  Bankozettel,  aus  Besorgniss  weiterer  Entwerthung,  im  Ver- 
kehre Annahme  finden  dürfte.  Auch  sei  Gährung  und  Unzufrie- 
denheit der  Gemüther  zu  besorgen  und  auf  das  Militär  würde 
nicht  gerechnet  werden  können,  um  etAvaige  Ausschreitungen  zu 
bemeistern.  So  leicht  sich  die  Commission  die  Kritik  machte, 
in  ihren  positiven  Vorschlägen  verrieth  sie  eine  vollständige 
Unkenntniss  des  Uebels.  Sie  wähnte  mit  einem  Anlehen  von 
25  Millionen  die  Calamität  zu  beheben  und  doch  waren  schon  \\ 
damals  am  Schlüsse  des  Jahres  337, 17  Millionen  Bankozettel  im  U 
Umlauf,  die  ein  Agio  von  128  besassen.  Als  dieser  Antrag  die 
kaiserliche  Genehmigung  nicht  gefunden  hatte,  sann  die  Finanz- 
verwaltung auf  neue  Mittel,  Sie  trug  sich  mit  dem  Plane  einer 
Herabsetzung_jler  Zinsen  von  5%  auf  4Yq  bei  den  Hofkammer- 
obligationen und  •  der  Erhöhung  dojt,.  Auf  lagen  auf  Zucker,  KaflFee 
und  Cacao,  wodurch  sie  auf  eine  Mehreinnahme  von  4.  Millionen 
rechnete,  eine  Summe,  die  hinreichen  sollte,  ein  4*'/o  Anlehen  von 
80  Millionen  Gulden  mit  einem  Amortisationsfonde  zu  l^/o  zu 
decken  und  zur  allmäligen  Einziehung  der  Bankozettel  zu  ver- 
wenden. Die  kaiserliche  Entschliessung  genehmigte  in  thesi  die 
Erhöhung  der  beantragten  Auflagen,  Hess  aber  die  Aufnahme 
des  Anlehens  in  suspenso  und  bestimmte  nur  im  Allgemeinen, 
dass   der  Mehreing-anei:   zur  Verminderung:   der  Zettel   verwendet 


1)  Erzherzog   Carl   an   L.  Cobenzl  vom    15,  Januar  und   19,  Februar  1802. 
Staatsarchiv, 
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werden   sollte,  ohne    sich  über   die    Art    und    Weise    weiter   aus- 
zulassen, i) 

Der  Kaiser  hatte  am  3.  März  1803  die  Ausarbeitung  eines 
Vorschlages  zur  Errichtung  eines  ständigen  allgemeinen  Staats- 
schuldtilgungsfondes  anbefohlen.  Der  Vortrag  vom  27.  Juli  1803, 
der  sich  darüber  verbreitet,  wirft  ein  interessantes  Streiflicht  auf 
das  damalige  Gebahren  der  Verwaltung.  Früher,  heisst  es  daselbst, 
als  die  Masse  der  Bankozettel  noch  so  gering  war,  dass  sie  auf 
die  Geldcirculation  nicht  drückte,  vielmehr  ein  nützliches  Be- 
förderungsmittel war,  hatte  die  Finanzverwaltung  ein  System,  die 
in  den  Bankocassen  müssig  liegenden  Vorräthe  zu  benützen  und 
verzinsliche  Staatsobligationen  einzulösen;  es  wurde  nämlich  die 
der  Bankozettel-Hauptcasse  einverleibte  geheime  Einlösungscasse 
der  Art  gestiftet,  dass  die  eingelösten  Staatsobligationen  nicht  als 
getilgt  in  den  Büchern  gelöscht,  sondern  unter  dem  Namen 
Pancratius- Hauptzettel  eingeschrieben,  die  Interessen  auch  ferner 
eingehoben  und  zu  weiteren  geheimen  Einlösungsoperationen  ver- 
wendet wurden. 

Nach  dem  Muster  des  englischen  Smking-Funds,  welcher 
„allein  die  englischen  Finanzen  aufrecm  ernMte  und  ein  Grund- 
pfeiler des  englischen  Finanzsystems  sei,  dem  der  Inselstaat  es 
zu  verdanken  habe,  dass  die  englischen  Föiids  ungeachtet  der 
ungeheuren  Schuldenlast  so  hoch  stehen",  wurde  die  Bildung 
eines  Amortisatignsfondes  vorgeschlagen.  Demselben  sollten  die 
EinnahiÄiffniBi^''oBf'^^  und  Stempelgefälles  im  Betrage  von  5.,, 
Millionen  zugewieseii  werden.  Da  das  Patent  vom  12.  April  1802 
bestimmt  hatte ,  dass  die  Capitalsrückzahlung  der  auswärtigen 
Schuld  erst  im  Jahre  1806  zu  beginnen  habe,  so  sollte  die  aus- 
geworfene Summe  bloss  zu  Einlösungen  der  inländischen  Schuld- 
verschreibungen, und  zwar  16.500  Gulden  täglich  zum  Ankaufe 
von  Staatsobligationen  verwendet  werden.  2) 


1)  Vorträge  vom  4.  und  8.  Januar,  13.  Februar  und  8.  März  1808,  kaiser- 
liche EntSchliessung  Mitte  Juli.  Der  Creditcommission  wurden  Aufgaben  auf- 
gebürdet, deren  Lösung  fast  über  menschliche  Kräfte  ging.  Von  der  Credit- 
commission, heisst  es  in  einer  kaiserlichen  Entschliessung  auf  einen  Vortrag 
vom  8.  Januar,  gewärtige  ich  ein  bündiges  Gutachten,  durch  welche  Mittel  die 
Handlungsbilanz  gebessert,  der  Wechselcours  erhöht^  der  Geldausfluss  gehemmt 
und  fremdes  Geld  hereingebracht  werden  könnte. 

■■')  Vortrag  der  Creditcommission  vom  27.  Juli  1803. 
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Die  kaiserliche  EntSchliessung  erfolgte  erst  nach  zwei  Jahren, 
sie  langte  am  8.  Februar  1805  herab.  Sie  lautete:  „Die  geheime 
Einlösungscasse  sei  aufzuheben  und  die  allgemeine  Schuldencasse 
habe  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  gemäss  die  Schuldentilgung 
zu  übernehmen.  Von  der  Zuweisung  eigener  Staatseinnahmen  zu 
diesem  Behufe  habe  es  vorläutig  abzukommen.  Zur  Tilgung  der 
ständischen  Schulden  sei  bei  Erneuerung  der  Recesse  ein  Fond 
auszumitteln,  und  was  die  Staatsschulden  anbelangt,  so  seien  die 
Eingänge  aus  dem  Verkaufe  der  Staatsgüter  und  die  Ueberschüsse 
an  Staatseinkünften  auf  den  Einkauf  von  Staatspapieren  zu  ver- 
wenden, wodurch  dem  Publicum  der  Bestand  eines  Schulden- 
tilgungsfondes  bekannt  werden  dürfte;  eine  Bekanntmachung  sei 
nicht  nöthig". 

Die  Ansichten  über  den  von  der  Finanzverwaltung  einzu- 
schlagenden Weg,  um  eine  Besserung  des  Geldwesens  anzubahnen, 
waren  in  den  massgebenden  Kreisen  nicht  geklärt  genug.  Lang- 
sam und  allmälig  hatte  sich  das  Uebel  eingenistet,  begann  schon 
im  wirthschaftlichen  Leben  jene  Wirkungen  zu  äussern,  die  von 
oberflächlichen  Beurtheilern  so  gern  als  Aufschwung  und  Blüthe 
bezeichnet  wurden,  wenn  nur  einzelne  Erscheinungen  behoben 
werden'l^iinBen,  aalier  das  ^tre^  die  Symptome  zu  curiren, 
in  ähnlicher  Weise  wie  man  eine  Zeit  lang  auch  in  der  Medicin 
darin  die  eigentliche  Aufgabe  des  Arztes  suchte.  Zumeist  war  es 
das  hohe  Agio,  welches  den  Finanzkreisen  bange  Sorgen  machte, 
und  die  Frage  wui'3e  fortwährend  erörtert,  wie  dem  Steigen  ab- 
zuhelfen sei.  Waren  die  Sprünge  der  Course  im  Jahre  1803  auch 
nicht  so  plötzlich  wie  später,  so  zeigte  sich  doch  seit  der  Mitte 
des  Vorjahres  einconstaritesS  Steigen.  In  der  Regel  verfiel  man 
nur  auf  ein  Mittel,  die  Courssteigerung  zu  hemmen,  indem  man 
Münze  in  den  Verkehr  brachte.  Allein  in  einigen  Tagen  war  das 
Baargeld  wieder  verschwunden^'**^fö^'dass  man  in"  den  Kreisen 
der  Finanzcommission  die  Nutzlosigkeit  einer  solchen  Operation 
eingesehen  hätte. 

Die  Friedenszeit  war  unbenutzt  verstrichen,  anstatt  einer 
Verminderung  des  cursirenden  Papiergeldes  trat  eine  stattliche 
Vermehrung  ein.  Während  beim  Abschlüsse  des  Friedens  zu 
Lüneville  die  umlaufenden  Bankozettel  etwas  über  200  Millionen 
betrugen,  waren  sie  am  Anfang  des  Jahres  1805  auf  über  337 
Millionen  gestiegen.     Die  Abgänge   dieser  Jahre  waren    demnach 
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[mit  Noten  bedeckt  worden.   Die  Erhöhung  der  alten  und  die  Ein- 
iführung    neuer  Steuern  hatte  keine    beträchtliche  Mehreinnahme 
I  gebracht.     Das  Deficit  war   im   strengsten  Sinne    des  Wortes  ein 
Verwaltungsdelicit.  ') 

Der  Krieg  des  Jahres  1805  wurde  zumeist  durch  englische 
Hilfsgelder  und  nur  zum  geringen  Theile  durch  Zettelemissionen 
bestritten,  die  Vermehrung  desselben  betrug  nur  etwas  fflber 
40  Millionen.  Als  aber  die  Nachwehen  des  Krieges  beträchtliche 
Summen  in  Anspruch  nahmen,  die  Steuern  in  den  ausgesogenen 
Provinzen  spärlicher  einliefen,  sah  man  sich  genöthigt,  wieder  zur 
Notenpresse  zu  greifen,  und  die  Entwerthung  des  Papiergeldes 
nahm  überdies  grössere  Dimensionen  an,  da  aus  den  abgetretenen 

,    Provinzen  beträchtliche  Mengen  rückströmten.    Das  Agio,  welches 

\  im  letzten  Monate   des  Jahres  1805  auf  149 '/s,   im  Durchschnitte 

stand,  sank  im  Januar  1806  um  1 — 270  herab,   um  seit  Februar 

eine  steigende  Tendenz  dauernd  zu  verfolgen.     Im  Juni  hatte  es 

f     160   erreicht   und    stieg   mit   geringen  Unterbrechungen   bis  zum 

■     Schlüsse  des  Jahres. 2) 

Bald  nach  Beendigung  des  Krieges  nahm  man  die  Regelung 
des  Staatshaushaltes  abermals  in  Angriff,  und  die  Herstelking  der 
Valuta  erwies  sich  als  eine  Noth wendigkeit,  wenn  man  die  ernste 
Absicht  hegte,  Ordnung  zu  schaffen.  Der  Monarch  wünschte 
sehnlichst  die  Beseitigung  der  Calamität  und  heischte  eingehende 
Berathung.  Die  Creditcommission  hatte  zu  diesem  Behufe  eine 
Reihe  von  Vorschlägen  gemacht,  die  einer  besonderen  Commission 
zur  Begutachtung  vorgelegt  wurde.  Die  Ansichten  standen  einander 
schroff  gegenüber.  Die  Devalvirung  hatte  an  den  Grafen  Chotek 
und  Zinzendoi'f  zwei  beredte  Verti'eter.  Zinzendorf  wollte  die 
umlaufende  Notenmenge  bis  auf  den  Betrag  des  Jahres  1796,  also 
bis  auf  45 — 50  Millionen  herabgemindert  wissen.  Die  Beseitigung 
des  Uebels  durch  neue  Steuern,    die  zur  Einziehung   des  Papier- 


')  Die»  geht  aus  einer  Vergleicihung  der  Einnahmen  und.  Ausgaben  dieser 
Epoche  auf  das  Evidenteste  hervor.  Trotz  aller  Beschränkungen  in  dem  Militär- 
aufvvande  waren  1802  45.376  Millionen,  1803  35.g  und  1804  34.4  Millionen  für  das 
Heer  erforderlich.  Das  Deficit  betrug  1800  66.473,  1801  44.355  "nd  1802  16., 07 
Millionen  Gulden.  Abgesehen  von  der  Ausgabe  der  Bankozettel  fand  auch  noch 
eine  Vermehrung  der  verzinslichen  Staatsschuld  in  dieser  Epociie  von  613  Millionen 
im  Jahre  1801,  auf  645  MjUionen  im  Jahre  1804  statt. 

2)  Vergleiche  die  Tabelle  im  Anhange. 
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geldes  verwendet  werden  könnten,  hielt  er  für  unmöglich.  Alle 
hierauf  bezüglichen  Berechnungen  der  Creditcommission,  setzte 
er  auseinander,  seien  unsicher  und  die  etwa  im  Bereiche  der 
Möglichkeit  liegenden  Mittel  unzureichend  und  ungerecht,  da 
immer  nur  die  meisten  l^asten  den  deutschen  Ländern  auferlegt 
würden,  während  Ungarn  und  Siebenbürgen  mit  einer  geringen 
Bürde  davonkämen.  Alle  Länder  sollten  in  gleichmässiger  Weise 
für  die  Bedürfnisse  des  Staates  herangezogen  werden;  es  sei  eine 
schreckliche  Ungerechtigkeit,  die  deutschen  (lebiete  bis  auf  das 
Mark  auszusaugen.  Aber  zur  Erreichung  dieses  Zieles  sei  die 
ungarische  Verfassung  ein  schwer  zugängliches  Bollwerk,  man 
solle  daher  derselben  auf  indirectem  Wege  beizukommen  suchen, 
nämlich  durch  Devalvirung  der  Bankozettel.  Man  werde  schliess- 
lich doch  dazu  schreiten  müssen,  durch  Zögerung  daher  nur  Zeit 
verlieren.  Man  sei  ohnehin  schon  wortbrüchig  geworden,  indem 
man  die  Umwechslung  der  Zettel  sistirte,  trotz  der  Patente  vom 
15.  Juni  1802  und  27.  August  1803  die  Bankozettel  vermehrte, 
das  Versprechen,  die  Aufschläge  von  Zucker,  Kaffee  u,  dgl.  m. 
zur  Verminderung  der  Noten  zu  verAvenden,  nicht  gehalten  habe. 
Das  Publicum  seufze  darnach,  von  der  Geissei  befreit  zu  werden, 
das  Heil  des  Staates  sei  das  gebieterische  Gresetz,  andere  Rück- 
sichten müssen  weichen.  Der  Einwurf  einer  ungleichen  Vertheilung 
der  Bankozettel  sei  nicht  stichhaltig,  ebensowenig  der  Einwand, 
dass  die  Reduction  derselben  kein  Fallen  der  Papiere  hervorrufen 
werde.  Nicht  auf  den  Nennwerth,  sondern  auf  den  „Zahlwerth" 
komme  es  an.  Dies  allein  sei  der  Gerechtigkeit  entsprechend. 

Graf  Chotek  befürwortete  eine  Devalvirung  um  40%  und 
den  Rest  zur  Hälfte  in  eine  verzinsliche  Staatsschuld  umzuwandeln, 
die  andere  Hälfte  für  den  „Geldumlauf"  zu  bestimmen.  Eine 
Reduction  des  Heeres  sei  ohnehin  bei  den  obwaltenden  Verhält- 
nissen nicht  möglich,  eine  Herabsetzung  der  Zinsen  würde  den 
Credit  Oesterreichs  im  Auslande  unfehlbar  vernichten.  Zur  Tilgung 
eines  aufzunehmenden  3%  Anlehens  genügen  massige  Steuern. 
Ein  drittes  Mitglied  der  Commission,  später  einer  der  entschie- 
densten Vertreter  der  Devalvirung,  sprach  sich  damals  nur  even- 
tuell dafür  aus;  für  den  Fall  nämlich,  setzte  Staatsrath  Stahl 
auseinander,  als  nicht  durch  andere  Mittel  binnen  vier  Jahren 
gute  Münze  in  den  Verkehr  gebracht  w^er'dcn  könnte,  müsste  man 
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sich,  um  weitere  Flickereien  zu  vermeiden,  dazu  entschliessen, 
die  Bankozettel  auf  ihren  wahren  Werth  herabzusetzen. 

Diesen  Argumenten  gegenüber  behaupteten  fünf  Stimmen: 
die  Devalvirung  sei  die  ungerecliteste  und  unbilligste  Besteuerung, 
da  der  Hauptgrundsatz  einer  jeden  Steuergesetzgebung,  alle  Staats- 
bürger glcichmässig  heranzuziehen,  dadurch  verletzt  werde.  Der 
Reiche,  dessen  Vermögen  in  Realitäten,  Waaren  oder  anderen 
Gegenständen  von  Werth  bestehe  und  zur  Zeit  der  Devalvirung 
nur  eine  geringe  Menge  Bankozettel  besitze,  würde  billig  davon 
kommen,  während  andere  den  grössten  Theil  ihres  eigenen  und 
erborgten  Vermögens  verlieren  können.  Jeder  würde  darnach 
streben  sich  auch  des  Restes  der  Noten  zu  entledigen,  Unruhe 
und  Volksaufstände  in  grösseren  Städten  die  Folge  sein.  Barbier 
hielt  eine  Verminderung  von  150 — 200  Millionen  durch  eine  Ver- 
mögenssteuer in  den  deutsch-italienischen  Ländern,  sowie  durch 
Ilebernahme  eines  entsprechenden  Beitrages  von  Seite  Ungarns 
und  Siebenbürgens  für  erreichbar.  Und  als  einige  Mitglieder 
gerade  auf  die  Schwierigkeiten,  die  von  Seite  der  ungarischen 
Stände  gemacht  werden  dürften,  hinwiesen,  beschwichtigte  der 
Hofkammer- Präsident  diese  Bedenken  durch  die  Behauptung, 
Ungarn  habe  immer  Proben  seines  Patriotismus  bekundet  und 
werde  gewiss  auch  gegenwärtig  sich  bereit  zeigen,  sein  Schärflein 
beizutragen. 

Einen  eigenartigen  Vorschlag  machte  Graf  Pergen :  den  Nenn- 
werth  der  Gold-  und  Silbermünzen  um  '/j — 'A  ^^  erhöhen,  die 
Bankozettel  dem  Kupfergelde  gleichzusetzen  und  als  leichte  Valuta 
gelten  zu  lassen,  alle  Abgaben  nach  und  nach  auf  Conventions- 
münze zu  erhöhen,  ein  freiwilliges  ö^/oiges  Anlehen  auszuschreiben 
und  dabei  die  Zettel  in  gleichem  Werthe  mit  Conventionsmünze 
anzunehmen,  die  Rückzahlung  jedoch  in  gutem  Gelde  zu  ver- 
sprechen. Mit  Recht  wies  Zichy  darauf  hin,  dass  die  vorge- 
schlagene Massregel  eine  indirecte  Devalvirung  sein  würde,  i) 

Die  Anträge  der  Creditcommission  erhielten  mit  einigen 
Moditicationen  die  Majorität.  Hiernach  sollte  der  Aufschlag  auf 
Zucker,  Kaflfee  und  Cacao  seiner  ursprünglichen  Bestimmung 
gemäss  zur  Verminderung  der  Bankozettel  verwendet  werden,  all- 
jährlich Kupfergeld   im  Betrage    von   6  Millionen  Gulden   ausge- 


')  Protokoll  vom  Monate  Juli  1H06. 
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prägt  und  hiefür  ein  ebenso  hoher  Betrag  an  Noten  eingezogen 
werden.  Die  Minorität  bekämpfte  letztere  Massregel,  indem  ihr 
Wortführer  darauf  hinwies,  dass  darauf  Bedaeht  zu  nehmen  sei, 
wenn  einst  der  Staat  den  Hauptfeind,  die  Bankozettel,  besiegt 
haben  würde,  er  es  sodann  mit  dem  zweiten  Feinde,  dem  Kupfer- 
gelde,  werde  aufnehmen  müssen  und  desshalb  eine  Vermehrung 
desselben  nicht  gerathen  scheine.  Allein  nachdem  die  Nothwen- 
digkeit  von  Seite  der  übrigen  Mitglieder  betont  Avorden  war,  und 
Schilttersberg  die  Bemerkung  gemacht  hatte,  die  Bankozettel 
hätten  gar  keinen,  das  Kupfergeld  doch  einigen  Werth,  Hess  die 
Minorität  ihren  Widerspruch  fallen. 

Der  wichtigste  Antrag  war  jedoch  die  Einführung  einer 
Vermögenssteuer.  Durcli  dieselbe  konnten  aber  bloss  die  deutsch- 
slawischen  Länder  herangezogen  werden,  und  es  entspann  sich 
eine  zweite  Frage,  auf  welche  Weise  auch  Ungarn  und  Sieben- 
bürgen zur  Uebernahme  einer  bestimmten  Quote  bestimmt  werden 
könnten.  Der  lahme  Vorschlag  der  Creditcommission,  sich  auf 
eine  Aufforderung  zu  freiwilligen  Beiträgen  zu  beschränken,  schien 
doch  nicht  ganz  entsprechend.  Der  Kaiser  hatte  von  dem  Palatin 
ein  Gutachten  verlangt.  Sein  Rath  ging  auf  die  Einberufung 
eines  Landtages,  denn  wenn  man  auf  aussergesetzlichem  Wege 
eine  Aufforderung  erliesse,  würden  die  Eingänge  bei  der  Miss- 
stimraung  im  Lande  nur  höchst  geringfügig  ausfallen,  man  könnte 
Alles  in  Allem  vielleicht  auf  5  Millionen  rechnen  können.  Man 
möge  daher  im  Frühjahre  1807  die  ungarischen  Stände  einberufen 
und  von  ihnen  einen  jährlichen  Beitrag  zur  Tilgung  der  Zettel 
fordern.  In  der  Commission  w^ar  der  Hofkammer-Präsident  Zichy  der 
Vertreter  dieser  Ansicht.  Ueber  die  Quote,  welche  Ungarn  leisten 
solle  und  die  Zinzendorf  auf  4  Millionen  jährlich  anschlug,  äusserte 
er  sich  nicht  in  bestimmter  Weise,  da  man  erst  die  Stimmung 
der  Landboten  kennen  müsse.  Dagegen  forderten  einige  Mitglieder 
der  Commission ,  ehe  man  über  die  Beitragsleistung  Ungarns 
Gewissheit  habe,  von  der  Ausschreibung  einer  Vermögenssteuer 
in  den  deutschsla vischen  Ländern  abzusehen.  Ungarn,  sagte 
Kolowrat,  müsse  wenigstens  60 — 70  Millionen  übernehmen;  das 
Land  habe  unter  den  kriegerischen  Wirren  am  wenigsten  gelitten. 
Wenn  ein  Beitrag  von  Ungarn  nicht  zu  erwarten  sei,  möge  auf 
die  Vermögenssteuer  verzichtet  werden.  Zinzendorf  wies  auf  die 
grossen  Lasten  hin,    die  man  in  den  letzten  Jahren  den  deutsch- 

B  e  e  r.    Die  Finanzen  Oesterreichs.  2 
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österreichisclien  Ländern  aufgehalst  habe,  die  neuen  Aufsehläge, 
wie  Bunzii'ungs-  und  Stempelgebühren,  die  10  Millionen  jährlich 
abwerfen  sollen,  seien  eine  hinlängliche  Bürde;  seit  dem  Frieden 
von  Ijüneville  habe  man  überdies  neue  Steuern  in  der  Höhe  von 
24  Millionen  eingeführt.  Chotek  und  Stahl  betonten,  dass  die 
Vermögenssteuer  nicht  viel  abwerfen  und  den  kleinen  Grund- 
besitz ungemein  stark  drücken  würde.  Bei  der  Abstimmung  er- 
klärten sich  drei  Stimmen,  Zinzendorf,  Chotek  und  Stahl,  ent- 
schieden gegen  die  Vermögenssteuer,  Kolowrat  nur  bedingt  dafür, 
für  den  Fall  einer  Beitragsleistung  von  Seite  Ungarns,  vier 
Stimmen  waren  unbedingt  dafür. 

Die  Bemerkungen  über  den  wahrscheinlich  nicht  sehr  be- 
deutenden Erfolg  der  Vermögenssteuer  bestimmten  den  Tlof- 
kammer-Präsidenten  zu  neuen  Voi'schlägen.  Einmal  Erhöhung 
allei-  directen  und  indirecten  Abgaben  um  ÖO'^/^  zur  Tilgung  der 
Bankozettel.  Binnen  fünf  Jahren  wäre  man  in  der  Lage,  auf 
diesem  Wege  etwa  150  Millionen  einzuziehen,  auch  Ungarn  könnte 
insofern  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden,  als  man  Salz-,  Dreissigst- 
und  Postgefalle  daselbst  zu  erhöhen  im  Stande  wäre,  ohne  den 
Landtag  befragen  zu  müssen.  Den  Einwand,  dass  eine  Steigerung 
der  Preise  eintreten  würde,  beseitigte  Zichy  damit,  dass  die  in- 
directen Steuern  auf  die  Preise  überhaupt  keinen  Einfluss  haben, 
indem  diese  ausschliesslich  durch  Angebot  und  Nachfrage  bestimmt 
werden.  Stahl  hob  hervor:  in  allen  I^ändern  habe  man  unter 
ähnlichen  Verhältnissen  zuerst  gesucht,  sich  einen  Geldschatz  zu 
verschaiFen,  ehe  man  über  die  Papiermassen  herzufallen  anfing. 
Bei  der  Abstimmung  sprachen  sich  fünf  Stimmen  im  Principe 
für  Zuschläge  aus.  i) 
/^  Ueberdies  wurde  die  Aufbringung  eines  theils  freiwilligen, 
theils  gezwungenen  Anlehjeus  yi^u-S^  Millionen  beschlossen,  zu 
dessen  Verzinsung  mit  3  ^/^  %  und  1 1/2  %  Gapitalsrückzahlung  jähr- 
lich, und  zwar  zur  Hälfte  in  Bankozetteln,  zur  Hälfte  in  gutem 
Gelde,  die  Eingänge  auf  Zuckei-,  Kaffee  und  Cacao  im  Betrage 
von  3.7  Millionen  verwendet  werden  sollten.  Endlich  einigte  man 
sich  dahin,  die  17 -Kreuzer-Stücke,  die  alten  Siebener  und  Silber- 

')  Man  erwartete,  dass  säraratliche  Zuschläge  etwa  H3.75  Millionen  jiilirlich, 
in  fünf  Jahren  daher  168.7^,  Millionen  abwerfen  würden,  falls  aber  die  Trank- 
imd  Verzelirungsstenern  von  der  Erhöhung  ausgenommen  würden,  29.5  Millionen 
jährlich,  oder  zusammen   147.5  Millionen  einfliessen  dürften. 
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groschen,  dann  die  neuen  Siebener  und  8 '/j'Ki'Guzer-Stücke  ein- 
zuziehen und  gegen  sehweres  Geld  umzutauschen,  wobei  für  das 
Publicum  bloss  ein  Verlust  von  8 — lO^o  sich  ergeben  würde. 

Diese  Massnahmen  waren  sammt  und  sonders  bloss  auf  die 
Verminderung  der  Zettel  berechnet.  Aber  auch  die  verzinsliche 
Schuld  beschäftigte  die  Commission,  Schon  am  5.  October  1805 
war  eine  kaiserliche  Entschliessung  herabgelangt,  welche  die  Aus- 
schreibung von  2  Millionen  jährlich  auf  den  Steuergulden  zur 
Bezahlung  der  Gewinnste  der  beiden  letzten  I^ottoanlehen  ge- 
nehmigte. Die  Ausführung  dieser  Massregel  konnte  damals  nicht 
stattfinden,  da  bald  darauf  ein  grosser  Theil  der  Monarchie  von 
feindlichen  Heeresmassen  strotzte.  Jetzt  sollte  dazu  geschritten 
werden.  Ferner  wurde  vorgeschlagen,  noch  weitere  2  Millionen 
in  ähnlicher  Weise  zur  Bedeckung  der  ständischen  Schuld  auf- 
zubringen. Pergen  brachte  diesen  Antrag  zum  Falle;  er  wies 
darauf  hin,  dass  man  ohnehin  schon  162*'/^  Zuschläge  erhebe,  ein 
neuer  Zuschlag  wäre  unerschwinglich.  ')  Was  die  Schuld  Oester- 
reichs  im  Auslande  anbelange,  habe  ohnehin  nach  dem  Patente 
vom  12.  April  erst  mit  Ende  des  Jahres  1806  die  Rückzahlung 
zu  beginnen,  und  zwar  bis  1810  mit  2^/^  %,  von  1811 — 1820  mit 
5%,  von  1820 — 1825  mit  71/2  Vo-  Einige  Stimmen  sprachen  sich 
für  Einstellung  der  Zahlungen  aus,  Zichy  war  entschieden  dagegen. 
Endlich  wurde  auch  der  Gedanke  einer  umfassenden  Steuer- 
regulirung  angeregt. 

Das  Protokoll  der  Sitzung  ging  am  1.  August  1806  an  den 
Monarchen.  Die  kaiserliche  Entschliessung  lautete:  Die  im  Jahre 
1805  beschlossene  Ausschreibung  von  2  Millionen  zur  Tilgung 
des  Lottodarlehens  sei  durchzuführen,  die  auswärtigen  Gläubiger 
seien  zu  bezahlen,  ein  Tilgungsfond  für  die  Bankozettel  sei  zu 
errichten,  die  Classensteuer,  ferner  die  Extrasteuer  auf  Realitäten 
und  die  Percentensteuer  seien  um  50%  zu  erhöhen,  die  Grund- 
steuer zu  reguliren.  2) 

Gerüchte  über  diese  Verhandlungen  drangen  damals  in  die 
Oeffentlichkeit,  und  in  weiteren  Kreisen  sprach  man  von  einer 
Reduction  des  Nennwerthes  der  Bankozettel  auf  den  Courswerth. 


')  Der  Zuschlag  Kur  Grundsteuer  betrug  ßO"/,,,  an  Extrasteuer,  und  zwar 
Zuschlag  zur  Classensteuer  60%,  16%  zum  Lottodarlehen;  die  Beiträge  zur  Re- 
luirung  der  Naturalien  machten  '^6"/^  aus. 

2)  Protokoll,  Juli  1806. 

2* 
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Ein  Erlass  vom  22,  Juli  stellte  dies  in  Abrede,  und  in  dem  Patente 
vom  20.  August  erklärte  man  ausdrücklich,  dass  keine  Massnahmen 
ergriffen  werden  sollen,  welche  die  Grundfeste  des  öffentlichen 
Credits  und  die  Gllücksumstände  vieler  Tausende  mit  einem  Male 
erschüttern  könnten. 

Die  Regierung  schritt  an  die  Ausschreibung  eines  Tilgungs- 
anlehens im  Betrage  von  75  Millionen  Gulden,  für  welches  als 
Hypothek  die  durch  Patent  vom  27,  August  1803  eingeführten 
Zollaufschläge  auf  Zucker^  Kaffee  und  Cacao  dienen  sollten.  Die 
Zeichner  erhielten  eine  mit  35  Coupons  zu  je  5  Gulden  versehene 
Annuitätsobligation,  so  dass  das  ganze  Capital  nebst  den  3y2  % 
Zinsen  in  dem  Zeiträume  von  35  Jahren  zur  Tilgung  gelangen 
sollte.  Die  Hälfte  der  Couponsbeträge  sollte  in  vollwichtiger 
Conventionsmünze,  die  andere  Hälfte  in  Bankozetteln  berichtigt 
werden.  Jenen,  deren  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen 
10.000  Gulden  nicht  erreicht,  wurde  keine  Verpflichtung  zur 
Zeichnung  auferlegt;  jedoch  wurde  die  Erwartung  ausgesprochen,, 
dass  die  Wichtigkeit  und  Gemeinnützigkeit  des  Zweckes,  wozu 
dieses  Anlehen  bestimmt  sei,  und  die  Vortheile,  welche  die  Rück- 
zahlungsart Jedermann  gewähre,  alle  Classen  zur  Theilnahme  an- 
treiben, und  jene,  die  gesetzlich  zur  Zeichnung  verhalten  werden, 
zu  stärkeren  als  den  geforderten  Einlangen  aneifern  würden. 
Verpflichtet  wurden  demnach  nur  Individuen  und  Gemeinden, 
mit  einem  Vermögen  von  über  10.000  Gulden  zu  l"/o  dieses 
Vermögenswerthes  und  zwar,  um  nur  abgerundete  Beträge  zu 
erlangen,  nach  folgendem  Massstabe:  von  10 — 15.000  Gulden  ein 
hundert,  von  15.000 — 20.000  ein  hundert  und  fünfzig  Gulden,  für 
jede  weiteren  5000  Gulden  um  fünfzig  Gulden  mehr.  Von  allen 
steuerbaren  (xülten  und  Realitäten  in  den  böhmisch-österreichischen 
und  galizischen  Provinzen  sollte  in  den  Jahren  1807  bis  ein- 
schliesslich 1811  nebst  den  ordentlichen  Militär-  und  Cameral- 
contributionen  vom  Dominial-  oder  Rusticalgrundbesitz  ein  abgeson- 
derter Zuschuss  von  507o  oder  30  Kreuzer  von  jedem  Steuergulden 
als  Bankozettel-Tilgungsbeitrag  abgeführt  werden.  Ebensoviel  hatten 
die  Juden  s6Wfi??**yciie,  aWcIu  di  i  classenmässigen  Percentsteuer 
unterlägen,  von  jedem  Steuurgulden  zu  entrichten.  Erhöhungen 
des  Salzes  und 'T^abaks,  der  Zölle  und  der  Post  wurden  ange- 
kündigt zur  Vergrös^erung  des  Fondes.  Der  Betrag  der  Kupfer- 
scheidemünÄ,' welcher  wäÜrend  der  fünf  Jahre  (1807 — 1811)  zum 
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Behufe  des  täglichen  inländiscljen  Verkehres  mittelst  der  Aus- 
wechslung bei  den  Bankozettelcassen  ausgestossen  würde,  wurde 
ebenfalls  zur  Einziehung  und  Vertilgung  dei'  Bankozettel  bestimmt, 
dergestalt,  dass  die  ganze  Summe  dieser  Zettel,  welche  in  jedem 
der  Jahre  durch  Auswechslung  in  die  Gassen  zurückkomme  zur 
Vei'tilgung  bei  Seite  gelegt  werden  sollte.  Sämmtliches  Gold-  und 
Silbergeräth,  „das  bekanntlich  sich  untei*  allen  Classen  ungewöhn- 
lich stark  angehäuft  hat,  und  durch  dessen  Anschaffung  die  Mög- 
lichkeit, die  Bankozettel  in  schwere  Münze  umzusetzen,  noch  mehr 
geschwächt  worden  sei",  sollte  einer  neuen  Bunzirung  unterzogen 
und  mit  einer  neuen  Taxe  belegt  werden.  Die  Verrechnung  und 
Verwendung  des  Tilgungsfondes  wurde  dem  Generalrechnungs- 
directorium  übertragen,  welches  unmittelbar  dem  Kaiser  unter- 
stellt werden  und  von  der  Hofkammer  unabhängig  bleiben  sollte. ') 

Auch  die  allmälige  Herabminderung  der  verzinslichen  Staats- 
schuld wurde  durch  dasselbe  Patent  angeordnet.  Ausser  den  ver- 
schiedenen vorhandenen  Fonds  wurde  zu  diesem  Behufe  bestimmt: 
die  etwaigen  Ersparnisse  bei  den  Staatsausgaben,  die  Kaufschillinge 
der  Staatsgüter,  sodann  die  Interessen,  welche  alljährlich  durch  die 
Einlösung  der  Staatsobligationen  dem  bestehenden  Amortisations- 
fonde  zugeführt  werden.  Eine  vollständig  illusorische  Bestimmung, 
da  sich  nie  ein  Ueberschuss  ergab,  in  den  nächsten  Jahren  auch 
nicht  zu  erwarten  war  und  der  Staatsgüterverkauf  ungemein  wenig 
einbrachte.  Aber  es  war  eine  Eigenthümlichkeit  der  Finanzver- 
waltung damaliger  Tage,  grosse  Versprechungen  zu  machen  und 
zeigen  zu  wollen,  dass  ihre  sorgfältigen  Erwägungen  die  gesammte 
Staatsschuld  umfassen.  • 

Schon  nach  einigen  Wochen  erhielt  der  mühsam  zu  Stande 
gebrachte  Finanzplan  einen  Riss.  Einige  Tage  nach  Erlass  des 
Patentes  vom  20.  August  erhielt  man  Nachrichten  von  dem  Stande 
der  preussisch  französische'«  "BeÄielTttflgen  und  die  Aufforderung 
von^Seite  des  Berliner  Hofes  goTfieinschaftliche  Sache  gegen  Frank- 
reich zu  machen.  Die  Aufstellung  eines  Armeecorps  in  Böhmen 
wurde  beschlossen,  und  am  29.  September  befahl  der  iCaiser  der 
Finanzvcrwaltung,  die  Mittel  zu  diesem  Behufe  flüssig  zu  machen. 
Der  Hofkammer-Präsident  schilderte  die  Trostlosigkeit  der  Finanz- 
lage; für  den  Monat  October,  setzte  er  auseinander,  verfüge  er  bloss 


')  Patent  vom  20.  August  1806, 
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über  5.7f;9  Millionen  disponibler  Cassareste  und  über  eine  Summe  von 
2.4,)  Millionen,  die  eigentlich  zur  Verminderung  der  Zettel  bestimmt 
sei;  für  1807  hätte  er  höchstens  40  Millionen  für  das  Militär  zur 
Verfügung;  das  neue  Finanzsystem  sei  ein  bloss  für  die  Friedens- 
zeit berechnetes,  Kriegsauslagen  seien  dabei  nicht  in  Betracht 
gezogen  worden,  die  Wechselcourse  sinken,  die  Lotterieloose  linden 
keinen  Absatz,  die  Rebunzirung  der  edlen  Metalle  gehe  langsam 
von  statten,  die  Extrasteuern  bleiben  im  Rückstande,  die  aus 
Bankozetteln  bestehenden  Cassavorräthe  seien  erschöpft,  an  Münze 
bloss  noch  12  Millionen  vorhanden.  Eine  Beschränkung  der  Militär- 
auslagen sei  unbedingt  erforderlich,  zur  Anschaffung  von  Pferden 
könne  er  höchstens  6  Millionen  aus  der  Reserve  der  Bankozettcl 
zur  Verfügung  stellen.  ') 

Der  Kaiser  setzte  in  Folge  dessen  eine  Commission  ein,  aus 
Kolowrat,  als  Vorsitzenden,  Zichy,  Stadion,  Schilttersberg  und 
einigen  Mitgliedern  der  Creditcommission  bestehend,  welche  in 
Berathung  zu  ziehen  hatte,  ob  die  mittlerweile  eingetretenen  poli- 
tischen Verhältnisse  die  Durchführung  der  Tilgung  der  Noten 
gestatten,  ob  es  räthlich  sei,  die  dazu  bestimmten  Auflagen  für 
die  militärischen  Zwecke  zu  verwenden,  oder  ob  ausserordentliche 
Beiträge  von  den  Ländern  zu  verlangen  seien,  endlich,  welche 
Massnahmen  zu  treffen  wären,  wenn  Oesterreich  zu  den  Waffen 
zu  greifen  sich  gezwungen  sehen  sollte.  2) 

Den  Gang  der  Verhandlung  am  13.  Octobcr  bestimmte 
eigentlich  der  Minister  des  Auswärtigen,  Graf  Stadion.  Man  habe 
die  Erhaltung  des  Friedens  bei  der  Ausarbeitung  des  neuen 
Finanzsystems  als  bestimmt  »angenommen,  legte  er  der  Versamm- 
lung dar,  die  Hypothese  sei  jedoch  ganz  und  gar  irrig,  so  lange 
Napoleon  seinen  gegenwärtigen  politischen  Einfluss  behalte,  sei 
auch  nicht  auf  ein  Friedensjahr  mit  Zuversicht  zu  rechnen,  selbst 
wenn  er  seine  Armee  über  den  Rhein  zurückziehen  würde,  müsse 
man  an  eine  respcctable  Defensive  denken.  Bei  dieser  liage  der 
Dinge  sei  es  nothwendig,  die  jeweiligen  Verhältnisse  zu  benützen, 
daraus  die  gehörigen  Vortheile  ziehen,  sich  nöthigenfalls  auch  auf 
eine  lange  kräftige  Vertheidigung  gefasst  machen  und  die  Mittel 
bereit  halten.  Am  entschiedensten  sprach  sich  Kolowrat  gegen 
die   Einstellung    der    zur   Tilgung   der   Noten   bereits   ergriffenen 

')  Vortrag  3.  October  1806. 

2)  Das  Handschreiben  an  Kolowrat  vom  10.  Oetober  1806. 
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Massnahmen  aus,  indess  möge  man  die  dazu  bestimmten  Summen 
einstweilen  für  militärische  Zwecke  verwenden  und  später  ersetzen. 
Die  Commission  hatte  im  Grunde  genommen  nichts  gegen  diesen 
Antrag  einzuwenden,  vorläufig  waren  alle  Verlegenheiten  über- 
wunden, und  es  schien  um  so  schwerer  neue  Quellen  ausfindig 
zu  machen,  da  der  ausserordentliche  Bedarf  für  die  böhmische 
Neutralitätsarmee  auf  105  Millionen  veranschlagt  war.  Von  den 
künftig  zu  erwartenden  -Brnfnälrmen  konnten  aber  die  dringenden 
laufenden  Auslagen  nicht  bestritten  werden,  man  einigte  sich  daher, 
dass  im  Nothfalle  Bankozettel  „auf  die  vorgedachten  Einnahmen 
zu  anticipiren"  seien.  ') 

Die  kaiserliche  Entschliessung  erfolgte  am  23.  October.  ■  Sie 
lautete :  Es  seien  zu  Militärauslagen  zu  verwenden,  die  noch  übrigen 
250.000  Pfund  englischer  Subsidien,  bei  deren  Realisirung  in 
Bankozettel  jedoch  darauf  zu  sehen  sei,  dass  auf  deren  Cours, 
wenn  derselbe  etwas  jähe  sinken  sollte,  vortheilhaft  gewirkt  werde, 
ferner  die  etwa  eingehenden  Beträge  der  Lottodarlehen  und  alle  für 
die  Tilgung  der  Bankozettel  bestimmten  Eingänge ;  das  gezwungene 
Darlehen  sei  zu  vertagen  und  statt  desselben  ein  unentgeltlicher 
Beitrag  oder  donum  gratuitum  zu  fordern.  Von  Anticipationen 
auf  Bankozettel  sei  nur  im  äussersten  Nothfalle  Gebrauch  zu 
•machen  und  die  etwa  bereits  gemachten,  sobald  es  die  Umstände 
erheischen,  zu  ersetzen.  Das  Patent  vom  29.  October  1806  ver- 
kündigte, dass  mit  Ausnahme  des  Ertrags  der  Bunzirungsanstalt, 
der  dem  bisherigen  Zwecke  bewahrt  bleibe,  alle  Eingänge  aus 
den  durch  das  Patent  vom  20.  August  festgesetzten  Steuer-  und 
Gefällserhöhungen  „einstweilen"  zu  militärischen  Zwecken  verwendet 
werden  sollten,  jedoch  nur  auf  so  lange,  als  die  Aufstellung  von 
Truppen  dies  unentbehrlich  machen  würde.  Auch  wurde  die 
Erhebung  einer  ausserordentlichen  Steuer  mit  Y2  %  von  dem  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Vermögen  angeordnet. 

Die  Rechnung,  mit  diesen  Mitteln  den  Heercsbedai'f  zu 
decken,  war  eine  falsche.  Die  Rüstungen  im  Herbste  1806  und 
in  ^den  ersten  Monaten  des  fölgenden  Jahres  wurden  zumeist  durch 
Papicigcld  bc^tj4tfeJU!jnd  selbst  nach  dern^Fnedenjvjon  Tilsit  trat 
eine__b£ü:ächtiicli^^^^ermm  der  militärischen  Ausgaben  nicht 

ein,    da   man  jede  Kriegsgefahr  nicht  für  beseitigt  wähnfe.     Die 


')  Protokoll  13.  October  1806, 
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circulirende  Notenmenge  betrug  anfangs  1807  449.7  Millionen  und 
am  Schlüsse  des  Jahres  493.20  Millionen  Gulden,  das  Agio  hatte 
schon  im  März  203  überschritten  vind  sank  nur  für  kurze  Zeit 
unter  diese  Ziffer  herab,  im  December  betrug  es  im  Durchschnitte 
203.75^/0.  Das  Jahr  1807  verstrich,  ohne  dass  irgend  etwas  für 
die  Verbesserung  des  Geldwesens  geschehen  wäre,  ausser  man 
wollte  den  Umtausch  der  alten  Noten  gegen  neue  eine  That  nennen. 
Bei  der  Ungewissheit  der  politischen  l^age  und  bei  dem  Umstände, 
dass  man  alljährlich  gewaltige  Summen  von  Noten  in  den  Verkehr 
brachte,  um  nur  das  Deficit  zu  decken,  war  an  eine  Besserung 
\  \  der  Verhältnisse  schwer  zu  denken.  Dazu  kam  die  Unfähigkeit 
\\des  Mannes,  dem  die  l^eitung  der  Finanzen  übertragen  war. 
Selbst  Männer  wie  Erzherzog  Carl  hielten  die  Lage  für  eine  ver- 
zweifelte. In  einem  Einbegleitungsschreiben  einer  anonymen  Arbeit 
über  die  österreichischen  Finanzen,  welche  eine  progressive  Capital- 
steuer  und  wenn  dieses  nicht  hinreichen  sollte,  damit  die  Deval- 
virung  der  Bankozettel  um  Yj  ihres  Werthes  zu  verbinden,  in 
Vorschlag  brachte,  sagte  Karl,  dass  ohne  schnelle  durchgreifende 
Jlilfe  der  Staat  in  sich  selbst  ohne  äusseren  Angriff  zusammen- 
stürzen müsse,  dass  bei  den  politischen  Conjuncturen' gar  keine 
Zeit  mehr  zur  langsamen  Hilfe  übrigbleibe.  Nur  Selbstbetäubung 
oder  absichtliche  Täuschung  oder  hoffnungslose  Gleichgiltigkeit 
können  die  Gefahr  verschleiern.  1)  Dazu  kam,  dass  man  nicht 
den  Müth  hatte  ehrlich  und  unumwunden  die  ganze  Trostlosigkeit 
der  Lage  blosszulegen,  und  gerade  Graf  Zichy  war  es,  der  die 
wohlgemeinten  Anträge  in  dieser  Richtung  zum  Scheitern  brachte, 
i  Der  Gedanke,    die   ungarischen  Länder   in   einem    erhöhten 

\    Masse   zu   den   staatlichen  Ticistungen   herbeizuziehen,    war,    wie 
\  wir  gesehen,  längst  auf  der  Tagesordnung.    Die  Einberufung  eines 
\  Landtages  stand  vor  der  Thür  und  es  fragte  sich,  welche  Propo- 
sitionen die  Regierung  den  Ständen  machen  werde.    Beabsichtigt 
war,  eine  P^rhöhung  der  Contribution  um  2 — 2'/.2  Millionen,    eine 
Beitragsleistung  zur  Bedeckung  des  Deücits  und  zur  Tilgung  der 
unverzinslichen    Staatsschuld    zu    fordern.      Der    Palatin    meinte, 
ersteres  werde   keine  Schwierigkeiten    machen,    aber   wenn   noch 
.(  weitere  Forderungen  gestellt  werden  sollten,  so  sei  volle  Publicität, 
'     offene   Darlegung    der   Finanzlage    unbedingt    nothwendig.      Man 


')  Carl  an  den  Kaiser,  8.  November  1807, 
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müsse  den  ]\[uth  haben  die  Grösse  des  Uebels  aufzudecken    und 
zugleich  die  Möglichkeit  einer  Heilung  zeigen,  was  für  den  Credit 
nur    förderlich  sein  werde.     Zur  Geheimthuerei    sei   kein  Grund^  ; 
nur  der  Mangel  an  gründlicher  Kenntniss  der  wirklichen  Gebrechen  \ 
oder  der  Abgang  eines  festen  Systems  können  sich  dieser  Forderung 
widersetzen;  in  diesem  Falle  sei  es  allerdings  nicht  thunlich  den 
ungarischen  Ständen  einen  Einblick    in    die    linanzielle  Lage    der 
Monarchie  zu  gewähren,    dann  sei  aber  auch  nichts  zu  erwarten. 
Das  Deficit,  fuhr  er  fort,  steigert  sich  und  zwingt  die  Verwaltung 
zur  Erhöhung  der  Auflagen,  oder  zu  einem  noch  grösseren  Uebel, 
zur  Vermehrung  der  unverzinslichen  Schuld  durch  Ausschneidung 
von  Zetteln.    Die  Steigerung  der  Steuer  habe  eine  Grenze,  welche 
zu  überschreiten  ohne  Schädigung  der  Contribuenten    nicht  mög- 
lich sei.    Die  fortwährende  Ausgabe  neuer  Noten  führe  zum  Staats- 
bankerotte. ')  Der  Hofkammer-Präsident  trug  im  Rathe  des  Kaisers 
über  den  Palatin  den  Sieg  davon,  indem  er  ein  Argument  vorlegte, 
welches  Eindruck  zu  machen  nie  verfehlte.     Dies  sei  gefährlich, 
legte  er  dar,  die  Stände  werden  Miene  machen,  sich  in  die  Ver- 
waltung einzumischen,    was  mit  den   königlichen  Rechten    unver-    | 
einbarlich  sei.   In  der  That  begnügte  man  sich  bloss  mit  der  For-    1 
derung   einer  Erhöhung  der  Contributiou'  mit  Rücksicht   auf  die    1 
gesteigerten  Preise  der  Lebensmittel  und  einer  ausserordentlichen     \ 
Beisteuer  zur  Hebung  des  Staatscredits. 

Seit  dem  Frühjahr  1808  tauchten  massenhafte  Pläne  zur 
Verbesserung  der  Finanzen  auf,  und  die  Projectenmacher  drangen 
bis  zum  Kaiser  vor  und  überreichten  ihm  ihre  zum  Theil  ziemlich 
sonderbaren  Anträge.  Die  Vorgänge  in  Frankreich,  welches  sich 
vor  Kurzem  noch  ebenfalls  mitten  in  einer  schwungvollen  Papier- 
wirthschaft  befunden  hatte,  forderten  jedenfalls  zum  Studium 
heraus,  und  man  hielt  nichts  für  leichter  als  manche  Einzelu- 
heiten  auf  Oesterreich  zu  übertragen.  So  spukte  die  Fundirung,  j 
der  Ziettcl  aui  den  Grund  und  Boden  der  gesammten  Monarchie, 
also  auch  auf  das  Pi'i\'ntci.u-ciii]!um,  in  den  Kripfcii.  Kin  anderer 
schlug  vor,  die  ciiculii-ciulcn  P)ank()Z('tlcI,  deren  Menge  auf 
5(X)  Millionen  (iuldcii  l)(r('cliiu't  Avurdo,  auf  einmal  zu  beseitigen 
und    oin    neues  Papiergeld    im  Betrage    von   250  Millionen    dafür 


1)  Die  Schrift  des  Palatins  vom  28.  März  1807. 
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auszugeben  und  zwar  190  Millionen  Staatsobligationen  zu  massigen 
Percentcn  und  60  Millionen  Circulationssclieine. 

Der  Plan  fand  an  dem  Erzherzog  Rainer  einen  Anwalt. 
Stadion,  dem  der  Kaiser  eine  Anzahl  von  Projeeten  zur  Begut- 
achtung vorgelegt  hatte,  erklärte  sich  dagegen.  Von  den  Staats- 
papieren, bemerkte  er  treffend,  haben  die  190  Millionen  eine  bloss 
illusorische  Hypothek,  die  60  Millionen  Circulationsscheine  aber 
gar  keine,  das  neue  Papiergeld  sei  auf  diese  Weise  um  nichts 
besser,  als  die  bisherigen  Bankozettel  und  werde  vom  ersten  Tage 
seines  Erscheinens  gegen  baares  Geld  wenigstens  ebenso  schlecht 
stehen  und  vermuthlich  noch  viel  schlechter,  weil  ein  neues 
Papier,  sobald  es  nicht  besser  sei  als  dasjenige,  welches  es 
ersetzen  solle,  den  Staatscredit  noch  einmal  und  ganz  vernichte; 
ein  Beleg  für  diese  Ansicht  seien  die  Mandate  in  Frankreich, 
welche  die  Assignate  ersetzen  sollten.  -Tfeüernaupt  müsste  man 
sich  wohl  die  Frage  voi'legen,  ob  der  Zeitpunkt  für  |durchgreifende 
Massregeln  ein  geeigneter  sei.  Seit  April  1808  machte  man  sich 
in  den  massgebenden  Kreisen  der  Residenz  mit  dem  Gedanken 
eines  Krieges  gegen  Frankreich  vertraut.  Stadion  vertrat  in  einer 
Reihe  von  Denkschriften  die  Ansicht,  dass  Napoleon  über  Oester- 
reich  herfallen  werde,  sobald  die  spanischen  Angelegenheiten  ihm 
die  erforderlichen  militärischen  Kräfte  freilassen.  Hatte  nun  auch 
der  Minister  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  von  Gegnern,  die 
seine  Auffassung  der  politischen  Sachlage  entschieden  bekämpften 
und  bei  dem  Stande  der  Finanzen,  die  Unmöglichkeit  einen  Krieg 
zu  führen,  zu  erweisen  suchten,  so  besass  doch  auch  die  Kriegs- 
partei ihre  Vertreter,  welche  die  Nothwendigkeit  hervorhoben, 
auf  Mittel  zu  Rüstungen  vorzudenken.  Die  Vertheidiger  einer 
Friedenspolitik  stellten  es  in  Abrede,  dass  die  für  den  Krieg 
erforderliche  Summe,  die  man  auf  150  Millionen  veranschlagte, 
aufzubringen  sei,  denn  würde  man  wieder  zum  Ausscheiden  von 
Bankozetteln  seine  Zuflucht  nehmen,  so  sei  „der  Sturz  der 
Finanzen"  unausweichlich.  Ehe  an  einen  Krieg  gedacht  werden 
könnte,  müsse  erst  die  Ordnung  des  Geldwesens  stattgefunden  haben. 
Der  energischeste  Vertreter  dieser  Richtung  war  Staatsrath 
ytahl^dcr  sich  als  Finanzautorität  eines  grossen  Ansehens  erfreute. 
Verschiedene  umfassende  Arbeiten  über  die  Neuordnung  des  Geld- 
wesens, die  wenigstens  in  dem  historischen  Theile  eine  genaue 
Kenntniss    österreichischer    Verhältnisse    verriethen,    hatten    ihn 
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auch  in  den  allerhöchsten  Kreisen  bekannt  gemacht,  und  Erz- 
herzog Rainer  gehörte  zu  seinen  entschiedenen  Gönnern.  Stahl 
huldigte  der  Devalvirungstheorie  und  sein  Vorschlag  ging  dahin, 
die  500  Millionen  "Bffll^Ö^6tf M  so  schleunig  als  möglich  aus  dem 
Weg  'Ztl'schäffeii,  und  um  dies  zu  erreichen,  dieseTBeh  IheiTs  mit 
Obligationen,  theils  mit  baarem  Gelde  zu  vergüten;  zur  besseren 
Auswechslung  60  Millionen  Circulationsscheine  zu  creiren,  das 
Münzwesen  zu  reguliren  und  das  schlechte  Kupfergeld  zu  besei- 
tigen, einen  Amortisationsfond  zu  bilden,  die  Zinsen  der  Schuld' 
im  In-  und  Auslande  herabzusetzen  und  die  Zahlungstermine  zu 
verlängern,  alle  möglichen  Ersparnisse  einzuführen,  endlich  die 
Production  und  den  Verkehr  zu  erleichtern,  die  Canäle  zu  ver- 
mehren u,  s.  w. 

Der  ganze  Plan  bot  viele  Angriffspunkte  dar,  und  Stadion 
war  gewandt  genug,  dieselben  zu  benützen.  Er  hob  hervor,  dass 
durch  den  Vorschlag  Stahls  die  Geldcirculation  um  50%  ver- 
mindert würde,  und  dies  in  einem  Augenblicke,  in  welchem  der 
Staat  so  viele  neue  ausserordentliche  Hilfsmittel  brauche,  die  jetzt 
noch,  sei  es  auch  durch  illusorische  Zahlungsmittel,  aufgebracht 
werden,  dann  aber  ganz  fehlen  würden.  Ersparnisse  seien  aller- 
dings ganz  wünschenswerth,  aber  es  lasse  sich  kein  beträchtliches 
Ergebniss  erwarten,  wenn  man  all  das  leisten  wolle,  was  der 
Augenblick  erheische.  Endlich  sei  vergessen  worden,  dass  man" 
sich  in  „dem  Zeitpunkte  eines  drohenden  oder  gar  schon  aus- 
brechenden Krieges"  befinde,  wo  dergleichen  Werke  der  Ruhe 
und  des  Friedens,  als  Canalbauten,  Flussregulirungen,  Steuer- 
rectilicationen  nur  langsamen  Fortgang  haben  können. 

Weit  kürzer  fasste  sich  Graf  Chotek;  es  gebe  nur  drei 
Mittel,  setzte  er  auseinander,  die  in  Anwendung  zu  bringen  wären 
und  zum  Ziele  führen  müssten:  Devalvirung  der  Bankozettel, 
Reform  des  stehenden  Heeres  und  eine  bessere  Organisation 
Ungarns.  Stadion  erklärte  sich  schon  aus  dem  Grunde  gegen 
diese  Anträge,  weil  die  Durchführung,  die  in  jedem  Falle  mehrere 
Monate  beanspruchen  würde,  während  dieser  Zeit  eine  solche 
Stockung  und  eine  solche  Verwickelung  in  allen  Zweigen  der 
Administration  und  des  bürgerlichen  Verkehrs  nach  sich  ziehen 
würde,  wodurch  gerade  in  einem  Augenblicke,  der  ausserordent- 
liche Hilfsmittel  erheische,  dem  Staate  alle  Quellen  abgeschnitten 
würden.     Sämmtliche  Pläne   betonten  ferner  die  Nothwendigkeit, 
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mindestens    18   bis   20  Millionen  klingender  Münze  aufzubringen, 
und  Stadion  fragte,  woher  diese  zu  nehmen  seien. 

Die  Vorschläge,  schloss  der  Minister  des  Auswärtigen  seinen 
Vortrag,  seien  grossentheils  sehr  gut  und  triftig  in  ihren  einzelnen 
Theilen  bearbeitet,  fehlten  aber  seines  Erachtens  darin,  dass  sie 
von  Voraussetzungen  ausgehen,  welche  mit  der  Lage  der  Dinge 
nicht  übereinstimmen.  Er  zweifle,  dass  ein  radicales  Finanz- 
regenerationssystem gefunden  werden  könne,  welches  nicht  ent- 
weder geradezu  ein  völliger  Staatsbankerott  sei  oder  nicht  lange 
Vorbereitung  und  wenigstens  durch  eine  bestimmte  Zeit  einen 
Zustand  äusserer  Ruhe  und  innerer  Beruhigung  erheische.  Leider 
sei  man  weit  entfernt,  diesen  so  bald  erwarten  zu  können.  In 
einem  Zeitpunkte  aber,  der  die  ausserordentliche  Anspannung 
aller  Staatskräfte  jeden  Tag  nothwendig  machen  könne,  einen 
völligen  Bankerott  gegen  das  Publicum  spielen  zu  wollen,  könne 
unmöglich  angerathen  werden.  Wenn  nun  also  der  gegenwärtige 
Zeitpunkt  eine  solche  Radicalcur  nicht  zulasse  oder  höchstens 
nur  zu  etwaigen  Vorbereitungen  günstig  sei,  so  müsse  wohl  für 
den  Augenblick  zu  solchen  Mitteln  geschritten  werden,  welche 
geeignet  seien,  den  kranken  Staatskörper  so  gut  als  möglich  bis 
auf  den  Zeitpunkt  zu  erhalten,  wo  eine  Radicalcur  angefangen 
oder  eine  schon  vorbereitete  werkthätig  unternommen  werden 
könne.  Dies  werde  nun  freilich  Palliativmittel  ergreifen  genannt 
und  selbst  schon  dieses  Namens  wegen  verworfen  werden.  In- 
dessen sei  doch  die  Sache  einer  weiteren  Betrachtung  werth.  Da, 
wo  man  radical  zu  helfen  wähnt,  mit  Palliativen  verfahren,  sei 
allerdings  ein  arger  und  um  so  mehr  schädlicher  Irrthurh,  als 
solche  falsch  angewandte  Palliativmittel  gewöhnlich  die  Hilfs- 
mittel der  Zukunft  vorweg  angreifen,  weder  für  die  Gegenwart 
noch  für  das  Zukünftige  zweckmässig  seien  und  das  Ucbel 
schlimmer  und  um  so  schwerer  heilen  machen.  Aber  in  einem 
Falle,  wo  —  so  wie  es  in  der  physischen  Welt  gar  oft  mit 
Kranken  geschieht,  bei  denen  man  die  Zeit  gewinnen  muss,  um 
eine  günstige  Witterung  oder  die  Möglichkeit  irgend  einer  ent- 
scheidenden Cur  zu  botiiitzen  —  es  darauf  ankomme,  den  Staats- 
körper so  lange  zu  ei'halten,  dass  mit  irgend  einer  Wahrschein 
lichkeit  oder  wenigstens  mit  irgend  einei"  auch  entfernten  Hoff- 
nung eine  zu  dessen  völliger  Wiederherstellung  günstige  Epoche 
abgewartet  werden  könne,  in  einem  solchen  Falle  Palliativmittel, 
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wissentlich^  dass  es  nur  Palliativniittel  sind,  zu  ergreifen,  sei 
wohl  keineswegs  unplatzgreifend  und  könne  öfters  zur  Nothwen- 
digkeit  werden.  Nur  müsse  man  sich  selbst  über  ihre  Natur  nicht 
betrügen  und  nicht  dazu  solche  Hilfsquellen  angreifen  oder  gar 
ersch()pfen  wollen,  welche  späterhin  zur  entscheidenden  Regene- 
ration nöthig  werden  und  also  unversehrt  erhalten  werden  müssen. 
An  eine  gründliche  Reform  war  daher  nach  der  Ansicht  des 
Ministers  des  Auswärtigen  nicht  zu  denken,  so  lange  man  sich 
auf  einen  Kampf  um  die  Existenz  des  Staates  gefasst  machen 
musste,  höchstens  konnte  dahin  gestrebt  werden,  die  Finanzen 
auf  dem  Punkte,  auf  dem  sie  sich  damals  befanden,  zu  erhalten 
oder  mindestens  nicht  zu  verschlimmern,  damit  ihre  Heilung 
nicht  fast  unmöglich  w^ürde,  ^) 

Hiemit  Aväre  die  Angelegenheit  wenigstens  vorläufig  von  der 
Tagesordnung  abgestellt  gewesen,  wenn  nicht  der  Kaiser  dieselbe 
wieder  angeregt  hätte.  Mochten  auch  die  Darlegungen  Stadions 
momentan  überzeugend  auf  ihn  wirken,  dass  vorläufig  nichts  zu 
thuu  sei,  so  brachten  im  nächsten  Augenblicke  die  schlechten 
Oourse  eine  Umstimmung  bei  ihm  hervor  und  er  fragte  wieder 
an,  wie  dem  Uebel  abzuhelfen  sei,  ob  durch  Devalvirung  oder 
durch  Convertirung  in  eine  fundirte  Schuld.  2) 

Es  fehlte  jedoch  auch  nicht  an  Stimmen,  welche  den  heil- 
losen Zustand  zu  beschönigen  und  der  Papiergeldwirthschaft  selbst 
manche    rosige    Seite    abzugewinnen    wussten.     Der    Hofkammer- 


Prasident,  Graf  Zichy,  stellte  nicht  m  Abrede,  dass  die  umlau- 
lende  Notenmenge  zu  gross  sei,  und  bei  der  Preissteigerung  jene 
Personell,  die  auf  feste  Bezüge  angewiesen  seien,  sich  vielfache 
Beschränkungen  auferlegen  müssen,  aber  alle  übrigen  Classen 
der  Bevölkerung  als  Grundbesitzer,  Taglöhner,  überhaupt  die 
Producenten,  hätten  *'nicht  gelitten,  der  Wohlstand  habe  sogar 
ti-ot/  allci-  Unglücksfälle,  welche  die  Monai'chie  boti'offen,  in  den 
letzten  Jahren  beträchtlich  i^ugenommen,  ,,weil  die  Zettel  doch 
im  Grunde  genomnien  eine  gewkse^^Masse  productiven  Capitals 
gebildet  haben".  Die  Bankozettel,  fuhr  er  panegyrisch  fort,  haben 
also  die  Monarchie  vom  Untergange  o-erettet,  und  es  handle  sich 
bloss  darum,  das  Publicum  in  Bezug  auf  den  Wertli  zu  beruhigen 


^)  Vortrag  vom  11.  Mai  1808,    ganz  eigenhändig  von  Stadion  geschrieben 
Staatsarchiv. 

2)  Handschreiben  vom  28.  Juni  1808. 
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und  demselben  die  Gelegenheit  zu  bieten,  die  allfällig  disponiblen 
Vorräthc  auf  eine  solide  Hypothek  fruchtbringend  anzulegen. 
Frankreich  zeige,  zu  welchen  Convulsionen  die  Devalvirung  führe. 
Graf  Zichy  sah  in  der  Emission  der  Bankozettel  das  einzige  Mittel, 
die  Bedürfnisse  des  Staates  bestreiten  zu  können.  Nur  auf 
diese  Weise  können  Handel  und  Gewerbe  aufrecht  erhalten  und 
der  Circulation  die  erforderlichen  Vorstellungszeichen  verschafft 
werden.  ^)  Nach  seiner  Ansicht  genügte  es,  einen  Amortisations- 
fond zu  schaffen ,  um  eine  allmälige  Reducirung  der  Noten- 
massen vorzunehmen,  in  ähnlicher  Weise  etwa,  wie  es  schon 
im  Jahre  1806  vorgeschlagen  worden  war,  wobei  die  Staats- 
verwaltung iminW  freie  Hand  behielte,  mit  der  Verminderung 
einzuhalten,  sobald  die  Geldcirculation  in's  Stocken  gerathen 
würde.  Diejenigen  irren,  setzte  er  dem  Kaiser  auseinander,  welche 
meinen,  dass  das  Uebel  behoben  werden  könnte,  wenn  durch 
eine  forcirte  Operation  die  Zettelmasse  auf  die  Hälfte  herabgesetzt 
werden  könnte.  Nicht  die  grosse  Masse  der  Zettel,  sondern  der 
von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr  fühlbar  werdende  Mangel  an 
gutem  Gelde  und  eine  ^ahlungsunterbilanz,  welche  hauptsächlich 
in  den  äussei-en  Verhältnissen  und  der  in  ganz  Europa  gespannten 


Lage  des  TTandels  wui'zele,  der  die  daraus  entstandene  uner- 
hörte  Theuerung  aller  fremden  unentbehrlichen  Colonialwaaren 
zuzuschreiben  sei,  seien  die  Ursachen  des  Sinkens  der  Banko- 
Zettel.  Eine  gezwungene  Verminderung  der  Bankozettel  könne 
diese  letzten  Ursachen  nicht  heben,  sie  würde  offenbar  auf  die 
Preise  der  fremden  Producte,  die  im  Auslande  nach  schwerem 
Gelde  berechnet  werden,  keinen  Einfluss  haben,  und  der  öster- 
reichische Ausfuhrhandel  dadurch  nicht  vermehrt  werden.  Der 
Stand  der  Course  würde  sich  auch  durch  eine  solche  Operation 
nicht  ändern,  vielmehr  stünde  ein  stärkeres  Sinken  zu  befürchten; 
es  wäre  ein  partieller  Staatsbankerott  und  würde  Millionen  um 
ihr  Vermögen  bringen,  ohne  einen  Rückgang  in  den  Preisen  zu 
bewirken,  die  Unterthanen  ausser  Stand  setzen,  die  Steuern  zu 
bezahlen. 

Ein  Fai^ier^eld^Jx^xJ^^^^  dadurch  in 

seinem  Wfeitho verbessert  werden,  wenn  man  es  entweder  urii  einen 
bestimmten  Cours  gegen  schwere  Münze  ohne  irgend  eine  Beschrän- 


1)  Votum  Zichy's  vom  27.  Juni  1808  und  Vortrag  2.  Juli  1 
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kung  einwechselt,  ntjer  wenr^  trifln  r^jf-  hpif^tiphPTlfJP  y^<J^l""pgv"<^^- 
bilanz  mit  dem  Ausrände  zu  v(n-l)csseni  und  allmälig  das  Gleicli- 
Fsvicht  herzustellen  süclit.  Eine  ^Staatsverwaltung,  die  dies  nicht 
vffrmag:7*'llro'ör*''gteh''daii^  durch   Anwendung    ihrer 

beschränkten  Mittel  jedem  stärkeren  Sinken  des  Papiergeldes  vor- 
zubeugen. Man  könne  dies  allerdings  bloss  als  Palliativmass- 
regel bezeichnen,  aber  wenn  ein  entkräfteter  Körper  eine  lang- 
jährige Cur  erfordert  und  die  reellen  Mittel  fehlen,  müsste  man 
dazu  greifen. 

Bei  derartigen  unklaren  Ansichten,  welche  Ursachen  und 
Wirkungen  in  buntem  Wirbel  durcheinander  schüttelten  und  nur 
geringen  Einblick  in  die  Gesetze  des  wirthschaftlichen  Lebens 
verriethen,  konnte  irgend  ein  zweckmässiger  Vorschlag  nicht  reifen. 
Uip  den  Cours  der  sinkenden  Zettel  zu  heben,  beabsichtigte  Graf 
Zichy  eine  Million  Gulden  zu  verkaufen,  eine  andere  Million  durch 
Bankhäuser  aufzubringen  und  zu  derselben  Operation  auf  der 
Börse  zu  verwenden,  endlich  ein  Anlehen  von  100  Millionen  auf 
die  Staatsgüter  aufzunehmen.  Seit  Mitte  Juni  war  in  der  That 
schon  1.4  Millionen  verausgabt  worden,  um  auf  die  Course  zu 
wirken,  und  man  rühmte  sich,  eine  kleine  Besserung  und  eine 
allmälige  Beruhigung  des  Publicums  erzielt  zu  haben.  Die  Nach- 
frage nach  Kupfergeld  war  eine  beträchtliche,  da  man  demselben 
doch  einen  grösseren  Wertli  beilegte  als  dem  Papier,  man  beeilte 
sich  daher  anzuordnen,  dass  die  Ausprägung,  Welche  bisher  monat- 
lich sieben  bis  achtmalhunderttausend  Gulden  betragen  hatte, 
auf  1.2  Millionen  erhöht  werden  sollte.  ') 

Auch  die  Creditcommission  sprach  sich  gegen  eine  Deval- 
virung  und  für  ein  freiwilliges  Anlehen  aus,  da  eine  Zwangs- 
anleihe ein  starkes  Sinken  der  verzinslichen  Schuld  zur  Folge  haben 
würde.  Nur  über  ^die  Modalität  waren  die  Ansichten  getheilt.  Die 
Einen  waren  dafür,  auf  die  sämmtlichen  Staatsgüter,  die  eine 
Hvpothek  von  100  Millionen  bilden,  ferner  auf  das  Wiener 
Stadtbanko,  welches  einen  Üeberschuss  besitze  und  eine  Hypothek 
von  150  Millionen  darbiete,  eine  ö^gige  Anleihe  gegen  sechs- 
raonatliche  Kündigung  des  Capitals  zu  eröffnen,  die  darauf  ein- 
gezahlten Summen  aus  dem  Verkehre  zu  ziehen^  gleichzeitig 
aber  feierlich  zu  erklären,  dass  man  nie  eine  Devalvirung  der  Zettel 


1)  Protokoll  3.  Juli  1808. 
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vornehmen  werde,  Pergen's  Vorschlag  ging  dahin^  die  in  den 
Patente  vom  20.  August  1806  zur  Tilgung  der  Noten  bestimmten 
Zuschläge  auf  Tabak,  Salz,  Zoll,  Zucker,  die  zusammen  13  Millionen 
jährlich  abwarfen,  dem  Banko  einzuverleiben  und  von  diesem  ein 
binnen  37  Jahren  rückzahlbares  6  %  iges  Anlehen  eröffnen  zu  lassen, 
nebstdem  Capitalanlagen  auf  die  Staatsgüter  zu  gestatten  und 
einen  Tilgungsfond  für  die  alten  Bankobligationen  zu  gründen. 
Die  Unaufkündbarkeit  motivirte  Pergen  damit,  dass  man  früher 
bei  Bankoanlehen  die  Kündbarkeit  zugelassen,  seit  den  Türken- 
kriegen aber  suspendirt  habe,  eine  derartige  Zusicherung  werde 
daher  kein  Vertrauen  finden.  ^) 

Die  Vorschläge  Zichy's  fanden  die  Zustimmung  des  Monarchen 
nicht,  konnten  sie  auch  bei  der  damaligen  politischen  Sachlage 
nicht  finden.  Seit  dem  April  lebte  man  in  den  massgebenden 
Kreisen  in  banger  Furcht  vor  Napoleon,  die  Umwälzung  auf  der 
iberischen  Halbinsel,  die  Napoleon  bewerkstelligt  hatte,  die  Be- 
seitigung der  Burbonen  nämlich,  machte  auf  den  Kaiser  Franz 
einen  erschütternden  Eindruck;  er  wurde  von  nun  an  den  Ge- 
danken nicht  los,  dass  ihm  ein  ähnliches  Schicksal  bevorstünde. 
Der  Minister  des  Auswärtigen,  Stadion,  arbeitete  seit  dem  Früh- 
jahre 1808  unermüdlich  auf  den  Krieg  los.  Im  Juni  hatte  man 
schon  an  die  Errichtung  einer  Landmiiiz  und  einer  Landwehr 
Hand  gelegt.  Unter  diesen  Verhältnissen  war  an  eine  Regene- 
rirung  der  Finanzen  nicht  zu  denken.  Stadion  war  es  selbst,  der 
in  einem  Vortrage  den  Kaiser  darauf  aufmerksam  machte,  dass 
nun  jede  Reform  unzweckmässig  sei.  Seine  Darlegung  ist  auch 
in  einer  anderen  Richtung  interessant  geimg,  um  hier  einen  Platz 
zu  verdienen.  Die  Finanzen,  sagte  er,  sind  in  der  That  in  einem 
ungünstigen  Zustande,  die  ausser  allem  Verhältnisse  gestiegenen 
Massen  der  Bankozettel,  ihr  grosser  Misscredit  gegen  baares  Geld, 
das  auf  eine  furchtbare  Art  zunehmende  Misstrauen  gegen  dieses 
Papiergeld,  setzen  den  Staat  in  eine  fortwährende  und  drückende 
Verlegenheit.  Dennoch  habe  das  Papiergeld  auch  mehrere  und 
zwar  wichtige  gute  Wirkungen  hervorgebracht.  Nur  durch  die 
Menge  der  circulirenden  Nominalsumme  konnte  der  Staat  noch  in 
den  letzten  Jahren  das  leisten,  was  er  geleistet  hat,  nur  diese 
künstliche  Circulation  habe  in  den  Stand  gesetzt,  die  Streitkiäfte 


1)  Protokoll  vom  3.  Juli  1808. 
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wieder  auf  den  Fuss  zu  bringen,  auf  dem  sie  jetzt  stehen;  die 
Armee  mit  allem  Nothwendigen  zu  versehen  und  das  vollständige 
Defensivsystem,  welches  gegenwärtig]  in's  Werk  gesetzt  würde, 
aufzustellen;  nur  die  Erhaltung  dieser  Circulation  könne  es  möglich 
machen,  die  getroffenen  Massnahmen  zu  vollenden  und  die  Existenz 
der  Monarchie  und  des  regierenden  Kaiserhauses  mit  einiger  Be- 
ruhigung zu  sichern.  Indessen  sei  der  Misscredit  der  Bankozettel 
neuerlich  auf  einen  Grrad  gestiegen,  welcher  es  nothwendig  mache, 
Mittel,  und  zAvar  kräftige  Mittel,  zu  ihrer  Erhaltung  anzuwenden. 
Der  Kaiser  habe  sich  bestimmt  gefunden,  diese  wichtige  Ange- 
legenheit der  Finanzhofstelle,  welche  bisher  nicht  mit  hinläng- 
licher Kraft  dem  Fallen  der  Papiere  entgegen  zu  arbeiten  wusste, 
nicht  ferner  allein  anzuvertrauen,  sondern  andere  vorzügliche  Ge- 
schäftsmänner, welche  in  diesem  Fache  gearbeitet  haben,  zu  Rathe 
zu  ziehen  und  zu  gebrauchen.  Nun  finde  es  sich  aber,  dass  diese 
letzteren  in  politischer,  administrativer  und  finanzieller  Beziehung 
von  einem  völlig  verschiedenen  Gesichtspunkte  ausgehen,  als  der 
sei,  den  man  bisher  eingehalten  habe.  Ihr  System  erzwecke  die 
Vernichtung  der  Bankozettel  und  eine  Reduction  der  Armee,  die 
Aufhebung  jeder  ausserordentlichen  Vertheidigungsanstalt,  Mass- 
nahmen, die  unter  den  gegenwärtigen  Umständen,  statt  irgend 
etwas  Gutes  zu  bewirken,  die  Auflösung  der  Monarchie  und  ihre 
Unterjochung  unter  Napoleons  Scepter  nach  sich  ziehen  würden,  i) 

Ein  Wechsel  in  der  Leitung  der  Hofkammer  trat  ein.  Am 
26.  August  erfolgte  die  Ernennung  O'Donnells  zum  Präsidenten.  \  Q^ 
Der  Kaiser,  heisst  es  in  dem  Handschreiben,  erwarte  Unterstützung 
seiner  Absichten,  die  dahin  gehen,  die  Nachtheile,,  die  dem  Staats- 
und Privatcredit  durch  den  Drang  der  Umstände  in  den  letzten 
Jahren  erwachsen  sind,  durch  die  zweckmässigsten  Mittel  zu 
entfernen. 

Die  Rüstungen  nahmen  die  Mittel  des  Staates  vollständig 
in  Anspruch.  Die  Unmöglichkeit,  den  hochgespannten  Forderungen 
der  Militärleitung  zu  genügen,  trat  bald  hervor.  Schon  am  3.  Sep- 
tember erstattete  die  Creditcommission  einen  Bericht,  worin  sie 
darlegte,  dass  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahms- 
quellen nicht  hinreichen,  man  daher  ganz  ausser  Stande  sei,  die 
ungewöhnlich    hohe    Militärdotation    zu    bestreiten.      Nach    dem 


')  Vortrag  am  26.  Juli  1808.  Staatsarchiv. 
Beer.    Die  Finanzen  Oesterreichs. 


34  Erstes  Capitel. 

damals  aufgestellten  Präliminare  für  1809  waren  34  Millionen  zur 
Bedeckung  erforderlich,  wobei  der  »Stand  der  Armee  mit  327.742 
Köpfen  angenommen  wurde.  Hatte  schon  seit  dei"  Vertreibung 
der  Bourbonen  in  Spanien  die  Kriegspartei  bedeutend  an  Boden 
gewonnen,  seit  der  bekannten  Ansprache  Napoleons  vom  15.  August 
1808  an  den  österreichischen  Botschafter  gewannen  selbst  die  bis- 
her einer  friedlichen  Richtung  zugeneigten  Personen  die  Ueber- 
zeugung,  dass  ein  Krieg  unvermeidlich  sei.  An  ein^  Verminderung 
des  Heeres  war  nicht  zu  denken.  Die  kaiserliche  Weisung  vom 
29.  September  war  in  diesem  Sinne  gehalten.  Das  Wohl  der 
Monarchie  gestatte  nicht,  hiess  es,  den  dermaiigen  Armeestand 
zu  vermindern  oder  die  Rüstung s-  und  Vertheidigungsanstalten 
zu  beschränken,  es  müsste  daher  für  vollkommene  Bedeckung 
des  erforderlichen  Aufwandes  Sorge  getragen  werden. 

Niemand  verfolgte  die  Course  eifriger  als  der  Kaiser.  Zahl- 
los waren  die  schriftlichen  Aufforderungen,  die  Mittel  zur  Besserung 
derselben  ausfindig  zu  machen.  Unter  Zichy  war  die  Cur  eine 
einfache;  man  erbat  sich  nicht  unbeträchtliche  Summen  zum 
Ankauf  von  Wechseln. ')  Es  waren  Tropfen  auf  einen  heissen 
Stein.  Unter  O'Donnell  schien  sich  anfangs  eine  andere  Auffassung 
Bahn  zu   brechen.     Das  Shykeiis,  .,,d.ex.,^^Qji^,|ig^  gleichen 

Schritt  mit  d(;r  Vermehi-ung  4'5f  B^iJvPzettel,  hiess  es  in  einem 
Voi'trage,  in  munclien  Periodiui,  wenn  auch  namhafte  Emissionen 
gemacht  würden,  sinkeö  "die  Oourse  gar  nicht  oder  nur  um  wenige 
Procente,  während  sie  in  andern  beträchtlich  fallen,  obgleich  eine 
Vermehrung  d^rZetteJ  statthätte.  Der  heue  Hofkammer-Präsi- 
dent schien  geuQigt,  die  bisher  übliche  Börseoperation  aufzugeben. 
Wenn  Oesterreich,  sagte  er,  eine  hinlänglich  grosse  Quantität 
inländischer  Pi'oducte  verkaufen  könnte,  um  damit  die  Einfuhr 
aus  dem  Auslande  zu  begleichen  und  die  Interessen  seiner  Schuld 
zu  berichtigen,  müssten  sich  die  Course  günstiger  stellen.  Da 
vorläufig  in  dieser  Richtung  eine  Besserung  der  Verhältnisse 
nicht  zu  erwarten  sei,  so  Hesse  sich  eben  nichts  thun,  als  zu 
warten  und  einem  künftigen  günstigen  Umschwung  Alles  getrost 
anlieimstellen ;  eine  fatalistische  Ansicht,  die  jedenfalls  auf  dem 
Gebiete   der  Finanzpolitik   ihres  Gleichen   sucht.  2)     Indess   nach 

1)  In  den  Jahren  1806  —  1808  wur3eii4!^2^*MmK)nen  Gulden  zur  Ver- 
besserung der  Wechselcourse  verwendet. 

2)  Vortrag  19.  October  1808. 
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einigen  Monaten  hatte  seine  Umgebung  so  viel  Einfluss  über  ihn 
gewonnen,  dass  er  sich  dazu  bestimmen  liess,  zu  den  Mittehi 
seines  Vorgängers  zu  greifen. 

Es  lag  ganz  in  dem  Ideenkreise  der  damaligen  Zeit,  einzelne 
Pei'sonen,  namentlich  .hulcii^  für  den  Stand  der  Course  verant- 
wortlich zu  machen,  ^^fö^'  INUhse  wurde  eine  besondere  Aufmerk- 
samkeit zugewendet.  Täglich  wurden  Berichte  an  die  Finanz- 
verwaltung- von  der  Polizei  abgestattet,  und  der  Kaiser  hatte 
seine  Specialberichterstatter  und  verlangte  unermüdlich  Gut- 
achten, wie  dem  Thun  und  Treiben,  das  sich  allerdings  nicht 
selten  in  tumultuarischen  Formen  bewegen  mochte,  zu  sleuern 
sei,')  Die  herrschende  Meinung  sehe  den  Grund  des  Uebels  %, 
dem  schlechten  Charakter  der  hiesigen  Bankiers,  lautet  ein  Be- 
richt '''ÄeS""Pofeeidircctors,  welche  so  lieblos  an  dem  Ruin  des 
Staates  arbeiten.  Dermalen,  lieisst  es  in  einem  anderen  Berichte, 
gleiche  die  Börse  einem  Tandelmarkte,  der -Auswurf  der  niedrig- 
sten Majischenclasse  bestürme  dieselbe,  ordentliche  und  zum  Ge- 
Schäfte  befugte  Männer  werden  von  dieser  Gattung  Leute  zurück- 
gedrängt und  überschrien.  Um  dem  Unfug  zu  steuern,  verfügte 
der  Kaisei",  gegen  Personen  einzuschreiten,  welche  unwahre  That-  > 
Sachen  verbreiten,  die  eine  Beängstigung  des  Publicums  hervor-  1 
rufen,  ohne  bei  der  Vernehmung  die  Quellen,  aus  denen  sie  ihre 
Angaben  schöpfen,  bezeichnen  zu  können.  Vorzüglich  seien  jene 
ins  Auge  zu  fassen,  welche  in  weiteren  Kreisen  dem  Gedanken 
eines  Staatsbankerottes  Eingang  verschaffen.  2) 

Alle  diese  kleinlichen  Massregeln  fruchteten  natürlich  nichts. 
Seit  Auffust  1808  schnellte  derEscompte  empor:  am  11.  August 
stand  er  auf  21  "/o?  am  19.  August  auf  24*^/(„'  xriester  Kaufleute 
escomptirten  mit  36 — 39o/q.  Der  Kaiser  verlangte  die  Ursachen 
des  Steigens  kennen  zu  lernen,  ob  es  möglich  sei,  durch  directe 
oder  indirecte  Mittel  Einhalt  zu  thun.  Die  Ursachen  des  Steigens, 
heisst  es  in  einem  Vortrage,  seien  die  äusserst  grossen  Speculationen 
in  Colonialwaaren  und  Baumwolle;  die  Furcht,  dass  Frankreich 
die  Zufuhr  der  Waaren  verhindern  werde,  bestimme  die  Kauf- 
leute zu  grossen  Bestellungen  im  Auslande.  Die  Speculationen 
überstiegen  weit  den  Credit  der  österreichischen  Kaufleute,  viele 


»)  Franz  an  Zichy  3.  Juli  1808. 

2)  Kaiserliche  Entscliliessung  zum  Vortrage  vom  28.  Juni  1808. 

3* 
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Fallimente  seien  zu  befürchten.  Die  nächsten  Wochen  bestätigten 
diese  Ansicht^  und  die  Regierung  sah  sich  genöthigt^  dem  Han- 
delsstande in  Triest  und  Wien  eine  nicht  unbeträchtliche  Unter- 
stützung zu  Theil  werden  zu  lassen. 

O'Donnell  hatte  dem  Kaiser  vor  seiner  Ernennung  zum 
Hofkammer-Präsidenten  wiederholt  Vorstellungen  gemacht,  dass 
seine  Kraft  für  den  schwierigen  Posten  nicht  ausreiche,  da  er 
bisher  keine  Gelegenheit  gehabt  habe,  sich  mit  Finanzfragen  zu 
beschäftigen.  Erst  dem  wiederholten  Andringen  des  Monarchen 
gab  er  nach.  Seine  Vorgänger  hatten  sich  wenigstens  eine  gewisse 
Routine  angeeignet,  die  ihm  auch  abging.  So  stand  er  den  Dingen 
eigentlich  rathlos  gegenüber,  und  er  wusste  keine  andei-en  Mittel 
vorzuschlagen,  als  jene,  die  in  den  letzten  Monaten  beantragt 
worden  waren.  Wir  haben  gesehen,  dass  Zichy  ein  Anlehen  in 
Bankozetteln  auf  die  Staatsgüter  in'Antrag  gebrach*  hatte.  Auch 
der    neue    Höfkaiinner-PräsTdent    laiid'    äen^V^  „geeigen- 

schaftet,  um  den  Werth  der  Bankozettel  bis  zu  dem  Zeitpunkte 
aufrecht  zu  erhalten,  wo  grössere  und  kräftigere  Mittel  als  gegen- 
wärtig zur  Verbesserung  der  Finanzen  werden  angewendet  wer- 
den können".  Nur  wollte  er  mit  der  Veröifentlichung  des  Patentes 
noch  eine  Zeit  lang  gewartet  wissen,  indem  sich  das  Publicum 
bezüglich  der  Bankozettel  ein  wenig  beruhigt  habe.  In  der  That 
war  im  August  und  September  der  Cours  um  einige  Procente 
gesunken.  Im  Juli  betrug  der  Durchschnittscours  242  V4 ,  im 
August  23674,  im  September  233^4.  Nur  für  den  Fall  wünschte 
er  eine  allsogleiche  Publication  des  Patentes,  „wenn  der  Aus- 
bruch eines  Krieges  mit  Frankreich  nicht  mehr  entfernt  sei". 
Mit  Recht  machte  Stadion  darauf  aufmerksam,  dass,  wenn  ein 
derartiges  Anlehen  an  und  für  sich  als  zweckmässig  befunden 
werde,  an  die  Ausführung  geschritten  werden  solle.  „Hingegen 
abwarten  wollen^^  futi'^^,fprtj^^^(J[ai,ss  d^^  neuerlich  sinke, 

um  dann  eflt  das  Patent  hinauszugeben,  wäre  ein  Missbrauch, 
der  auch  die  unangenehme  Folge  haben  würde,  dass  ein  Mittel, 
welches  in  dem  rechten  Zeitpunkte  angewendet,  die  zeitliche 
Lage  der  Finanzen  verbessert  hätte,  kaum  noch  zureichen 
würde,  um  ihrem  gänzlichen  Verfall  zuvorzukommen".  Der 
Kaiser  stimmte  Stadion  bei  und  ordnete  die  Aufnahme  einer 
Anleihe  mit  der  beantragten  Summe  an.  Das  hierauf  bezügliche 
Patent    wurde  am    14,  September   veröflfentlicht.     Um   den  Cours 
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der  Bankozottel  so  viel  als  thunlich  zu  heben,  lautet  dasselbe, 
und  einen  neuen  und  sicheren  Ausweg  zu  ihrer  Verwendung  zu 
ermöglichen,  wird  denjenigen  gestattet,  welche  ihre  disponiblen 
Zettel  in  ein  verzinsliches  Stammvermögen  zu  verwandeln  wün- 
schen, dieselben  auf  die  gesammten  Staatsgüter  in  den  deutschen, 
böhmischen  und  galizischeil'^TnSvinzen^  deren  reeller  Werm*auf 
über  100  Millionen  Gulden  sich  belaufe,  gegen  Tabularsicherheit 
anzulegen.  Das  Capital  sollte  mit  5%"^6rMnst  und  gegen  eine 
sechsmonatliche  Kündigung  von  Seite  des  Gläubigers  rückgezahlt 
werden,  während  der  Staat  erst  nach  zehn  Jahren  das  Recht 
haben  sollte,  eine  Kündigung  vornehmen  zu  dürfen.  Die  Capitals- 
einlagen  konnten  von  (Ten  Darleihern  auf  das  von  ihnen  gewählte 
Staatsgut  landtäflich  vorsichert  werden.  Bei  Veräusserungen 
sollten  derartige  Schuldscheine  statt  haaren  Geldes  genommen, 
die  Einlagen  in  die  Tilgungscasse  hinterlegt  werden  und  nicht 
wieder  zur  Ausgabe  gelangen, 

Hofkammer  und  Staatskanzlei  hatten  während  des  ganzen 
Sommers  einander  gegenüber  gestanden  und  sich  zeitweilig  sogar 
sehr  energisch  befehdet.  Die  neuen  militärischen  Anordnungen 
erheischten  Geldsummen,  welche  die  Finanzverwaltung  zu  be- 
schaffen nicht  irn  Stande  war,  Stadion  blieb  dabei:  So  lange 
man  die  militärischen  Anstalten  mit  Ernst  und  Eifer  fortsetzen 
und  vervollkommnen,  die  Festungen  approvisioniren ,  Munition 
und  Vorräthe  aller  Art  anschaffen  und  anhäufen  müsse,  müssen 
die  Mittel  herbeigeschafft  werden,  und  je  länger  dieser  gespannte 
Zustand  dauern  dürfte,  um  so  dringender  sei  es,  noch  zur  rechten 
Zeit  Alles  anzuwenden,  was  die  Finanzen  des  Staates  in  den 
Stand  setzen  könnte,  das  zu  leisten,  was  von  ihnen  gefordert 
werde,  ') 

Nur  in  einem  Punkte  waren  Stadion  und  O'Donnell  einerlei 
Ansicht:  dass  dieser  gespannte  Zustand  nicht  zu  lange  andauern 
dürfte,  „weil  er  endlich  alle  Staatskräfte,  das  ganze  Capital  des 
Staates  aufzehren  und  also  den  Augenblick  horhoiführen  würde, 
wo  es  platterdings  eine  pliysisclio  Umnög-liclikcit  waic,  die  bisher 
in's  Leben  ^crufen"cn''AaistaItoii  aufifclit  zu  erhalten".  Also  die 
Lage  der  Finanzen  drängte  zum   Kii('<;e.  - ) 

')  Vortrag  10.  September  1808.  .Staatsarchiv. 

2)  Auch  ich  zweifle,  sagte  Stadion,  ob  wir  viel  länger  als  das  nächste 
Frühjahr    in    unserer    gegenwärtigen    Lage    ruliig    auszuharren    im    Stande    sein 
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Der  Kaiser  wurde  ungeduldig.  Das  neue  Patent  hatte  zur 
Verbesserung  der  Course  der  verzinslichen  Staatsschuld  nichts 
beigetragen,  den  Werth  des  Papiergeldes  nicht  gehoben.  Die 
Auseinandersetzungen  der  Finanz  Verwaltung,  dass  der  Passiv- 
handel und  die  an  das  Ausland  zu  leistenden  Zinsenzahlungen 
auch  in  Staaten,  die  kein  Papiergeld  besitzen,  auf  die  Course 
der  Staatspapiere  Einfluss  nehmen,  beschwichtigte  den  Monarchen 
wohl  für  einen  Augenblick,  aber  nicht  für  lange.  Er  forderte 
von  seinem  Hofkammer-Präsidenten  „den  Werth  des  Papiergeldes 
durch  zweckmässige  Mittel,  die  den  Staat  nicht  zu  Grunde  richten, 
zu  erhalten".  Man  wiederholte  die  alte  Theorie  und  fügte  nur 
hinzu,  dass  das  Misstrauen  des  Publicums  die  gefährlichste  Ur- 
sache des  Sinkens  sei;  die  Staatsverwaltung  sei  machtlos,  mit 
12  Millionen  ReserveJass^^ch  die  E]lt^^('rthung  nicht  aufhalten. 
^JäiT  musiift^äif^^titt-auen  des  Publicumi  heben  und  die  Beruhigung 
in  weiteren  Kreisen  erwecken,  dass  die  circulirende  Masse  die 
Kräfte  'des  Staates  nicht  übersteige  und  bei  günstigen  Verhält- 
nissen alle  Mittel  angewendet  werden  dürften,  dem  Uebel  zu 
steuern.  Wenn  daher  durch  unbegründete  Gerüchte  Besorgnisse 
im  Publicum  entstehen  und  eine  grosse  Nachfrage  nach  Species 
entstehe,  so  müsse  diese  befriedigt  werden.  ') 

Die  Börse  spiegelte  nur  die  politische  Situation  ab.  Seit 
Mitte  1808  wurde  mit  Kraft  gerüstet,  alle  Anzeichen  deuteten 
darauf  hin,  dass  man  sich  am  Vorabende  eines  neuen  Krieges 
befinde.  Zeitweilig  trat  wohl  eine  Beruhigung  ein,  um  im  nächsten 
Momente  einer  masslosen  Panik  Platz  zu  machen.  Der  Militär- 
bedarf wurde  regelniafsig'  *imff^'"^usgabe  neuer  Bankozettel  ge- 
deckt. Vergebens  sann  man  auf  andere  Mittel,  sie  fanden  sich 
nicht.  Die  Steuerlast  war  eine  beträchtliche,  man  war  in  den 
letzten  Jahren  erfinderisch  genug  gewesen,  neue  Abgaben  auszu- 
mitteln,  eine  weitere  Steigerung  schien  nicht  denkbar.  Die  Hof- 
werden, ob  nicht  früli  oder  spät  der  Zeitpunkt  kommen  wird,  wo  wir  durch 
unsere  Verhältnisse  und  durch  die  Lage  der  Finansien  gezwungen  sein  werden, 
ihr  durch  einen  entscheidenden  Schritt  ein  Ende  ku  machen. 

•)  Vortrag  16.  November  1808.  Im  October  verkaufte  man  für  178.854 
Gulden  Species  und  kaufte,  als  sich  die  Preise  gebessert,  Wechsel,  wodurch 
man  einen  Gewinn  von  9553  Gulden  erzielte,  in  der  ersten  Hälfte  November 
betrugen  die  Verkäufe  646.446,  in  der  zweiten  Hälfte  497.539,  im  December  bis 
zum  15.  Ö68.977,  vom  16.  bis  31.  December  bloss  61.843;  im  Januar  1809 
341.802  Gulden. 
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kammer  machte  den  Kaiser  regelmässig  aufmerksam  auf  die  stei- 
genden Anforderungen  der  Heeresleitung,  die  seit  dem  Sommer 
1808  grosse  Summen  in  Anspruch  nahm;  das  Wohl  der  Monarchie 
gestatte  keine  Verminderung,  es  müsse  für  die  Bedeckung  Sorge 
getragen  werden,  lautete  die  Antwort.  Natürlich  folgte  sodann 
der  Antrag  zur  Ausgabe  von  Noten,  Da  eine  fortwährende  Emis- 
sion von  Noten,  wie  es  seit  Kurzem  geschehen,  resolvirte  der 
Kaiser  auf  den  Vortrag  vom  2^.  November  1808,  nur  die  übelsten 
Folgen  für  den  Staat  haben  kann,  mache  ich  Ihnen  zur  Pflicht 
auf  Mittel  ohne  Zeitverlust  fürzudenken,  wie,^^|g  j^t^atsaus^a|)en 
zu  bestreiten,  ohne  eine  weitere  Vermehrung  dßJLZettel  vorzu- 
nehmen.  ') 

Die  österreichische  Finanz  Verwaltung  rechnete  in  der  Regel 
mit  imaginären  Grössen.  Die  Grundlagen  der  Voranschläge  waren 
alle  hypothetisch,  die  Annahmen  über  die  zur  Verfügung  stehenden 
Mittel  nicht  ganz  richtig.  Im  Verlaufe  des  Jahres  ergab  sich 
daher  ein  ganz  anderes  linanzielles  Bild,  als  man  sich  beim  Beginn 
desselben  vorgemalt  hatte,  übrigens  eine  Erscheinung,  die  nicht 
bloss  für  das  erste  Jahrzehnt  unseres  Jahrhunderts  charakteristisch 
ist.  Das  Deficit  für  das  Jahr  1809  wurde  mit  36  Millionen  ver- 
anschlagt, und  O'Donnell  beabsichtigte  dasselbe  zumeist  durch  ein 
Zwangsanlehen  oder  einen  Zuschuss  zur  Contribution  zu  decken 
und  mach^ti^irSeaPi««^S^f*1^^^ 

durch  Einziehung   der   7-Krcuzer-Stücke    erhoifte    er    6  Millionen 
zu  erlangen,    endlich    den  Rest    von    eb^ifalls    6  Millionen    durch 
Verschleisstratten  zu  beschaffen.    Für  den  Fall  eines  Krieges  hatte 
er   keine  Vorkehrung   getroffen,    wusste    sich   auch   keinen  Rath. 
Und  doch  war  der  Vortrag  über  den  Voranschlag  am  25.  Decem- 
ber  erstattet,  zur  selben  Zeit,    als  Metternich  von  Paris  in  Wien    j 
angelangt  war,  um  über  die  Sachlage  Berathungen  zu  pflegen,  und   | 
der  Ausbruch  des  Kampfes  für  den  Monat  März  fast  mit  Sicherheit  | 
in  Aussicht  stand.  Stadion  machte  auch  den  Kaiser  darauf  aufmerk-  ' 
sam,  wie  nothwendig  es  sei,  dass  die  Finanzverwaltung  „über  av eitere 
Hilfsquellen  für  den  Fall  im  Voraus  beräthe,  wo  die  Umstände  so 
dringend  und  gefahrlich  werden  wollten,  dass  man  sich  autorisirt  | 
fände.  Alles,  was  das  Land  auch  nur  leisten  könne,  von  demselben  f 
zu  begehren".    Stadion  täuschte  sich  über  die  der  Monarchie  zur 


')  Vortrag  26.  November  1808. 
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Verfügung  stehenden  Mittel  vollständig,  wenn  er  sich  in  dem 
Wahne  wiegte,  dass  es  möglich  sein  dürfte,  die  Ausschneidung 
der  Bankozettel,  wo  nicht  völlig  zu  vermeiden,  doch  um  ein  Be- 
trächtliches zu  vermindern. ') 

In  diesem  Sinne  lautete  auch  die  kaiserliche  Entschliessung.^) 
Der  Finanzverwaltung   wurde    eine   fast   unlösbare  Aufgabe 
gestellt,  „Sie  sollte  für  den  Kriegsfall  Vorkehrungen  treffen,  darauf 
\    \     sehen,    dass   nicht  nützliche  Ausgaben   unterbleiben,    endlich   auf 
\  I     die  Opinion  zur  Behebung  des  eingreifenden  Misstrauens  zu  wirken 
I     suchen".  Namentlich  letzteres  wurde  dem  Hofkammer-Präsidenten 
zu  wiederholten  Malen  eingeschärft  und  fast  in  demselben  Augen- 
blicke neuerlich  zur  Pflicht  gemacht,  als  ihm  die  Mittheilung  wurde, 
dass  das  Heer  auf  den  Kriegsfuss  gesetzt  werde,  und  neue  Mittel 
herbeizuschaffen  wären.  3) 

Den  ausserordentlichen  Aufwand  schlug  man  auf  24  Millionen 
an,  rechnete  auf  englische  Subsidien,  endlich  darauf,  dass  die 
Truppen  in  Feindesland  ihren  Unterhalt  wenigstens  zum  Theil 
finden  würden.     Aber   selbst   diese  verhältnissmässig  so   geringe 


')  Vortrag  24.  Jamiar  1809.  Staatsarchiv. 

2)  „Eine  ganz  vorzügliche  Aufmerksamkeit",  heisst  es  daselbst,  „ist  darauf 
zu  richten,  dass,  wenn  die  zweite  Alternative  eintreten  sollte,  es  in  der  ersten 
Zeit,  bis  fremde  Beihilfen  erwirkt  und  eingehen  gemacht  werden  kfjmien,  an  den 
nöthigen  Geldmitteln,  um  den  Krieg  mit  Kraft  und  Nachdruck  zu  fähren,  nicht 
mangle.  Da,  sobald  der  hier  bemerkte  Fall  wirklich  eintritt,  der  obigen  Rück- 
sicht alle  anderen  weichen  müssen,  so  werden  Sie  mir  auch  ganz  in  diesem 
Geiste  eingerichtete  Vorschläge^  zu  unterlegen  haben,  um  bei  eintretendem  Falle 
Alles  dermassen  schon  vorbereitet  zu  haben,  dass  man  in  keine  Verlegenheit  gerathe. 

Auf  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Opinion  zu  Gunsten  der  Staatsverwal- 
tung und  der  von  ihr  ergriffenen  und  ergriffen  werdenden  Massregeln  und  auf 
die  Verminderung  der  Besorgnisse  in  Ansehung  des  Papiergeldes  ist  allerflings 
hinzuarbeiten.  Insoweit  Sie  dazu  selbst  Mittel  in  Händen  haben,  ist  von  denselben 
der  angemessene  Gebrauch  zu  machen.  Kömmt  es  aber  auf  Verfügungen  an,  die 
Ihre  Wirksamkeit  tiberschreiten,  so  haben  Sie  mir  dieselben  in  Antrag  zu  bringen; 
keineswegs  darf  aber  die  Einstelhmg  verschieblicher  Auslagen  so  weit  ausgedehnt 
werden,  dass  darüber  Strassen  und  Brücken  in  Verfall  gerathen,  dringliche  Repa- 
rationen verschoben  werden,  Bauführungen,  deren  Nutzen  oder  Nothwendigkeit 
am  Tage  liegt,  unterbleiben,  andere  Anstalten,  die  zwar  mit  Kosten  verbunden 
sind,  aber  dem  Staate  grossen  Nutzen  gewähren,  beseitigt  oder  solche  Auslagen, 
durch  deren  Verschiebung  grössere  Unkosten  in  der  Folge  oder  sonst  ein  Nach- 
theil   oder  Schaden  verursacht  wird,   nicht  gestattet  werden"  (24.   Jamiar    1809). 

3)  Kaiserliche  Resolution  vom  6.  Februar  1809;  die  Verständigung  über 
die  Kriegsbereitschaft  erfolgte  am  9.  Februar  1809. 
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Summe  war  schwer  aufzubringen  und  man  wusste  kein  anderes  Mittel 
als  die  Erhöhung  der  directen  Steuern  und  zwar  zunächst  der 
Grundsteuer  um  öO^/o  und  ein  Zwangsanlehen. ') 

Durch  das  Patent  vom  13.  Februar  1809  wurde  angekündigt, 
dass  die  Silberscheidemünzen  zu  7  und  8'/.2  Kreuzer  in  den 
nächsten  Monaten  eingezogen  werden  sollen.  Für  Beträge  von 
50  Gulden  aufwärts  wurde  die  Umwechslung  gegen  Conven- 
tionsmünze nach  dem  inneren  Gehalte  derart  angeboten,  dass 
dafür  Versicherungsscheine  „der  Bergwerks-Producten-Verschleiss- 
Direction"  mit  57o  Verzinsung  ausgefertigt  werden  sollen.  In  den 
ersten  zwei  Jahren  sollten  bloss  die  Interessen,  in  den  folgenden 
auch  der  zehnte  Theil  des  Capitals  berichtigt  werden.  Die7-Kreuzer- 
stücke  sollten  zu  6  Kreuzer,  die  S'/j-Ki'euzerstücke  zu  7'/.2  Kreuzer 
angenommen  werden.  Eine  Ausdehnung  dieses  freiwilligen  An- 
lehens  auf  Gold-  und  Silbergeräthe  und  schwere  Münze  erfolgte 
am  14.  April  1809  durch  Hinzufügung  der  Begünstigung,  dass 
ein  Drittel  in  Bankozettel  erlegt  werden  könne,  wofür  man  Zahlungs- 
bögen  oder  Coupons,  auf  den  vollen  Betrag  in  Conventionsmünze 
lautend,  erhielt. 

Wie  nicht  anders  zu  erwarten  war,  reichten  die  Eingänge 
aus  dem  freiwilligen  Anlehen  nicht  aus,  um  nur  für  eine  Woche 
die  Kriegskosten  zu  decken,  und  die  Notenpresse  blieb  die  einzige 
Zuflucht.  Dennoch  befand  man  sich  in  Geldnöjfchen  und  kam  in 
die  Lage  nicht  kämpfen  und  nicht  Frieden  schliessen  zu  können. 
Eine  Partei  in  der  Umgebung  des  Kaisers  hielt  seit  dem  Verluste 
der  Schlacht  von  Wagram  jeden  weiteren  Widerstand  für  nutz- 
los und  drang  auf  Beendigung  des  Krieges.  Aber  auch  der 
Friede  erforderte  Geld  zur  Befriedigung  der  grossen  Ansprüche 
Napoleons,  und  es  fragte  sich,  welche  Contribution  Oesterreich 
aufzubringen  im  Stande  sei.  ■■^) 

Am  26,  Juli  traten  O'Donnell,  Pergen,  Stahl  und  Barbier 
unter  dem  Vorsitze  des  Erzherzogs  Rainer  zusammen.  Die  Be- 
rathung  führte  zu  keinem  Ergebnisse,  da  die  Meinungen  ausein- 
ander gingen.  Der  kaiserliche  Prinz  forderte  schriftliche  Gutachten. 
O'Donnell  und  Barbier  sprachen  sich  dahin  aus,  dass  man  etwa 
40  Millionen,  und  zwar  ein  Drittel  sogleich,  den  Rest  in  acht  viertel- 


')  Protokoll  10.  Februar  1808,  unterzeichnet  O'Donnell, 
')  Handschreiben  von  Franz  an  O'Donnell;    Gutachten   des   letzteren   vom 
27.  Juli  1809. 
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jährigen  Raten  herbeischaiFen  könnte,  wenn  keine  Abtretung  an 
Land  und  Leuten  gefordert  würde.  Sollte  aber  die  Cession  irgend 
einer  Provinz  zugestanden  werden,  so  sei  die  Beschaffung  selbst 
der  kleinsten  Summe  unerschwinglich,  da  die  Rückströmung  der 
Bankozettel  den  Sturz  des  Papiergeldes  nach  sich  ziehen  müsse. 
Pergen  war  der  Ansicht,  „dass  man  eine  grössere  Summe  auf- 
bringen könne,  ohne  sich  über  die  Ziffer  auszusprechen.  Stahl 
schloss  sich  an  und  fixirte  den  Betrag  auf  200  Millionen  Frs., 
ohne  in  einen  Bankerott  zu  fallen",  nur  müsse  man  auf  jeden 
Gedanken  die  Noten  auf  den  Pari-Cours  zu  bringen  verzichten, 
Staatsgüter  in  beträchtlichen  Massen  verkaufen,  alles  inländische 
Silbergeräth  einziehen  und  Ungarn  in  Mitleidenschaft  setzen.  Stahl 
machte  sich,  wie  es  scheint,  zum  Dolmetsch  der  Ansichten  des 
Erzherzogs  Rainer,  der  in  seinem  Einbegleitungsbericht  an  den 
Monarchen  hinzufügte:  man  müsse  sich  auf  eine  grössere  Summe 
gefasst  machen;  wenn  es  nur  gelänge,  den  Feind  so  rasch  als 
möglich  aus  dem  Lande  zu  bringen,  nur  sei  es  allerdings  noth- 
wendig,  fügte  er  hinzu,  „dass  die  Finanz- Verwaltung  aus  Männern 
bestehe,  die  dem  Amte  gewachsen  seien,  was  bei  unseren  Leuten 
nicht  der  Fall  wäre".  Der  Kaiser  übergab  das  prinzliche  Gut- 
achten dem  Hofkammer-Präsidenten.  Mit  Entschiedenheit  wies 
dieser  die  gegen  ihn  efKoBenen'IBlIcfschuldigungen  zurück  und  wieder- 
holte seine  Ansichten.  „Dass  ein  Finanzplan  möglich  sein  sollte", 
schloss  er  seine  Darlegung,  „wodurch  ein  in  den  Grundfesten  seiner 
Unabhängigkeit  erschütterter,  um  ein  Viertel  oder  ein  Fünftel  in 
seiner  Population  verminderter,  mit  einer  verzinslichen  und  unver- 
zinslichen Schuld  von  Millionen  belasteter  und  von  allen  baaren 
Geldmitteln  entblösster  Staat,  sich  nicht  nur  erhalten  sondern  noch 
50 — 60  oder  mehr  Millionen  baares  Geld  an  den  Feind  abführen 
könnte,  davon  kann  ich  mich  nicht  überzeugen." 

Bis  in  den  October  hinein  zog  sich  der  Kampf  zwischen  den 
beiden  Parteien.  Die  Aufbringung  einer  Summe  von  200  Millionen^ 
welche  Napoleon  heische,  sei  nicht  möglich,  klagte' die"Ver#ältung 
dem  Kaiser,  die  Cassa  besitze  nur  Iß  Millionen  in  Münze;  noch 
weniger  werde  msfinTlm  sfahde  H%m,  den  Forderungen  nachzu- 
kommen, wenn  ein  Theil  der  östcnrichischon  Provinzen  abgetreten 
würde,  das  unglückliche  Schicksal  der  Monarchie  sei  dann  ent- 
schieden. Höchstens  liönne  man  10 — 15  Millionen,  in  4 — 5  Wochen 
zahlbar,  aufbringen.  Als  man  am  15.  October  von  dem  Tags  zuvor 
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vereinbarten  Schönbrunner  Vertrag  Kenntnis»  erhielt,  begann  der 
Streit  von  Neuem;  Erzherzog  Rainer  drängte  zum  Frieden,  er 
habe  schon  im  Juli  dazu  gerathen,  die  Erhaltung  des  Friedens 
habe  seitdem  das  Dreifache  gekostet,  als  damals  an  Contribution 
gefordert  worden  sei;  die  Fortsetzung  des  Krieges  wäre  das  grösste 
Uebel,  es  bleibe  aber  nichts  übrig  als  die  Summe  aufzubringen. 
Am  16.  October  traten  Metternich,  O'Donnell  und  Zichy  zusammen 
und  kamen  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Aufbringung  der  von  Napoleon 
geforderten  Summe  nur  durch  „gewaltige  Massnahmen''  möglich 
sei.  1)  Indess  man  musste  sich  fügen  und  den  Friedensvertrag 
ratificiren. 


')  Erzherzog  Rainer  an  den  Kaiser,  15.  October,  eigenhändig,  ferner  ein 
Schriftstück  von  den  drei  oben  erwähnten  Männern  unterzeichnet,  vom  16.  October 
1809. 


ZWEITES  CAPITEL. 
Der    Staatsbankerott. 


Der  Friede  war  geschlossen.  Oesterreich  hatte  abermals 
eine  nicht  unbeträchtliche  territoriale  Einbusse  erlitten  und  die 
übernommenen  Geldverpflichtungen  wogen  fast  schwerer  als  die 
Verkürzung  des  Staatsgebietes  und  der  Verlust  von  einigen  Millionen 
Seelen,  Die  staatlichen  Finanzen  befanden  sich  in  einem  trost- 
losen chaotischen  Zustande  und  es  fehlte  im  strengsten  Sinne 
des  Wortes,  an  manchen  Tagen  an  den  erforderlichen  Summen, 
die  laufenden  Ausgaben  zu  bestreiten.  Hier  endlich  Ordnung  zu 
schaffen  war  gebieterische  Pflicht. 

Erzherzog  Rainer  unterbreitete  dem  Kaiser  schon  am  26.  Oc- 
tober  1809  Vorschläge,  die  sich  allerdings  zumeist  bloss  auf  die 
Form  der  Geschäftsbehandlung  bezogen,  aber  bei  der  Begründung 
wurde  doch  auch  in  meritorischer  Hinsicht  die  Sachlage  erörtert. 
J^ine  von  der  Hofkammer  unabhängige  Finanzcommission  sollte 
eingesetzt  und  derselben  die  ganze  Leitung  des  Creditwesens 
anvertraut  werden.  Ihre  Aufgabe  sollte  es  zunächst  sein,  „die 
Mittel  zur  Herstellung  der  Finanzen  vorzuschlagen  und  vornehm- 
lich in  Berathung  zu  ziehen,  auf  welche  Weise  das  baare  Geld 
in  Umlauf  gesetzt,  die  Bankozettel  aber  aus  dem  Verkehr  gezogen 
werden  könnten '^  Mit  grosser  Schärfe  ergoss  der  Prinz  seinen 
Tadel  über  die  auf  die  Finanzwirthschaft  Einfluss  nehmenden 
Persönlichkeiten,  denen  er  Mangel  an  Kenntnissen  vorwarf  und 
die  auch  kein  Vertrauen  in  der  öffentlichen  Meinung  besässen; 
er  empfahl  dagegen  Berufung  einiger  berühmter  Staatswirthe  aus 
dem  Auslande  und  bezeichnete  jene,  die  im  Inlande  zu  Mit- 
gliedern der  Commission   ernannt  werden  sollen.     Der  Erzherzog 
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stand  ganz  auf  Seite  jener^  die  seit  Jahr  und  Tag  die  Devalvirung 
.    empfahlen    und    seine    l^^iste    enthielt    fast    nur    Anhänger    dieser 
Richtung. 

Der  kaiserliche  Prinz  erwartete  schon  von  der  Errichtung 
dieser  Behörde  eine  hinlängliche  Hebung  des  Credits  und  die 
"Möglichkeit,  die  Banknoten  so  lange  im  Umlauf  zu  erhalten  bis 
ein  Finanzplan  entworfen  sein  würde.  Vorläufig  handle  es  sich 
aber  auch  die  erforderlichen  Mittel  zur  Deckung  der  laufenden 
Staatsbedürfnisse  zu  find'en,  hiefür  sei  einfach  durch  die  bisherige 
Methode  zu  sorgen:  durch  Emission  von  Banknoten.  Von  der  Ueber- 
zeugung  getragen,  dass  diese  schliesslich  um  70  "/„  ihres  Nominal- 
werthes  würden  herabgesetzt  werden  müssen,  kam  es  ihm  allerdings 
auf  einige  Millionen  mehr  oder  weniger  nicht  an.  Auch  die  ver- 
zinsliche Schuld  war  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  kolossalen  Höhe 
herangewachsen,  die  Zinsenzahlung  bereitete  grosse  Sorgen.  Die 
Zinsenreduction  im  Innlande  und  eine  Vereinbarung  mit  den  aus- 
wärtigen Gläubigern  durch  allmäligQ^  Capitalrückzahlung,  fanden 
an  dem  Erzherzoge  einen  Anwalt.  Endlich  befürwortete  er  eine 
Veiminderung  des  Heeres,  mehr  als  GO.OOO  Mann  könne  Oester- 
reich  nicht  auf  den  Beinen  halten.  ^) 

Der  Kaiser  verfolgte  mit  Angst  und  Spannung  die  Course, 
da  er  eine  Verschlimmerung   derselben   befürchtete,    indem  er  in 
Erfahrung  gebracht  hatte,   dass  jiie  fraiizösische  Regierung  öster-  , 
reichische  Banko2ettel  in  Paris  habe  anfertigen  lassen,  um  damit  | 
^\^-^!eDesetzten  Gebiete  zn  überschwemmeh^^JTHe  'neuen  Begierungen, 
denen  osteFrelcTiis'öfielj^TM'e^'MVhö^^  setzten  die  Bankozettel 

ausser  Cours  und  die  plötzliche  Rückströmung  derselben  steigerte 
natürlich  das  Agio.  Man  notirte  Bankozettel  im  August,  als  der 
Friede  in  Sicht  war,  mit  299,  im  October  314,  im  November  346, 
im  December  405,  beim  Beginn  des  neuen  Jahres  stieg  das  Agio 
fast  von  Tag  zu^  Tage.  Die  Stimmung  der  Bevölkerung  war  eine 
trostlose,  die  einlaufenden  Polizeiberichte  entwarfen^  em  düsteres 
Bild  von  der  Gährung  der  Gömtithei',  in  "den  Staatscassen  war 
vollständige  Ebbe,  und  abgesehen  von  der  ununterbrochenen 
Zettelausgabe,    sah   man   sich    zur   Ausschreibung  eines   Zwangs- 

')  Das  Schriftstück  vom  20.  October  1809  aus  Ofen. 

2)  Napoleon  gestand  dem  Grafen  Metternich  im  .Jalire  1810  die  Thatsache 
zu  und  versprach  ihm  die  bereits  angefertigten  Noten  und  die  Pressen  zu  über- 
geben. * 
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anlehens  mittelst  Ablieferung  des  entbehrlichen  Silber-  und  Gold- 
geräthes  genöthigt,  ohne  jedoch  beträchtliche  Mittel  verfügbar  zu 
erhalten. 

Zur  Beschwichtigung  der  Gemüther  erliess  der  Kaiser  am 
11.  December  1809  eine  Proclamation :  Er  sehe  mit  wirklichem 
Kummer,  heisst  es  daselbst,  den  Stand  des  Courses  der  Banko- 
zettel  auf  der  Wiener  Börse;  zwar  musste  seit  dem  Abschlüsse 
des  Friedens  der  grosse  und  schnelle  durch  die  Zeitumstände 
veranlasste  Zusammenfluss  des  Papiergeldes  in  der  Hauptstadt 
viel  zu  diesem  Sinken  beitragen,  aber  nicht  minder  gewiss  sei 
es,  dass  übertriebene  Aengstlichkejjt  8^o\dig.,die  JGleT«:ijinsucl^^  nicht 
geringen  Tlieil  daran  haben.  Die  Seele  des  Staatscredits  sei  das 
Zutrauen  jlei^;;^ Völker  in  die  inneren  Kräfte  des  Staates;  er  gründe 
sich  in  Oesterreich  auf  die  Menge  der  noch  von  allen  Belastungen 
freien  Staatshypotheken,  auf  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens,  den 
Reichthum  der  Naturproducte,  auf  den  Flor  der  trotz  so  vieler 
Kriegsjahre  ausserordentlich  gestiegenen  Industrie,  auf  den  Ge- 
meinsinn der  Völker,  Es  handle  sich  um  eine  weise  Wahl  der 
Mittel  zur  Belebung  des  Staatscredits,  dies  erfordere  jedoch  Zeit. 
Die  Völker  Oesterreichs  wissen^,dii8s,.ggwaJ[tsaßie  Mittel^,  die  zer- 
störend auf  das  Privateigenthum  wirken,  ihm  fremd  seien;  3as 
allgEffieme"'lVoTil 'init  jenem  des  Einzelnen  zu  verbinden,  sei  seine 
angelegentlichste  Fürsorge,  Nur  die  unumgänglichsten  Anstren- 
gungen werde  er  von  seinen  Völkern  verlangen  und  er  fordere  sie 
daher  auf,  „den  Zeitpunkt  einer  Verbesserung  dcj*  Course  und 
einer  neuen  und  sicheren  Begründung  der  Finanzen  mit  Stand- 
haftigkeit    zu    erwarten", 

Ueber  die  einzuschlagende  Methode  herrschte  von  vorn- 
herein Unklarheit  und  keine  Uebereinstimmung,  Noch  ehe  der 
ITofkammer-Präsident  seine  Rathschläge  formulirt  hatte,  fand  eine 
Berathung,  an  der  Mitglieder  der  Hofkammer  theilnahmen,  statt. 
Nur  über  einen  Punkt  einigte  man  sich  bald;  über  den  Grund- 
satz, dass  die  Menge  des  Papiei-geldes  das  Grundübel  sei  und 
ein  neuesPaöI572Kl?f~SBScEal^n  werden  müsse,  durch  welches  die 
Jankozettel  nach  und  nach  absorbirt  werden  könnten.  Man  dachte 
an  Hy pothekenscheine,  diejlJj^j^  . jjux-ck-fitaatagjiJLtgLjyigik  durch 
die  geistlichen  Güter  ihre  Bedeckung  und  Sicherstellung  linden 
sollt^h,  i'erneTan  einen  Tilgungsfond  mit  selbstständiger  Verwaltung. 
Da   es   aber   wegen  Bezahlung   der  Zinsen    der  Staatsschuld,    die 


/^ 
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sich  auf  27  Millionen  beliefen,  nicht  möglich  schien,  die  Banko- 
zettel  ganz  ausser  Cours^  zu  setzen,  so  beftjjsichtigte  man  ein  Mittel 
ausfindig  zu  machen^  um  die  Einwechslung  gegen  Hyp.Qthekßn- 
s^«maj^wie  man  das  neu  auszugebende  Papiergeld  nennen  wollte, 
zu  beschränken.  Eine  Zinsenreduction  hielt  man  wohl  bei  dei- 
inländischen,  nicht  aber  bei  der  ausländischen  Schuld  für  mög- 
lich und  durchführbar.  Ueber  die  eventuelle  Umwandlung  der 
Bankozettel,  wenigstens  der  4^ppoints  zu  500  und  100  Gulden  iii 
eine  verzinsliche  Schuld,  waren  die  Meinungen  getheilt;  Collin  nannte 
dies  eine  gewaltsame  Massregel,  die  im  Widerspruche  stünde  mit 
den  so  oft  wiederholten  Versicherungen  des  Kaisers,  Die  Herbei- 
schaffung der  erforderlichen  Menge  von  Baargeld,  um  die  neuen 
Scheine  k  bureau  ouvert  umzuwechseln  hielt  man  für  unmöglich 
und  man  befürchtete,  dass  dieselben  unmittelbar  nach  ihrer  Aus- 
gabe im  Course  sinken  würden  und  fahndete  „nach  einem  Mittel 
um  die  Wirkung  zu  vermindern".  Endlich  erklärten  die  Mitgliedei" 
es  für  nothwendig,  die  passive  Handelsbilai^  durch  Einfuhrver- 
bote zu  verkleinern.^) 

Mit  Benützung  des  von  der  Commission  zu  Tage  geförderten 
kläglichen  Materials  schritt  O'Donnell  an  die  Ausarbeitung  seiner 
Kathschläge  und  erstattete  am  1.  Januar  1810  dem  Kaiser  die 
Anzeige,  dass  er  in  zehn  bis  zwölf  Tagen  fertig  zu  werden  hoffe, 
und  die  Verschiebung  der  Abreise  des  Monarchen  nach  Ofen 
sich  erbitte.  Mit  Vergnügen,  antwortete  Franz,  gehe  er  darauf 
ein,  da  er  nichts  sehnlicher  wünsche,  als  die  Grundsätze  zur 
Herstellung  der  Finanzen  der  Monarchie  endgiltig  festzustellen.  2) 

Am  6.  Januar  übergab  O'Donnell  den  Vortrag  über  die  zu 
ergreifenden  Massnahmen  und  legte  den  Entwurf  eines  Patentes 
vor.  Eine  Radicalcur  der  Finanzwirthschaft  lag  ihm  ferne;  seiner 
Meinung  nach  war  eine  solche  ganz  unmöglich.  Die  Frage,  ob 
überhaupt  eine  Regenerirung,  der.  Finanzen  unter-  den  dermaligen 
Verhältnisse^  mögUt^  ..sei,.  .i).ft§,ntwoxte^  i?iit  Nein.  „Der  Um- 
lauf_des_baaren  Geldes  neben  den  Vorstellungszeichen  desselben", 
sagte  er  wörtlich  in  seinem  Vortrage,  „wie  er  in  den  österreichi- 
schen Staaten  bis  zum  Jahre  1798  bestand,  ist  der  letzte  Zweck 
einer  Reorganisirung   und  zugleich  der  Beweis   ihrer  Vollendung. 

1)  Commissionsbeschluss  vom  29.  December  1809. 

2)  Vortrag  und  kaiserliche  Resolution,  1 .'  Januar.  Sämmtliche  Vorträge  des 
Hofkammer-Präsidenten  waren  von  ihm  eigenliändig  in's  Reine  geschrieben. 
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Damit  wäre  allen  Verlegenheiten  der  Staatsverwaltung  abgeholfen 
und  dem  täglich  zunehmenden  Verluste  der  Capitalisten  und  dem 
ungerechten  Gewinne  der  Schuldner  vorgebeugt,  denn  zu  letzterem 
gehörte  nichts,  wenigstens  in  den  deutschen  Erbländeni,  als  eine 
gesetzliche  Verfügung,  welche  die  Rückzahlungsvei'bindlichkeit  in 
Conventionsgeld  nach  dem  Course  zur  Zeit  des  Darlehens  be- 
stimmte, wie  es  auch  in  anderen  Ländern  geschehen  ist".  Allein 
die  Erreichung  dieses  Zieles  sei  unmöglich^  da  kein  Mittel  denk- 
bar sei,  wodurch  eine  solch  ungeheure  Papiermasse  auf  das  wahre 
VerhäHEiiiss  mit  dem  haaren  Gelde  zurückgeführt  werden  könne. 
Das  Papiergeld  werde  immer  die  Münze  aus  dem  Umlaufe  ver- 
H-^l^'  drangeli".  Selbst  wenn  man  so  viel  davon  besässe,  um  überall 
„^^  Auswechslungscassen  errichten  zu  können,  könnte  sich  der  Gleicli- 

werth  des  Metallgeldes  mit  dem  Papiere  nicht  auf  die  Dauer  er- 
halten. Denu_jdi^  Zinsen  an  das  Ausland  müssten  haar  bezahlt 
werden.  Der  enorme  ^eldabfluss  an  die  auswärtigen  Gläubiger, 
verbunden  mit  der  Passivität  des  Handels,  werde  die  früheren 
Verlegenheiten  wieder  zurückführen,  das  Hbaare  Geld  aus  der 
inländischen  Circulation  ziehen  und  ein  neues  Schwanken  der 
Papiervaluta  hervorrufen. 

Die  Commission  hatte  die  Schaffung  eines  neuen  Papiergeldes 
angeregt,  welches  jedoch  nicht  gegen  baares  Geld  ausgewechselt 
werden,  sondern  eine»  hypothekarische  Sicherheit>4>esitzen  sollte, 
in  ähnlicher  Weise  etwa^^^5^'ai'6^i^ä1ffggslsc^le^ 
O'Donnell  war  der  richtigen  Ansicht,  dass  ein  solches  Papier, 
welches  auf  Staats-  und  Privatgüter  hypothecirt  und  der  grösseren 

Sicherheit   wegen    intabulirt   würde^ sich    nicht   im    Gleichwerthe 

mit  Münze  erhalten  könnte.  Hypothek,  legte  er  dai"^  höisst  8iche"i:- 
heit,  dass  der  Besitzer  eines  Vorstellungszeicliens  den  vorgestellten 
Betrag  realisiren  könne,    aber  eine  Hypothek^   di^  exequirt 

werden  könne,  sei  eigentlich  nur  eine  nominelle,  keine  wahre, 
könne  daher  auch  kein  Vertrauen  hery orrufen ,  Mit  Recht  ver- 
wies er  auf  die  gemachten  Erfahrungen  in  Frankreich  und  Amerika, 
wo  man  „mit  dem  Papiergelde  ungemein  gekünstelt  und  jeder 
neuen  Creirung  einen  neuen  Reiz  zu  geben  gesucht  habe". 

Also  nicht  eine  vollständige  Umgestaltung,  nicht  eine  totale 
Reform  der  bestehenden  Verhältnisse,  sondern  nur  eine  thcilweise 
Verbesserung  derselben  fasste  O'Donnell  in's  Auge.  Er  erkannte 
die  Quelle   des  Uebels  in  der  Masse   des  Papiergeldes  und  hätte 
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es  am  liebsten  ausser  Cours  gesetzt;  da  er  dieses  aber  fiir  un- 
möglicli  hielt,  so  wollte  er  sich  begnügen  an  'die  Verminderung 
Hand  anzulegen.  Bei  den  kolossalen  Summen,  die  im  Umlauf 
waren,  mussten,  seiner  Ansicht  nach,  mannigfache  Massnahmen 
ergriffen  werden,  um  mit  Sicherheit  das  vorgesteckte  Ziel  zu 
erreichen.  Sein  Vorschlag  ging  dahin,  ein  neues  gegen  Metall 
einlösbares  Papier  zu  schaffen.  Die  Gesammtsumme  der  zu  emit- 
tirenden  „Einlösscheine",  wie  das  neue  Papiergeld  benannt  werden 
sollte,  wollte  Graf  O'Donnell  nicht  genau  festgesetzt  wissen,  sondern 
die  neuen  Zetteln  sollten  nur  im  Verhältniss  zum  Baarvorrathe, 
und  zwar  wie  1 :  3  creirt  werden,  d.  h.  wenn  die  Staatsverwaltung 
in  die  Lage  käme,  sich  30  Millionen  Edelmetall  zu  verschaffen, 
wären  etwa  90 — 100  Millionen  Einlösscheine  hinauszugeben.  In 
den  Provinzen  sollten  Gassen  zur  Vermittlung  des  Austausches 
von  Einlösscheinen  gegen  Bankozettel,  und  zwar  zu  einem  be- 
stimmten Course,  z.  B.  für  400  Gulden  Bankozettel  100  Gulden 
Scheine,  errichtet  werden.  Bei  einer  Besserung  des  Courses  sollte 
der  Courswerth  bei  de-r  Umwechslung  zur  Grundlage  genommen 
werden.  Diese  Modalität,  in  den  Besitz  von  Einlösungsscheinen  zu 
gelangen,  beabsichtigte  O'Donnell  nur  beim  Beginn  der  Operation 
zu  gestatten;  waren  einmal  die  Scheine  im  Umlauf,  sollte  man  nur 
für  Conventionsgeld  dieselben  erhalten  können.  Nur  in  der  Haupt- 
stadt sollte  eine  Realisationscassa  errichtet  werden,  die  den  Um- 
tausch von  Scheinen  gegen"  Conventionsgeld  zu  besorgen  hätte; 
es  genüge  vollkommen,  heisst  -es  in  dem  Vortrage,  wenn  man  in 
Wien  die  Scheine  al  pari  umwechseln  könne,  um  ihren  Cours  in 
der  ganzen  Monarchie  zu  halten.  Die  Ueberwachung  der  Emission 
dieser  Scheine  solle  künftighin  nicht  in  den  Händen  der  Staats- 
verwaltung bleiben,  wenn  man  das  Vertrauen  erwecken  und  festigen 
wolle.  O'Donnell  beantragte  daher  eine  Amortisationskammer 
aus  Mitgliedern  der  Stände  und  des  Handelsstandes  zu  errichten, 
und  ihr  die  Aufsicht  über  die  gesammte  Zettelausgabe  zu  über- 
tragen. Halbjährige  Publicationen  in  der  Wiener  Zeitung  sollten  über 
den  Stand  der  Umlaufsumme  erscheinen,  „denn  die  Publicität  muss 
das  öffentliche  Zutrauen  unterhalten". 

Der  wichtigste  Punkt  war  die  Beschaffung  des  Baarfonds 
zur  Dotirung  dei-  Amortisationscassa,  „des  grossen  Triebrades  in 
der  Maschine".  O'Donnell  berechnete,  aus  eigenen  Mitteln  5  bis 
6    Millionen   beistellen    zu    können,    sodann   aber   fasste   er    auch 
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ein  Arrosementanlehen  bei  den  inländischen  und  ausländischen 
Gläubigern  in's  Auge.  Für  eine  Obligation  a  100  Gulden  und  einen 
Zuschuss  von  100  Gulden  in  Conventionsmünze  beabsichtigte  er 
eine  Schuldverschreibung  von  200  Gulden  auszugeben.  Da  die 
alten  Obligationen  eigentlich  nur  20  Gulden  in  Conventionsgeld 
werth  waren,  so  erhielt  der  Gläubiger  das  Fünffache,  und  seine 
neue  Einlage  verzinste  sich  daher  mit  Oy^-  Die  Staatsgüter  als 
Hypothek  sollten  dem  Darleiher  die  grösstraögliche  Sicherheit 
gewähren,  und  die  Arrosementform  des  Anlehens  empfahl  sich 
seiner  Meinung  nach  auch  aus  dem  Grunde,  weil  ein  Widei'spruch 
von  Seite  fremder  Regierungen  nicht  zu  befürchten  und,  wenn 
sie  erfolgte,  eine  Umgehung  leicht  war.  ')  Endlich  konnten  auch 
die  vorhandenen  Hypotheken  theilweise  verpfändet  oder  verkauft 
werden,  um  noch  anderweitige  Baarmittel  herbeizuschaffen,  und 
wenn  die  im  Besitze  des  Staates  befindlichen  Güter  nicht  aus- 
reichten, so  standen  die  geistlichen  Domainen  zur  Verfügung,  Auf 
die  Begründung  der  Nothwendigkeit  dieser  Massregel  verwendete 
der  Hofkammer-Präsident  ungemein  viel  Sorgfalt,  denn  er  befürch- 
tete gerade  in  dieser  Richtung  bedeutenden  Widerspruch  zu  finden. 

Diese  Hypotheken,  sagte  O 'Donneil,  seien  die  Basis  der 
ganzen  Operation.  Um  sich  selbe  zu  verschaifen  sei  die  Auf- 
stellung des  beinahe  im  ganzen  übrigen  Europa  schon  in  Aus- 
übung gebrachten  Grundsatzes,  dass  das  geistliche  Eigen thum 
Staatseigenthum  sei,  das  einzige  Mittel.  Die  Rechtmässigkeit  der 
Besitznahme  dieses  Eigenthums  mit  der  Verbindlichkeit,  die  Aus- 
gaben des  Cultus  und  den  Unterhalt  seiner  Diener  zu  bestreiten, 
könne  schon  in  thesi  keinem  Zweifel  unterliegen,  ausser  wo  die 
oberste  Macht  durch  Constitutionen  gebunden  sei,  wie  in  Ungarn. 
Um  so  gerechter  sei  die  Massregel  da,  wo  der  erste  aller  Zwecke, 
die  Erhaltung  des  Staates,  sie  gebieterisch  fordere;  der  Geistlicli- 
keit  selbst  sei  sie  nicht  einmal  nachtheilig,  denn  wie  könnte  die 
sich  erhalten,  wenn  der  Staat  fiele. 

Dass  aber  das  eiserne  Gebot  der  Nothwendigkeit  dieses 
Opfer  von  dem  Herzen  des  Kaisers  verlange,  so   sehr  sich  auch 

')  Der  erste  Gedanke  zu  einem  derartigen  Anlelien  riihrte  von  einem  damals 
einflussreichen  mit  der  Regierung  in  inniger  Verbindung  stehenden  Hofwechsler, 
Steiner,  her.  Der  Plan  ist  so  einladend,  bemerkte  O'Donnell  in  seinem  Vortrage, 
dass,  wenn  irgend  eine  Geldoperation  gelingen  kann,  man  berechtigt  sei,  sich 
das  meiste  von  dieser  zu  versprechen. 
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seine  persönlichen  Gefühle  dagegen  sträuben  mögen,  davon  liege 
der  Beweis  nur  zu  klar  am  Tage;  einmal  in  den  Ungeheuern 
staatlichen  Bedürfnissen,  sodann  in  der  Nothwendigkeit  auf  die 
Opinion*im  Inlande  und  im  Auslande  zu  wirken,  falls  man  sich 
irgend  einen  Erfolg  von  allen  Bemühungen  versprechen  solle. 

„Die  glücklicheren  Zeiten"  heisst  es  wörtlich,  „wo  der  Staat 
als  Staat  Credit  hatte,  wo  man  im  festen  Vertrauen  in  seine 
Kraft  auf  Gefalle,  auf  Bergwerksproducte  und  andere  nicht  reali- 
sirbare  Hypotheken  Darlehen  willig  erhielt,  diese  Zeiten  sind 
vorüber.  Mit  seiner  Unabhängigkeit  ist  auch  der  Zauber  des 
Staatscredits  verschwunden;  und  sein  Privatcredit  allein  als  Eigen- 
thümer  von  Grund  und  Boden  kann  noch  wirken,  daher  sind  seine 
Bedürfnisse  an  Hypotheken  ungemein  gestiegen  und  die  vorhan- 
denen langen  bei  weitem  nicht  zu,  um  diese  zu  decken.  Das 
zuletzt  eröffnete  Darlehen  von  10  Millionen  hat  sie  ja  schon  mehr 
als  zur  Hälfte  erschöpft." 

„Noch  wichtiger  ist  aber  die  Betrachtung,  dass  man  damit 
auf  die  Opinion  wirken  muss.  Wie  soll  man  das  ohne  dieses 
Mittel?  Wenn  man  im  In-  und  Auslande  sagen  werde:  ,Die  Finanz- 
verwaltung gibt  uns  Worte  und  abermals  Worte,  wie  sie  uns  seit 
zehn  Jahren  gegeben  hat.  Zur  Zeit  wo  der  Staat  mächtig  und 
blühend  war,  brachte  er  es  nicht  dahin,  seine  Finanzen  zu  ordnen, 
jetzt  wo  er  an  Ländern  und  an  Population  verloren  und  sein  Schulden- 
stand sich  ungeheuer  vermehrt  hat,  will  er  das  Riesenwerk  be- 
ginnend Was  lässt  sich  darauf  antworten,  wenn  der  Staat  als 
Entlehner  nicht  mit  neuen  Mitteln  gleichsam  in  verjüngter  Kraft 
erscheint?" 

Der  Hof  kammer-Präsident  suchte  im  weiteren  Verlaufe  seines 
Vortrages  die  Einwendungen  zu  widerlegen,  die  gegen  seinen 
Antrag  erhoben  werden  könnten.  Zunächst  wendete  er  sich  gegen 
den  Einwurf,  dass  durch  die  Einführung  einer  neuen  Papiergeld- 
gattung anstatt  zwei  Währungen  drei  geschaffen  werden  und  das 
Finanzsystem  nur  noch  verwickelter  würde.  In  der  Lage  in  der 
sich  der  Staat  befinde,  meinte  er,  sei  überhaupt  kein  System 
denkbar,  dem  dies  nicht  eigen  wäre.  Gegen  den  Einwurf,  dass 
die  Bankozettel  die  Einlösungsscheine  aus  dem  Verkehr  drängen 
würden,  wie  jede  bessere  Währung,  wenn  diese  Bezeichnung  auf 
das  neue  Papier  anwendbar  sei,  durch  die  schlechtere  aus  dem 
Umlauf  getrieben  wird,  sodann  dass  man  Einlösungsscheine  kaufen, 
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sie  zur  Realisationscasse  bringen  und  diese  dadurch  bald  er- 
schöpfen werde,  widerlegte  er  damit,  dass  er  dies  aus  einem 
doppelten  Gi'ünd  nicht  besoi'ge;  einmal  weil  die  natürliche  Folge 
der  von  ihm  vorgeschlagenen  Massnahmen  eine  Verbesserung  der 
Course  der  im  Umlaufe  bleibenden  Bankozettel  sein  müsse,  folsr- 
lieh  die  Nachfrage  nach  baarem  Geld  sich  vermindern  würde, 
sodann  aber  weil  das  Bedürfniss  nach  Einlösungsscheinen  dem 
etwaigen  Streben  dieselben  in  baares  Geld  umzusetzen,  die  Wage 
halten  werde.  Endlich  konnte  auf  die  Handelsbilanz  hingewiesen 
werden,  die  damals  gerade  wie  in  der  Gegenwart  bei  der  Regelung 
des  Geldwesens  in  Betracht  gezogen  und  als  ein  Hinderniss  aller 
Versuche  zur  Regelung  desselben  betrachtet  wurde.  Zu  wieder- 
holten Malen  wurde  dem  Monarchen  in  den  Vorträgen  dargelegt, 
dass  so  lange  die  Ausfuhr  an  Edelmetall  die  Einfuhr  übersteige, 
der  inländischen  Circulation  immer  neue  Wunden  geschlagen 
würden.  Diese  Einwendung,  meinte  Graf  O'Donnell,  sei  gar  nicht 
zu  Aviderlegen,  nur  beweise  sie  nichts  gegen  das  System,  „keines, 
selbst  nicht  jenes,  welches  sich  auf  baares  Geld  allein  gründe, 
könnte  auf  die  Länge  gegen  ein  solches  Hinderniss  mit  Erfolg 
kämpfen".  Hieraus  folge  aber  nur,  dass  die  Finanz  Verwaltung 
darauf  Bedacht  nehmen  müsse,  die  Quellen  des  Geldabflusses  zu 
verstopfen  und  die  productive  Kraft  der  Provinzen  durch  Belebung 
des  Ackerbaues  und  der  Industrie  zu  steigern. 

Mit  den  erwähnten  Vorschlägen  war  die  Reihe  der  Anträge 
nicht  erschöpft.  Die  beantragten  Massnahmen  seien  nicht  hin- 
reichend, wie  es  im  Vortrage  heisst,  das  Ebenmass  zwischen  den 
Bankozetteln  und  dem  Bedürfnisse  des  Umlaufes  herzustellen, 
hiezu  wären  noch  andere  Operationen  nothwendig,  über  welche 
Graf  O'Donnell  damals  noch  keinen  Entschluss  gefasst  hatte.  Er 
dachte  an  eine  „Demonetisation  der  grossen  Appoints"  von  1000 
und  500  Gulden  und  Umwandlung  derselben  in  eine  verzinsliche 
Staatsschuld,  wodurch  etwa  80  Millionen  aus  d^m  Verkehr  gezogen 
werden  könnten.  Oder  aber  an  eine  Belegung  aller  Noten,  die 
1-  und  2-Guldenzettel  ausgenommen,  mit  einer  Steuer,  was  einer 
Reduction  des  Werthes  gleichkam,  eine  Massregel,  die  er  der 
ersteren  vorzog,  da  auch  Ungai-n  in  Mitleidenschaft  gezogen  und 
dem  Staate  kein  Opfer  auferlegt  würde. 

Wie  wenig  klar  Graf  O'Donnell  über  die  Gesammtheit  der 
zu  ergreifenden  Massnahmen  war,   geht   aus  einem.  Nachtrage  zu 
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seinem  Vortrage  hervor,  in  welchem  er  einige  Modificationen  vor- 
schlug, die  seinen  Plan  noch  verwickelter  machten.  Hiernach 
befürwortete  er  die  Schaifung  zweier  neuer  Papiergeldgattungen; 
Einlösscheine  die  al  pari  gegen  baares  Geld  einzutauschen  seien, 
und  Amortisationsscheine  oder  wie  er  sie  auch  nannte  Hypothekar- 
scheine. Von  den  crsteren  sollten  bloss  64  Millionen  in  Umlauf 
gesetzt  werden,  um  dieselben  im  Course  zu  halten,  wozu  seiner 
Meinung  nach  ein  Baarschatz  von  20  Millionen  ausreichend  war. 
Für  die  Tilgung  der  Amortisationsscheinc  sollte  ein  eigener  Fond 
gebildet,  demselben  alljährlich  3  Millionen  Gulden  zugewiesen  und 
die  Provinzen  zur  Beisteuer  herangezogen  werden.  Die  Entrichtung 
aller  Steuern  sollte  mit  zwei  Fünftel  in  Einlösungsscheinen  und  drei 
Fünftel  in  Amortisationsscheinen  erfolgen  und  gleichzeitig  eine  Re- 
duction  der  Zinsen  der  Staatsschuld  vorgenommen  werden.  ') 

In  Folge  des  Vortrages  vom  6.  Januar  ordnete  der  Kaiser 
die  Abhaltung  einer  Conferenz  an  und  forderte  die  Finanzver- 
waltung auf,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  bis  zur  definitiven  Ent- 
scheidung nicht  solche  Ereignisse  eintreten,  welche  die  zur 
Herstellung  des  Crcdites  und  der  Finanzen  erforderlichen  Mittel 
vielleicht  ganz  unwirksam  machen  dürften.  Der  Hofkammer- 
Präsident  wusste  keinen  andern  Rath  als  eine  Proclamation  zu 
erlassen,  welche  den  Hauptinhalt  des  neuen  Systcmes  darstellen 
und  den  Besitzern  der  Bankozettel  wenigstens  die  zuversichtliche 
Aussicht  bieten  dürfte,  dass  kein  Staatsbankerott  stattfinden  werde 
und  jeder  Inhaber  verzinslicher  oder  unverzinslicher  Papiere  auf 
eine  Besserung  der  Valuta  rechnen  könnte.  Allein,  fügte  er  hinzu, 
dies  setze  voraus,  dass  eine  Einigung  über  den  Finanzplan  schon 
stattgefunden  habe.  Vorläufig  beschränkte  sich  Graf  O'Donnell 
auf  kleine  Mittel,  Er  hatte  in  der  ersten  Januarwoche  Wechsel 
und  Species  an  der  Börse  verkauft  und  105.000  Gulden  Münze 
darauf  verwendet,  er  traf  Anordnung  behufs  Verwechslung  von 
Noten  gegen  Kupfergeld,  um  namentlich  die  Landbevölkerung  zu 
beruhigen,  welche  Kupfermünze  dem  Papiergelde  vorzog.  2) 

Noch  ehe  die  Conferenz  zusammengetreten  war,  hatte  eine 
vorläufige  Berathung   über  die  Vorschläge    des  Grafen  O'Donnell 


')  Nachtrag  zum  Vortrag  vom  6.  Januar  eigenhändig  mimdirt  und  bestellt 
am  9.  Januar  von  O'Donnell. 

2)  Vortrag  7.  Januar  1810. 
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stattgefunden  an  welcher  bloss  die  ersten  Beamten  der  Hofkammer 
unter  dem  Vorsitze  des  Grafen  Zichy  theilnahmen.  Die  Er- 
richtung einer  selbstständigen  Tilgungsdeputation  wurde  ein- 
gehend erörtert.  Die  Mitglieder  sprachen  sich  auf  das  Entschie- 
denste dafür  aus.  Es  sei  ihnen,  heisst  es  in  einem  Vortrage, 
der  gehässige  Anstrich,  den  viele  dieser  Massregel  zu  geben 
trachten  werden,  nicht  entgangen ;  es  werde  Uebelgesinnten  wahr- 
scheinlich an  Worten  und  Wendungen  nicht  fehlen,  um  die  Auf- 
stellung einer  selbstständigen  Commission  als  ein  Gegenstück  zur 
Notablenversammlung  in  Frankreich  und  als  die  Wiege  einer 
künftigen  Nationalversammlung  zu  schildern.  Selbst  gut  gesinnte 
und  rechtliche,  aber  schwache  Menschen,  denen  alles  Neue  ein 
Gräuel  sei,  werden  an  dieser  Einrichtung  ein  Aergerniss  linden,  i) 
Sodann  wurde  die  Behandlung  des  geistlichen  Vermögens  als 
Staateseigenthum,  worüber  allerdings  die  reiche  Geistlichkeit 
Lärm  schlagen  würde,  als  eine  Massregcl  bezeichnet,  welche  den 
Beifall  der  Vernünftigen  erhalten  werde,  „da  die  Einziehung  des 
Reichthums  der  Prälaturen  und  Stifter  eher  populär  als  antipopulär 
sein  werde".  Wer  sich  dagegen  ausspreche,  müsse  die  Möglich- 
keit anschaulich  machen,  wie  man  aus  nichts  etwas  hervor- 
zubringen im  Stande  sei,  wie  man  ohne  Geld,  ohne  Zutrauen, 
ohne  Credit,  ohne  Hypotheken,  das  einstürzende  Gebäude  der 
Staatsfinanzen  bloss  dadurch  stützen  könnte,  dass  nun  an  die 
Stelle  eines  Papiergeldes,  welches  Bankozettel  heisst,  ein  anderes 
treten  sollte,  welches  Einlösungsscheine  benannt  werde.  Gegen  den 
Hauptantrag,  ein  gegen  baares  Geld  zu  realisirendes  Papier  aus- 
zugeben, erhob  die  Commission  manche  Bedenken :  Da  man  nicht 
alle  Bankozettel  gegen  einlösbare  Scheine  umzuwechseln  im 
Stande  sei,  so  werde  eine  gewisse  Willkür  bei  der  Vertheilung 
eintreten;  man  möge  daher  mit  dieser  Massrcgel  warten,  bis  das 


')  Wenn  der  Kaiser  solche  Ansichten  vielleicht  hegte,  so  trug  die  Credit- 
commission  daran  die  Schuld.  Schon  im  Jahre  1803  hatte  ein  Anonymus  dem 
Monarchen  „Bemerkungen"  über  die  Finanzen  übermittelt  und  die  Einberufung 
ständischer  Abgeordneter  beantragt.  Die  vereinigte  Finanz-  und  Creditcommiesion 
stemmte  sich  dagegen  und  bemerkte  ^dass  dies  im  In-  imd  Auslande  als  ein 
Schritt  würde  betrachtet  werden,  der  die  gännliche  Aufliegenheit  der  Finanzen 
verräth,  luid  Uebelgesinnte  werden  niclit  ermangeln,  diese  Lage  mit  jener  zu 
vergleichen,  die  in  Frankreich  vor  der  Revolution  bestand".  Vortrag  am 
8.  Januar  1803. 
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Arroscmentanlehcn  glücklich  zu  Stande  gebracht  sei.  Die 
Commission  zweifelte,  dass  dies  so  leicht  sein  werde,  so  ver- 
lockend auch  die  Bedingungen  seien.  In  dem  Antrage  O'DonneH's 
war  eine  Devalvirung  der  Bankozettel  um  ein  Fünftel  des  Wer- 
thes  ausgesprochen  und  die  Commission  meinte:  dies  stünde  mit 
den  wiederholt  gegebenen  Versprechungen  des  Kaisers  im  Wider- 
spruche. 

O'Donnell  Hess  sich  jeden  Verbesserungsantrag  gefallen.  Es 
werde  sich,  legte  er  dem  Kaiser  dar,  keine  Hauptmassregel  vor- 
schlagen lassen,  deren  Ausführbarkeit  sich  verbürgen  lasse,  er 
glaube,  dass  nichts  übrig  bleibe,  als  Gefahren  gegen  Gefahren 
und  günstige  Wahrscheinlichkeiten  gegen  günstige  Wahrschein- 
lichkeiten abzuwägen.  Niemals,  schloss  er  seine  Auseinander- 
setzung, war  eine  Aufgabe  wichtiger  und  schwerer  zu  lösen.  Eine 
vollkommene  Beruhigung  über  den  Erfolg  könne  nicht  gewährt 
werden.  ') 

Auch  Metternich  erhielt  Gelegenheit,  sich  in  einem  selbst- 
ständigen Vortrage  über  die  brennende  Frage  des  Tages  zu 
äussern.  Natürlich  fasst  sein  Gutachten  nicht  so  sehr  die 
finanzielle  als  die  politische  Seite  des  Gegenstandes  in's  Auge.  Ein 
Fachmann  in  Finanzfragen  war  der  spätere  Staatskanzler  nicht  und 
er  suchte  sich  nur  den  Anschein  zu  geben,  als  fasse  er  alle  Seiten 
des  staatlichen  Lebens  in's  Auge.  Der  Minister,  sagte  Metternich, 
der  anriethe  ohne  Rücksicht  auf  die  Gefahren  innerer  Auf- 
lösung alle  Blicke  nur  nach  Aussen  zu  richten,  und  nur  auf  Er- 
haltung der  Armee,  unbekümmert  um  die  Staatslinanzen,  Bezug  zu 
nehmen,  ginge  von  einem  falschen  Gesichtspunkte  aus;  die  Finanz- 
stelle, welche  den  Staat  dem  Ungefähr  jeder  äusseren  Einwirkung 
Preis  geben  zu  können  glaube,  um  die  Wunden  des  Inneren  zu 
heilen,  würde  sich  nicht  minder  irren.  Wie  man  sieht,  wünschte 
Metternich  beiden  Anforderungen  Rechnung  zu  tragen.  Aber  im 
weiteren  Verlaufe  seiner  Darlegung  legte  er  denn  doch  das 
Hauptgewicht  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse,  denen  sich  alle 
anderen  Rücksichten  unterordnen  müssen.  In.  zwei  Hauptmass- 
nahmen  sieht  er  die  letzten  und  einzigen  Stützen  der  staatlichen 
Existenz :  in  der  möglichsten  Erhaltung  der  Arraeecadres  und  der 
Befestigung  geeigneter  Punkte;  beide  erforderten  Geldmittel  und 


0  Vortrag  14.  Januar  1810. 
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dem  neuen  Finanzsysteme  falle  daher  die  Aufgabe  zu,  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen ;  •  die  Festsetzung  der  Ziffer,  wie  viel  die 
Armee  kosten  solle  und  wie  hoch  der  Betrag  zu  sein  habe, 
der  auf  Vertheidigungsanstalten  verwendet  werden  soll,  dürfte 
aber  nicht  von  der  Finanzstelle  beantwortet  werden.  Es  wäre 
dies,  meinte  Metternich,  ebenso  unmöglich,  „als  es  jede  Berech- 
nung des  Hofkriegsrathes  über  den  nöthigen  Geldbedarf  des 
künftigen  Jahres  sein  muss".  Denn  der  Hofkriegsrath  müsse,  ehe 
er  einen  Voranschlag  mache,  das  Finanzministerium  fragen:  wie 
viel  wird  eure  Münze  künftiges  Jahr  gelten?  Der  Unterschied 
in  der  Auffassung  der  Hofkaramer  und  der  Staatskanzlei  war 
ein  prinzipieller;  Sollten  alle  anderen  Staatszwecke  vor  dem  einen 
zurücktreten,  die  Ordnung  des  Geldwesens  herbeizuführen,  oder 
sollte  auch  jetzt  noch  Rücksicht  genommen  werden  auf  die 
Stellung  des  Staates  nach  Aussen'?  Ja  von  der  Beantwortung  der 
Frage,  ob  die  Staatsmänner  Oesterreichs  unter  Umständen  eine 
active  Politik  befolgen  oder  sich  von  den  grossen  Angelegen- 
heiten für  eine  Zeit  zurückziehen  sollten,  hing  naturgemäss  auch 
die  in  den  Finanzfragen  einzuschlagende  Richtung  ab.  Einem 
Manne,  wie  Metternich,  der  erst  kürzlich  mit  der  Leitung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  betraut  worden  war,  konnte  der 
Zwang  einer  bloss  passiven  Rolle  nicht  angenehm  sein,  und  er 
wünschte  daher,  dass  die  Hofkammer  auch  die  möglichen  Even- 
tualitäten der  Zukunft  bei  ihrer  Berathung  und  endgiltigen  Fest- 
stellung des  neuen  Finanzsystems  in  Rechnung  ziehe,  eine  Auf- 
fassung, die  man  in  den  Finanzkreisen  der  Regierung  nicht 
theilte  und  der  sich  auch  der  Kaiser  nicht  anschloss.  •) 


')  Die  kaiserliche  Resolution  auf  den  Vortrag  Metterniclis  vom  11.  Januar 
1810  lautet:  Die  Wiederherstellung  der  Ordnung  im  Innern  macht  jetzt  den  ersten 
und  wichtigsten  Zweck  aus,  dem  alle  übrigen  untergeordnet  werden  hiüssen. 
Eben  weil  sich  bei  der  gegenwärtigen  Zerrüttung  des  Geldwesens  keine  sicheren 
Vorschläge  und  Berechnungen  entwerfen  lassen,  ist  vor  Allem  nothwendig  nebst 
Herstellung  der  Finanzen  das  öffentliche  Zutrauen  herzustellen,  ohne  welchem 
auch  der  beste  Finanzplan  in  seiner  Ausführung  scheitern  würde.  Dies  würde 
aber  schwerlich  gelingen,  wenn  nicht  die  Ueberzeugung  hervorgebracht  wird, 
dass  kein  die  Kräfte  des  Staates  übersteigender  Aufwand  für  den  Militäretat 
die  zur  Verbesserung  der  Finanzen  getroffene  Massregel  lähmt.  Insoweit  sich 
alle  erforderlichen  Mittel,  den  Staat  gegen  einen  muthwilligen  Angriff"  des  Aus- 
landes zu  vertheidigen,   mit  dem  Hauptzweck  schon  jetzt  nur  immer  vereinbaren 
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Die  von  dem  Kaiser  angeordnete  Conferenz  trat  am  12.  Fe- 
bruar! zusammen.  Den  Vorsitz  führte  der  Obersthofmeister  Fürst 
von  Trautmannsdorf;  anwesend  waren:  die  Staats-  und  Conferenz- 
minister  Chotek  und  Zichy,  der  oberste  Hof  kanzler  Grraf  Ugarte, 
der  ungarische  Hofkanzler  Graf  Erdödy,  der  Hof  kammer-Präsi- 
dent  O'Donncll,  der  Minister  des  Auswärtigen  Graf  Metternich, 
der  Präsident  des  General-Rechnungs-Directoriums  von  Schittels- 
bcrg,  der  Vicekanzler  der  Hofkammer  Baldacei,  der  geheime  Rath 
Baron  Bartenstein,  der  Vicepräsident  Barbier ;  als  Protokollführer 
fungirte  Hofrath  CoUin.  Die  erste  Sitzung  war  eine  bloss  vor- 
berathende.  Die  Mitglieder  kamen  überein,  ehe  an  die  endgiltige 
Berathung  geschritten  würde,  den  von  dem  Hofkammer-Präsi- 
denten vorgelegten  Entwurf  eines  Patentes  einer  selbstständigen 
Prüfung  zu  unterziehen.  Es  vergingen  einige  Tage,  ohne  dass  die 
Conferenz  etwas  von  sich  hören  Hess.  Der  Kaiser,  über  die  Ver- 
zögerung ungeduldig,  richtete  an  den  Fürsten  Trautmannsdorf 
ein  Handschreiben,  worin  er  es  ihm  zur  Pflicht  machte,  das 
Geschäft  nicht  in  die  Länge  zu  ziehen,  sondern  „nachdem  ohne- 
hin schon  viele  Tage  zur  Ucbcrlcgung  gegeben  worden,  die 
Anträge  baldmöglichst  zur  Schlussfassung  zu  unterbreiten  und 
sich  nicht  durch  blosse  Einwendungen  und  Zweifel,  wenn  nicht 
zugleich  etwas  offenbar  Besseres  vorgeschlagen  werden  könnte, 
aufhalten  zu  lassen".  ') 

Noch  an  demselben  Tage,  an  welchem  das  kaiserliche  Hand- 
schreiben erlassen  wurde,  berief  Trautmannsdorf  die  Mitglieder 
der  Conferenz  zu  einer  zweiten  Sitzung  zusammen.  Auf  die  Um- 
frage des  Vorsitzenden  ergriff  Graf  Chotek  zuerst  das  Wort  und 
erklärte  sich  mit  dem  beantragten  Finanzplan  unter  den  gegen- 
wärtigen Umständen  einverstanden,  da  er  keinen  angemesseneren 
vorzuschlagen  im  Stande  sei.  Er  finde  darin  die  Urbegriffe 
auf  welche  er  schon  vor  Jahren  hingewiesen:  Verminderung  der 
Bankozettel,  Convertirung  der  unverzinslichen  in  eine  verzinsliche 
Schuld,  Beförderung  des  klingenden  Geldumlaufes.  Auch  binde  der 
Plan  der  Finanzverwaltung  nicht  die  Hände,  wenn  andere  Zeitver- 
hältnisse schnellere  und  energischere  Massregeln  gestatten  sollten. 
Ugarte   und  Metternich   stimmten  ebenfalls  bei,   nur  bemängelten 

lassen,    werde    Ich    auch   darauf  den  sorgsamsten  Bedacht  nehmen.     Wien,   den 
29.  Jänner  1810.  Franz.  Staatsarchiv. 

')  Das  Handschreiben  vom  17.  Februar  1810, 
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sie  die  Aufhebung  der  Klöster  und  Stifte.  Bartenstein  verthei- 
digte  die  Ansicht,  die  ganze  Zettelmasse  nach  dem  Course  von 
400  einzuwechseln  und  aus  dem  Umlauf  zu  ziehen.  ^Der 
Staat,  meinte  Bartenstein,  belinde  sich  in  der  Lage  eines  zahlungs- 
unfähigen Schuldners,  de^  die  Verwaltung  seines  noch  übrigen  Ver- 
mögens beibehalte  und  selbst  die  Procente  zu  bestimmen  habe, 
die  verhältnissmässig  jedem  Grläubiger  gebühren.  Die  gesammte 
Masse  der  Bankozettel  im  Betrage  von  900  Millionen  sei  nach 
dem  Curse  von  400  nur  225  Millionen  werth,  der  Staat  daher 
auch  nicht  verpHichtet,  mehr  zu  zahlen.  Wie  die  Anträge  lauten, 
werde  man  bloss  480  Millionen  einlösen  können,  und  es  bleiben 
noch  420  Millionen  übrig.  Durch  die  vorgeschlagene  Operation 
könne  daher  eine  Verbesserung  der  P^inanzen  nicht  erfolgen, 
durch  eine  theilweise  Belassung  der  Bankozettel  im  Verkehre 
würde  die  schwankende  Valuta  beibehalten,  dem  Handel  und 
Wandel  ebenso  nachtheilig  wie  den  Finanzen.  Wenn  man  seinen 
Vorschlag  einen  Bankerott  nenne,  so  werde  die  Geschichte  der 
letzten  zwanzig  Jahre  denselben  rechtfertigen.  Die  Belassung  eines 
Theiles  der  Bankozettel  als  allein  gangbare  Currentmünze 
sei  eine  Ungerechtigkeit  gegen  die  Privatgläubiger,  die,  wenn 
sie  die  Zahlung  der  ausgeliehenen  Capitalien  annehmen  müssen, 
zwei  Drittel  bis  drei  Viertel  ihrer  Forderungen  verlieren.  Indessen 
bemerkte  er  am  Schlüsse  seiner  Auseinandersetzung,  dass  er  sich 
nicht  getraue,  dem  ganzen  Plane  entgegenzutreten,  sondern  nur 
einige  Verbesserungsvorschläge  mache.  Er  beantragte  die  Er- 
richtung eines  Tilgung sfon  des,  zu  welchem  alle  Provinzen  im 
Verhältnisse  zu  ihrem  Wohlstand  und  zur  Bevölkerung  beizu- 
tragen hätten ;  ferner  Reduction  der  Zinsen  der  Staatsschuld  und 
Regulirung  der  Privatschulden  durch  eine  Coursscala. 

Er  blieb  allein.  Die  Reducirung  wäre  ein  Bankerott,  wurde 
ihm  erwidert.  Die  Einlösungsscheine  sollen  nur  in  dem  Masse 
in  Umlauf  gebracht  werden,  als  man  hoffen  könne,  dieselben 
durch  klingende  Münze  bei  den  Realisirungscassen  einzulösen 
und  dadurch  im  Umlauf  zu  erhalten.  Auch  der  Minister  des 
Auswärtigen  betheiligte  sich  an  der  Debatte  und  meinte:  Nach 
vollständiger  Unterwerfung  Spaniens,  wenn  Amerika  ganz  von 
dem  europäischen  Continente  getrennt  sein  würde,  werde  kein 
Staat  Europa's  das  Papiergeld  entbehren  können,  folglich  sei  ein 
System,  welches  dahinziele,  das  Papiergeld  ganz  verschwinden  zu 
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machen,  schon  aus  diesem  Clrunde  nicht  anziirathen.  Em  anderes 
Mitglied  der  Commission  bemerkte,  wenn  die  Noten  den  Paristand 
erreicht  haben  würden,  sei  gar  kein  dringender  Grrund  zur 
Tilgung  des  Restes.  Die  Reduction  der  verzinslichen  Staatsschuld 
sei  dem  Auslande  gegenüber  unausführbar.  Bezüglich  des  Ver- 
hältnisses der  Privatschuldner  und  Gläubiger  trete  die  Rechtsregel 
ein:  casus  nocet  domino.  Es  hätte  ja  dem  Gläubiger  freige- 
standen, sein  Capital  früher  aufzukündigen-,  er  werde  in  den 
meisten  Fällen  Gelegenheit  erhalten^  dasselbe  fruchtbringend  an- 
zulegen und  abzuwarten,  bis  es  sich  auf  seinen  ursprünglichen 
Werth  erheben  würde. 

Bei  der  Berathung  der  einzelnen  Paragraphe  kam  es  nur 
bei  dem  Artikel  5,  der  von  den  geistlichen  Gütern  handelt,  zu 
einer  grösseren  Debatte.  ') 

Der  oberste  Hofkanzler  und  Graf  Metternich  fanden  die 
Textirung  grell.  Letzterer  betonte,  dass  die  österreichische  Regie- 
rung bisher  immer  als  die  Erhalterin  der  alten  ehrwürdigen  Ord- 
nung der  Dinge  Ansehen  und  Macht  in  Europa  behauptet  hätte  und 
daher  Stiftungen  des  Alterthums  mit  Schonung  behandeln  müsse ; 
ersterer  erklärte,  dass  durch  die  Ankündigung,  wie  sie  vorliege, 
die  ganze  Geistlichkeit  sich  schon  um  alle  ihre  Einkünfte  gebracht 
sehen  würde;  er  linde  überhaupt  die  Erhaltung  der  Klöster  und 
Stifte  zu  Studien-  und  Religionsdiensten  nothwendig,  daher  möge 
bloss  von  Verwendung  ihrer  Güter,  nicht  aber  von  Aufhebung  die 
Rede  sein.  Chotek  fügte  hinzu:  Der  ständische  Credit,  dessen 
Mitstand  die  Geistlichkeit  sei,  würde  erschüttert  werden. 

Einhellig  einigte  man  sich  jedoch,  dass  ohne  Vermehrung 
der  Realhypothek  durch  die  geistlichen   Güter  das  ganze  Pinanz- 


')  Der  §.  5  lautete  iu  seiner  ursprünglichen  Fassung:  Da  Unserer  landes- 
väterlichen Fürsorge  nichts  näher  liegt,  als  zu  dem  erwünschten  Ziele  durch  Ver- 
vielfältigung der  dahin  führenden  Wege  eher  zu  gelangen,  und  die  Opfer,  die 
wir  dem  Privatvermögen  aufzulegen  gezwungen  sind,  hiedurch  zu  massigen,  so 
haben  wir  beschlossen,  dem  allgemein  als  rechtskräftig  anerkannten  und  von 
Uns  und  Unseren  glorreichen  Vorfahren  in  mehreren  einzelnen  Verfügungen  be- 
folgten Grundsatze,  dass  das  Kirchen-  und  geistliche  Vermögen  Staatseigenthum 
sei,  eine  grössere  Ausdehnung  in  der  Anwendung  zu  geben,  mit  dem  Vorbe- 
halte, etc.    [wie  im  gedruckten  Patente  bis  zu  sorgen]. 

Bis  wir  hierüber  in  den  deutschen  Erblanden  ein  allgemeines  System 
fassen,  verfügen  wir  sogleich  die  Aufhebimg  einer  Anzahl  geistlicher  Stifter  und 
Klöster,  deren  liegende  Gründe  wir  den  vereinigten  u.  s.  w.  [wie  im  Patente]. 
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System  zusammenfalle,  es  sei  nothweiidig,  sich  über  die  Eigen- 
thumsrechte  des  Staates  auf  die  geistlichen  Güter  bestimmt  aus- 
zusprechen, weil  sonst  Niemand  darauf  Capital  leihen  würde,  man 
könne  dies  um  so  unbedenklicher  thun,  als  dieser  Grundsatz  seit 
Maria  Theresia's  Zeiten  von  allen  Rechtslehrern  vorgetragen  und 
in  ganz  Europa  befolgt  worden  sei.  ') 

O'Donnell  hatte  vorgeschlagen,  das  Verhältniss  von  400  :  100 
bei  der  Einlösung  der  alten  Zettel  gegen  neue  Scheine  zu  Grunde 
zu  legen.  Im  Patente  selbst  wurde  300 :  100  angenommen.  Zu 
dieser  Aeriderung  sah  man  sich  in  Folge  der  Besserung  des 
Courses  bestimmt,  der  beim  Beginne  der  Berathungen  mit  460 
notirt  wurde,  allmälig  aber  auf  325  herabgesunken  war,  und  noch 
weit  tiefer  gegangen  wäre,  wenn  die  Finanzverwaltung  nicht 
durch  starke  Ankäufe  von  baarem  Gelde  auf  der  Börse  entgegen- 
gearbeitet hätte. 

Am  26.  Februar  wurde  das  Patent  erlassen.  Um  in  den 
Zeiten  grosser  Anstrengungen  der  Finanzen,  heisst  es  im  Eingange, 
den  Wohlstand  der  Unterthanen  so  viel  möglich  zu  schonen, 
den  Steuerausschreibungen  auf  lange  Jahre  zerrüttet  haben  wür- 
den, habe  man  sich  genöthigt  gesehen,  die  Bankozettel  weit 
über  das  Bedürfniss  des  inneren  Umlaufes  zu  mehren.  Durch 
das  starke  Zurückströmen  der  Zettel  aus  den  abgetretenen  Pro- 
vinzen sei  eine  Verschlimmerung  der  Course  eingetreten.  Die  Be- 
sorgnisse seien  gestiegen,  und  obgleich  das  angestrengteste  Be- 
streben dahin  gerichtet  gewesen  sei,  dieselben  zu  zerstreuen, 
habe  man  dieses  Ziel  nicht  früher  erreichen  können,  da  die  Aus- 
wahl der  Mittel,  um  mit  Sicherheit  und  ohne  zu  drückende 
Opfer  die  Verbesserung  der  Finanzen,  die  gänzliche  Wiederher- 
stellung derselben  zu  begründen,  Zeit  erfordert  habe.  Ungeachtet 
nun  die  Ausführung  der  beschlossenen  Massregeln  mannigfaltige 
Vorbereitungen  erheische,  wolle  man  zur  Beruhigung  „die  Grund- 
lagen des  Systems"  eröffnen. 

Nach  dieser  Einleitung  bezeichnet  das  Patent  das  Ziel, 
welches  man  sich  vorsetzt:  Die  klingende  Münze  neben  den  zu 
dem  Bedürfnisse  des  inneren  Verkehres  unentbehrlichen  Vorstel- 
lungszeichen derselben  in  den  Umlauf  zu  setzen;  die  Anzahl  der 

')  Das  Vermögen  der  Geistlichkeit  wurde  auf  Basis  der  Fassionen  von 
1782  auf  39  Millionen  geschätzt,  wahrscheinlich  betrug  es  das  Doppelte,  da  im 
Laufe  der  letzten  "28  Jahre  die  Güter  bedeutend  im  Preise  gestiegen  waren. 
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Bankozettel  auf  die  zu  dem  inneren  Umlauf  noch  erforderliche 
Summe  zu  beschränken,  endlich  den  Vorstellungszeichen  jenes  volle 
Vertrauen  zu  verschaffen,  welches  die  Bankozettel  vor  ihrer  unver- 
hältnissmässigen  Vermehrung  genossen. 

Zui-  Verminderung  der  Bankozettel  sollten  Einlösungsscheine 
von  einer  besondei'cn  Behörde  ausgefertigt  und  mit  dem  Ein- 
ziehen so  lange  fortgefahren  werden,  als  dies  ohne  in  den  allge- 
meinen sowohl,  als  in  den  unter  den  Privaten  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten eine  zu  empfindliche  Hemmung  hervorzubringen, 
geschehen  könne.  Die  Bankozettel,  heisst  es  sodann  weiter,  blei- 
ben daher  nach  ihrem  Nennwerthe  inzwischen  noch  das  allge- 
mein gangbare  Geld  und  werden  bei  allen  öffentlichen  Gassen  zu 
allen  Zahlungen,  die  nicht  ausdrücklich  ausgenommen  sind,  an- 
genommen. Die  Einlösungsscheine  stellen  Conventionsmünze  vor, 
und  ihre  Ausfertigung  werde  einer  ganz  unabhängigen,  die 
Rechte  einer  Privatgesellschaft  geniessenden  Behörde  übertragen. 
Neue  Zettel  sollten  künftighin  nicht  ausgegeben  werden,  nur 
der  Umtausch  der  alten,  abgenützten  gegen  brauchbare  ge- 
stattet sein  und  unter  strenger  Aufsicht  vor  sich  gehen.  Das 
Patent  vom  26.  Februar  gab  die  Menge  der  umlaufenden  Zettel 
auf  beiläufig  950  Millionen;  im  Jänner  1810  circulirten  864724 
Millionen,  während  sich  in  Verrechnung  über  915  befanden. 
Wie  viel  zur  Zeit  der  endgiltigen  Feststellung  der  Texti- 
rung  des  Patents  in  Girculation  waren,  wusste  man  nicht  recht, 
da  die  Ausweise  der  Provinzinal-Gassen  noch. nicht  vorlagen.  Als 
charakteristisch  verdient  erwähnt  zu  werden,  dass  die  Frage,  ob 
im  Patente  die  Ziffer  der  im  Umlauf  befindlichen  Zettel  ange- 
geben werden  sollte,  von  den  Mitgliedern  der  Gommission  ver- 
neint wurde;  es  sei  ganz  unnöthig,  äusserte  sich  eine  hoch- 
gestellte Persönlichkeit,  die  Masse  der  umlaufenden  Bankozettel 
brauche  ausser  Gott  Niemand  zu  wissen,  ohnehin  werden  die 
Einzelnheiten  nie  bekannt  werden.  Wahrscheinlich  war  es  der 
Kaiser,  der  für  die  Angabe  der  Summe  entschied. 

Die  Verminderung  der  Einlösungsscheine  sollte  alljährlich 
aus  einem  „angemessenen"  Tilgungsfond  erfolgen,  ein  beträchtlicher 
Theil  durch  Benützung  freier  Staatshypotheken  zu  Anleihen  in 
klingender  Münze  eingelöset  und  vertilgt  werden,  und  auf  diese 
Weise  der  Uebergang  zu  „einem  klingenden  Geldumlauf  neben 
den  Vorstellungszeichen    stufenweise  vorbereitet    und    ausgeführt 
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werden,  ohne  eine  Erschütterung  und  Zerrüttung  des  öffentlichen 
und  Privatverraögens,  sowie  auch  ohne  einen  Mangel  an  den  zum 
Umlaufe  erforderlichen  Vorstellungszeichen  und  eine  wirkliche 
Verminderung  des  Nationalreichthums  durch  Verminderung  der 
productiven  Capitalien  und  damit  verbundener  Hemmung  der 
Industrie  zu  verursachen,  welche  ein  schnelles  Verschwinden  des 
Papiergeldes  zur  Folge  haben  würde".  Um  die  Kealhypothek 
zu  vergrössern,  wird  auch  der  Beschluss  angekündigt,  hiezu  die 
liegenden  Grründe  der  Geistlichkeit  zu  widmen,  durch  welche 
Massregel  der  Staat  zu  einem  solchen  Reichthum  freier  Hypo- 
theken gelangen  würde,  der  allein  hinreichend  wäre,  um  die 
volle  Einwechslung  der  Einlösungsscheine  in  Conventionsgeld  zu 
veranlassen,  wenn  dieser  Reichthum  rasch  in  Münze  umgesetzt 
werden  könnte  und  nicht  die  Masse  der  Güter  selbst  und  die  in 
ganz  Europa  beschwerliche  Aufbringung  schwerer  Münze  im 
Wege  stünde. 

Dem  Tilgungsfond  beabsichtigte  man  nicht  bloss  die  Banko- 
zettelschuld,  sondern  auch  die  verzinsliche  Schuld  zu  überweisen, 
und  seine  Zuflüsse  sollten  aus  den  Eingängen  einer  neuen  Steuer, 
mit  höchstens  10  "/o  ^^^  Stammvermögens,  bestehen.  Natürlich 
konnte  dieselbe  bloss  in  den  deutsch-slavischen  Ländern  aus- 
geschrieben werden,  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  musste  man 
sich  mit  freiwilligen  Beiträgen  begnügen.  Die  magyarischen 
Mitglieder  der  Regierung  stemmten  sich  gegen  die  Einführung 
einer  derartigen  Steuer  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
und  schilderten  mit  glühenden  Farben  den  Patriotismus  und  die 
Opferwilligkeit  der  Magyaren,  stellten  auch  beträchtliche  Gaben 
von  Seite  ihrer  Landsleute  in  Aussicht.  Diese  freiwillig  abge- 
lieferten Summen  Papiergeldes  sollten  in  Gegenwart  der  Parteien 
vernichtet  werden,  und  welche  gi'osse  Erwartungen  man  daran 
knüpfte,  zeigen  die  Berathungsprotokolle  über  die  Art  und  Weise 
wie  die  Vernichtung  vorgenommen  werden  sollte,  um  ja  nicht 
den  entferntesten  Verdacht  aufkommen  zu  lassen,  als  verwende 
die  Regierung  die  auf  den  Altar  des  Vaterlandes  niedergelegten 
Beträge  zur  Bestreitung  laufender  Ausgaben. 

Allein  ehe  diese  Massregeln  insgesammt  in  Wirksamkeit  ge- 
treten waren,  mussten  Vorkehrungen  getroffen  werden,  die  Ein- 
lösungsscheine im  Verkehr  zu  erhalten.  Dies  sollte  auf  doppeltem 
Wege  geschehen.     Einmal,  indem  ein  Theil  der  öffentlichen  Ab- 
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gaben  mit  diesem  neuen  Papiergelde  bezahlt  werden  sollte,  so- 
dann durch  Einwechslung  gegen  Bankozettel  bei  der  Hauptcasse 
der  Tilgungsdeputation  in  Wien,  und  zwar  nie  zu  einem  höheren  ':< 
Course,  als  von  300  gegen  100,  .Vierteljährige  Publicationen  sollten  \\ 
die  Unterthanen  von  dem  Stande  der  Finanzen  „in  Ansehung  des 
Papiergeldes"  in  Kenntniss  setzen.  Wir  wollen  dies,  heisst  es 
am  Schlüsse  des  Patentes,  weil  diese  offene  Sprache  unseren  landes- 
väterlichen Gesinnungen  am  besten  entspricht,  und  weil  wir  über- 
zeugt sind,  solche  Massregeln  getroffen  zu  haben,  die  in  Ver- 
bindung mit  den  Ersparungen,  in  dem  sorgfältigen  Bestreben,  dem 
Geldausflusse  für '  entbehrliche  Waaren  engere  Grenzen  zu  setzen, 
und  mit  den  Vorkehrungen  zur  Vermehrung  der  inländischen 
Production  und  zur  Erleichterung  des  Absatzes  derselben,  als  hin- 
reichend zur  allmäligen  Hebung  des  Uebels  werden  anerkannt 
werden,    also   auch  alle  etwaigen  Besorgnisse    beheben    müssen.  ^) 

Das  Patent  enthielt,  wie  erwähnt,  nur  die  Grundlagen  des 
neuen  Finanzsystems  5  „zur  Beruhigung  des  Publicums"  schritt 
man  an  die  Veröffentlichung,  ehe  noch  die  Ausführungsbestim- 
mungen bis  in  die  Einzelnheiten  durchberathen  waren.  Eine 
Reihe  von  Ausarbeitungen  sollte  folgen:  Ueber  die  verzinsliche 
Schuld,  über  die  zur  Veräusserung  geeigneten  Staatsgüter,  über  ein 
freiwilliges  Arrosirungsanlehen,  Massnahmen  zur  Belebung  der 
Industrie  und  des  Verkehres  sollten  ergriffen,  endlich  der  Staats- 
haushalt auf  sichern  dauernden  Grundlagen  geregelt  werden. 
Letzteres  hielt  man  für  eine  Cardinalbeding-uns;. 

Die  Schwierigkeit  des  Gegenstandes  brachte  es  mit  sich,  dass 
die  Durchführungsmassregeln  nur  langsam  von  statten  gingen. 
Die  einzelnen  Massnahmen  waren  und  blieben  Stückwerk,  Am 
2,  Mai  erfolgte  das  Verbot  des  Handels  mit  Kaffee,  „da  der  Ein- 
fuhrertrag eine  solche  Summe  ausmacht,  dass  ihre  Ersparung  dem 
inneren  Verkehre  bedeutende  Geldkräfte  zurückhält".  Die  Ein- 
fuhr war  nur  gegen  den  hohen  Betrag  von  60  fl,  Conv,-Münze 
gestattet.  An  die  Gasthäuser  erging  der  Befehl,  nur  Surrogat- 
Kaffee  auszuschänken.  Die  Prinzipien,  von  denen  man  bei  der- 
artigen Erlässen  ausging,  wurden  auch  dann  noch  beibehalten,  als 
die  Durchführung  des  Februar-Patents  schon  in  die  Brüche  ge- 
gangen war.    So  wurde  das  Verbot  des  Handels  mit  ausländischen 

1)  Patent  vom  26.  Februar  1810. 
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Weinen  noch  am  Jahresschlüsse  eingeschärft.  Die  in  den  Josefini- 
schen Tarifen  vom  Jahre  1784  und  1788  ziemlich  zahlreichen 
Einfuhrverbote  ausländischer  Waaren  wurden  durch  das  Patent 
vom  2.  September  1810  vermehrt,  um  die  Handelsbilanz  günstiger 
zu  gestalten. 

Am  18.  Mai  erschien  das  Patent  über  die  Organisation  der 
vereinigten  Einlösungs-  und  Tilgungsdeputation.  Aus  den  deutschen 
Erbländern  wurden  11,  aus  Ungarn  3,  endlich  aus  Siebenbürgen 
1  Mitglied  dazu  bestimmt.  Die  Mitglieder  der  deutsch-slavischen 
Provinzen  wurde  zumeist  von  den  Ständen,  je  eines  von  dem 
Handelsstande  zu  Wien  und  Prag  gewählt,  die  Wahl  dreier  Mit- 
glieder aus  Ungarn  wurde  „für  jetzt"  —  wahrscheinlich,  weil 
die  Einberufung  der  ungarischen  Stände  noch  in  weiter  Ferne 
lag  —  dem  Palatin  überlassen.  Das  siebenbürgische  Mitglied 
wurde  vom  Landesgouverneur  vorgeschlagen.  Die  Functionen  der 
Tilgungsdeputation  waren  im  Wesentlichen  schon  in  dem  Patente 
vom  26.  Februar  festgesetzt  worden ;  einige  neue  Bestimmungen 
verdienen  Erwähnung.  Die  Einlösungsscheine  sollten  nur  allmälig 
gegen  Bankozettel  umgetauscht  werden,  um  keine  empfindliche 
Störung  im  Verkehre  hervorzurufen.  Die  Deputation  wurde  an- 
gewiesen, sich  mit  dem  Präsidenten  der  Hofliammer  über  die 
auszugebende  Summe  von  Einlösungsscheinen  und  über  den  Cours, 
nach  welchem  die  Bankozettel  gegen  Einlösungsscheine  umge- 
tauscht werden  sollten,  in's  Einvernehmen  zu  setzen;  die  in  die 
Staatscassen  einlaufenden  Bankozettel  sollten  sogleich  vernichtet 
werden.  Die  Deputation  wurde  ermächtigt,  auf  die  Realhypothe- 
ken Darlehen  in  schwerem J^ißlde  aufzunehmen.  Ucber  die  Moda- 
litäten  und  die  Ausführung  hatte  sie  sich  mit  dem  Hofkamraer- 
Präsidenten  zu  verständigen.  Dieses  „schwere  Geld"  war  zur 
Umwechslung  der  Einlösungsscheine  bestimmt,  den  Zeitpunkt  des 
Beginnes  festzusetzen,  behielt  sich  der  Kaiser  vor.  ^) 

Es  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass  die  neuen  Finanzmass- 
regeln sich  eines  grossen  Beifalles  erfreuten ;  was  heute  wohl 
Jedermann  klar  wird,  der  sich  nur  flüchtig  mit  den  Vorschlägen 
und  den  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Motiven  bekannt  macht, 
dass  selten  eine  grosse  Aufgabe  mit  solch  geringer  Sachkenntniss 
in   Angriff  genommen   wurde,   ahnten   damals  Viele.     Abgesehen 


')  Patent  vom  18.  Mai  1810. 


Der  Staatsbankerott.  65 

t 
von  den  Fanatikern  der  Devalvirung^  hielt  man  das  Problem, 
ein  geordnetes  Geldwesen  durch  die  beabsichtigten  Massnahmen 
anzubahnen,  nicht  für  gelöst.  Fast  allgemein  klagte  man  über 
Mangel  an  Klarheit,  und  man  bemühte  sich  vergebens,  sich  ein  zu- 
treffendes Bild  von  der  Gesammtheit  der  Massregeln  zu  verschaffen. 
Die  Börse  begrüsste  das  Patent  zwar  im  ersten  Momente  mit 
einem  Sinken  des  Agios.  Im  Februar  betrug  der  Durchschnitts- 
cours  398.25,  im  März  331,  .aber  seit  April  trat^ein  bedenkliches 
Steigen  ein,  und  in  der  Mitte  des  Jahres  war  der  Cours  auf  400 
emporgeschnellt.  Die  Finanzverwaltung  griff  zu  dem  alten  Mittel 
und  opferte  vom  31.  Juli  bis  Mitte  August  687.000  Gulden  an 
der  Börse,  ohne  eine  Wirkung  hervorzurufen.  >) 

Nur  von  Friedrich  Gentz  liegt  uns  ein  Schriftstück  vor, 
welches,  zur  Aufklärung  der  öffentlichen  Meinung  bestimmt,  eine 
Vertheidigung  der  ministeriellen  Massregeln  unternimmt.  Den 
Vorwurf,  welchen  man  dem  Patente  gemacht,  dass  es  nicht  aus- 
führlich und  gemeinverständlich  genug  sei,  widerlegte  er  damit, 
ein  so  viel  umfassender,  aus  mannigfaltigen  Bestandtheilen  künst- 
lich zusammengesetzter  Finanzplan  könne  nicht  gleich  bei  seinem 
Eintritt  in  die  Welt  in  der  Klarheit  einer  Volksschrift  erscheinen. 
Jene,  welchen  dergleichen  Materien  geläufiger  sind,  und  welche 
es  nicht  verschmähen,  eine  Publication  dieser  Art  mit  etwas  mehr 
Nachdenken  und  Anstrengung,  als  einen  gewöhnlichen  Zeitungs- 
artikel zu  lesen,  werden  in  dem  Patent  gewiss  hinreichenden 
Stoff  zur  Uebersicht  des  neuen  Systems  in  seinem  ganzen  Zu- 
sammenhange finden.  Solche  Leser  werden  sich  aber  auch  willig 
bescheiden,  dass  nicht  sofort  jede  Erwartung  befriedigt,  jeder 
Einwurf  beantwortet,  jeder  Scrupel  gelöset  werden  könnte. 

Eine  Masse  von  beinahe  950  Millionen  Papiergeld  mit  einem 
Schlage  aus  dem  Umlaufe  verbannen  zu  wollen,  sagte  Gentz, 
isTein  Gedanke,  dem  kein  praktischer  Kopf  auch  nur' augenblick- 
lich hätte  Raum  geben  spllen.  Wenn  nichtsdestoweniger  ein- 
sichtsvolle Männer  nur  allzuhäufig  auf  dergleichen  Projectc  ihre 
Zeit  und  ihre  Ki'äfte  verwenden,  so  würden  die  besseren  staats- 
wirthschaftlichen  Grundsätze  fast  immer  zur  Stelle  an  ihnen  ge- 
rächt, indem  jeder  in  diesem  Geiste  erzeugte  Vorschlag  das  Siegel 
der  Unausführbarkeit  an    der  Stirn  trug.     Sollte   ein  Staatsmann 


')  Vortrag  17.  August  1810. 
Beer,    Die  Finanzen  Oesterreichs. 
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auch  vermessen  genug  sein,  um  die  gewaltsamen  Erschütterungen, 
welche  jeden  plötzlichen  Uebergang  aus  der  jetzigen  pecuniären 
Vei'fassung  zum  ausschliesslichen  Grebrauch  der  klingenden  Münze 
unausweichlich  begleiten  würden,  für  nichts  zu  achten,  so  müsste 
er  doch  nachzuweisen  wissen,  wie  die  zwischen  dem  Verschwin- 
den des  älteren  und  dem  ungewissen  Hervortreten  des  neuen 
Circulationsmittels  zu  erwartende  furchtbare  Kluft,  ehe  alles  öflfent- 
liche  und  Privatwohl  darin  versunken  wäre,  ausgefüllt  werden 
könnte;  dieser  Forderung  vermag  aber  Niemand  Genüge  zu  leisten. 
Das  Haupterforderniss  der  Reform  bestünde  in  der  allge- 
meinen Verminderung  des  Papiergeldes  und  der  dadurch  vorzu- 
bereitenden Zurückführung  der  klingenden  Münze  in  den  Umlauf, 
Die  Bankozettel  mit  dem  Metallgelde  in  unmittelbare  Berührung  zu 
setzen  und  durch  theilweise  Realisirung  derselben  nach  und  nach 
das  gewünschte  Gleichgewicht  herzustellen,  wäre  einleuchtend 
unmöglich.  Es  musste  schlechterdings  ein  Mittelglied  gefunden 
werden,  das  den  Uebergang  wahrte.  Das  Geldzeichen,  welches 
diese  Function  verrichten  sollte,  musste  aber  selbst  einen  der 
klingenden  Münze  zu  allen  Zeiten  gleichen  Werth  behaupten 
können,  Hiezu  war  nun  wieder  von  unumgänglicher  Nothwendig- 
keit,  dass  demselben  nicht  bloss  eine  mächtige,  sondern  auch  eine 
i  wirklich  disponible  Hypothek,  zujjrijinde  gelegt  wurde,  eine  Hypo- 
kl  -thek,  die  dem  Staate  sichere  Mittel  verlieh^  sich  jederzeit  so  viel 
baaren  Geldfond  zu  verschaiFen,  als  zu  unverkürzter  Aufrechterhal- 
tung des  Credits  seiner  Einlösungsscheine  erforderlich  sein  mochte. 
Endlich  musste  das  Ganze,  um  mehr  Beruhigung  über  die  Zukunft 
zu  verbreiten,  auf  Basis  einer  TiJgitftggigtjpstalt  stehen,  die  durch 
den  Umfang  ihrer  Kräfte  und  ihrer  Zuflüsse  die  allmälige  Wieder- 
herstellung eines  vollkommenen  Gleichgewichts  unter  allen  Zwei- 
gen der  Finanzverwaltung  —  die  auf  einmal  zu  bewirken  ein 
unsinniges  Unternehmen  gewesen  wäre  — -  mit  Zuversicht  voraus- 
setzen Hess, 

Das  Patent  stimme  mit  diesem  natürlichen  und  zweckmässigen 
Gange  der  Sache  vollständig  überein.  Die  Einlösungsscheine  seien 
das  Verbindungs-  und  Vermittlungswerkzeug  zwischen  dem  alten 
und  dem  neuen  System,  Die  ihnen  zi^  Grunde  gelegte  Hypothek 
sei  so  gross,  dass  jede  _^ur  Befolgung  ihrös' Credits  von  der 
Regierung  beabsichtigte  Operation  sich^Erfolg  und  Gedeihen  ver- 
sprechen könne.     Von  der  andern  Seite    sei   für   die  Ausstattung 
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des  Tilgungsfondes  so  reichlich  gesorgt,  dass  nach  und  nach  nicht 
nur  die  Masse  des  Papiergeldes,  •)  sondern  auch  noch  der  ge- 
samrnte  Betrag  der  verzinslichen  Schuld  dadurch  absorbirt  werden 
kann.  2)  — 

Die  Kränklichkeit  des  Hofkammer-Präsidenten  war  theilweise 
die  Ursache,  dass  die  Ausfuhrungsmassregeln  nicht  Schlag  auf 
Schlag  auf  einander  folgten,  und  eine  Gemächlichkeit  Platz  griff, 
die  schon  dadurch  erklärlich  wird,  dass  unter  den  Staatsbeamten 
zweiter  Ordnung  einige  das  neue  System  vollständig  verwarfen. 
Die  Ursachen  des  Scheiterns  lagen  indess  ganz  anderswo.  Einmal 
in  der  Unklarheit,  die  von  Anfang  an  selbst  über  den  Grund- 
gedanken vorhanden  war,  sodann  aber,  weil  man  von  Voraus- 
setzungen ausging,  die  später  nicht  eintrafen. 

Im  Gegensatze  zu  einem  hnanzwirthschaftlichen  Schriftsteller, 
der  eine  eingehende  Studie  über  die  Bankozettel-Periode  veröffent- 
licht hat,  3)  möchten  wir  die  Behauptung  wagen,  dass  der  Zeit- 
punkt von  vorneherein  kein  glücklich  gewählter  war.  Der  Krieg 
war  kaum  zu  Ende,  die  Kosten  desselben  waren  noch  nicht  be- 
stritten, täglich  bedrängten  neue  Anforderungen  die  Staatscassen, 
die  Steuern  gingen  während  der  letzten  Monate  spärlich  ein,  das 
Land  war  von  den  feindlichen  Heeren  ausgesogen  und  man  musste 
von  Glück  sagen,  wenn  die  Mittel  zur  Bestreitung  der  nothwendigsten 
Auslagen  beschafft  werden  konnten ;  die  Contribution  an  Frankreich 
erforderte  die  Inanspruchnahme  des  Staatscredits,  in  einem  solchen 
Momente  an  eine  Herstellung  der  Valuta  zu  schreiten,  war  nicht 
Kühnheit,  sondern  einfach  Unüberlegtheit.  Die  Männer,  welche 
an  die  Berathung  der  Finanzmassnahmen  gingen,  mussten  es  sich 
an  den  Fingern  abzählen,  dass  sie  im  nächsten  Momente  doch 
kein  anderes  Mittel  ausfindig  machen  dürften,  um  nur  die  Staats- 
maschine im  Gang  zu  erhalten,  als  einfach  zur  Notenpresse  zugreifen. 

Man  muss  es  der  Finanzverwaltung  nachrühmen,  dass  sie 
alles  aufbot,  um  das  Gleichgewicht  in  dem  Staatshaushalte  herzu- 


')  Hier  im  Manuscript  folgende  bezeichnende  Stelle  durchstrichen:  Wenn 
dessen  gänzliche  Abschaffung  je  für  heilsam  gehalten  werden  sollte. 

2)  Das  Schriftstück  findet  sich  im  Hofkammerarchiv,  mit  der  Bemerkung 
auf  dem  Umschlage,  dass  es  im  März  oder  April  in  der  Augsburger  Zeitung  er- 
schienen sei.  Meine  Nachsuchungen  haben  in  dieser  Beziehung  zu  keinem  Resul- 
tate geführt. 

•>)  Wagner  in  der  Tübinger  Zeitschrift,  Band   17  und  19. 
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stellen.  Sie  hatte  ein  sorgfältig  ausgearbeitetes  Präliminare  auf 
Basis  des  neuen  Finanzsystems  von  26,  Februar  entworfen.  Hier- 
nach bezifferten  sich  die  gesammten  Einnahmen  in  Einlösungs- 
scheinen und  schwerer  Valuta  auf  21, y;  Millionen,  wovon  18,4g  ^^i^' 
lionen  ordentliche,  in  Bankozetteln  auf  148.696  Millionen,  wovon 
135,325  Millionen  auf  das  Ordinarium  entfielen.  Die  Summen  der 
Ausgaben  waren  mit  4.663  Millionen  in  schwerer  Valuta  und  I43.349 
Millionen  in  Bankozetteln  angenommen,  wornach  sich  sowohl  in 
schwerer  Valuta  als  auch  in  Zetteln  ein  Ueberschuss  ergeben  haben 
würde.  Allein  die  Voraussetzungen  der  Finanz  Verwaltung  trafen 
nicht  zu.  Wie  so  oft  früher  und  auch  später  bis  in  die  jüngsten  Tage 
machte  die  Heeresverwaltung  alle  Berechnung  zu  nichte.  Die  Aus- 
gaben für  das  Militär  waren  auf  40  Millionen  veranschlagt,  von  Seite 
des  Monarchen  ergingen  die  gemessensten  Befehle,  den  festgesetzten 
Betrag  nicht  zu  überschreiten  und  mit  demselben  unbedingt  das 
Auslangen  zu  finden.  Die  Klagen  des  Hofkammer-Präsidenten 
wiederholten  sich  von  Monat  zu  Monat.  Der  Bankozettel-Emission, 
klagte  er,  könnte  kein  Ziel  gesetzt  werden,  sie  dauere  noch  fort, 
es  sei  gar  nicht  abzusehen  wann  sie  aufhören  werde.  *)  Die 
Heeresleitung  fordere  8.6  Millionen  monatlich,  was  einen  jährlichen 
Aufwand  von  83.,  „  Millionen  ergebe,  dies  sei  für  die  Finanzen 
unerschwinglich,  bei  einem  solch  gespannten  Militärstande  sei  an 
eine  Ausführung  des  Finanzsystems  nicht  zu  denken.  Die  Finanzen 
bedürfen  mindestens  einer  zehnjährigen  Ruhe,  hiess  es  in  einem 
Vortrage  vom  10.  Juni  1810.  Die  Resolution  des  Kaisers  lautete: 
Auf  das  Heer  sei  nicht  mehr  zu  verwenden  als  die  Finanzen 
erschwingen  können.  Aber  schon  nach  zwei  Monaten  klagte  die 
Hofkammer  abermals  über  die  ungeheuren  Forderungen  des  Militärs, 
pro  September  heische  man  9  Millionen,  und  der  Kaiser  erliess  ein 
r  Handschreiben  an  den  Feldmarschall-Lieutenant  Bellegarde  nicht 
\   mehr  als  54  Millionen  jährlich  in  Anspruch  zu  nehmen.  2) 

Auch  hatte  man  bei  dem  Voranschlage  eine  Anzahl  von  Posten 
nicht  in  Betracht  gezogen,  die  sich  wahrscheinlich  als  Rück- 
stände des  Vorjahres  ergaben.  Es  wäre  sonst  schwer  begreiflich,  dass 
die  Gebahrung  das  Präliminare  in  solcher  Höhe  überschritt.  ^) 

»)  Vortrag  28.  April   1810. 

2)  Vortrag  31.  August  und  Handschreiben  9.  September  1810. 

3)  Die  gesammten  Ausgaben  betrugen  471. g,6  Millionen,  wovon  355.324  Millionen 
als  reelle  Ausgaben,  1 1 6.221  Millionen  als  Interimsausgaben  in  dem  am  15.  December 
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In  dem  Patente  %A"aren  circa  950  Millionen  Bankozettel  als 
im  Umlaufe  befindlich  angegeben  ^  man  hatte  dabei  den  Bedarf 
des  laufenden  Jahres  in  der  Höhe  von  36  Millionen  mit  in  An- 
schlag gebracht,  und  daher  eine  etwas  höhere  Ziffer  angenommen. 
In  Wirklichkeit  kannte  man  eigentlich,  wie  schon  erwähnt,  die 
■  circulirende  Masse  der  Zettel  nicht  genau.  Als  die  Tilgungs- 
deputation in's  Leben  trat,  sollte  man  ihr  den  Stand  angeben, 
allein  man  hielt  dies  für  nicht  leicht  möglich,  da  man  erst  in 
einigen  Wochen  den  Abschluss  der  Gassen  erwartete.  Aus  einem 
Ausweise  des  Vicepräsidenten  der  Credit-  und  Hofbuchhaltung 
ging  hervor,  dass  am  27,  Juni  1810  1049,5,i2  Millionen  in  Ver- 
rechnung waren,  wovon  sich  71. 33^  Millionen  am  16.  Juni  in  der 
Centralcasse  befanden.  Hiernach  würde  die  Circulation  etwa 
978.11  Millionen  betragen  haben.  Selbst  wenn  man  aber  den 
Vorrath  in  den  Filialcassen  auf  20  Millionen,  jedenfalls  zu  hoch 
gegriffen,  veranschlagte,  so  war  die  angegebene  Ziffer  von 
950  Millionen  schon  überschritten.  Man  sah  sich  aber  genöthigt, 
bei  dem  Kaiser  die  Ermächtigung  zu  fordern  noch  weitere  36  Millionen 
Gulden  zurücklegen  zu  dürfen,  da  die  fortwährenden  Zahlungen 
für  Militärlieferungen,  die  rückständigen  Interessen  beträchtliche 
Summen  in  Anspruch  nahmen.  *) 

1816  vorgelegten  Rechnungsaiisweise  bezeichnet  werden^  Die  eingelaufenen  Steuern 
machten  aber  bloss  IOO.325  Millionen  (worunter  29,57  Millionen  ausserordentliche 
Auflagen)  aus.  Das  Deficit  betrug  demnach  die  nette  Summe  von  371.29  Millionen 
Gulden,  dieses  wurde  bedeckt  durch  Veräusserung  von  Bankobligationen  28.913, 
Kaufschillinge  0.7j2,  aufgenommene  Capitalien  80.975,  Bankozettel  228.8]g  Millionen. 
Verminderung  der  Cassareste  Tß.Qgg  Millionen.  Hiebei  waren  nicht  näher  ausge- 
wiesen die  Eingänge  von  englischen  Subsidien,  aus  der  Silberablieferung  und 
dem  Silber-Lotterieanlehen,  und  unter  den  Ausgaben  die  Berichtigung  der  fran- 
zösischen Contribution  nicht  mit  inbegriffen.  Eine  aufmerksame  Prüfung  der  Acten 
ergibt  leider  das  traurige  Resultat,  dass  man  überhaupt  über  die  Summen,  welche 
eingingen  oder  ausgingen,  keinen  vollständigen  Ueberblick  besass  und  im  strengsten 
Sinne  des  Wortes  von  einem  Tag  auf  den  andern  sich  mühselig  hindurchrang. 
Ein  vollständig  chaotischer  Zustand  der  Cassengebalirung,  denn  ein  bald  nach 
Ablauf  des  Jahres  vorgenommener  Rechnungsabschluss,  der  uns  vorliegt,  weist 
andere  Ziffern  auf  und  stimmt  nur  zum  Theil  mit  dem  obigen  überein. 

')  ConferenzprotokoU  vom  6.  Juli  1810.  Gegenwärtig:  Fürst  Metternich, 
Zichy,  Schittlersberg,  Baldacci,  Kohary,  Herberstein,  Barbier,  Collin  und  Lederer. 
Der  Beschluss  wurde  einstimmig  gefasst.  Vortrag  an  den  Kaiser  vom  17.  Juli. 
Franz  sagte  in  der  Resolution :  es  sei  sein  ausdrücklicher  Wille,  dass  von  diesem 
Vorrathe  nur  im  höchsten  Nothfalle  und  dann  mit  der  möglichsten  Schonung 
Gebrauch  gemacht  werden  solle. 
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Der  Grundgedanke  des  Planes  war,  klingende  Münze  in  den 
Verkehr  zu  bringen,  die  Anzahl  der  Bankozettel  zu  beschränken 
und  diesen  auch  allmälig  das  volle  Vertrauen  zu  verschaffen, 
welches  sie  ehemals,  als  sie  mit  dem  Edelmetalle  Pari  standen, 
besassen.  Aber  man  verrechnete  sich  vom  Anfang  an  über  die 
zu  diesem  Behufe  erforderlichen  Summen,  die  jedenfalls  in  grösse- 
rer Menge  nötliig  waren,  um  den  beabsichtigten  Zweck  zu  er- 
reichen, sodann  aber  auch  darin,  dass  selbst  die  geringen  Be- 
träge nicht  vorhanden  waren  und  nicht  herbeigeschafft  werden 
konnten.  Verschiedene  Versuche,  den  auswärtigen  Geldmarkt  in 
Anspruch  zu  nehmen,  scheiterten.  Das  beabsichtigte  Arrosirungs- 
anlehen  auf  Grundlage  der  geistlichen  Güter  als  Hypothek  kam 
nicht  zu  Stande.  Man  hoffte,  dass  die  französische  Regierung 
die  Erlaubniss  ertheilen  würde ;  Metternich  war  gerade  damals  in 
Paris  und  seine  Berichte  klangen  verheissungsvoll.  Die  Summe 
wurde  auf  40  Millionen  festgesetzt,  wovon  10  Millionen  zur  Be- 
zahlung der  Contribution  verwendet  werden  sollten,  i)  Allein  die 
Verhandlungen  in  Paris,  die  sich  Monate  lang  hinschleppten,  An- 
fragen bei  holländischen  Geldhäusern  führten  zu  keinem  Ergeb- 
niss,  und  nur  mühselig  war  man  im  Stande,  die  geringfügige 
Summe  aufzubringen,  die  zur  Bezahlung  der  französischen  Contri- 
bution   erforderlich,  war. 

Die  Einziehung  der  geistlichen  Güter  machte  eigentlich  die 
meisten  Schwierigkeiten.  In  der  unmittelbaren  Umgebung  des 
Kaisers  sträubte  man  sich  gegen  diese,  wie  man  sagte,  gegen  die 
Kirche  gehässige  Massregel.  Metternich  hatte  sich,  wie  wir  gesehen, 
im  Kreise  der  Commission  zum  Wortführer  dieser  Ansicht  ge- 
macht. Man  schlug  einen  Ausweg  vor :  die  geistlichen  Güter  bloss 
als  Hypothek  zu  benützen,  worauf  ein  Anlehen  aufgenommen  wer- 
den sollte.  Die  Mitglieder  einer  Commission,  die  zu  diesem  Behufe 
ausdrücklich  eingesetzt  war,  erklärten  einhellig :  dass  man  auf 
diesem  Wege  im  Inlande  nur  einen  unergiebigen,  im  Auslande 
gar  keinen  Credit  erlangen  werde;  wenn  man  sich  nicht  ent- 
schliessen  könne,  zu  dieser  Massregel  zu  greifen,  so  wären  alle 
weiteren  Berathungen  zwecklos.  Man  hatte  bisher  bloss  die  Güter 
der  Curatgeistlichkeit  in's  Auge  gefasst.  Die  Commission  sagte  in 
ihrem   Votum :    Die  Güter   der  Bischöfe    und   Domcapitel   sollen 


1)  Protokoll  der  geh.  Creditcommission  11.  Mai  1810. 
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künftig  an  die  Reihe  kommen.    Ein  Mitglied^  Baldacci,  bemerkte, 
dass  die  Einziehung  der  Güter  und  die  Besoldung  der  Geistlich- 
keit durch  den  Staat  sich  auch  „mit  Rücksicht   auf  eine  zweck-     | 
massige    Vorrückung    der    einzelnen    Geistlichen    in    Gehalt    und     •• 
Würde  nach  ihrem  Verdienste  als  wünschenswerth  herausstellen", 
Kohary  und  O'Donnell   befürworteten   eine    gleiche  Massregel   in 
Ungarn,  aber  Zichy  bestritt  dem  Monarchen  nach  der  ungarischen     ,  I 
Constitution  das    Recht,  es   bliebe    ihm    nur    übrig,  Bischöfe    und 
Clerus  aufzufordern,  ihre  Güter  zur  Benützung  als  Hypothek  dem 
Staate  zur  Verfügung  zu  stellen.  ') 

Es  lag  in  der  Natur  der  Verhältnisse  und  der  massgebenden 
Personen,  dass  gerade  die  Durchführung  der  bedeutsamsten  Mass- 
regel, worauf  theilweise  der  Plan  des  Hofkammer-Präsidenten 
aufgebaut  war,  sich  verzögerte.  Die  Geistlichkeit  setzte  alle 
Hebel  in  Bewegung,  um  im  Besitze  ihrer  Güter  zu  bleiben.  An- 
fangs ohne  Erfolg.  Eine  „geistliche  Vermögens- Ausmittlungs-Com- 
mission"  unter  dem  Vorsitze  des  niederösterreichischen  Landes- 
marschalls Grafen  Diettrichstein  wurde  eingesetzt,  um  zifFermässig 
eine  genaue  Kenntniss  von  dem  eigentlichen  Werthe  der  geistlichen 
Güter  zu  bekommen.  t)ie  Anhänger  der  Geistlichkeit  schlugen 
vor,  von  dem  Clerus  Fassionen  abzufordern.  Hauer  warnte  davor, 
indem  er  darauf  aufmerksam  machte,  dass  man  unter  Kaiser 
Josef  denselben  Weg  eingeschlagen,  und  nach  vier  Jahren  habe 
sich  aus  den  von  der  Geistlichkeit  gelieferten  Ausweisen  das  .  . 
klägliche  Resultat  ergeben,  dass  das  geistliche  Vermögen  wohl  auf  \  ' 
über  300  Millionen  geschätzt  worden  sei,  jedoch  bloss  mit  einem 
Ueberschusse  von  543.758  Gulden!  Auf  ähnliche  Ausweise  müsste 
man  sich  gefasst  machen,  wenn  man  denselben  Weg  betrete. 
Die  Statthaltereien  sollten  daher  aufgefordert  werden,  die  Erhebun- 
gen durch  ihre  Organe  vornehmen  zu   lassen. 

Die  Ansichten  Hauers  drangen  durch.  Die  Statthaltereien 
arbeiteten  über  Hals  und  Kopf,  im  Laufe  der  nächsten  Monate 
liefen  ziemlich  ausführliche  Zusammenstellungen  ein.  Dennoch 
gerieth  die  Angelegenheit  in's  Stocken,  So  weit  ich  sehe,  hatte  , 
die  Geistlichkeit  an  dem  Hofkanzler  Ugarte  einen  warmen  Für- 
sprecher, der  der   energischen   Durchführung   der   beabsichtigten     | 

1)  Protokoll  einer  Sitzung  vom  8.  Februar  1810.  Anwesend:  Zichy,  O'Donnell, 
die  drei  Vicepräsidenten  der  Hofkammer  Kohary,  Herberstein  und  Barbier,  die 
Hofräthe  Lederer  und  Collin,  Schittlersberg,  Baldacci. 
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Massregel  manche  Schwierigkeiten  bereitete.  Zwischen  Hofkanzlei 
und  ilofkammer  entspann  sich  ein  reger  Federkrieg,  der  von  der 
letzteren  mit  grossem  G-eschick  und  Talent  geführt  wurde. 

Die  Hofkanzlei  hatte  bemerkt,  dass  das  Ausland  eine  solche 
Massregel  als  eine  unrechtmässige  brandmarken  werde.  Dies  sei 
nicht  zu  besorgen,  erwiderte  die  Hofkammer,  da  dem  Monarchen 
das  Recht  von  den  Lehrstühlen  aller  Universitäten  zugesprochen 
werde.  Auch  sei  irrig,  dass  durch  die  Aufhebung  der  Stifte  und 
Klöster  die  Religions-  und  Unterrichtsanstalten  Schaden  erleiden 
würden:  die  Erfahrung  in  den  protestantischen  Ländern  spreche 
dagegen.  Jene,  weiche  nach  dem  ui'sprünglichen  Geiste  der 
Stifte  und  Klöster  in  dieselben  traten,  hätten  nicht  im  Sinn,  sich 
der  Seelsorge  und  dem  Untei-richte  zu  widmen,  sondern  frommer 
Beschaulichkeit  zu  leben,  vVuf  die  Einziehung  der  geistlichen 
Güter  sei  dasjenige  Finanzsystem  gebaut,  welches  nach  dem 
Urtheile  der  Staatsmänner  die  Monarchie  retten  könne,  wenn 
diese  Massregel  fehlschlage,  sei  der  Bankerott  unfehlbar.  Noch 
viel  schärfer  spricht  sich  die  Hofkammer  in  einer  zweiten  Note 
aus.  In  dem  grässlichen  Kampfe  um  Selbsterhaltung,  heisst  es 
daselbst,  werde  die  eiserne  Nothwendigkeit  den  Staat  zwingen, 
der  Kirche  Alles  zu  nehmen,  weil  sie  ihm  Weniges  versagte. 
Glücklich  'genug,  wenn  sodann  in  den  Stürmen  einer  trostlosen 
Revolution,  deren  Ausbruch  höchst  M^ahrscheinlich  sei,  das, 
was  durch  diese  geistigen  Anstalten  eigentlich  bezweckt  wird, 
Glaube,  Rechtlichkeit,  Sitte,  Bildung,  nicht  ganz  versinkt.  Der 
einen  Sorge,  den  Staat  zu  retten,  müssen  alle  anderen  Sorgen 
untergeordnet  bleiben.  ') 

Dennoch  trug  der  Hofkanzler  schliesslich  den  Sieg  davon. 
Die  vom  Monarchen  erlassenen  Directivmassregeln  gestatteten 
bloss  diQ  Belastung  des  ganzen  geistlichen  Vermögens  mit  Hypo- 
theken, ohne  dasselbe,  wie  O'Donnell  es  geplant  hatte,  ganz  der 
Disposition  der  Finanzverwaltung  zu  überlassen.  Die  Hofbankiers 
erklärten,  auf  die  geistlichen  Güter  werde  dermalen  keine  be- 
trächtliche Summe  aufzubringen  sein ;  auf  die  10  Millionen  Par- 
tialobligationen und  Lotterieanlehen,  welche  die  grössten  Vorthcile 
bieten,  seien  bisher  keine  Aufträge  eingelaufen.  Man  müsse  nicht 
bloss  die  Güter,  sondern  auch  die  Einkünfte  derselben  zur  Real- 


')  Die  beiden  Noten  der  Hofkammer  von  10.  und  29.  Mai  1810. 
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Hypothek  heranziehen,  was  nicht  der  Fall  wäre,  wenn  die  Geist- 
lichkeit im  Besitze  bliebe,  selbst  die  Verzichtleistung  auf  einen 
Theil  der  Einkünfte  würde  nicht  genügen.  ^) 

Die  Genehmigung  zur  Veräusserung  wurde  in  Folge  dieser 
Erklärung  ertheilt,  aber  unter  solchen  Modalitäten,  Avelche  die 
Sache  ungemein  verzögerten.  Bei  jedem  Gute  sollte  zunächst 
genau  untersucht  werden,  ob  dasselbe  der  Corporation  oder  dem 
Nutzniesser  entbehrlich  sei  und  nur  in  diesem  Falle  der  Verkauf 
stattfinden.  Der  Kaiser  behielt  sich  die  Genehmigung  für  jedes 
einzelne  Gut  vor.  Alle  Kaufanträge  mussten  daher  erst  genau 
geprüft  und  sodann  Bericht  erstattet  werden.  Die  Prüfungen  und 
Vorberathungen  lagen  in  den  Händen  einer  gemischten  Commis- 
sion,  die  aus  Mitgliedern  der  geistlichen  Hofcommission,  der  Hof- 
kammer und  Hofkanzlei  bestanden.  Der  Statthalter  formulirte 
die  Anträge,  die  dann  die  Grundlage  der  Berathung  bildeten. 

Die  Geistlichkeit  gab  sich  nicht  verloren.  Der  Probst  von 
Klosterneuburg  machte  im  Namen  der  übrigen  Prälaten  Nieder- 
österreichs den  Vorschlag,  dass  ihnen  derjenige  Betrag,  welchen 
die  Finanzverwaltung  durch  Veräusserung  der  Stiftsgüter  zu  er- 
halten hoffe,  bekanntgegeben  werde,  sie  wollten  diese  Quote  unter 
sich  vertheilen  und  jene  Realitäten  sodann  namhaft  machen, 
welche  veräussert  werden  sollen,  den  Rest  der  erforderlichen 
Summe  wünschten  sie  durch  ein  Anlehen  aufbringen  zu  können, 
und  baten  nur,  dass  ihnen  für  die  theils  durch  Verkauf,  theils 
durch  Darleihen  im  Gonventionsgelde  aufgebrachten  Summen 
verzinsliche  Staatspapiere  nach  dem  Course  der  Bankozettel  zu- 
gesichert werden  mögen.  Die  Creditcommission  sprach  sich  da- 
gegen aus;  es  würde  einen  ungünstigen  Eindruck  machen,  wenn 
den  geistlichen  Communitäten  die  Entscheidung  über  Verkauf 
oder  NichtVerkauf  überlassen  würde.  Der  Hofkammer-Präsident 
machte  aufmerksam,  dass  seit  dem  Circulare  vom  16.  September 
eine  Anzahl  von  Kaufanträgen  eingelaufen  sei,  was  um  so  tröst- 
licher wäre,  als  die  Veräusserung  als  das  letzte,  schnellste  und 
einzige  Rettungsmittel  anzusehen  sei.  Ohne  klingende  Münze  sei  \ 
keine  Bessei'ung  der  Finanzen  möglich.  Nicht  einmal  ein  in  so 
vielfältiger  Beziehung  schrecklicher  und  verderblicher  Bankerott 
lasse  sich  ohne  „Aufliegung  der  Staatsmaschine  gedenken",  wenn 

')  27.  April  1810;  unterzeichnet Geymüller,ArnsteinwndEskeles,  Fries,  Steiner,    1  t 
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die  Finanzen  sich  nicht  vorhei-  für  die  laufenden  Ausgaben  mit 
den  erforderlichen  Fonds  decken. 

Der  Sturm  wurde  vorläufig  abgeschlagen.  Die  Anträge  der 
Commission  wurden  genehmigt  und  den  Prälaten  „in  einer  an- 
ständigen Weise"  —  dies  forderte  der  Kaiser  ausdrücklich  — 
bedeutet,  es  liege  nicht  in  der  Absicht  der  Regierung  alle  geist- 
lichen Realitäten,  sondern  nur  die  wirklich  entbehrlichen  zu  ver- 
äussern; für  die  zum  Verkaufe  bestimmten  Besitzungen  wurde 
eine  Entschädigung  zugesichert. 

Dennoch  gerieth  das  Werk  in's  Stocken.  Die  allerhöchste 
Entscheidung  über  einige  Anträge  Hess  lange  Zeit  auf  sich  warten. 
Als  der  Erzbischof  von  Prag  gestorben  war,  machte  die  Finanz- 
verwaltung den  Vorschlag,  den  kolossalen  Realbesitz  im  Werthe 
von  3  Millionen  unter  den  Hammer  zu  bringen.  Der  oberste 
Hofkanzler  erklärte  sich  dagegen,  Wallis  war  entschieden  dafür, 
40-  bis  50.000  Gulden,  sagte  er,  genügen  vollständig  als  Dotation 
für  den  geistlichen  Würdenträger.  Die  Entschliessung  des  Kaisers 
erfolgte  nach  anderthalb  Jahren  und  lautete  ablehnend,  und  vier 
Wochen  darauf  wurde  der  Verkauf  überhaupt  eingestellt.  ') 

Es  verging  seit  Erlass  des  Patentes  vom  26.  Februar  mehr 
als  ein  halbes  Jahr,  ehe  die  beiden  Gesetze  über  die  Tilgungs- 
steuern vom  unbeweglichen  und  beweglichen  Vermögen  die  kaiser- 
liche Genehmigung  erhielten.  Hofkammer-Präsident  O'Donnell  war 
damals  nicht  mehr  am  Leben.  Graf  Wallis  war  sein  Nachfolger, 
ein  Mann  von  grosser  Energie  und  zielbewusstem  Willem  Die 
Hoffnung,  dass  es  gelingen  könnte,  die  Grundsätze  des  Finanz- 
patents in  allen  ihren  Theilen  durchzuführen,  war  damals  längst 
geschwunden  und  man  klammerte  sich  an  diese  Massregel,  um 
dem  fortwährenden  Sinken  des  Courses  der  Bankozettel  Einhalt 
.  zuthun.    Am  8.  September  1 8 1\  wurden  die  neuen  Steuerpatente 

')  Bemht  auf  Vorträgen  vom  26.  September,  24,  October,  14.  November, 
30.  November  1810  und  anderen  Schriftstücken  aus  den  Jahren  1810  —  1812.  Die 
gänzliche  Einstellung  erfolgte  durch  Handschreiben  an  Wallis  vom  21.  Februar 
1812,  „da  die  Ansicht  dahin  gehe,  den  Staatsfinanzen  durch  die  Geistlichkeit  eine 
ansehnliche  Beihilfe  zuzuwenden,  so  wie  eine  eigene  Berathungscommission  aus 
Mitgliedern  der  Hofkanzlei  und  Hofkammer  unter  Vorsitz  von  Wallis  zu  bilden, 
die  in  Erwägung  zu  ziehen  habe,  wie  dies  am  zweckmässigsten  durchgeführt 
werden  könne".  Wie  weit  diese  „Erwägungen"  gediehen,  ist  mir  nicht  bekannt. 
Wahrscheinlich  wurde  die  ganze  Sache  nach  dem  Rücktritte  von  Wallis  fallen 
gelassen. 
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veröffentlicht,  ohne  jedoch  auf  die  Geldverhältnisse  irgend  einen 
Einfluss  zu  nehmen.  Auf  die  Börse  machten  sie  keinen  Eindruck, 
und  selbst  als  man  später,  am  1.  November,  an  die  Ausführung 
schritt,  zeigte  sich,  dass  man  sich  vollständig  verrechnet  hatte 
und  die  Eingänge  in  gar  keinem  Verhältnisse  zum  erwarteten 
Betrage  standen.  Um  auch  nur  die  Grundlage  zur  Einhebung 
derartiger  Vermögenssteuern  zu  schaffen,  bedurfte  es  eines  ganz 
anderen  Verwaltungsapparates,  als  er  damals  Oesterreich  zur 
Verfügung  stand.  Eine  107oige  Vermögenssteuer  wäre  an  und  für 
sich  nicht  unerschwinglich  gewesen,  wenn  die  Lasten  nicht  ohne- 
hin schon  ziemlich  bedeutend  gewesen  wären.  Aber  man  hatte 
sich  in  den  letzten  Jahren  immer  mit  Zuschlägen  und  Zuschlägen 
zu  den  Zuschlägen  über  die  Notli  des  Augenblicks  hinweggeholfen, 
in  einzelnen  Ijandestheilen  waren  Noth  und  Elend  gross,  der  frei- 
willige Patriotismus  der  Ungarn  erwies  sich  als  Flunkerei.  Die 
Herren  jenseits  der  l^eitha  rieben  sich  die  Hände,  dass  an  sie 
nicht  wie  an  ihre  Brüder  diesseits  herbe  Zumuthungen  gestellt 
wurden. 

Die  Massregeln  der  Regierung  erregten  nicht  nur  kein  Ver- 
trauen, so;idern  steigerten  nur  das  Misstrauen  in  noch  höherem 
Grade  als  es  ohnehin  vorhanden  war.  Die  Course  der  Bankozettel 
bcAvegten  sich  in  wilden  Sprüngen  auf  und  nieder.  Im  Juni  war 
der  Durchschnittscours  395 'Yie,  im  Juli  405^,6,  im  August  4485/g, 
im  September  490%  und  stieg  von  Tag  zu  Tag,  im  Monat 
November  erreichte  er  960 '^so-  Der  Unwerth  der  Zettel  recht- 
fertigte die  grössten  Befürchtungen.  Obgleich  man  die  laufenden 
Ausgaben  mittelst  der  Notenpresse  und  ziemlich  beträchtlicher 
Kupferausmünzungen  bestreiten  musste,  klärte  die  Finanzverwal- 
tung den  Monarchen  über  die  Sachlage  nicht  vollständig  auf. 
Der  Kaiser  hatte  fortwährend  eine  vermehrte  Ausmünzung  von 
Scheidemünzen  bewilligt  und  sah  in  den  30-  und  lÖ-Kreuzer- 
stücken  „Repräsentanten  der  Bankozettel",  er  trug  daher  dem 
Grafen  Wallis  auf,  dass  für  die  in  den  Verkehr  gelangenden 
Kupferstücke,  oder  wie  der  damalige  technische  Ausdruck  lautete, 
für  die  „ausgestossenen  Stücke"  ebensoviel  Bankozettel  vernichtet 
werden  sollen,  weil  sonst  die  Masse  derselben  wirklich  vermehrt 
würde.  ^)  Franz  wollte  das  gegebene  Versprechen  gewissenhaft  halten, 


1)  Franz  an  Wallis  24.  September  1810. 
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und  nur  raühselig"  wurde  ihm  von  der  Verwaltung,  manchmal  auch 
nachträglich,  nachdem  die  Emission  schon  stattgefunden  hatte,  die 
Genehmigung  entrissen,  nie  ohne  dass  er  den  Zusatz  gemacht 
hätte:  es  sei  das  letzte  Mal.  Noch  am  Jahresschlüsse  sah  sich 
der  Hofkammer- Präsident  gcnöthigt  zu  einer  eigenthümlichen 
Massregel  zu  greifen,  um  die  leeren  Cassen  zu  füllen.  Bei  Beginn 
der  Functionen  der  Tilgungsdeputation  hatte  man  ihr  etwas  über 
69., g  Millionen  an  Bankozetteln  übergeben,  die  in  der  Reserve 
lagen.  Damals  hatte  man  noch  gehofft  mit  den  vorhandenen  Mitteln 
auslangen  zu  können.  Am  25.  December  klagte  Graf  WalHs  in 
einem  eigenhändig  mundirten  Vortrage,  dass  seine  Vorräthe  er- 
schöpft seien,  und  bezeichnete  es  als  wünschenswei-th,  die  er- 
wähnte Summe  zurück  zu  erhalten.  Der  ängstlich  auf  das  gege- 
bene Wort  Gewicht  legende  Monarch  zögerte  lange,  ehe  er  sich 
dazu  entschloss.  Erst  als  ihm  ein  Gutachten  vorgelegt  wurde, 
worin  der  Nachweis  zu  liefern  gesucht  war,  dass  „rechtliche 
Gründe"  der  Auffassung  des  Hofkammer-Präsidenten  nicht  ent- 
gegen stehen,  erfolgte  die  kaiserliche  Entschliessung,  dass  die  Til- 
gungsdeputation von  den  ihr  übergebenen69.j8  Millionen  49  Millionen 
i  zurückzuerstatten  habe;  denn  in  dem  Patente  sei  bloss, von  einem 
I  angemessenen  Betrag  die  Rede,  der  ihr  übergeben  werden  sollte; 
j  20  Millionen  genügen,  i) 

Eine  kleine  Erleichterung  für  die  Finanzen  trat  durch  die 
Verlängerung  der  an  Frankreich  zu  entrichtenden  Contributions- 
raten  ein,  da  man  sonst  nicht  in  der  Lage  gewesen  wäre  die  am 
20.  October  fälligen  60  Millionen  zu  entrichten.  Dennoch  waren 
für  die  nächsten  drei  Monate  etwa  8  Millionen  Gulden  Conventions- 
münze erforderlich.  Die  Wiener  Hofbankiers  erklärten  keine 
weiteren  Mittel  zur  Verfügung  stellen  zu  können;  ihre  Vor- 
schüsse betrugen  4  Millionen  und  die  Silber-I^otterieobligationen, 
welche  dem  Hause  Eskelcs  als  Bedeckung  übergeben  wurden, 
fanden  keinen  Absatz.  Von  dem  Betrage  von  10  Millionen  waren 
iy2  Millionen  abgesetzt,  der  Rest  von  S'/j  Millionen  war  noch 
vorhanden,  2) 

Die  Lage  der  Finanzen  ist  schrecklich,  setzte  der  Hof- 
kammer-Präsident in    einem  Vortrage  auseinander,    die  Verlegen- 


')  Handschreiben  an  Wrbna  31.  December  1810. 
2)  Protokoll  19.  Octoher  1810. 
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heiten  steigern  sich  von  Tag  zu  Tag,  der  „Sturz  der  Finanzen" 
scheint  mit  Riesenschritten  zu  nahen.  Die  Hauptbasis  des  O'Don- 
nell'schen  Finanzplanes  sei  erschüttert,  erklärte  Wallis  einige 
Wochen  später,  die  Hoffnung  auf  ein  Anlehen  im  Auslande, 
worauf  sich  diu  Ausgabe..,dei3-£iiilÖ8ungsscheine  gründete,  sei  ver- 
schwunden, dennoch  rathe  er  von  einer  Aenderung  ab,  weil  dadurc|^ 
das  Zutrauen  nur  noch  mehr  erschüttert  würde;  das  Steuerpatent 
vom  8.  September  1810  trete  bezüglich  des  unbeweglichen  Ver- 
mögens mit  1.  November  in  Wirksamkeit,  bei  dem  Mobiliarver- 
mögen fliesse  die  ersTe'Hate  sogar  erst  mit  1,  April  1811  ein,  es 
werde  sich  sodann  zeigen,  welche  Wirkungen  hieraus  auf  das 
Papiergeld  resultiren  werden  und  welchen  Beitrag  Ungarn  zur 
Verminderung  leisten  werde.  ') 

Zu    den  grossen  Sorgen    der  Finanzverwaltung   gesellte  sich  ; 
eine    Handelskrisis,    und    der   Erlass    eines    Moratoriums    für   alle  • 
Zahlungen  in  klingender  Münze  erfolgte  am  11.  December  1810.  \ 
Nicht   die  Regierung  ergriff  die  Initiative,    sondern    der  Handels-  | 
stand  wendete  sich  mit    einem  Gesuche    an    die  Verwaltung    und  : 
erbat  sich   zugleich  900.0(X)  Gulden    gegen  Vergütung    in  Banko- 
zetteln  zum  Course  von  600.  Wallis  hatte  sich  in  einem  Vortrage 
dahin  ausgesprochen,  dass  die  Verwaltung,  diesem  Ansuchen  um 
eine  Geldhilfe  zu  entsprechen,  nicht  im  Stande  sei.    Barbier  war 
der  Ansicht:    nur    ein  Verbot,    binnen    Jahresfrist   Zahlungen    in 
schwerer  Valuta  zu  leisten,   werde  helfen.     Eine  Commission  aus 
Mitgliedern  der  Finanzverwaltung  und  der  oberen  Justizbehörden 
bestehend,    beschäftigte    sich    auf  Befehl   des  Kaisers  unter   dem 
Vorsitze  Metternichs   mit  der  Frage,    ob  ein  Moratorium  zuzuge- 
stehen sei.    Ein  hervorragender  Justizbeamter,  der  oberste  Land- 
richter  Haan,    sprach  sich    dagegen  aus  und  motivirte  seine  An- 
sicht   mit    dem   Hinweise    auf  das   bürgerliche  Gesetzbuch.    Da- 
gegen   erklärte    der  Präsident    der    obersten  Justizstelle    und   gab 
damit  den  Ausschlag:  ein  allgemeines  Moratorium,  kein  bloss  auf 
den  Handelsstaiid  beschränktes,    lasse  sich    rechtfertigen.     Durch 
einen    Zusammenfluss    ungünstiger    Umstände,    heisst    es    in    dem 
Patente,  habe  die  Münze  eine  solche  Seltenheit  erlangt,  dass  alle 
Personen,    die   in  Folge    ihrer    unter   günstigen  Umständen  einge- 
gangenen Verpflichtungen  jetzt  Zahlungen  in  Conventionsmünze  im 


1)  Vorträge  4.  und  30.  October  1810. 


•o  Zweites  Capitel. 

In-  oder  Auslande  zu  leisten  haben,  in  Gefahr  gerathen,  ihre 
Vermögensumstände  gestört  zu  sehen.  Der  Gerechtigkeitspflege 
sei  daher  freier  Lauf  zu  lassen,  aber  der  Schutz,  dessen  sich 
alle  Unterthanen  rücksichtlich  ihrer  Privatverhältnisse  erfreuen 
sollten,  gestatte  nicht,  dass  ein  redlicher  und  sonst  zahlungsfähiger 
Schuldner  wegen  eines  vorübergehenden  Mangels  an  gewissen 
Geldsorten  zu  Gründe  gerichtet  werde,  wenn  dies  durch  einen 
billigen  Aufschub  abgewendet  werden  könne.  Die  Gerichte  sollten 
daher  bei  Einreichung  einer  Klage  auf  klingende  Münze  erkennen, 
doch  sollte  die  Execution  bis  h  October  1811  stille  stehen,  wenn 
der  Schuldner  den  sechsfachen  Betrag  in  Bankozetteln  oder  in  ver- 
zinslichen öffentlichen  Obligationen  nach  dem  Course  oder  in  einem 
anderen  angemessenen  Unterpfande  nach  der  wahren  Schätzung 
für  den  Gläubiger  sicherstellen  könne.  Wenn  der  Schuldner  jene 
Sicherstellung  zu  leisten  nicht  im  Stande  sei,  so  habe  die  Execu- 
tion mittelst  Feilbietung  der  Güter  bis  auf  den  sechsfachen  Be- 
trag in  Bankozetteln  zu  erfolgen.  Das  Geld  dürfe  jedoch  hintange- 
halten werden  bis  zum  1.  October  1811,  damit  der  Schuldner  die 
Gelegenheit  habe,    die  Münzsorten  vielleicht   billiger  zu   erlangen. 

Der  Schluss  des  Jahres  nahte  heran,  die  Finanzcalamität 
wurde  immer  grösser,  der  auf  Hypothesen  aufgebaute  Plan  des 
Grafen  O'Donnell  fiel  in  sich  zusammen. 

Ende  Januar,  am  28.,  legte  Graf  Wallis  das  Präliminare  für 
das  Jahr  1811  vor,  und  beantragte  zur  Deckung  des  Deficits 
die  Erhöhung  der  Contribution  von  lO.gjg  Millionen  auf  14,6j)9 
Millionen  in  den  westösterreichischen  Ländern;  in  gleicher  Weise 
sollten    auch  Ungarn    und   Siebenbürgen    herangezogen    werden.  ^) 


')  3.  December  1810,  Franz  an  Metternich;  2.  December,  Vortrag  von 
Wallis ;  Commissionsprotokoll. 

2)  Auch  andere  Steuern  sollten  eine  entsprechende  Steigerung  erfahren, 
die  Einnahmen  wurden  hiernach  berechnet:  in  schwerer  Valuta  4  Millionen,  in 
EinlösTingsscheinen  5 7.g33  Millionen,  dazu  eine  Erhöliung  in  Einlösungsscheinen  IO.05, 
daher  Gesammtsumme  Tl.ggg,  in  Bankozetteln  309.ii;7  und  zwar  fünffach,  Erhöhungen 
in  Bankozetteln  ö0.266>  zusammen  359.^34  Millionen.  Dagegen  bezifferten  sich  die 
Ausgaben  auf  69.713  (in  schwerer  Valuta  und  Einlösungsscheinen  l.gj  und 
67.91,3  Millionen)  in  Bankozetteln  fünffach  348.755  Millionen,  demnach  ein  wahr- 
scheinlicher Ueberschuss  von  •2.^-^  Millionen  in  schwerer  Valuta  und  10  Mil- 
lionen in  Bankozetteln,  wenn  jedoch  die  Erhöhung  in  Ungarn  und  Siebenbürgen 
nicht  Platz  greifen  sollte,  ein  Deficit  von  4.gg  oder  in  Bankozetteln  von 
23.33  Millionen. 
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Wenn  es  nicht  möglich  sein  sollte,  setzte  der  Hofkammer-Präsi-  ^ 
dent  in  seinem  Vortrage  am  2.  Februar  auseinander,  die  Erhöhung 
der  Staatseinkünfte  in  den  ungarischen  Ländern  zu  bewirken,  i 
dann  wäre  es  unmöglich,  das  Gleichgewicht  herzustellen  und  den  j 
Finanzen  wäre  schlechterdings  nicht  zu  helfen.  Auch  wurde  die  l 
Einführung  einer  neuen  Steuer,  die  Erwerb-  und  Patentsteuer, 
befürwortet.  Uebrigens,  schloss  Graf  Wallis  seine  Darlegung, 
kann  ich  nicht  umhin,  zu  bemerken,  dass  die  Lage  der  Finanzen 
schauderhaft  ist.  Das  Hauptübol  liegt  in  dem  Ueb^rmasse  des 
Papiergeldes,  wenn  diesem  nicht  bald  abgeholfen  wird,  so  kommt 
die  Hilfe  zu  spät,  da  bei  Beibehaltung  des  jetzigen  Systems  das 
Deficit  von  Tag  zu  Tag  progressiv  zunehmen  und  ein  förmliches 
Stillstehen  der  Staatsmaschine  erfolgen  muss.  Es  wäre  sträflich, 
wenn  man  dies  verschweigen  und  eitle  Hoffnungen  nähren  wollte, 
allein  nicht  minder  sträflich  wäre  es,  wenn  man  so  thöricht  und 
vermessen  sein  könnte,  die  mit  meinem  Systeme  verbundenen 
ausserordentlichen  Schwierigkeiten  zu  verkennen.  Es  liege  ihm 
fern,  fuhr  er  fort,  sein  System  al&  unfehlbar  anzupreisen  und 
den  thörichten  Wahn  hegen  zu  wollen,  als  wenn  durch  die  Deval- 
virung  der  Bankozettei  und  die  Umwandlung  derselben  in  Ein- 
lösungsscheine schon  alles  geschehen  und  die  Herstellung  der 
Finanzen  damit  erfolgt  sei.  Das  vorgeschlagene  System  sei  mit 
den  grössten  Opfern  verbunden  und  werde  die  lautesten  Klagen 
hervorrufen ;  es  sei  auf  die  unerschütterlichste  Beharrlichkeit  und 
grösstmöglichste  Sparsamkeit  berechnet  und  die  baldige  Ergreifung 
dieses  oder  eines  anderen  Systems  sei  von  Tag  zu  Tag  dringender 
und  unaufschiebbar,  i) 

Leider  ist  das  Bemühen,    der  BerathungsprotokoUe   habhaft    . 
zu  werden,   um   über    das   Patent   vom   20.  Februar    1811    einen     |\ 
genauen  Einblick  zu  erhalten,  von  Erfolg  nicht  gekrönt  gewesen.     I  ^ 
Die    hierauf    bezüglichen    Papiere     scheinen    vernichtet    worden     |  ( 
zu    sein.     Nur    so    viel   ist    ersichtlich,    dass    Franz    mit   grossem 
Widerstreben    zur  Unterzeichnung    des  Patentes    sich    entschloss. 
Wie    die  Dinge    lagen,    war    schwerlich    etwas   zu   thun.     In    der 
Einleitung  des   Gesetzes   vom   20.    Februar    1811   wird   bekannt,    • 
dass    die    Bestrebungen,    das    Papiergeld    allmälig   zu   vermindern 
und  die  Gleichstellung  desselben  mit  dem  Metallgelde  zu  bewirken, 


1)  Vortrag-  2,  Februar  1811. 
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(erfolglos  geblieben  seien.  Durcli  eine  Verkettung  von  Um- 
ständen haben  sich  die  Course  verschlimmert,  an  einigen  Tagen 
hätten  sie  schon  die  Höhe  von  mehr  als  1200  gegen  Münze.  Das 
theuerste  Augenmerk  der  landesväterlichen  Sorgfalt  sei  dem  ver- 
derblichen Schwanken  Einhalt  zu  thun ;  das  Privateigenthum  solle 
ferner  nicht  erschüttert^  die  Industrie  nicht  gehemmt,  die  gesell- 
schaftlichen Verhältnisse  nicht  gestört,  Unmuth  und  Misstrauen 
nicht  weiter  verbreitet  werden.  Eine  eben  so  schleunige  als  er- 
giebige und  auf  der  Stelle  wirksame  Hilfe  sei  nothwendig.  Die 
Verminderung  des  Papiergeldes  im  Betrage  von  1060.,  gg  Millionen 
sei  bis  auf  jene  Summe  nothwendig,  welche  den  Bedürfnissen 
des  Umlaufes  entspreche ;  es  sei  das  einzige  Mittel,  in  die  Privat- 
verhältnisse  Ordnung  zu  bringen,  den  Nationalwohlstand  und  die 
Industrie  zu  erhalten  und  neu  zu  beleben,  die  Capitalisten  und 
Bankiers  vor  Verarmung  zu  retten.  Die  Realisirung  der  vermin- 
derten Masse  —  d.  h.  ihren  Austausch  gegen  Münze  zu  bewerk- 
stelligen —  sei  nicht  möglich,  auch  nicht  nothwendig,  die  Ver- 
minderung, Fundirung,  allmälige  Tilgung  und  Auswechslung  werde 
hinreichen,  die  Zettel  dem  Metallgelde  gleich  zu  halten.  An  Stelle 
der  Bankozettel  sollten  nach  den  Bestimmungen  des  Patentes  Ein- 
lösungsscheine treten,  deren  Summe  auf  keinen  Fall  mehr  als 
\  212,159.750  Grulden  betragen  solle.  Auch  dieser  Betrag  sollte 
'  allmälig  vermindert  und  der  von  dem  Verkaufe  der  geistlichen 
Güter  eingehende  Kaufschilling  zur  Tilgung  des  Papiergeldes 
verwendet  werden. 

Die  Bankozettel  sollten  nur  bis  zum  31.  Januar  1812  im 
Umlauf  bleiben,  und  bis  dahin  nach  dem  fünften  Theile  des 
Nennwerthes  gegen  Einlösungsscheine  eingewechselt  werden.  Vom 
15.  März  1811  angefangen,  an  welchem  Tage  das  „neueste  Finanz- 
patent" veröffentlicht  wurde  und  sofort  in  Giltigkeit  trat,  durften 
und  mussten  die  Bankozettel  nur  in  diesem  Werthverhältnisse 
überall  angenommen  werden,  vom  1.  Februar  1812  sollten  die 
Einlösungsscheine  die  einzige  Währung  des  Landes  bilden.  Die 
beiden  Vermögensteuergesetze  vom  8.  September  1810  wurden  auf- 
I  gehoben,  die  bereits  eingezahlten  verschwindend  kleinen  Beträge 
\  zurückerstattet. 

Die  weiteren  Bestimmungen  des  Patents  vom  20.  Februar 
besagten:  Vom  15.  März  1811  seien  alle  Steuern  und  sonstigen 
Abgaben,  Gebühren  im  fünffachen  Betrage  in  Bankozetteln  oder 
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einfach  in  Einlösungsscheinen  zu  entrichten^  auch  alle  Besoldun- 
gen von  diesem  Tage  an  in  ähnlicher  Weise  zu  berichtigen. 
Natürlich  hatten  die  bisher  gewährten  Theuerungszuschüsse  zu 
entfallen.  Das  Verhältniss  der  Kupfermünzen  zu  den  Einlös- 
scheinen wurde  der  Art  festgesetzt,  dass  die  30-Kreuzerstücke 
zu  6,  die  15-Kreuzerstücke  zu  3,  die  übrigen  in  einem  ähnlichen 
Verhältnisse  im  Verkehr  angenommen  werden  sollten,  die  6-,  V2- 
und  '/4 -Kreuzerstücke  wurden  ausser  Umlauf  gesetzt.  Die  Inter- 
essen der  staatlichen,  ständischen  und  Oberkammeramts-Obliga- 
tionen  wurden  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  und  in  Einlösungs- 
scheinen bezahlt.  Die  auf  die  Staatsgüter  hypothecirten  Silber- 
Lotterieobligationen,  die  Tratten  der  Bergwerksproducten -Ver- 
schleissdircction ,  sowie  jene  der  österreichischen  Stände  erlitten 
keine  licrabminderung.  *)  Für  Ungarn  wurde  das  Patent  erst  am 
1.  August  1812  als  Provisorium  kundgemacht.  Manche  durch 
das  Patent  unentschiedene  Fragen  wurden  erst  nachträglich  durch 
eine  kaiserliche Entschliessung  gelöst.  So  z.B.  war  durch  das  Patent 
vom  18.  November  1797  ein  Lotterieanlehen  auf  das  Wiener  Stadt- 
banko  im  Betrage  von  10  Millionen  Gulden  aufgenommen  und  die 
Capitalsrückzahlung  in  den  Jahren  1810  bis  1813  in  Raten  zu 
27.2  Millionen  bedungen  worden.  Die  erste  Rate  wurde  in  Bankozetteln 
Ende  1810  wirklich  geleistet.  Nun  stellte  das  Patent  vom  20.  Februar 
alle  Rückzahlungen  ein,  und  die  Hofkammer  befürwortete,  auch 
bei  diesem  Anlehen  in  ähnlicher  Weise  vorzugehen  und  den  In- 
habern der  Lose  2'/2'Vo  Winsen  zu  geben.  Durch  Patent  vom  5.  Oc- 
tober  1805  wurde  bei  der  Bergwerksdirection  ein  Anlehen  in 
Gold  oder  Silber  und  bei  der  Banke-Hauptcasse  auch  10  Millionen 
in  Bankozetteln  aufgenommen.  Die  Hofkammer  beantragte  die 
Silberlose  auch  künftighin  zu  bezahlen,  da  sich  nur  ein  Drittel  in 
Händen   des  Publicums   befand,    die  Bankozettellose  jedoch  bloss 

')  Die  niederösterreichischen  Stände  hatten  zum  Behufe  der  Abzahlung 
der  französischen  Kriegscontribution  am  3.  August  1809  ein  Anlehen  eröiFnet  und 
hieftir  Tratten  ausgestellt,  welche  in  12,  18  und  "24  Monaten  vom  1.  August  1809 
nebst  6%  Zinsen  zahlbar  sein  sollten.  Beim  Herannahen  des  Zahlungstermins  der 
zwölf  monatlichen  Tratten  am  1.  August  1810  wurden  diese  im  Betrage  von  471.000 
Gulden  von  der  Finanzverwaltung  gegen  Wechsel  der  Bergwerksproducten-Direc- 
tion  übernommen,  die  Zinsen  berichtigt,  die  Convertirung  der  achtzehnmonatlichen 
Tratten  im  Betrage  von  590.800  Gulden  wurde  in  ähnlicher  Weise  am  1.  Februar 
1811  durchgeführt.  Die  vierundzwanzigmonatlichen  Tratten  liefen  im  Betrage  von 
819.000  Gulden  erst  am   1.  August  1811  ab. 

Beer.   Die  Finanzen  Oesterreichs.  6 
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zur  Hälfte  in  Einlösungsscheinen.  Die  kaiserliche  Entschliessung 
lautete  nun  dahin,  die  Bankozettellose  nach  dem  Durchschnitts- 
course  der  drei  Monate  Juni,  Juli  und  August  vom  Jahre  1806 
zu  berechnen,  auf  Einlösungsscheine  zu  reduciren  und  in  diesem 
Betrage  in  Wiener  Währung  hinauszuzahlen.  ') 

Das  Patent  vom  20.  Februar  involvirte  solche  Härten  und 
Ungerechtigkeiten,  war  dabei  so  schleuderhaft  gearbeitet,  dass 
der  herbe  Tadel,  der  über  dasselbe  von  jeher  von  Männern  der 
enfgegengesetztesten  Richtungen  ausgesprochen  wurde,  ein  wohl 
verdienter  ist.  Auch  Gentz,  dessen  Ansichten  über  Papiergeld 
damals  in  einer  ganz  eigenthümlichen  Richtung  sich  bewegten, 
verdammt  die  Massregeln  des  Grafen  Wallis,  und  die  Lobredner 
des  Patents,  wie  Hauer,  führen  auch  nicht  einen  stichhaltigen 
Milderungsgrund  an.  Das  demselben  zu  Grunde  liegende  Prinzip 
ist  die  Quantitätstheorie,  die  damals  von  englischen  Schriftstellern 
aufgestellt,  in  Deutschland  rasch  Eingang  fand  und  den  öster- 
reichischen Praktikern  einleuchtete.  Hienach  brauchte  man  bloss 
die  Zettel  auf  einen  dem  Bedürfniss  des  inneren  Verkehrs  ent- 
sprechenden Betrag  herabzumindern  und  das  Kunststück,  das 
Papier  mit  Münze  auf  ein  ebenmässiges  Gleichmass  zu  bringen, 
war  gemacht.  2)  Es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  die  Devalva- 
tionstheorie an  und  für  sich  richtig  ist,  bekanntlich  findet  sie  auch 
in  der  neuesten  Zeit  noch  Vertreter,  aber  es  mussten  doch  einige 
Vorkehrungen  getroffen  werden,  dass  der  übrig  bleibende  Rest 
von  Noten  eine  grössere  Sicherheit  erhielt,  als  es  durch  die  Be- 
stimmungen des  Patents  wirklich  der  Fall  war. 

Die  staatlichen  Finanzen  bereiteten  dem  Hofkammer-Präsi- 
denten  manche  düstere  Stunde,  aber  er  half  sich  über  die  Cala- 
mität  hinweg,  so  gut  es  eben  ging.  Im  Gegensatze  zu  seinen 
Vorgängern  im  Amte  zeichnete  sich  die  Verwaltung  des  Grafen 
Wallis  durch  grössere  Ordnung  und  Sparsamkeit,  sowie  eine  regel- 
mässigere  Geschäftsführung  aus.  Der  russische  Feldzug  wurde 
nicht  durch  Papiei-geld  bestritten.  Eine  allgemeine  Kopfsteuer 
wurde   ausgeschrieben,    der   Zoll   um   30   bis   60  Percent   erhöht, 

')  Vortrag  4,  November  1811. 

2)  Vergl.  hierüber  Wagner  19.  S.  460  fg.  Die  Belege  hiefür  finden  sich 
in  dem  Archive,  in  dem  Verzeichnisse  der  Bücher,  welche  damals  angescliafft  und 
studirt  wurden.  Auch  auf  Gentz  hatte  diese  Theorie  Eindruck  gemacht,  wie  aus 
dem  im   Anhange  veröffentlichten  Memoire  hervorgeht. 
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Steuerreformen  berathen  und  am  31.  December  1812  ein  Indu- 
strie- und  Erwerbsteuerg'esetz  erlassen.  Seit  den  ersten  Wochen 
des  Jahres  1813^  als  es  den  Anschein  gewann,  dass  der  russisch- 
französische Krieg  einen  allgemeineren  Charakter  erhalten  würde 
und  Oesterreich  ebenfalls  Stellung  zu  nehmen  gezwungen  wer- 
den dürfte,  drängte  sich  die  Frage  auf,  durch  welche  Mittel  die 
etwaigen  Militärerfordernisse  bestritten  werden  könnten.  Eine  Com- 
mission  unter  dem  Vorsitze  des  allgemeinen  Hofkanzlers  Ugarte  i 
wui'de  eingesetzt,  die  sich  einige  Wochen  lang  mit  eingehenden 
Erörterungen  über  diesen  Gegenstand  beschäftigte.  Das  Resultat 
der  Berathungen  war  die  Ausgabe  eines  neuen  Papiergeldes, 
welches  man  Anticipationsscheine  nannte  und  im  Betrage  von 
45  Millionen  Gulden  ausgegeben  werden  sollte.  Zur  Tilgung  des- 
selben sollten  vom  Jahre  1814  an  alljährlich  3^/4  Millionen  aus 
dem  Ertrage  der  Grundsteuer  der  deutsch-slavischen  Länder  an 
die  Tilgungsdeputation  abgeführt  werden.  Allem  Anscheine  nach 
war  es  das  Versprechen  im  Patente  vom  20.  Februar  1811,  dass 
kein  neues  Papiergeld  ausgegeben  werden  solle,  über  welches 
die  Mitglieder  der  Commission  sich  nicht  leicht  hinaussetzen 
konnten,  wodurch  die  Berathungen  so  lange  hinausgezogen  wur- 
den. Endlich  beschwichtigten  sie  ihr  eigenes  und  das  Gewissen  '; 
des  Kaisers  durch  eine  neue  Theorie.  Die  Ausgabe  von  45  Mil- 
lionen Anticipationsscheinen,  sagte  man,  ist  eine  reine  Credit- 
operation,  die  neuen  Zettel  „bilden  einen  Theil  der  fundirten,  \ 
wenn  gleich  nicht  der  verzinslichen  Schuld,  sind 
also  in  ihrer  Wesenheit  von  den  E i n  1  ö s s c h e i n e n  ver- 
schieden". Es  verdient  hervoi'gehoben  zu  werden,  dass  sich 
in  den  massgebenden  Kreisen  Männer  fanden,  welche  die  bittere 
Lauge  des  Hohnes  und  Spottes  über  die  Majoiität  der  Commis- 
sion ergossen  und  auf  das  Entschiedenste  betonten,  dass  das 
Patent  vom  Jahre  1811  durch  eine  derartige  Massregel  verletzt 
werde,  sich  auch  durch  den  Hinweis  nicht  irre  machen  Hessen, 
dass  das  neue  Papier  schon  desshalb  nicht  mit  den  Einlösscheinen 
in  eine  Linie  gestellt  werden  könne,  weil  es  nur  eine  Anticipation 
auf  einen  Theil  des  Staatseinkommens  bilde.  Auch  der  Hof- 
kammer-Präsident gehörte  jener  kleinen  Anzahl  von  Männern  an, 
die  ihr  Gewissen  nicht  so  leichten  Kaufes  abfinden  wollten.  Am 
15.  April  1813  erfolgte  ein  Handschreiben  an  Wallis,  worin  ihm 
der  Kaiser    mittheilte,    dass    er    sich    zur  Creirung    von  Anticipa- 

6* 
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tionssclieinen  entschlossen  habe,  Tags  darauf  erschien  das  Patent 
und  Graf  Wallis  erhielt  auf  sein  Ansuchen  seine  Enthebung  vom 
Präsidium  der  Hofkammer ;  Graf  Ugarte,  der  oberste  Hofkanzler, 
der  den  wesentlichsten  Antheil  an  der  neuen  Papiergeldtheorie 
hatte,  übernahm  provisorisch  die  Leitung  der  Geschäfte, 

Die  festgesetzte  Summe,  die  dem  ausgesprochenen  Grund- 
satze gemäss  bloss  zur  Bestreitung  des  ausserordentlichen  Militär- 
bedarfs verwendet  werden  sollte,  reichte  natürlich  nicht  aus.  Am 
21,  Mai  wurde  Graf  Ugarte  angewiesen,  in  Berathung  zu  ziehen, 
was  bei  der  Unzulänglichkeit  der  Anticipationsscheine  zu  thun 
sei.  Der  Antrag  lautete  kurz  und  bündig :  Vermehrung  der  Anti- 
cipationsscheine, Der  Kaiser  zögerte  eine  Zeit,  ehe  er  seine  Zu- 
stimmung ertheilte ;  es  bedurfte  einer  nochmaligen  Vorstellung 
von  Seite  des  obersten  Hofkanzlers,  dass  bereits  37, ,,2  Millionen 
verausgabt  worden  seien,  der  Rest  demnach  nur  noch  T.g^v  Mil- 
lionen betrage,  der  Hofkriegsrath  aber  für  August  M.jg  Millionen 
fordere,  bis  die  kaiserliche  Entschliessung  zur  Vermehrung  des 
neuen  Papiergeldes  auf  weitere  100  Millionen  erfolgte,  ')  Die  be- 
antragte Kundmachung  wurde  abgelehnt,  und  wie  es  scheint,  hat 
Metternich  hierauf  bestimmend  eingewirkt.  Noch  waren  nicht 
alle  Aussichten  zu  einer  friedlichen  Begleichung  der  kriegeri- 
schen Verwickelungen  geschwunden,  und  der  Minister  des  Aus- 
wärtigen mochte  hoffen,  dass  ein  verhältnissmässig  kleiner  Betrag 
hinreichen  würde,  für  den  Fall  einer  Kriegsaction  jedoch  die 
englischen  Subsidien  nicht  nur  zur  Bestreitung  der  Kriegsbedürf- 
nisse, sondern  auch  zur  Einziehung  der  mittlerweile  ausgegebenen 
Summen  auslangen  dürften.  Auch  wurde  der  Krieg  nicht  auf 
österreichischem  Boden  geführt  und  man  kam  in  die  Lage,  Con- 
tributionen  zu  erheben.  Hatte  auch  der  Kaiser  principiell  seine  Zu- 
stimmung zur  Vermehrung  der  Anticipationsscheine  um  100  Mil- 
^  Honen  gegeben,  so  verfügte  die  Finanzverwaltung  doch  nicht  über 
\  den  ganzen  Betrag,  sondern  sie  musste  sich  auf  die  „geheimen 
1  ,  Anticipationsscheine",  wie  man  diese  ausgegebene  Masse  im  Ge- 
gensatze zu  den  im  April  emittirten  „öffentlichen  Anticipations- 
|8cheinen",  nannte,  von  Zeit  zu  Zeit  eine  specielle  kaiserliche  An- 
eisung  erbitten.     Am  Schlüsse    des  Jahres  waren    die    100  Mil- 


*)  Die  Vorträge  vom  28.  Juli  und  9.  August.  Die  kaiserliche  Entschliessung, 
Prag  17.  August  1818. 
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lioncn  erschöpft;  das  Jahr  1814  brachte  eine  weitere  Vermehrung 
um  150  Millionen,  1815  um  155  Millionen,  endlich  1816  um  20 
Millionen.  Im  Ganzen  wurden  zur  Disposition  der  Finanz  Ver- 
waltung 470  Millionen  Gulden  gestellt.  Wohl  kam  noch  einmal  die 
Frage  der  Kundmachung  zur  Sprache,  aber  man  hielt  es  nicht  für 
angezeigt,  nachträglich  ein  offenes  Geständniss  abzulegen.  Einer- 
seits mochte  der  Hinweis  des  obersten  Hofl^anzlers,  dass  das 
Publicum  die  Vermehrung  nicht  merke,  der  Wechselcours  auf 
Augsburg  sich  nicht  verschlechtert,  vielmehr  gebessert  habe,  für 
das  Beharren  auf  der  einmal  betretenen  abschüssigen  Bahn  den 
Ausschlag  gegeben  haben,  nicht  minder  aber  mag  in  Betracht 
gekommen  sein,  dass  der  grosse  Zweck,  den  man  verfolgte,  die 
Mittel  wo  nicht  rechtfertige,  doch  entschuldige.  Die  englischen 
Subsidien  genügten  nicht,  die  Contributionen  brachten  nicht  viel 
ein,  für  ein  verhältnissmässig  kleines  Anlehen  im  Sommer  1813 
musste  der  kaiserliche  Schmuck  verpfändet  werden.  Gründe  genug 
für  die  kolossale  Vermehrung  der  Papiergeldschuld,  aber  für  die 
Heimlichkeit  des  ganzen  Vorganges  durchaus  nicht  stichhaltig. 
Das  Jahr  1815  schloss  mit  einem  Umlaufe  an  Einlösungsscheinen 
im  Betrage  von  208,7^5  Millionen  und  an  Anticipationsscheinen 
von  beiläufig  450  Millionen  Gulden ,  wozu ,  wie  schon  erwähnt, 
noch  20  Millionen  im  nächsten  Jahre  hinzukamen.  i 
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Die  Regelung   des  Geldwesens   und   die  Verwaltung 
des  Grafen  Philipp  Stadion. 
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Uesterreich  erkaufte  seine  Betheiligung  an  den  Freiheits- 
kriegen mit  einer  riesigen  Papiergeldschuld.  Der  staatliche  Haus- 
halt war  gänzlich  zerrüttet.  Die  alte  Unordnung,  welcher  Graf 
Wallis  während  seiner  kurzen  Verwaltung  zu  steuern  versucht 
hatte,  kehrte  wieder,  w^ährend  der  neuen  Papieremissionen  erstand 
der  alte  I^eichtsinn  und  die  liederliche  Wirthschaft  früherer  Tage. 
Der  Staatscredit  war  gleich  Null;  eine  Anleihe  ypn  5Q^3Iillionen, 
welche  die  Regierung  im  März  1815  unter  sehr  günstigen  Be- 
dingungen ausgeschrieben  hatte,  wurde  kaum  untergebracht,  und  es 
gingen  bloss  44.4,  Millionen  ein.  Die  Differenz  zwischen  Einnahmen 
und  Ausgaben  wurde  bei  dem  tiefen  Stande  des  Papiergeldes 
jahraus  jahrein  grösser. 

Die  l^eitung  der  Finanzen  erhielt  seit  1813  Graf  Philipp 
Stadion  mit  dem  Titel  eines  Finanzministers  übertragen;  seinem 
eigenen  Wunsche  gemäss  wurde  ihm  bloss  die  Entscheidung  über 
grosse,  prinzipielle  Fragen  überwiesen,  während  die  laufenden 
Geschäfte  ein  Hofkammer-Präsident  besorgte.  Die  Herstellung 
der  Ordnung  des  Geldwesens  beschäftigte  ihn  von  dem  ersten 
Tage  seiner  Amtswirksamkeit,  lieber  einen  Punkt  wurde  er  sich 
bald  klar.  Mit  Entschiedenheit  sprach  er  sich  gegen  ähnliche 
Massregeln  aus,  wie  sie  im  Jahre  1811  ergriffen  worden  waren. 
Die  Anbahnung  eines  gesunden,  auf  metallischer  Währung  be- 
ruhenden Geldwesens  musste  seiner  Ansicht  nach  langsam  und 
allmälig  vorgenommen  werden,  da  „ein  allzuschleuniger,  unvor- 
bereiteter Uebergang  von   der   gegenwärtigen  Ueberschwemmung 
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des  Papiergeldes  zu  einer  völligen  Verbannung  desselben  aus  der 
Circulation,  wenn  diess  auch  ohne  Zwang  und  Gewalt  erzielt 
werden  könnte,  eine  solche  Beirrung  in  den  öffentlichen  und  pri- 
vaten Verhältnissen  veranlassen  würde,  dass  diese  Umwälzung 
vermieden  und  der  Uebergang  im  Gegentheile  so  wenig  als  mög- 
lich auffallend  eingeleitet  und  so  sehr  der  freien  Wahl  und  Ueber- 
zeugung  des  Publicuras  anheimgestellt  werden  sollte,  als  es  nur 
immer  nach  Umständen  möglich  sei".  Stadion  beabsichtigte  je- 
doch, nicht  früher  Hand  anzulegen,  ehe  er  sich  annäherungsweise 
über  das  Verhältniss  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  Klarheit 
verschafft  hatte;  das  Gleichgewicht  sollte  im  Staatshaushalte 
erst  hergestellt  sein,  um  einen  etwaigen  Ueberschuss  „zur  Ver- 
besserung der  Circulation"   verwenden  zu  können. 

Mit  Ungeduld  erwartete  der  Kaiser  die  Vorschläge  seines 
Ministers.  Noch  vor  Abschluss  des  ersten  Pariser  Friedens 
wünschte  er  die  Vorlegung  eines  Planes.  Vom  Troyes  aus  er- 
liess  er  ein  Cabinetsschreiben  vom  19.  Februar  1814,  worin  er 
seinen  Entschluss  ankündigte,  unmittelbar  nach  hergestelltem  Frie- 
den den  Staatsfinanzen  eine  besondere  Aufmerksamkeit  widmen 
zu  wollen  5  die  Deliberationsobjecte,  auf  welche  es  ankomme, 
sollten  jedoch  ohne  Zögern  in  Berathung  gezogen  und  namentlich 
erwogen  Averden,  ob  es  nicht  möglich  und  rathsam  sei,  den  Ueber- 
gang zur  Metallmünze  allsogleich  zu  bewirken.  In  der  Folge  er- 
neuerte der  Kaiser  seine  Aufforderung.  Stadion  Hess  sich  in 
seinem  ruhigen  Gange  nicht  stören  und  heischte  Zeit  zur  Ueber- 
legung  und  Prüfung.  Anfangs  1815  waren  die  Ausarbeitungen 
zu  einem  gewissen  Abschlüsse  gediehen,  da  brach  der  Krieg  nach 
der  Rückkehr  Napoleons  von  Elba  wieder  aus  und  alle  Reform- 
bestrebungen traten  zurück.  Kaum  in  Paris  angelangt,  empfahl 
Franz  in  einem  ausführlichen  Handschreiben,  sich  die  Ausarbei- 
tung eines  Planes  zu  einem  zweckmässigen  Finanzsystem  ange- 
legen sein  zu  lassen.  ') 

Stadion  hatte  sich  mit  einer  Anzahl  von  Mitarbeitern  um- 
geben, denen  er  die  Aufgabe  übertrug,  eingehende  Studien  anzu- 
stellen und  die  Ergebnisse  derselben  vorzulegen.  Vornehmlich 
waren  es  drei  Männer,  die  auf  die  Neugestaltung  des  Geldwesens 

')  Da  erst,  fuhr  der  Kaiser  in  seinem  Schreiben  wörtlich  fort,  durch  die 
Einführung  dieses  Systems  dem  bisherigen  Schwanken  der  Valuta  und  allen 
damit  für  die  Staatsverwaltung,  sowie  für  das  Privatvermögen  verbundenen  liebeln 
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Einfluss  gewannen:  Pillersdorf,  Kübeck  und  Hauer.  Die  Ansichten 
derselben  gingen  tbeilweise  ziemlich  weit  aüsemander,  und  es  war 
keine  leichte  Sache  für  den  Minister,  in  dem  Gewirre  der  verschie- 
denen Ansichten,  die  ihm  entgegengebracht  wurden,  sich  zurecht- 
zulinden,  Wohl  herrschte  darin  volle  Uebereinstimmung,  dass  die 
Geldcirculation  auf  die  unwandelbare  Grundlage  der  Metallmünze 
zurückgeführt  werden  müsse,  aber  die  in  Vorschlag  gebrachten 
Mittel  und  Wege  zur  Erreichung  dieses  Zieles  waren  heterogener 
Art.  Pillersdorf  befürwortete,  die  gesammte  Masse  des  Papiergeldes 
aus  dem  Verkehre  zu  ziehen  und  in  eine  2  '/2  ''/oige  Staatsschuld  zu 
verwandeln,  wobei  die  Capitalssumme  im^PTennwei-tLc  des  Papier- 
geldes angenommen  werden  sollte,  ferner  die  Errichtung  eines 
Bankinstituts,  mit  dorn"  ausschliesslichen  Zweck,  den  Geldbedürf- 
tigen gegen  billige  Bedingungen  und  vollständige  Deckung  Dar- 
leihen zu  geben.  Der  österreichische  Staat  könne  eines  künst- 
lichen Circulationsmittels  nicht  entbehren,  und  schon  desshalb  sei 
die  Gründung  eines  Bankinstituts  erforderlich.  Das  Bankgeld 
werde  theilweise  an  Stelle  des  Papiergeldes  treten,  aber  es  sei 
ein  grosser  Unterschied  zwischen  beiden.  Bei  dem  Bankgelde 
müsse  der  Werth,  den  es  vorstelle,  wirklich  vorhanden  und  ein 
Eigenthum  der  Bank  sein,  nicht  nur  gegen  Metallmünze  ohne 
Verlust  eingetauscht  werden  können,  sondern  auch  unabhängig 
von  der  Macht  der  Staatsverwaltung  unter  dem  Schutze  der 
Rechtsgesetze  stehen,  i) 

Kübeck  adoptirte  im  Allgemeinen  die  Gesichtspunkte,  welche 
der  Arbeit  Pillersdorf's  zu  Grunde  lagen ;  auch  er  betonte,  dass 
die  Wiedereinführung  der  werthhaltigen  Metallmünze  als  eigent- 
liches Tauschmittel   und   die    Umgestaltung   des   Papiergeldes   in 

abgeholfen  werden  kann,  mithin  auch,  wenn  die  Grundsätze  hierüber  bestimmt 
sein  werden,  ein  haltbares  Staatsbudget  gemacht  werden  könne,  so  muss  vor 
Allem  dieses  Finanzsystem  in  strengerem  Verstände  in  Angriff  genommen  und  bei 
der  Bearbeitung  desselben  mit  Benützung  der  in  Oesterreich  und  in  andern  Ländern 
gemachten  Erfahrungen  hauptsächlich  dahin  getrachtet  werden.  Alles  zn  ver- 
meiden, was  nur  scheinbare  und  vorübergehende  Vortheile  gewähren  und  die 
Fortdauer  oder  das  Wiedererstehen  schwankender  Zustände  herbeiführen  könnte. 
Eine  wesentliche  Erleichterung  sei  es,  dass  die  Finanzen  nun  auf  reichliche  Vor- 
räthe  von  Metallmünze  rechnen  können.  Keinesfalls  dürfe  jedoch  so  lange  gewartet 
werden,  bis  eine  sichere  Berechnung  der  aus  dem  Auslande  zu  erwartenden  Zu- 
flüsse vorhanden  sein  werde.  Franz  an  Stadion;  Paris  23.  September  1815, 
»)  Das  Elaborat  Pillersdorfs  vom  25,  Mai  1814, 


Die  Regelung  des  Geldwesens  und  die  Verwaltung  Stadion's.  89 

realisirbare  Creditszeicheii  ohne  Zwangsuralauf  Z^^eck  und  Richt- 
punkt bilden  müssen,  auf  welche  alle  Operationen  und  Be- 
'mühungen  der  Staatsverwaltung  zu  richten  seien.  Wenn  aber, 
fuhr  er  wörtlich  fort,  in  einem  Staate  von  Massnahmen,  welche 
durch  eine  lange  Zeit  verjährt  und  bereits  in  alle  menschlichen  und 
bürgerlichen  Verhältnisse  verschlungen  sind,  zu  entgegengesetzten 
Massregeln  übergegangen  werden  will,  so  sei  man  bei  dem  Ueber- 
gange  an  vielseitige  Rücksichten  gebunden,  welche  der  Zustand 
der  Nation,  die  Herrschaft  der  Meinungen  und  die  Staatsklugheit 
gebieten,  um  nicht  durch  allzu  rasches  Zustreben  nach  einem 
noch  so  vortrefflichen  Ziele  grössere  Uebel  zu  erzeugen,  als  man 
zu  beheben  im  Sinne  habe.  Kübeck  sprach  sich  gegen  den  plötz- 
lichen und  unmittelbaren  TTebergang  zur  Metallmünze  ....ohne 
Zwiscliciistufcii  au:^.  l);is  Tai »icrgeld  lasse  sich  ohne  heftige  Er- 
scTiTirtcnmi:-  :ill(  r  A'ciliältnisse  und  Meinungen  nicht  mit  einem 
Schlage  ganz  ausser  Umlauf  setzen.  Die  Errichtung  eines  Bank- 
instituts würde  entschiedenen  Beifall  verdienen,  wenn  gegenwärtig 
nur  Metallmünze  im  Umlaufe  wäre  und  die  Belebung  der  Cir- 
culation  und  des  Verkehrs  beabsichtigt  würde.  Aber  bei  dem 
dermaligen  Zustand  der  Dinge  scheine  es  gerathener,  das  schon 
vorhandene  Papiergeld  duicli  z\\  eekmässige  Mittel  auf  die  Natur 
des  Bankgeldes  nach*"  und  nach  zurückzuführen.  Das  neue  In- 
stitut dürfte  in  den  ersten  Jahren,  so  lange  die  Münze  sehr  ge- 
sucht sein  würde,  wenig  Einlagen  aufbringen,  also  auch  wenig 
Bankgeld  ausgeben  können. 

Hauer  war  der  Ansicht,  dass  es  sich  zunächst  darum  handle, 
der  Vermehrung  des  Papiergeldes  Schranken  zu  setzen.  Dies 
sei  das  Dringendste  und  müsse  der  Errichtung  des  Bankmstituts 
vorhergehen.  Die  Gestattung  des  Umlaufes  des  Metallgeldes  könne 
unbedingt  platzgreifen,  jedoch  die  Aufhebung  des  Verbotes  auf 
Conventionsmünze  abzuschliessen,  stünde  mit  der  Aufrechterhal- 
tung des  Papiergeldes  als  gesetzlichem  Zahlungsmittel  im  Wider- 
spruche. Das  Bankinstitut  sei  auf  den  Zweck  einer  Umwechs- 
lungsanstalt  zu  beschränken  und,  um  schneller  zum  Ziel  zu  ge- 
langen, den  Papiergeldbesitzern  minder  günstige  Bedingungen  zu 
stellen.  Das  umlaufende  Papiergeld  sei  in  „realisirbare  Credit- 
zeichen  umzugestalten,  die  Conventionsmünze  zum  Vorschein  zu 
bringen'',  allein  der  Uebergang  zu  einem  metallischen  Geldwesen 
so  „leise  als  möglich"  zu   machen,   da   eine   gewaltsame  Vermin- 
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derung  des  Papiergeldes  einen  gewaltigen  Stoss  in  allen  Vermögens- 
verhältnissen hervorrufen  würde. 

Stadion  stimmte  mit  Kübeck  darin  überein,  dass  es  sich' 
nicht  bloss  um  die  Regulirung  des  Papiergeldes  handle;  beide 
fassten  die  Losung  der  Aufgabe  von  einem  allgemeinen^  alle  Zweige 
der  Finanzpolitik  umfassenden  Standpunkte  auf;  die  gesammte  Ver- 
waltung, insbesondere  jene  der  Finanzen,  sollte  umgestaltet,  das 
Verhältniss  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  zu  einander  dauernd 
geregelt  werden.  In  dem  chronischen  Deficit  erkannten  sie  beide 
einen  der  Hauptübelstände,  an  welchem  ein  jedes  Streben,  Ord- 
nung in  den  Staatshaushalt  zu  bringen,  scheitern  musste.  Der 
Gedanke,  mit  Hilfe  eines  zu  errichtenden  Bankinstituts  die  Re- 
gelung des  Geldwesens  zu  bewerkstelligen,  wurde  aus  dem  Pro- 
jecte  Pillersdorfs  entnommen,  nebenbei  gesagt,  ein  Plan,  der 
schon  seit  dem  Beginne  des  Jahrhunderts  zu  wiederholten  Malen 
die  Finanzpolitiker  beschäftigt  hatte,  die  Durchführung  jedoch 
Kübek  übertragen,  aus  dessen  Feder  die  meisten  hierauf  bezüg- 
lichen Arbeiten  flössen. 

In  einem  Vortrage  vom  31.  Januar  1816  legte  Stadion  dem 
Kaiser  die  allgemeinen  Grundsätze  dar,  und  schon  am  6.  Fe- 
bruar erfolgte  die  Zustimmung.  Die  Vorschläge,  schrieb  Franz, 
zur  Verbesserung  des  Finanzwesens  meiner  Monarchie  machen 
Ihnen  gewiss  die  grösste  Ehre,  Ich  rechne,  da  ich  dagegen  nichts 
einzuwenden  finde  und  Sie  kräftigst  unterstützen  werde,  mit  Zu- 
versicht auf  ihre  Ausführung  mit  dem  günstigsten  Erfolge,  sobald 
die  sichere  Bedeckung  der  Staatsbedürfnisse  für  die  Zukunft  mir 
vor  Augen  liegen  wird. 

Eine  genaue  Prüfung  aller  Wirkungen  des  Papiergeldes, 
heisst  es  in  dem  Vortrage,  lehre,  dass  das  gegenwärtige  Circula- 
tionssystem  ebenso  irrig  als  nachtheilig  sei,  und  nur  als  das  Werk 
einer  verhängnissvollen  Noth  wendigkeit  gerechtfertigt  werden 
könne.  Künstliche  Geldzeichen  seien  gleichwohl  jedem  Staate, 
sobald  derselbe  eine  gewisse  Stufe  der  Entwickelung  erreicht 
habe,  unentbehrlich,  nur  müsse  dabei  auf  die  besonderen  Beding- 
nisse  Rücksicht  genommen  werden,  unter  welchen  dieselben  ihrem 
Zwecke  zu  entsprechen  vermögen,  und  desshalb  sei  von  dem  Grund- 
satze auszugehen,  das  Geldwesen  auf  die  Grundlage  der  Metall- 
münze zurückzuführen,  derselben  aber  ein  künstliches  Geld- 
zeichen   an    die    Seite    zu    stellen,    das    ohne   Zwangsumlauf  und 
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Zwangswerth  sich  durch  seinen  Credit  erhalte  und  zur  noth wen- 
digen Belebung  des  Verkehrs,  sowie  zur  Ergänzung  der  Lücken 
in  der  Circulation  diene. 

Nicht  rasch  und  plötzlich,  sondern  langsam  und  allmälig 
sollte  sich  (hl-  IJebergang  vollziehen,  um  durch  die  zu  wählen- 
den Massnahmen  Niemand  in  seinem  wirklichen  Eigenthume  zu 
verletzen  oder  Gewinn  oder  Verlust  von  einem  Zufall  abhängig 
zu  machen.  Da  man  nicht  gleich  von  vorneherein  auf  Credit 
und  Zutrauen  rechnen  könne,  so  müsste  so  vorgegangen  werden, 
dass  das  Gelingen  bei  dem  herrschenden  Misstrauen  sicherge- 
stellt sei.  Die  zu  ergreifenden  Massregeln  sollten  von  der  Be- 
völkerung keine  grossen  und  schweren  Opfer  verlangen  und  auf 
alle  Papiergeldbesitzer  nur  indirect  einwirken,  um  insbesondere 
das  in  seinen  Interessen  von  dem  übrigen  Staatskörper  beinahe 
isolirte  Ungarn  einzubeziehen. 

Ueber  das  Werthverhältniss,  nach  w^elchem  die  Bank  die 
Einlösung  des  Papiergeldes  vorzunehmen  habe,  gingen  die  An- 
sichten auseinander.  Pillersdorf  befürwortete  ein  ungünstigeres 
Verhältniss,  als  in  der  Folge  angenommen  wurde.  Der  Cours, 
setzte  er  auseinander,  schwanke  zwischen  350  und  400,  und  es 
genüge,  w^enn  die  Staatsverwaltung  350  Gulden  100  Gulden  in 
Münze  gleichsetze.  Dagegen  bemerkte  Stadion,  es  sei  ihm  darum 
zu  thun,  die  neuen  Creditzeichen  ihrer  Zahl  nach  weder  zu  gering 
für  den  wahrscheinlichen  Bedarf  der  Circulation,  noch  zu  gross  für 
die  Sicherheit  der  Bank  zu  bestimmen,  und  auch  die  Summe 
der  hinauszugebenden  Obligationen  nicht  höher  zu  bringen,  als 
die  etwaigen  Ueberschüsse  von  den  Erträgnissen  der  neuen  Pro- 
vinzen, die  zur  Begleichung  der  Zinsen  bestimmt  würden,  be- 
tragen dürften.  Der  Cours  allein  sei  kein  richtiger  Massstab,  in- 
dem er  zu  verschiedenen  Zeiten  bei  sich  gleichbleibender  Masse 
des  Papiergeldes  zwischen  100%  ab  und  auf  schwanke.  Der 
Durchschnittscours  der  letzten  zw-ei  Jahre  betrage  280%.  ') 

Die  wesentlichsten  Gesichtspunkte,  die  später  in  dem  Pa- 
tente vom  1.  Juni  1816  Aufnahme  gefunden  haben,  finden  sich 
schon  in  dem  Vortrage  vom  31.  Januar  auseinandergesetzt. 
Künftighin  sollte  nie  mehr  die  Ausfertigung  eines  neuen  Papier- 
geldes mit  Zwangscours  statthaben.  Wenn  durch  ausserordentliche 


^)  Vortrag  31.  Januar  1816. 
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Umstände  Ausgaben,  welche  die  gewöhnlichen  Finanzmittel  des 
Staates  überschreiten,  erforderlich  würden,  so  hätte  die  Finanz- 
verwaltung dieselben  durch  Eröffnung  neuer  Zuflüsse  oder  anderer 
ausserordentlicher  Hilfsmittel  zu  bestreiten.  Um  die  Geldcircula- 
tion  auf  die  Grundlage  der  conventionsmässig  ausgeprägten  Me- 
tallmünze zurückzuführen,  sollte  die  gesammte  Papiergeldmasse 
durch  freiwillige  Einlösung  aus  dem  Verkehr  gezogen  und  den 
Besitzern  von  Papiergeld  die  Möglichkeit  geboten  werden,  sich 
desselben  zu  entledigen  und  zum  Theil  gegen  Banknoten,  zum  Theil 
gegen  verzinsliche  Staatsobligationen  umzutauschen,  und  zwar 
konnte  jeder  Papiergeldinhaber  für  zwei  Siebentheile  des  Nominal- 
betrages seines  Papiergeldes,  Banknoten,  welche  auf  jedesmaliges 
Verlangen  bei  dei*  gleichzeitig  errichteten  Auswechslungscasse  in 
Conventionsmünze  umgewechselt  werden,  und  für  die  fünf  Sieben- 
antheile  des  Nominalbetrages  Anweisungen  auf  1^/oige  Staatsobli- 
gationen erhalten.  Der  geringste  Betrag  wurde  auf  140  Gulden 
festgesetzt  und  die  zur  Einlösung  überbrachten  Beträge  mussten 
sich  durch  diese  Zahl  theilen  lassen. 

Die  Banknoten  sollten  sobald  als  möglich  bei  einigen  Abgaben 
und  allmälig  nach  Verhältniss  des  Fortganges  der  Bankoperation 
auch  bei  den  andern  gefordert,  auf  diese  Weise  ihr  Umlauf  gesichert, 
der  allzugrosse  Drang  zur  Auswechslung  verhindert  werden,  ohne 
ihnen  im  Privatverkehr  einen  Zwangscours  beilegen  zu  müssen. 
Hiedurch  und  durch  die  Münzeinlage  des  Staates  wähnte  man 
den  Umlauf  und  den  Werth  der  Banknoten  gesichert,  deren 
Betrag  nie  das  dreifache  des  vorhandenen  Münzvorrathes  über- 
steigen sollte.  Die  Theorie  der  Drittelbedeckung  wurde  als  die 
richtige  und  zweckmässigste  angenommen.  Bei  der  Ausführung 
musste  nach  der  Ansicht  der  leitenden  Persönlichkeiten  nur  darauf 
gesehen  werden,  dass  im  Anfange,  wo  das  Zuströmen  zur  Aus- 
wechslung der  Banknoten  in  Conventionsmünze  sehr  häufig  ein- 
treten dürfte,  die  Emission  der  Banknoten  nur  nach  dem  Masse  der 
Münzvorräthe  erfolge,  „bis  die  Meinungen  gewonnen -werden".  Das 
Bankinstitut  sollte  vorläufig  vom  Staate  in's  Leben  gerufen,  in  der 
Folge  jedoch  ganz  einer  Gesellschaft  übergeben  av  erden,  und  bis 
zur  Constituirung  derselben  eine  „einstweilige  Verwaltung"  die 
Einlösung  bewirken. 

Die  zweite  Abtheilung  des  Bankinstituts  sollte  eine  Escompte- 
bank  bilden,   welche  den  zur  Betreibung  der  Geschäfte  erforder- 
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liehen  Fond  dureh  Actien  aufzubringen  hatte.  Die  Zahl  der 
Actien  wurde  auf  50.000  bestimmt,  für  deren  jede  ein  Betrag 
von  2000  Gulden  in  Papiergeld  und  200  Gulden  in  Conventions- 
münze einzuzahlen  war.  Für  das  einfliessende  und  zu  vernich- 
tende Papiergeld  hatte  die  Staatsverwaltung  mit  2'/2  ^/q  verzins- 
liche Obligationen  der  Bank  zu  übergeben,  i)  Sobald  die  Einlagen 
für  1000  Actien  erfolgt  sein  würden,  sollte  die  Bank  als  Privat- 
institut in  Wirksamkeit  treten.  '^) 

Als  dritte  Abtheilung  wurde  eine  Hypothekenbank  in  Aus- 
sicht genommen,  um  Darlehen  gegen  pupillenmässige  Sicherheit 
auf  Realitäten  entweder  in  Münze  oder  in  Banknoten  zu  gewähren. 
Da  es  geschehen  dürfte,  hcisst  es  in  dem  Vortrag,  und  nach  der 
Einrichtung  der  Bank  sehr  wahrscheinlich  erfolgen  wird,  dass  die 
in  der  Zettelbank  niedergelegten  Münzbeträge  den  Bedarf  der  Aus- 
wechslung weit  übersteigen  und  daher  todt  in  der  Bank  liegen  wür- 
den, so  bietet  die  Hypothekenabtheilung  die  Gelegenheit  dar,  diese 
Gelder  entweder  in  Münze  oder  gegen  einen  gleichen  Betrag  in 
Banknoten  fruchtbringend  zu  machen,  ohne  die  Sicherheit  der  Bank 
und  der  von  ihr  emittirten  Papiere  im  Geringsten  zu  gefährden. 

Endlich  als  vierte  Abtheilung  wurde  der  für  die  neu  auszu- 
stellenden Obligationen  gebildete  Tilgungsfond  mit  dem  Institute 
in  Verbindung  gebracht,  indem  sich  die  Finanzverwaltung  urkund- 
lich verpflichten  sollte,  alljährlich  eine  Million  Gulden  in  Conven- 
tionsmünze in  gleichen  monatlichen  Raten  auszuzahlen,  welche 
Summe   zur    Einlösung    der   ausgegebenen    Obligationen   auf  der 


1)  Anfangs  war  die  Verzinsung  bloss  mit  20/q  in  Aussicht  genommen. 

5)  Aus  dem  Vortrage  vom  31.  Januar  geht  hervor,  dass  den  Verfassern 
des  ganzen  Planes  das  Verhältniss  der  Escompteabtheilung  zur  Zettelemission  in 
ähnlicher  Weise  vorschwebte,  wie  es  später  durch  die  Peel'sche  Bankacte  in  Eng- 
land verwirklicht  worden  war.  „Die  Escomptebank",  heisst  es,  „erhebt  nach  dem 
Masse  ihrer  baren  Münzvorräthe  und  gegen  vollkommene  Sicherstellung  von  der 
Zettelbank  Banknoten,  mit  welchen  sie  Wechsel,  Schuldscheine,  Handnoten  und 
ähnliche  Geldeffecten  unter  den  gewöhnlichen  Vorsichten  und  gegen  die  üblichen 
Zinsen  escomptirt." 

„Die  Bankabtheilung  sei  in  Antrag  gebracht,  um  die  Summe  von  100  Millionen 
Papier  womöglich  auf  eine  dem  Handel  und  dem  Verkehre  vortheilhafte  Weise 
in  Geld  umzugestalten,  und  aus  der  Papiergeld- Circulation  zu  bringen,  zugleich 
aber  auch,  um  für  den  möglichen  und  wahrscheinlichen  Fall,  dass  die  Zahl  der 
künstlichen  Circulationsmittel  nicht  zureichen  sollte,  für  die  Ergänzung  der  daraus 
entstandenen  Lücke  auf  eine  der  Production  vortheilhafte  Weise  zu  sorgen." 
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öffentlichen  Börse  verwendet  und  zu  diesem  Behufe  von  Zeit  zu 
Zeit  über  den  anzunehmenden  Einlösungspreis  zwischen  der  Bank 
und  der  Finanzverwaltung  ein  Einverständniss  erzielt  werden  sollte. 
Die  Zinsen  der  eingelösten  Obligationen  sollten  ebenfalls  dem 
Tilgungsfonde  zugewiesen  und  in  ähnlicher  Weise  verwendet  werden. 
Das  neue  Institut^  heisst  es  in  einer  Denkschrift,  Erläuterungen 
des  Vorschlages  zur  Errichtung  eines  Bankinstituts  betitelt  und 
eine  Beilage  zum  Vortrage  vom  31.  Januar  1816  bildend,  ist  bei 
seinem  Entstehen  nicht  auf  Credit  und  Zutrauen," aber  auf  Gewdn- 
nung  beider  berechnet.  So  wie  es  im  Anfang  in  das  Dasein  tritt, 
stellt  es  sich  nur  als  eine  Staatsanstalt  zur  Einlösung  und  Ein- 
ziehung des  Papiergeldes  dar.  Es  seien  aber  alle  Elemente  auf- 
genommen, um  in  dem  Masse,  als  die  Anstalt  in  ihren  Resultaten 
wirksamer,  und  das  Vertrauen  wieder  belebt  werde,  in  die  Natur 
und  Eigenschaft  einer  wirklichen  Bank  unmittelbar  überzugehen. 
Die  Operationen  der  Bank  seien  auf  einen  allmäligen,  ununter- 
brochenen, gleichförmigen  Gang  berechnet,  der  in  seinen  ersten 
Schritten  nur  die  Festhaltung  des  gegenwärtigen  Zustandes  er- 
zwecke,  in  der  steigenden  Zeitfolge  aber  immer  entschiedener  und 
in  seinem  Endresultate  mit  Zuverlässigkeit  wirken  werde.  Der 
Finanzverwaltung  bleiben  dabei  alle  Erfahrungen  zur  Benützung 
offen,  und  es  hänge  von  ihrem  Ei-messcn  und  ihren  Mitteln  ab, 
den  Gang  der  Operation  zu  beschleunigen.  Die  Verhältnisse  des 
bürgerlichen  Lebens  werden  nicht  erschüttert,  weil  sie  allmälig 
und  unvermerkt  in  einen  neuen  Zustand  der  Dinge  ebenso  über- 
gehen, als  sie  in  den  dermaligen  gerathen  sind.  Das  Papiergeld 
werde  auf  keiner  Seite  angegriffen,  die  Meinungen  über  den  Namen 
und  Werth  desselben  bleiben  dahingestellt,  und  es  werde  nur  ein 
Mittel  dargeboten ,  das  Papiergeld  in  einem  viel  günstigeren 
Werthe  zu  veräussern,  als  die  Meinungen  im  Privatleben  bis  jetzt 
darüber  festzusetzen  pflegten.  Die  ganze  Operation  werde  in  den 
freien  Willen  der  Theilnehmer  gestellt,  zu  der  eigenen  Sache  der 
Nation  gemacht,  der  Finanzverwaltung  in  indirectem  Wege  das 
Mittel  vorbehalten,  eine  sehr  wirksame  Leitung  auszuüben.  Das 
Königreich  Ungarn,  die  Klippe  aller  directen  Finanzverfügungen 
werde  einbezogen,  ohne  dass  aus  seiner  Constitution  eine  Einrede 
erhoben  werden  könnte  5  es  werden  vielmehr  alle  auf  dem  Landtage 
des  Jahres  1811  beinahe  allgemein  geäusserten  Wünsche  der 
Stände  dui-ch  den  Endzweck  und  die  Grundlagen  des  vorgeschla- 
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genen  Planes  erfüllt.  Die  Privatrechtsverhältnisse  bleiben  unbe- 
rührt und  bedürfen  keiner  neuen  Scalanormen,  Die  Scala  des 
Finanzpatentes  vom  20.  Februar  1811  werde,  so  lange  noch  das 
Papiergeld  im  Umlauf  bleibe,  der  Gerechtigkeit  näher  gebracht, 
als  es  jetzt  der  Fall  sei.  Indem  der  Gläubiger  in  Papiergeld 
bezahlt  wei-de,  bleibe  ihm  der  Weg  offen,  sein  Capital  in  einer 
günstigeren  Weise  in  der  Bank  zu  realisiren,  als  er  es  gegen- 
wärtig zu  thun  vermöchte.  Zögere  der  Schuldner  mit  Bezahlung 
seiner  Schuld  bis  zur  gänzlichen  Absorbirung  des  Papiergeldes, 
so  müsse  er  seine  Schuld  zwar  in  Münze  oder  Banknoten  abtragen, 
er  könne  aber  nicht  über  Unrecht  klagen,  da  in  dieser  Periode 
erst  die  Voraussetzung  eintrete,  auf  welcher  die  rechtliche  Ansicht 
der  Scala  beruhe.  In  Beziehung  auf  die,  nach  dem  Finanzpatente 
vom  Jahre  1811  eingegangenen  Geldverträge  werde  so  lange  noch 
Papiergeld  im  Umlaufe  bleibe,  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner 
nichts  Wesentliches  geändert  und  beiden  Zeit  genug  gelassen,  die 
Schuld  entweder  abzutragen  oder  ein  neues  Uebereinkommen  zu 
treffen.  Das  Papiergeld  selbst  erhalte  einen  fixen  Werth  und 
werde  hierdurch  für  seine  noch  übrige  Dauer  als  Zahlungsmittel 
unschädlich.  Es  könne  nämlich  nicht  unter  den  Cours  von  350 
sinken  und  müsse  vielmehr  in  ein  günstigeres  Werth verhältniss 
zur  Metallmünze  treten. 

Die  im  Wege  der  fremden  Contribution  eingehenden  Gelder 
bleiben  für  alle  Zeiten  der  inneren  Circulation  gesichert  und 
werden  durch  die  Banknoten  auf  ihren  dreifachen  Werth  ge- 
steigert, folglich  die  dargebotenen  Hilfsmittel  auf  das  Vortheil- 
hafteste  benützt. 

Da  durch  die  Operationen  des  Bankinstituts  die  Conventions- 
münze theils  unmittelbar,  theils  mittelbar  durch  die  Banknoten 
nur  allmälig  und  zwar  an  der  Seite  des  Papiergeldes  in  die  Cii-cu- 
lation  trete,  so  müssen  auch  die  Unterschiede  der  Waarenpreise, 
in  der  einen  und  der  anderen  Valuta  in  die  Begriffe  des  gemeinsten 
Mannes  übergehen,  und  hierdurch  die  Preise  in  Münze  von  selbst 
und  ohne  Stockungen  in  das  gehörige  Verhältniss  gebracht  werden, 
was  bei  jedem  schnellen  Uebergange  zur  ausschliessenden  Münz- 
circulation  unmöglich  sei.  Die  vorgeschlagenen  Massregeln  können 
endlich  alle,  sobald  sie  beschlossen  seien,  noch  vor  ihrer  Ausführung 
zur  grössten  Publicität  gebracht  werden,  da  durch  sie  kein  Besitz- 
thum  von  einem  Zufall  abhängig  gemacht  werde. 


/ 


96  Drittes  Capitel. 

Der  ursprünglichen  Absicht  gemäss,  sollte  das  neue  Institut 
zunächst  als  eine  „Auswechslungs-  oder  Umgestaltungscasse"  zur 
Einlösung  des  umlaufenden  Papiergeldes  in  Wirksamkeit  treten. 
Von  der  gesammten  im  Umlauf  befindlichen  Summe,  die  man  ap- 
proximativ auf  650  Millionen  berechnete,  beabsichtigte  man  etwa 
600  Millionen  aus'derir'T^rkehre  zu  ziehen,  und  zwar  100  Millionen 
im  Wege  der  Actieneinlagen,  500  Millionen  durch  die  Einwechs- 
lungsoperation der  Bank,  den  Rest,  etwa  50  Millionen,  hoffte 
man  allmälig  aus  den  bei  den  Steuern  eingehenden  Summen  der 
Vernichtung  zuführen  zu  können.  Es  scheint,  dass  sich  Stadion 
erst  im  Laufe  der  Zeit  mit  dem  Gedanken  einer  gänzlichen  Ein- 
ziehung des  Papiergeldes  vertraut  machte  und  früher  die  Ansicht 
gehegt  hatte,  wenigstens  einen  Theil  desselben  im  Umlauf  zu 
lassen,  nach  der  Angabe  von  Gentz,  dem  Vertreter  dieser  Mass- 
regel, 200—260  Millionen,  die  einen  Werth  von  80—100  Millionen 
in  Münze  repräsentirt  haben  würden.  Die  Durchführung  der 
ganzen  Operation  sollte  binnen  fünf  Jahren  bewerkstelligt  werden.') 
Der  Staat  beabsichtigte  47.^2  Millionen  Gulden,  welche  den  Con- 
tributionen  entnommen  werden  sollten,  der  Bank  zuzuführen,  wo- 
durch das  Dreifache  von  Banknoten,  also  142.86  Millionen  im  Ver- 
kehre erhalten  werden  konnte.  Die  Zinsenlast,  welche  durch  alle 
diese  Operationen  dem  Staate  erwuchs,  wurde  auf  6.7  Millionen 
berechnet,  welche  durch  die  erwarteten  Ueberschüsse  der  neu 
erworbenen  Provinzen  als  bedeckt  angesehen  wurden.  Diese  Zinsen 
und  die  47.62  Millionen  Münze  waren  die  Opfer,  welche  von  Seite 
des  Staates  der  Annahme  zu  Folge  gebracht  wurden.  Selbst 
wenn  die  Einlagen  in  den  Bankfond  nach   einer  bestimmten  Zeit 

')  Eine  hierauf  bezügliche  Bestimmung  sollte  auch  der  ursprünglichen 
Intention  gemäss  in  dem  Patente  Platz  finden,  wurde  aber  später  eliminirt.  Der 
§.  2  lautete  nämlich  in  einer  früheren  Fassung:  Das  gegenwärtig  circulirende 
Papiergeld  wird  mittelst  einer  ohne  Zwang  bewirkten  Einlösung  längstens  inner- 
halb fünf  Jahren  gänzlich  aus  dem  Umlauf  gezogen.  Die  Finanzverwaltung  wird 
diesen  Zeitraum  mit  Rücksicht  auf  den  Bedarf  der  Circulation  und  die  zu  ihrer 
Disposition  gestellten  baaren  Hilfsmittel  möglichst  abzukürzen  bemüht  sein.  — 
Diese  Fassung  wurde  aus  dem  Grunde  befürwortet,  weil  es  nothwendig  schien, 
wenigstens  „die  längste  Dauer  der  Einziehung  des  Papiergeldes  auszusprechen 
eine  bloss  allgemeine  Zusicherung  einer  weitaussehenden  Tilgung  zu  wenig 
Beruhigung  gebe,  und  an  den  Erfahrungen  der  Vergangenlieit  scheitere.  Fünf 
Jahre  dürften  jedenfalls  als  die  längste  Dauer  angesehen  werden  können".  Kübeck's 
Vorstellungen  gelang  es,  die  Festsetzung  eines  bestimmten  Termins  zu  beseitigen. 
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nicht  100  Millionen  erreichten,  so  konnte  das  etwa  noch  im  Um- 
laufe befindliche  Papiergeld  in  2V2  Vo^g^  Obligationen  umge- 
staltet werden,  ohne  in  der  Hauptsache  den  Plan  zu  verrücken.  1) 

Die  Regierung  erwartete  eine  rege  Betheiligung  der  Capi- 
talsbesitzer  an  dem  neuen  Bankinstitute  und  eine  allseitig  gün- 
stige Aufnahme  ihres  Planes  zur  Herstellung  eines  gesunden 
Geldwesens.  Das  Anbot  war  in  der  That  ein  verlockendes.  Die 
140  (iiildcii  Papici-geld  hatten  nach  dem  damaligen  Course  von 
346  bloss  cinci)  Werth  von  40  Gulden  Conventionsmünze.  Nun 
erhielt  man  für  diesen  Betrag  nicht  bloss  40  Gulden  in  Banknoten, 
die  jederzeit  _gegen  Metall  eingelöst  werden  konnten,  sondern 
überdies  noch  eine  Obligation,  die  mindestens  einem  Werthe 
von  20  rjnldou  (Mitsprach.  Die  Einlösung  des  Papiergeldes  er- 
folgte (lomiiacli  zu  einem  Course  von  233 '/g. 

Die  Berechnungen  der  Regierung  trafen  nicht  vollständig 
zu.  Die  öffentlicliu  Meinung  kam  dem  neuen  Institute  mit  keinem 
günstigen  Ihtlieile  cntgegeii.  Der  Zudrang  zum  Umtausche  der 
Zettc}'"gegen  Banknoten  und  cinpcrcentige  Obligationen  war  ein 
grosseiTabej'  die  neuen  Noten  wurden  allsogleich  zur  Umwechslung 
gegen  IMünzc  })räsentirt  und  die  nach  Metall  durstige  Geschäfts- 
unff°"Ridustri(\v(lt  stürmte  mit  Hast  die  Einlösungscassen!  Von 
13  .Millionen  Banknoten,  die  in  den  ersten  Wochen  ausgegeben 
wnidcn,  tiosfun  11  Millionen  zur  tJmwechsl'Ung  in  Münze  wieder 
zurück.  Wohl  waren  47  Millionen  als  Bedeckungssumme  be- 
stimmt, aber  vorläuHi;-  noch  nicht  vorhanden^  da  die  Eingänge  aus 
der  Contribution  und  der  französischen  Kriegskosten-Entschädigung 
erst  allmälig  zu  erwarten  waren.  Das  Misstrauen  gegen  das 
Papiergeld  war  gross,  und  die  neu  ausgegebenen  Banknoten  wur- 
den in  (Mno  Linir  mit  den  l'^inlösun^'s-  und  Anticipationsscheinen 
gestellt.  Die  Baarmittel  der  Bank  waren  der  Erschöpfung  nahe, 
und  die  fehlerhäfie  Grundlage  des  Planes  trat  zu  Tage,  dass  man 
an  die'Ausgabc  von  Noten  geschritten  war,  ehe  für  einen  zur  Um- 
wechslung hinreichenden  Fond  Vorsorge  getroffen  war.  Die  Re- 
gierung erwartete  Vertrauen  und  begegnete  Misstrauen,  was  aller- 
dings nach  den  VorfaTTeii' der  letzten  Jahrzehnte  nur  zu  erklärlich 
war.  Schon  nach  wenigen  Tagen  sah  man  sich  zu  einer  Be- 
schränkung  bei    der   Einlösung   genöthigt    durch    die   Verfügung, 


')  Aus  einer  Denkschrift,  Beilage  zum  Vortrag  vom  31.  Januar  1816. 
Beer.  Die  Finanzen  Oesterreichs.  7 
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dass  nicht  mehr  als  7000  Gulden  von  einer  Partei  zur  Einlösung 
angenommen  werden  sollten.  Der  Andrang  wurde  dadurch  nicht 
vermindert,  und  am  3.  August  1816  erfolgte  die  weitere  Kund- 
machung, dass  vom  5.  August  angefangen  die  Einlösung  durch 
eine  schriftliche  Eingabe  nachzusuchen  sei.  Die  schriftlichen 
Gesuche  häuften  sich  und  nach  vierzehn  Tagen,  am  18.  August, 
wurde  die  Einlösung  bei  der  Bank  ganz  eingestellt  und  zur  Ver- 
miiidci'uni;'  des  Papiergeldes  der  unmittelbare  Ankauf  auf  der 
Börse  im  Xaiiioii  (Um-  Ijunk  eingeleitet  (26.  August  1816).  Zwei 
Beamte  der  Bank  waren  damit  beauftragt,  im  Laufe  eines  Monats 
nicht  mehr  als  2  Millionen  Gulden  in  Anweisungen  auf  l%ige 
Obligationen  zum  Ankauf  zu  verwenden.  Allein  auch  diese  Form 
der  Papiergeldeinlösung  bestand  imr  kurze  Zeit,  nachdem  mittler- 
weile  andere  Massnahmen  ergriffen  worden  waren. 

Die  Misserfolge  des  Finanzministers  stellten  fast  die  weitere 
Durchführung  des  neuen  Systems  in  Frage.  Nur  wenige  besassen 
in  den  massgebenden  Kreisen  solch'  wirthschaftliche  Kenntnisse, 
um  die  Ursachen  klar  zu  erkenne\i.  Weil  die  Resultate  nicht 
vollständig  den  gehegten  Erwartungen  entsprachen,  wurde  die 
Gesammtheit  der  ergriffenen  Massnahmen,  namentlich  das  Prinzip 
der  Zurückführung  des  Papiergeldes  auf  Münze,  in  Bausch  und 
Bogen  verworfen  und  auf  die  Nothwendigkeit  hingewiesen,  neue 
Wege  ausfindig  zu  machen.  Die  (i('ti;\\Qv  dov  Pcfonn,  die  Fana- 
tiker der  Devalvirung,  entfalteten  eint;  ungemeine  Rührigkeit, 
umschwärmten  den  Kaiser  mit  Vorschlägen,  und  nur  der  eifrigen 
Unterstützung  MetternicVsJ  "der  hiezu  durch  Gentz  bestimmt 
wurde,  verdankte  es  Stadion,  dass  seine  •  Stellung  trotz  aller  Ca- 
balen  und  Intriguen  unerschüttert  blieb,  i) 

Durch  das  Patent  vom  29.  October  wurde  ein  neuer  Weg 
eingeschlagen:  die  Arrosirung,  indem  für  die  älteren  verzins- 
lichen Staatspapiere  nebst  einem  verhältnissmässigen  Zuschuss  in 
Papiergeld,  neue  mif^S""/!^  verzinslIcTie  Obligationen,  die  später 
Metalliques  genannten  rapi'ere,  ausgegeben  wurden.  Für  eine 
5%ige_Obligation  vöiTTtKT^ulden  und  einen  baaren  Betrag  von 


100  GuldenWiener^Wälirung  erhielt  man  eine  neue  Obligation  von 
100  Gulden.  Bei  einerG^igen  Obligation  brauchten  bloss  80  Gulden 


1)  Ein   bisher    ungedruckter    Brief  von    Gentz    gibt    hierüber    interessante 
Aufschlüsse.  Vergl.  Anhängt 
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eingezahlt  zu  werden,  bei  geringer  verzinslichen  Obligationen  ein 
im  Verhältniss  stehender  höherer  Betrag,  bei  4y2%igen  Obli- 
gationen 110,  bei  4''/yigen  120,  bei  S'/.^  und  3%igen  Obligationen 
130  oder  140  Gulden,  Das  einfiiessendc  Papiergeld  und  die  alten 
Obligationen  sollten  aus  dem  Umlauf  gezogen,  durchgeschlagen 
und  von  Zeit  zu  Zeft  ofFelitKch  vertilgt  werden.  Die  neuen  Obli- 
gationen wurden  über  Beträge  von  10,000,  5000,  1000,  500  und 
100  Grulden,  auf  den  Ueberbringer  rautcnd,  ausgestellt  und  mit 
Coupons  zur  Erhebung  der  Zinsen  versehen.  Um  diese  zu  sichern, 
wurde  versprochen,  däss"<Ter  zur  Zinsenzahlung  erforderliche  Be- 
trag alljährlich  von  dem  Staat scinkommen  ausgeschieden  und  ab- 
gesondert verwaltet  \veMeir¥olKer  Durch  ein  besonderes  Circülar 
wurde  bei  Uröffnung  dieses  Anlehens  noch  weiter  bestimmt,  dass 
Obligationen,  deren  Nennbetrag  100  Gulden  nicht  erreichte,  oder 
welche  sich  nicht  durch  100  Gulden  ohne  Rest  theilen  lassen, 
gleichfalls  bei  diesem  Anlehen  angenommen  wurden,  dass  jedoch 
im  ersteren  Fall  der  ABgang^dtifch  Erlag  des  fehlenden  Restes  in 
Papiergeld  ergänzt,  im  zweiten  Falle  aber  entweder  die  Ergänzung 
vorgenommen  oder  der  100  Gulden  übersteigende  Betrag  von  den 
alten  Obligationen  abgeschrieben  werden  sollte. 

Es  dauerte  einige  Zeit,  ehe  das  Publicum  an  dem  Anbote 
der  Regierung  Geschmack  fand.  Bis  zum  Schlüsse  dieses  Arro- 
sementsanlehens,  welcher  Ende  j^färz  1818  erfolgte,  waren  alte 
Htaats-k;)Chuldverschreibungen  Im  Betrage  von  126.^32  Millionen 
Gidden  und  131, jgg  Millionen  Enilösungsscheine  eingegangen, 
wofür  126.^„8  Milliöifen  neue  ö^oige  Obligationen  ausgefertigt 
wurden.  •)  Die"" jährliche  Zinsenlast  wurde  um  6  Millionen  ver- 
mehrt. Die  Course  des  Papiergeldes  sanken  dagegen  innerhalb 
Jahresfrist  beträchtlich,  und  wenn  auch  zeitvveilig  ein  Steigen 
eintrat,  die  frühere  Höhe  erreichten  sie  nicht.  Im  Januar  1817 
wurde  Papiergeld  mit  378  notirt,  stieg  im  März  auf  383,  um  so- 
dann bis  zum  October  stetig  zu  sinlcen.        '   " 

Ausser  den  bis  Ende  März  1818  durch  die  Arrosirung  ein- 
gezogenen Papiergeldsummen,  war  noch  im  Laufe  des  Jahres 
durch  die  Bank  ein  ziemlich  beträchtlicher  Theil  aus  dem  Ver- 
kehre entfernt  worden.    Trotz  des  Misserfolges  im  Sommer  1816 


')  Von  den  alten  Obligationen  waren  9  Millionen  G'Yfiig,  81. 5  Millionen  öO/gig, 
und  über  27,^  Millionen  4''/yig. 

7* 
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wurde  am  1.  August  die  Aufforderung  an  die  Actionäre  erlassen, 
zur  Wahl  eines  Ausschusses  zu  schreiten,  der  sich  sodann  am 
23.  September  zum  ersten  Male  vereinigte  und  allsogleich  an  die 
Ausarbeitung  des  neuen  Statuts  ging.  Erst  nach  sechsmonat- 
licher Berathung  wurde  der  neue  Statutenentwurf  zu  Stande  ge- 
bracht, da  sich  der  Ausschuss  mit  einer  Reihe  prinzipieller  Fra- 
gen beschäftigte,  die  viel  Zeit  in  Anspruch  nahmen.  Zunächst 
handelte  es  sich  darum,  ob  und  inwiefern  von  der  National- 
bank auf  die  Einlösung  des  Papiergeldes  Rücksicht  genommen 
werden  sollte.  Der  Minister  beantwortete  eine  an  ihn  gestellte 
Anfrage  verneinend,  denn  die  Einlösung  des  Papiergeldes  sei  eine 
Massregel  des  Staates,  zu  welcher  die  Mittel  von  der  Staatsver- 
waltung aufzubringen  seien.  Das  Bankinstitut  könne  bei  jeder 
Mitwirkung  zu  dem  beabsichtigten  Zweck,  nur  als  Geschäfts- 
träger oder  als  Bevollmächtigter  einschreiten,  und  es  genüge,  in 
das  Statut  den  allgemeinen  Grundsatz  aufzunehmen,  dass  die 
Bank  in  Folge  vorläufiger  Uebereinkommen  auch  für  den  Staat  Ge- 
schäfte zu  übernehmen  habe.  Der  Ausschuss  gab  zu  erkennen,  dass 
die  Bank  in  den  Stand  gesetzt  werden  müsse,  wenigstens  über  einen 
Fond  von  3  Millionen  zu  verfügen.  Der  Minister  ertheilte  die  Zu- 
sicherung, dass  der  Staat  zu  diesem  Behufe  mitwirken  werde. 

Durch  das  Patent  vom  15.  Juli  1817  wurde  das  theilweise 
modificirte  Statut  der  Bank  bekanntgegeben.  An  der  Grösse  und 
Beschaffenheit  des  Fonds  wurde  eine  Aenderung  nicht  vorge- 
nommen, sondern  nur  die  Anzahl  der  Actien,  ursprünglich  auf 
50.000  festgesetzt,  wurde  verdoppelt,  hingegen  der  Betrag  der 
Einlage  für  eine  Actio  auf  die  Hälfte,  daher  auf  1000  Gulden  in 
Papiergeld  und  100  Gulden  in  Metall,  herabgesetzt.  Die  bereits 
ausgegebenen  Actien  wurden  umgeschrieben  und  in  zwei  getheilt. 
Die  der  Bank  für  die  Papiereinlagen  übergebenen  Obligationen, 
zu  deren  Tilgung  eine  halbe  Million  jährlich  in  monatlichen  Raten 
aus  dem  Staatsschatze  zugesichert  wurde,  sollten  ohne  besondere 
Bewilligung  nicht  veräussert  werden  dürfen ;  bei  Erfolgung  dieser 
Rente  sollte  jedes  Mal  der  doppelte  Capitalsbetrag  in  Obliga- 
tionen, also  1  Million  von  den  Forderungen  der  Bank  abge- 
schrieben, die  Obligationen  jedoch  bei  einem  besonderen  Tilgungs- 
fonde  aufbewahrt  und  die  Zinsen  davon  so  lange  entrichtet  wer- 
den, bis  die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  vollständig  getilgt 
sein  würde.  Es  war  demnach  ein  Zeitraum  von  36  Jahren  für  die 
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gänzliche  Tilgung  der  Staatsschuld  in  Aussicht  genommen,  wenn 
sämmtliche  Actien  ausgegeben  worden  wären.  Die  in  dem  Patente 
vom  Jahre  1816  vorhandene  Bestimmung,  wonach  die  Einlösung 
des  Staatspapiergeldes  in  erste  Linie  gestellt  war,  war  nunmehr 
in  den  Statuten  der  Bank  nicht  aufgenommen,  und  nur  im  §,  41 
ist  der  Fall  vorgesehen,  dass  die  Bank  für  die  Staatsverwaltung 
Geschäfte  übernehmen  könne.  Die  einzige  Form,  in  welcher  die 
Bank  zur  Verminderung  des  Papiergeldes  mitzuwirken  hatte,  bestand 
nun  darin,  dass  den  Actienzeichnern  seit  Januar  1817  gestattet 
war,  anstatt  des  in  Conventionsmünze  zu  leistenden  Zuschusses 
Papiergeld  nach  dem  im  Bankpatente  festgesetzten  Verhältnisse 
von  200  :  100  zu  entrichten,  eine  Erleichterung,  welche  die 
Finanz  Verwaltung  durch  die  Note  vom  27.  November  1817  ein- 
stellte, sich  jedoch  vorbehielt,  die  Einlösung  des  Papiergeldes  ver- 
mittelst der  Bank  nach  definitiver  Constituirung  derselben  wieder 
aufzunehmen.  Die  Gesammtsumme,  welche  bis  Ende  November 
1817  an  Papiergeld  durch  die  Bank  eingelöst  worden  war,  betrug 
46.562  Millionen  Gulden,  wofür  12.33g  Millionen  in  Noten  und 
30.2g 2  Millionen  in  Obligationen  verwendet  worden  waren,  ferner 
waren  durch  Actieneinlagen  während  der  Dauer  der  provisorischen 
Bankdirection  6.^^^  Millionen  Papiergeld  aus  dem  Umlauf  ge- 
zogen. ')  Die  weiteren  Mittel  zur  Verminderung  des  Papiergeldes 
gedachte  sich  die  Regierung  durch  ein  Anlehen  zu  verschaffen. 
Ein  Anbot  der  Gebrüder  Pansh  lautete  auf  Uebernahme  von 
33  Millionen,  und  zwar  ein  Drittel  zu  56,  ein  weiteres  Drittel  zu 
571/2^  detPRest  zu  60  Gulden  für  100  Gulden  Nominal,  ferner 
3  G-ulden  Abzug  zur  Deckung  der  Kosten,  wonach  sich  das  An- 
lehen auf  53,  54  y2  ^i^^d  57  Gulden  gestellt  hätte.  Für  die  Summe 
von  33  Millioiicti  liättc  man  demnach  60,236.448  Gulden  5%ige 
Obligationen  uusfojgcii  müssen  und  das  Anlehen  würde  beinahe 
^Vio  Vo  gekostet  liaben.  Die  Contrahenten  knüpften  daran  noch 
die  werteren  Forderungen:  Schliessung  des  Arrosements  während 
der  Dauer  dieses  Anlehens,  Bezahlung  der  Zinsen  der  auswärtigen 
oder  wenigstens  der  in  Holland  und  Frankfurt  am  Main  contra- 
hirten  Schuld  in  Conventionsmünze,  endlich  eine  Verzinsung 
anderthalb  Monate  früher  als  die  Ratenzahlungen  erfolgten,  was  für 


')  Vergl.  Lederer,  die  privilegirte  österreichische  Nationalbank  etc.  Wien, 
1847.  S.   15. 


^ 
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jede  Serie  einer  Prämie  von  290,000  Gulden  gleichkam.  So  hart 
die  Bedingungen  waren,  die  Regierung  war  entschlossen,  darauf 
einzugehen  und  die  einfliessende  Summe  zur  Einziehung  des 
Papiergeldes  zu  verwenden.  Sie  hoffte  damit  100  Millionen  aus 
dem  Verkehre  zu  ziehen.  Nicht  nur  wurde  dadurch  die  Verbrei- 
tung der  Metallmünze  befördeii;,  wie  es  in  einem  Vortrage  heisst, 
sondern  die  Regierung  auch  in  den  Stand  gesetzt,  dem  Werthe 
des  Papiergeldes  mehr  Festigkeit  zu  geben,  indem  sie  die  Mittel 
erhielt,  einer  jeden  Verschlimmerung  des  Courses  entgegenzutreten 
und  zu  diesem  Behufe  die  überflüssige  Summe  Papiergeldes  aus 
dem  Umlauf  zu  ziehen,  und  zwar  in  dem  Verhältnisse,  als  das 
Bedürfniss  nach  einer  Verminderung  desselben  sich  äussert,  da 
das  Ziel  erst  dann  als  erreicht  angesehen  werden  könne,  wenn 
die  völlige  Einziehung  der  Zettel  und  die  ausschliessliche  Circu- 
lation  in  Metallmünze  herbeigeführt  sei.  ') 

Die  bei  den  Verhandlungen  erhobene  Forderung,  die  Inter- 
essen der  bei  den  Häusern  Bethmann  in  Frankfurt  am  Main  und  GoU 
in  Amsterdam  vor  Jahren  aütgehommenen  Anleihen,  die  ülsher 
nach  den  Bestimmungen  des  Patentes  vom  20,  Februar  181 1  be- 
richtigt wurden,  in  ö^/oigen  Obligationen  zu  vergüten,  gab  den 
Anstoss  zu  einem  grossen,  die  gesammte  alte  Schuld  betreffenden 
Plane,  indem  durch  das  Patent  vom  21,  März  1818  bestimmt 
wurde,  dass  die  gesammte  ältere  verzinsliche  ■  Staatsschuld,  deren 
Interessen  seit  dem  Patent  vom  20,  Februar  1811  auf  die  Hälfte 
herabgesetzt  waren,  auf  die  dem  Gläubiger  ursprünglich  ver- 
sicherte Verzinsung  zurückgeführt  werden  sollte,  und  zwar  der  Art, 
dass  allj ähi rlich  vo n  1818  angefangen  eine  Anzahl  Obligationen, 
wovon  die  herabgesetzten  Interessen  125,000  Gulden  ausmachen, 
also  mindestens  ein  Capital  vörr~5'"Millioiien  Gulden,  in  den  Genuss 
der  ursprünglichen  Zinsen  zu  treten  habe.  Die  ältere  Staatssclmld 
wurde  zu  diesem  Behufe  in  488  Serien,  deren  jede  ein  Capital  von 
1  Million  darstellte,  getheilt,  umFirf  jedem  Jahre  fünf  durch  das 
IjOs  bezeichnet;  Nach  jeder  Verlosung  sollten  die  bis  zum  Tage 
der  Ziehung  fälligen  Zinsen  in  der  Währung,  in  welcher  die 
Interessenbezahlung  geschah,  ausgeglichen  und  von  diesem  Tage 
an  in  ursprünglichem  Beti-age  in  Conventionsmünze  erfolgt  werden. 
Um  dem  Staate  durch  diese  Massregel  keine  vei-mehrte  Zinsenlast 


^)  Vortrag  27.  December  1817,  kaiserliche  Genehmigvuig  vom  17.  Januar  1818. 
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aufzubürden,  sollte  jährlich  ein  gleicher  Capitalsbetrag,  wie  der 
auf  den  ursprünglichen  Zinsfuss  zurückgeführte,  d.  h.  ein  dem 
verlosten  gleichkommender  Betrag  der  alten  Staatsschuld  durch 
Ankauf  auf  der  Börse  eingelöst  und  vertilgt  werden.  Diese  *Ein- 
lösung  hatte  durch  den  allgemeinen  Tilgungsfond  zu  geschehen, 
welchem  zu  diesem  Behufe  zu  seinen  damaligen  Zuflüssen  ein 
jährliches  Einkommen  von  1,5  Millionen  Gulden  zugesichert 
wurde,  Dui'ch  die  ganze  Operation  beabsichtigte  man  innerhalb 
50  Jahren  die  ältere  Staatsschuld  um  die  Hälfte  zu  vermindern 
üncf  3en  Grläubigern  der  anderen  Hälfte  den  Bezug  der  vollen 
Zinsen   in  Conventionsmünze   zuzuwenden. 

Bei  Combinirung  der  Einlösungen  durch  den  Tilgungsfond 
mit  der  festgesetzten  Verlosungsart,  musste  es  sich  ergeben,  dass 
das  Los  auch  auf  solche  Obligationen  fallen  konnte,  welche  in 
Folge  der  Einlösung  bereits  vertilgt  waren.  Aus  diesem  Grunde 
wurde  angeordnet,  dass,  so  oft  die  vertilgten  Obligationen,  welche 
in  die  Verlosung  fallen,  den  Betrag  von  1  Million  erreichen,  nebst 
der  jährlich  zur  Ziehung  bestimmten  Anzahl  von  5  Serien  noch 
eine  weitere  Serie  verlost  werden  solle. 

Eine  nach  Erlass  des  Patentes  niedergesetzte  Commission  be- 
rechnete das  gesammte  Capitj,L.dieser  Schuld  mit  549.736  Millionen 
Gulden  Nominalwerth,  Später  kamen  in  Folge  kaiserlicher  Ent- 
schliessungen  noch  viele  Obligationen  in  die  Serien  im  Betrage  von 
8.382  Millionen.  Die  Obligationen,  welche  den  Staatsgläubigern 
gegen  Einziehung  der  gezogenen  Effecten  verabfolgt  wurden,  führen 
die  Bezeichnung:  ^,Verlosungs-Staats-Schuldverschreibungen"  und 
lauteten,  wie  die  Obligationen,  zu  deren  "Verwechslung  sie  be- 
stimmt waren,  auf  Namen  oder  Ueberbringer.  Da  die  ursprüng- 
lichen Capitalssummen  sehr  häufig  auf  geringe  Beträge,  bisweilen 
nur  auf  wenige  Kreuzer  lauteten,  wurde  die  Bestinamung  getroffen, 
dass  Verlosungsobligationen  nur  über  Beträge  von  mindestens 
50  Gulden  ausgestellt,  über  geringere  Summen  jedoch  bloss  An- 
weisungen ausgefertigt  werden  sollten.  Den  Eigenthümern  solcher 
Anweisungen  wurden  zwar  die  Zinsen  vom  Tage  der  Verlosung 
gerechnet,  allein  die  wirkliche  Auszahlung  erfolgte  erst,  wenn  sie 
sich  so  viele  Anweisungen  verschafft  hatten,  die  zusammen  ein 
Capital  von  50  Gulden  erwiesen,  •) 

1)  Eine  Aenderung  dieser  Bestimmungen  trat  spater  theilweise  ein.  Durch 
die   kaiserliche   Entschliessung   vom    18.    December    1824    wurde    die    Anordnung 
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Eine  von  Pillersdorf  ausgearbeitete  Denkschrift  enthält  die 
Motive,  welche  den  Finanzminister  zu  seinen  Anträgen  bestimmten. 
Es  wui'de  ^Sivin  die .  Nothwendigkeit  betont,  für  die  ältere  Staats- 
schuld irgend  eine  Massregel  zu  ergreifen,  wenn  das  Arrosement 
geschlossen  würde.  Die  Gerechtigkeit  erfordere  vom  Staate  wie 
vom  Einzelnen  die  Erfüllung  der  geleisteten  Zusicherungen.  Wären 
auch  in  der  Person  des  Gläubigers  Aenderungen  eingetreten,  so 
könne  doch  diese  den  Schuldner  nicht  von  seinen  Verpflich- 
tungen entheben.  Der  Gläubiger,  der  sich  derselben  entäussert, 
habe  alle  Rechte  auf  den  neuen  Besitzer  übertragen.  Auch  seien 
solche  Uebertragungen  nicht  zahlreich  genug,  um  daraus  einen 
Grund  abzuleiten,  von  dem  Rechte  abzugehen.  In  der  Beob- 
achtung der  Gerechtigkeit  liege  das  wirksamste  Mittel  zur  Be- 
festigung des  Credits.  Zahlreiche  Gesuche  seit  der  Zinsenherab- 
setzung und  selbst  seit  dem  Bestände  des  Arrosements  bestätigen 
es,  wie  sehr  die  Zurückführung  der  alten  Schuld  auf  den  ur- 
sprünglichen Zinsfuss  von  den  Gläubigern  gewünscht  werde. 
Auch  hoffen  diese  darauf.  Dies  gehe  aus  den  Coursen  der  alten 
Obligationen  hervor,  wenn  man  erwäge,  dass  eine  Rente,  deren 
reeller  Werth  50  Kreuzer  Conventionsmünze  betrage,  sich  auf 
24  Gulden  Conventionsmünze  behaupte,  während  die  neuen  Obli- 
gationen mit  einer  Rente  von  1  Gulden  kaum  die  Hälfte  dieses 
Preises  erreichen,  ^) 

Das  Patent  hat  schon  zur  Zeit  als  es  erlassen  wurde  und 
auch  später  von  Theoretikern  und  Praktikern  mancherlei  An- 
fechtung   erfahren,    indem    auf   die    grossen   Lasten   hingewiesen 


getroffen,  dass  wenn  durch  die  Verlosungen  Obligationen  mit  der  reducirten  Ver- 
zinsung zu  3%  gezogen  wurden,  die  Gläubiger  die  baaren  Cai^italsauszahlungen 
und  zwar  aus  der  zur  Einlösung  der  älteren  Staatssehuld  bestimmten  Dotation 
des  Tilgungsfond  es  erhalten  sollten.  Durch  eine  weitere  Bestimmung  vom  Jahre  1829 
wurde  es  der  Finanzverwaltimg  vorbehalten,  bei  den  in  die  Verlosung  fallenden 
Obligationen  von  Fall  zu  Fall,  entweder  bei  der  Umwechslungsart  stehen  zu 
bleiben,  oder  die  baare  Auszahlung  des  Capitals  im  Nennwerthe  in  Conventions- 
münze zu  veranlassen.  Von  1829  bis  Januar  1848  wurde  je  nach  dem  Cours- 
verhältnisse auch  darnach  vorgegangen  und  in  dieser  Periode  nicht  nur  Obli- 
gationen, welche  in  Folge  der  Ziehungen  mit  6  und  5%,  sodann  mit  i'^^/o  Ver- 
losungsobligationen hätten  bedeckt  werden  müssen,  wenn  die  Coursverhältnisse 
es  gestatteten,  baar  rückgezahlt. 

')  Die  Denkschrift  vom   19,  Januar  1818,   welche  auch   den  ganzen  später 
mit  geringer  Modification  zur  Ausführung  gekommenen  Plan  enthält. 
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wurde,  welche  der  Staat  durch  die  den  Inhabern  der  alten  Schuld- 
verschreibungen zuge^viesene  Entschädigung  übernahm.  Der  Tadel 
war,  wie  uns  scheint,  ein  ungerechter.  Die  Regierurtg  hatte  in 
den  letzten  Monaten  Gelegenheit,  sich  zu  überzeugen,  wie  schwer 
es  ihr  wurde,  auch  nur  ein  geringfügiges  Anlehen  aufzubringen. 
Das  Präliminare  für  1817  schloss  mit  einem  Deficite  von  ,12  Mil- 
lionen Wiener  Währung,  welches  im  Wege  des  Credits  be- 
schafft wefdeiTTnusste.  Aber,  heisst  es  in  einem  Vortrage,  die 
vorausgegangenen  Ereignisse  haben  den  öffentlichen  Credit  sehr 
geschwächt,  ja  beinahe  zerstört,  denn  es  fehlt  die  erste  Grrund- 
lage^'Ses  Staatscredits,  die  Ueberzeugung  von  dem  Willen  und 
denintfeln  der  Regierung,  ihre  übernommenen  Verbindlichkeiten 
zu  erfüllen.  Bei  der  ersten  Anleihe,  welche  die  Regierung  seit  dem 
JaEi'e  1804  im  Auslande  aufzunehmen  sich  entschloss,  waren  die 
Bedingungen  ungemein  harte  und  die  Contrahenten  stellten  die  For- 
derung, wenigstens  einer  bestimmten  Kategorie  von  Gläubigern  in 
Amsterdam  und  Frankfurt  eine  Vergütung  zu  gew^ähren.  Die  Re- 
gierung sah  darin  eine  Ungerechtigkeit,  den  Besitzern  von  Staats- 
Schuldverschreibungen  in  Holland  und  Südwest-Deutschland  Vor- 
theile  zuzuwenden,  welche  den  anderen  versagt  blieben.  Sie  ent- 
schloss sich  zu  einer  Massregel,  welche  allgemeiner  Natur  Nvar,  Das 
Mehropfer  wurde  durch  die  Befestigung  des  österreichischen 
Staatscredits  aufgewogen,  und  die  Geldwelt  gewann  allmälig  das 
Vertrauen,  welches  durch  die  Massnahmen  der  letzten  Jahrzehnte 
verscherzt  worden  war.  Es  findet  sich  auch  nicht  die  geringste 
Spur,  dass  die  neue  Massregel,  wie  angenommen  wurde,  ein  Werk 
selbstsüchtiger  Intrigue  war,  oder  nur  Umtrieben  grosser  Bank- 
häuser ihr  Entstehen  verdankt.  Es  blieb  nicht  unberücksichtigt, 
dass  ein  grosser  Theil  der  älteren  Staatsschuld  im  Besitze  der 
todten  Hand  war  und  das  Vermögen  gemeinnütziger  Stiftungen 
darin  angelegt  war.  Wenn  man  die  vom  Staate  gebrachten  Opfer 
genau  berechnen  will,  müsste  man  jedenfalls  auch  die  Zuschüsse 
in  Anschlag  bringen,  die  er  den  vielen  Fonds  hätte  leisten  müssen, 
die  ihr  ganzes  Capital  in  österreichischen  Papieren  festgerannt 
hatten  und  deren  Dotation  im  Traufe  der  nächsten  Jahre  in  Folge 
des  Patentes  vom  21.  März  eine  geringere  wurde.  Im  Grossen 
und  Ganzen  mag  man  die  Massregel  von  einem  rein  rechnerisclien 
Standpunkte  aus  eine  zw^eckwidrige  nennen,  aber  der  Erfolg 
rechtfertigte  die  Voraussetzungen  der  Regierung,  und  es  ist  sehr 
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fraglich,  ob  sich  der  Geldmarkt  in  den  nächsten  Jahren  für  die 
Aufnahme  neuer  Anlehen  ebenso  willig  gezeigt  hätte,  wenn  die 
Massregel  unterblieben  wäre.  ') 

Als  eine  Art  Gegengewicht  gegen  das  rapide  Anwachsen 
der  verzinslichen  Staatsschuld  wurde  ein  Tilgungsfond  gegründet. 
Der  englische  Sinkingfund  schien  ein  vortreffliches,  nachahmens- 
werthes  Muster.  Schon  im  Jahre  1806  war  durch  Patent  vom  20.  Au- 
gust die  Errichtung  eines  besonderen  Tilgungsfondes  angekündigt 
worden,  man  begnügte  sich  jedoch  damals  damit,  einer  besonderen 
Cassa,  der  Staatsschulden-Tilgungscassa,  die  Aufgabe  zuzuweisen, 
Obligationen  von  Zeit 'z'u  Zeit  einzulösen.  Die  finanzielle  Lage 
der  Monarchie  brachte  es  mit  sich,  dass  das  Einlösungsgeschäft 
sich  in  massigen  Grenzen  bewegte.  Wohl  wurden  im  Voranschlage 
der  Tilgungscassa  bestimmte  Summen  zugewiesen,  sie  erhob  regel- 
mässig die  Zinsen  der  eingelösten  Obligationen,  aber  diese  wurden 
nicht  zur  Verminderung  der  Staatsschuld,  sondern  zur  Bestreitung 
der  Staatsbedürfnisse  verwendet;  die  Tilgungscassa  bestand  nur 
dem  Namen  nach. 

Bei  der  Aufnahme  des  Anlehens  im  Jahre  1815  iih  Be- 
trage von  50  Millionen  Gulden  wurde  bestimmt,  dass  alljährlich 
300.000  Gulden  und  die  Zinsen  der  mittelst  dieser  Summen  ein- 
gelösten Obligationen  zur  Tilgung  verwendet  wel^n  sollen.  Als 
im  folgenden  Jahre  an  die  Verminderung  des  Papiergeldes  Hand 
angelegt  wurde,  warf  man  zur  Tilgung  der  1  und  2y2''/oige" 
Obligationen  ebenfalls  eine  bestimmte  Quote  aus  und  übertrug 
der  Nationalbank  die  Einlösung.  Für  die  durch  das  Patent  vom 
29.  October  eröffnete  Arrosirungsanleihe  beabsichtigte  man  eben- 
falls eine  Tilgungsquote  festzusetzen,  kam  aber  von  diesem  Ge- 
danken ab,  indem  man  einen  allgemeinen  Tilgungsfond  schuf. 

Die  Dotirung  desselben  sollte  der  ursprünglichen  Absicht 
gemäss  zu  der  Masse  der  verzinslichen  Schuld  und  den  Hilfs- 
mitteln des  Staates  in  einem  richtigen  Verhältnisse  stehen,  und 
man  war  sich  wohl  bewusst,  dass  dem  Staate  nur  sehr  beschränkte 
Mittel  zur  Verfügung  standen.  Man  bestimmte  als  jährliche  Zu- 
flüsse: 1.06  Millionen  Gulden  als  Zinsen  für  die  von  der  Staats- 
schulden -  Tilgungscassa    eingelösten  Staatsobligationen,    die    nun- 


')  Vergl.  Tagoborski  I.  44,  der  das  Patent  tadelt,    während  Cochu  in   der 
Revue  des  deiix  Mondes  1843,  1.  September  das  allgemeine  Verfahren  billigt. 
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mehr  dem  allgemeinen  Tilgungsfond  überwiesen  werden  sollten,  <) 
300.000  Gulden  als  Quote  für  die  Anleihe  vom  Jahre  1815,  und, 
da  in  den  beiden  Jahren  beiläufig  1,54  Millionen  an  2'/.2Vo  Obli- 
gationen eingelöst  worden  waren,  die  Zinsen  derselben  im  Betrage 
von  38.500;  von  der  im  Patente  vom  1,  Juni  1816  festgesetzten 
Million  wurde  bloss  die  Hälfte  dem  Tilgungsfonde  übei'geben,  da 
die  andere  zur  jährlichen  Rückzahlung  an  die  Bank  bestimmt 
war,  endlich  I^q  des  Capitals  für  die  neue  Schuld,  und  zwar  vor- 
läufig bloss  eine  halbe  Million,  und  so  oft  50  Millionen  bei  dem 
neuen  Anlehen  zugeflossen  sein  würden  eine  Erhöhung  der  Quote 
um  einen  gleich  grossen  Betrag  bis  zur  Maximalziffer  von  3  Mil- 
lionen, Endlich  bestimmte  man  als  Zuflüsse  die  Eingänge  aus  dem 
Verkaufe  der  Staatsgüter.  ^)  Die  Verwaltung  des  Fonds  wurde 
einer  eigenen  Direction,  die  Controle  dieser  Verwaltung  einer  ganz 
unabhängigen  Commission  übertragen,  die  an  den  Kaiser  halb- 
jährige Berichte,  die  sodann  veröffentlicht  wurden,  erstattete. 

Dieser  Fond  begann  seine  Operation  am  1.  März  1817. 

Auch  die  Theorie  des  Tilgungsfondes  ist  in  neuester  Zeit 
angegriffeir^worden.  Man  hat  mit  vollem  Recht  hervorgehoben, 
dass  ^ldie"~A"btragung  alter  Schulden  nur  dann  einen  Sinn  habe, 
wenn  dieselbe  durch  die  wirklichen  Ueberschüsse,  die  sich  aus 
den  reellen  Einnahmen  über  die  Ausgaben  ergeben,  bewerkstelligt 
werden  könnte.  Dass  Graf  Stadion  von  diesem  Gedanken  durch- 
drungen war,  lässt  sich  actenmässig  nachweisen.  Ihm  lag  es 
föfn  durch  Aufnahme  neuer  Anlehen  die  alten  abzutragen;  er 
rechnete  mit  vollster  Sicherheit  auf  wirkliche  Ueberschüsse.  Durch 
Beschränkung  aller  überflüssigen  Ausgaben  und  durch  eine  totale 
Umgestaltung  des  Steuerwesens  erhoffte  er  nicht  bloss  eine  voll- 
ständige llcistcllung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte,  son- 
dern auch  die  Mittel  zu  gewinnen,  um  die  grosse  Zinsenlast  all- 
mälig  zu  erleichtern.  Seine  Voranschläge  arbeiteten  auf  dies  Ziel 
los,  und  nicht,  seine  Schuld  ist  es,  wenn  die  Voraussetzungen, 
von  denen  er  bei  Gründung  des  Tilgungsfondes  ausging,  sich  nicht 
verwirklichten.     Die  Schaffung   desselben  war  kein  Fehler,    wohl 


')  Die  Staatsschulden-Tilgungscassa  besass  damals  I.243  Mill.  ly^  %  Obli- 
gationen, .34.73  Mill.  20/0,  4.45  Mill.  21/4  7o,  T-3U  Mill.  2'/2  o/g,  i.g3^  Mill.  3% 
^^^  '^•0036  Mill.  40/q  Obligationen,  die  1,060.700  Gulden  Zinsen  abwarfen. 

2)  Vortrag  an  den  Kaiser  vom  28.  December  1816,  die  kaiserliche  Reso- 
lution vom  22.  Januar  1817.  * 


Ä^ 
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aber  das  so  lange  Festhalten  an  einer  bloss  fictiven  Tilgung, 
nachdem  anstatt  eines  Ueberschusses  sich  alljährlich  TOlt'siereo- 
typer  Regelmässigkeit  ein  Deficit  ergab. 

Das  Anlehen  vom  Jahre  1818  war  mit  Hope  &  Comp., 
Baring  &  Comp,,  Gebrüder  Bethmann,  Pärish  &  Comp,  endlich 
Circyniüller  &  Comp,  am  26.  Mai  1818  abgeschlossen  worden. 
Die  Regierung  überliess  den  Contrahenten  Obligationen  des  An- 
lehens  vom  29.  October  1816  im  Betrage  von  50  Millionen  in 
Appoints  von  1000  Gulden  zu  dem  festen  Preise  von  70  pro 
100  Gulden  nominal.  Zur  Deckung  der  Auslagen  und  als  Risico- 
prämie  erhielten  sie  einen  Nachlass  von  4%.  Die  Regierung 
erhielt  daher  33  Millionen  baar.  Die  Uebernahme  hatte  am  1.  Juni 
und  1.  October  1818  stattzufinden  und  die  Zahlungen  sollten  vom 
1.  August  1818  bis  1.  Juli  1819  in  monatlichen  Raten  von  2.;5  Millionen 
Gulden  erfolgen.  Die  Uebernehmer  erhielten  das  Recht  die  fest- 
gesetzten Zahlungen  auch  früher  gegen  Gewährung  eines  Dis- 
conts  von  Yj  "/o  zu  leisten.  Die  Regierung  musste  sich  ver- 
pflichten vom  Tage  des  Vertragsabschlusses  und  während  der 
Dauer  desselben  weder  ein  neues  Anlehen  zu  eröffnen  noch  eine 
andere  Hinausgabe  von  Obligationen  als  die  bedungene  vorzu- 
nehmen. Nur  die  durch  Patent  vom  21.  März  1818  angeordnete 
jährliche  Umwandlung  eines  Capitals  von  5  Millionen  2y2  7oig6r 
Obligationen  der  alten  Staatsschuld  in  neue  Schuldverschreibungen 
behielt  sich  die  Regierung  vor,  und  ausserdem  wurde  festgesetzt, 
dass  vom  1.  Juli  1818  an  die  in  Holland  unter  Vermittlung  von  Goll 
und  Osy  und  in  Frankfurt  durch  Bethmann  contrahirten  Schulden 
nach  dem  ursprünglichen  Interessenausmasse  in  Obligationen 
des  Anlehens  vom  29.  October  1816  bezahlt  werden  sollten,  i) 
Die  in  Holland  und  Frankfurt  contrahirten  Schulden  wurden  in 
die  durch  das  Patent  vom  21.  März  angeordnete  Verlosung  ein- 
bezogen.   Bei  Beendigung  des  Anlehensgeschäftes  sollte  im  Falle 


1)  Die  Bethmann' sehen  Obligationen  zu  öO/q,  ^'/jVo  ""^  4"/o  wurden  mit 
21.,73  Millionen,  die  GoU'schen  mit  28.0^4,  die  Osy'schen  mit  5.219  Millionen  nach- 
gewiesen. Die  Interessen  betrugen  alljährlich  etwas  über  2  Millionen,  der  Capitals- 
betrag  der  .5%  Obligationen,  welche  statt  der  baaren  Zinsen  den  Besitzern  erfolgt 
wurde,  ist  ziflFermässig  schwer  zu  ermitteln,  mit  einem  hohen  Grad  von  Wahr- 
scheinlichkeit lässt  sich  die  Summe  auf  25  Millionen  feststellen,  (Beruht  auf  einer 
handschriftlichen  Arbeit.) 
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einer  neuen  Anleihe  den  Contrahenten   bei  gleichen  Bedingungen 
der  Vorzug  vor  anderen  Bewerbern  eingeräumt  werden.') 

So  lästig  auch  die  Bedingungen  sein  mochten,  sie  waren 
doch  günstiger  als  die  vor  Kurzem  angebotenen.  Die  Regierung 
erhielt  12  "/q  mehr  als  sie  am  Schlüsse  des  Jahres  erwartet  hatte. 
Stadion  schrieb  dies  Resultat  dem  Patente  vom  21.  März  zu, 
welches  das  Vertrauen  in  die  Rechtlichkeit  der  öffentlichen  Ver- 
waltung gestärkt  hatte.  In  Folge  des  ersten  Uebereinkommens 
hätte  eine  Ausgabe  von  Obligationen  im  Betrage  von  60.236  Millionen 
Gulden  stattfinden  müssen,  während  sich  diese  nunmehr  auf  bloss 
50  Millionen  beschränkte.  Den  Contrahenten  war  jedoch  auch  ein- 
geräumt worden,  die  IJgJfte  der  zu  leistenden  Zahlungen  in  Gold- 
und  Silberbarren  oder  fremden  Münzen  und  zwar  nach  "dem  bestehen- 
den Ausmünzungswerthe  und  nicht  nach  dem  Einlösungspreise  ab- 
zustatten. Der  tlnterschied  betrug  beim  Golde  l'^  "^/q,  Beim"  Silber 
^tTVo-  Durch  dies  Zugeständniss  eliminirte  die  Staatsverwaltung 
die  Forderung  der  Contrahenten,  die  Zahlungen  in  auswärtigen 
Wechseln  leisten  zu  können.  Machten  die  Geldhäuser  von  der  ihnen 
eingeräumten  Befugniss  vollständig  Gebrauch,  so  ergab  dies  einen 
Ausfall  von  Vg  7o  cler  ganzen  Einzahlung.  Auf  den  Holland  und 
Frankfurt  betreffenden  Punkt  legten  die  Contrahenten  einen  so 
hohen  Werth,  dass  ohne  Zugestehung  desselben  das  ganze  Anlehen 
zu  scheitern  drohte.  Die  Schuld,  auf  welche  diese  Behandlung 
Anwendung  zu  rinden  hatte,  betrug  Öß.ß  Millionen  Capital  und  an 
reducirten  jährlichen  Zinsen  I.25  Millionen.  Künftig  mussten  dem- 
nach 2.4  Millionen  Interessen  bezahlt  werden,  aber  in  Anweisungen, 
welche  nach  ihrem  Nominalbetrage  zur  Umgestaltung  in  Obliga- 
tionen geeignet  waren,  wornach  also  die  auf  solche  Art  berich- 
tigten Zinsen  einen  Werth  von  2.75  Millionen  repräsentirten.  Für 
den  Staat  erwartete  man  dabei  den  Vortheil,  dass  dadurch  eine 
beträchtliche  i^i^Uigß^Jii^^C^ventionsmünze  erspart  wurde.  „Die 
angetragene  Operation  löste  sich  demnacli  in  eine  jährliche  Capi- 
talisirung  der  Zinsen  dieser  Schuld  auf,  welche  dem  Gläubiger 
unverkennbare  Vortheile  gewährte,  aber  auch  dem  Staate  einen 
willkommenen  Aufschub  verschaffte  und  ihn  für  die  gebrachten 
Opfer  entschädigte."  Den  höchsten  Werth  glaubte  die  Verwaltung 
darauf  legen  zu  sollen,  dass  vor  den  Augen  von  Europa  der  Be- 


1)  Vertrag  vom  26.  Mai  1818,  vollzogen  von  Stadion, 
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weis  eines  wiederaufleb,^den  Vertrauens  in  Oestej-rejchs  redlichen 
Sinn  und  Kräfte  durch  das  Uebereinkommen  ausgesprochen  war^ 
ferner,  dass  bedeutende  Capitalien  aus  dem  Auslande,][ie;-beiflossen, 
zur  Unterstützung  der  Industrie  und  zur  Belebung  des  Verkehrs. 
Es  sei  der  Satz  nie  bestritten  worden,  heisst  es  in  dem  Vortrage, 
dass  fremde  Capitalien,  wenn  sie  auch  mit  hohen  Zinsen  vergütet 
werden  mussten,  in  dem  Lande,  welchem  sie  zuflicssen,  immer 
den  Wohlstand  yerme^^reu  und  eine  nützliche  Xliätigkeit  vei-breiten. 
Das  Streiken  aller  Regierungen,  den  Geldausfluss  zu  verhindern, 
zeige  vielmehr,  dass  man  mit  Recht  darauf  eifersüchtig  ist,  die 
Capitalien  des  eigenen  Landes  in  fremde  Staaten  strömen  zu 
sehen,  wo  sie  gewöhnlich  Unternehmungen  wecken,  welche  man 
den  eigenen  Unterthanen  zu  erhalten  wünscht.  Sei  gleich  das 
System,  aus  dieser  Besorgniss  die  Geldausfuhr  zu  untersagen,  nicht 
frei  von  Vorwürfen,  so  könne  doch  aus  der  richtigen  Ansicht, 
welche  jenem  Bestreben  zu  Grunde  liege,  e^^  anschäiilTclier  Beleg 
der  Wahrheit  abgeleitet  werden,  dass  die  Eröffnung  von  Anlehen 
im  Auslande,  wenn  ein  wahres  ßedürfniss  zur  Veranlassung  dient, 
nie  die  Verarmung  des  borgenden  Staates  herbeiführen,  wohl  aber 
den^Gi-und  zum  wachsenden  Reichthum  desselben  legen  könne.') 
Mittlerweile  iiatto  die  Bank  auf  Grundlage  des  neuen 
Statuts  sich  einigermassen  consolidirt.  Indem  der  Staat  zur  Ver- 
zinsung einer  Actie  allein  25  Gulden  beitrug,  erwartete  man  eine 
rege  Betheiligung  bei  dem  Unternehmen  und  die  Ermöglichung, 
weitere  100  Millionen  Papier^ld  aus  dem  Umlauf  zu  ziehen. 
Zeigte  sich  auch  eine  grössere  Geneigtheit  der  Capitalsbesitzer, 
Einlagen  zu  machen,  als  im  Vorjahre,  so  verging  doch  eine 
geraume  Zeit,  ehe  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Actien  an  den 
Mann  gebracht  war.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1817  waren  erst 
5181.  begeben,  im  Verlaufe  des  folgenden  Jahres  steigerte  sich 
die  Anzahl  au£.22.955  und  Ende  1819  waren  50.621  Actien  ein- 
gezahlt, wodurch  eine  Verringerung  der  Pa-piergeldscliuld  um  öO.gji 
Millionen  eintrat.  "^Iit  Wahrscheinlichkeit  konnte  angenommen 
werden,  dass  auch  der  Rest  der  Actien  allmälig  würde  gezeichnet 
und  abgesetzt  werden ;  die  Bankdirection,  die  rasch  genug  ihre 
Vortheile  auszubeuten  verstand,  bewog  jedoch  durch  ihre  Anträge 
die    Finanz  Verwaltung,    die   weitere   Emission   von    Actien    einzu- 


')  Vortrag  7.  Mai  1818. 
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stellen  und  auf  einem  anderen  Wege  die  Verminderung  des  Pa- 
piergeldes vorzunehmen.  Von  der  Gesammtsumme  des  Papier- 
geldes im  Betrage  von  678,715.925  Gulden  waren  Anfangs  Januar 
1820  226,069,355  Gulden  ^iigezogen,  es  befanden  sich  demnach 
noch  ßS^ö^iB.BTO"  Gulden  im  Umlaufe. 'Die  Regierung  wähnte 
in  der  "Lage  zu  sein,  den  letzten  Schritt  thun  zu  können.  Der 
Staatscredif"  TTatte  sich  beträchtlich  gebessert  und  von  verschie- 
denen Seiten  wurden  der  Verwaltung  Anträge  zur  Beschaffung 
der  erforderlichen  Summe  gemacht,  die  Bank  hatte  sich  im  Ver- 
trauen des  Publicums  eingebürgert  und  konnte  zur  Mitwirkung 
herangezogen  Averden.  Die  Bankdirection  ergriff  hiezu  die  Initia- 
tive, indem  sie  über  die  Zunahme  der  Actieneinlagen,  die  keine 
nutzbringende  Verwendung  fanden,  Klage  führte,  zugleich  aber 
auch  den  Wunsch  ausdrückte,  mit  dem  Staate  in  Unterhandlung 
zu  treten,  um  bei  seinen  Finanzoperationen  betheiligt  zu  werden 
und  den  Geschäften  der  Bank  eine  grössere  Ausdehnung  zu  geben. 
)/*  Dies  ist  der  Beginn  der  in  der  Folgezeit  so  unseligen  Ver- 
bindung zwischen  der  Bank  und  der  StaatsverwaltungVclie  jedoch 
nicht  mit  dem  Massstabe  jener  Gesichtspunkte  gemessen  werden 
darf,  die  wir  seit  jener  Zeit  durch  gründliche  Studien  und  Unter- 
suchungen über  Bankwesen  und  durch  grosse  Erfahrungen  ge- 
wonnen haben.  Die  Aufgabe  der  Nationalbank  wurde  damals 
nicht  bloss  in  der  Befriedigung  des  Bedarfes  der  Geschäfts-  und 
Industriewelt  gesucht,  nach  der  Auffassung  jener  Tage  wurde  ihr 
auch  „die  höhere  und  wichtigere  Bestimmung  zugewiesen,  dem 
Staate  die  Herstellung  einer  festen  Ordnung  im  Geldwesen,  die 
dauerhafte  Consölidirung  des  öffentlichen  Haushaltes  und  des 
Staatscredits  zu  erleichtern".'  ^)  Auch  wähnte  die  Finanzverwal- 
tung, dass  die  im  Verkehre  erforderliche  Papiergeldsumme  jeden- 
falls eine  grössere  Sicherheit  geniesse,  wenn  sie  unter  der  Aegide 
des  Bankinstitutes  ausgegeben  würde.  Die  Einlösung  des  Papier- 
geldes sollte  im  freiwilligen  Wcge^jjjid^  Grundlage  des  con- 
stanten  Werthverhältnisses  von  250  (hikhu  Wiener  Währung  zu 
100  Qttl^n'T^onventionsmünze  erfo]g(3n,  gleichzeitig  auch  die  Um- 
wändluiui-  (Ic'rt  üanzcn  Staatshaushalt(3s  in  Conventionsmünze  statt- 
finden,  „wodurch  der  Staat  der  Eiidösuiiii-  des  Papiergeldes  Wirk- 
samkeit und  thunlichste  Beschleunigung  sichern  wollte". 


')  Note  des  Finanzministers  an  den  Bankgouverneur  vom  29.  Februar  1 820. 


// 
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Die  Durchführung  der  ganzen,  die  Einlösung  der  einlaufen- 
den Zettel  betreffenden  Operation,  welche  der  Nationalbank  über- 
tragen werden  sollte,  erforaerte'^lSO  Millionen  Gulden.  Der  Staat 
beabsichtigte  der  Bank  93,4  Millionen  zu  geben,  welche  mit  dem 
baaren  Einlagecapital  derselben  einen  Baarfond  YOn  100  Mil- 
lionen bilden  würden,  die  noch  abgängigen  80  Millionen  sollte  die 
Bank  durch  ihren  eigenen  Credit  aufbringen.  Das  zu  diesem 
Behufe  erforderliche  Capital  hoflfte  die  Finanzverwaltung  theil- 
weise  den  vorhandenen  Cassaresten  zu  entnehmen,  ferner  rechnete 
sie  auf  den  weiteren  Verkauf  der  noch  nicht  begebenen  Bank- 
actien,  die  in  ihren  Besitz  übergehen  sollten,  endlich  auf  ein  An- 
lehen,  worüber  damals  schon  Verhandlungen  mit  Rothschild  und 
Parish  schwebten.  Die  jährlichen  Kosten,  welche  der  Staat  über- 
nahm, waren  auf  6.49  Millionen  berechnet.  Und  was  die  Bank 
anbelangt,  wurde  angenommen,  dass  nach  vollständiger  Einziehung 
des  Papiergeldes  mit  einem  Baarfond  von  über  100  Millionen  etwas 
über  200  Millionen  Banknoten,  demnach  ein  Verhältniss  von  1  :  2, 
im  Umlauf  erhalten  werden  könnte.  1) 

Bei  der  Einziehung  des  Papiergeldes,  heisst  es  in  einem 
Vortrage,  handle  es  sich  um  eine  zweifache  Aufgabe :  Den  Be- 
sitzern für  das  in  ihren  Händen  befindliche  Papiergeld  volle  Ent- 
schädigung zu  leisten  und  der  Circulation  für  die  Zahlungsmittel, 
welche  ihr  entzogen  wurden,  einen  genügenden  Ersatz  zu  ver- 
schaffen. Es  stünden  dem  Staate  zwei  Wege  offen:  Einmal  Schuld- 
verschreibungen für  das  Papiergeld  auszustellen  oder  Hinausgabe 
von  baarer  Münze.  Den  Zweck  einer  Entschädigung  der  Pri- 
vaten könne  der  Staat  auf  beiden  Wegen  erreichen,  allein  ein 
hinreichender  Ersatz  für  das  aus  dem  Umlauf  gezogene  Papier- 
geld würde  nur  durch  die  zweite  Modalität  gewährt.  Der  Ein- 
lösung mit  baarem  Gelde  müsse  man  den  Vorzug  geben,  weil 
sie  ein  schonenderes  und  wohlthätigeres  Verfahren  für  die  Be- 
dürfnisse des  Verkehrs  und  für  die  Ausgleichung  der  Privaten 
in  sich  schliesse  und  jedem  Zwischenzustande  von  Spannung 
und  Unbehaglichkeit,  der  sich  durch  Stillstand  und  Stockungen 
in  Geschäften,  Geldmangel,  hohen  Zinsfuss  und  derlei  Symptomen 
eines  ftshlerhaften  Geldumlaufes  ankündigt,  ein  Ende  gemacht 
werde. 


')  Vortrag  vom   11.  Januar,  genehmigt  am  23.  Februar  182Ü. 
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Dieser  Plan  erlitt  jedoch  in  Folge  der  Verhandlungen  mit 
der  Bank  einige  Abänderungen,  Die  Uebereinkunft  mit  der  Bank 
enthielt  folgende  Bestimmungen :  Der  Staat  übernahm  die  Verpflich- 
tung, dem  Bankfonde  den  Gresammtbetrag  der  in  ihrem  Besitze 
befindirclie1tr'2Y2%%6h'  ObligätiöJieri~~deren'' alTinälige  Rückzahlung 
durch  die  Operationen  der  Tilgungsrente  hätten  bewerkstelligt 
werden  sollen,  sogleich  im  vollen  Betrage  von  23.232  Millionen 
Gulden  zu  berichtigen,  und  zwar  nach  dem  Verhältnisse  von 
100  Gulden  Conventionsmünze  zu  200  in  Obligationen.  Die  Finanz- 
verwaltung behielt  sich  das  Recht  vor,  die  noch  nicht  hin- 
ausgegebenen 49.379  Actien  zu  dem  Preise  von  610  (600  Gulden 
als  ursprünglicher  Werth  und  10  Gulden  Ueberschuss  wegen  des 
am  Rescrvefonde  bereits  erworbenen  Anrechts  der  Actionäre)  zu 
übernehmen;  die  Hinausgabe  dieser  Actien  sollte  jedoch  keines- 
wegs vor  1822  erfolgen,  jedenfalls  aber  seiner  Zeit  in  Erwägung 
gezogen  werden,  inwiefern  die  Bank  mittlerweile  ihren  Geschäf- 
ten eine  solche  Ausdehnung  gegeben  haben  würde,  damit  das 
Hinzutreten  neuer  Actionäre  dem  Gewinne  der  älteren  keinen 
Nachtheil  bringe.  Um  der  Bank  für  die  grosse  Massregel  der 
Papiergeldeinziehung  die  erforderliche  Summe  zu  sichern,  ver- 
pflichtete sich  die  Regierung,  der  Bank  gleich  nach  Abschluss 
des  Vertrages  10  Millionen,  und  allmälig  in  Raten  noch  weitere 
40  Millionen  als  baare  Dotation  zu  verabfolgen  und  für  die  noch 
übrigen  140  Millionen  Gulden  4''/oige  unveräusserliche  Schuldver- 
schreibungen und  als  Subsidiarhypothek  5o/oige  unter  bestimmten 
Bedingungen  veräusserliche  Obligationen  zu  übergeben,  und  zwar 
für  jede  Forderung  von  70  Gulden  Conventionsmünze  eine  ö^/^ige 
Obligation  von  100  Gulden.  Die  allmälige  Tilgung  dieser  Summe 
sollte  durch  eine  jährliche  Beitragslcistung  von  I.4  Million,  die 
sich  durch  den  Zuschlag  der  Zinsen  steigerte,  vom  1.  Januar  1821 
an  erfolgen,  wonach  die  gesammte  Schuld  binnen  33  Jahren  er- 
losch. Die  alljährliche  Verzinsung  betrug  demnach  ö.g  Millionen, 
ferner  die  Capitalsabtragung  I.4  Millionen,  im  Ganzen  daher  7  Mil- 
lionen Gulden,  um  51.000  Gulden  mehr  als  man  angenommen 
hatte.  ')  Die  Verpflichtungen,  welche  der  Staat  übernahm,  waren 
ausserordentliche.     Wollte  man  denselben  nachkommen,   mussten 


')  Vortrag  vom   20.  März   1820  und   Bestimmungen   der  Submission    vom 
3.  März  1820. 

Beer.    Die  Finanzen  Oesterreichs.  8 
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über  93  Millionen  Gulden  beschafft  werden.  Allerdings  wurde  die 
Finanzverwaltung  nun  Eigenthümerin  von  über  49.000  Actien^  von 
denen  3  Millionen  Gulden  Erträgniss  erwartet  wurden,  aber  da 
dieselben  nicht  veräussert  werden  konnten,»  waren  anderweitig 
die  Summen  zur  Dotirung  des  Baarfonds  der  Bank  ausfindig  zu 
machen.  Die  Finanzverwaltung  rechnete  38  Millionen  aus  ihren 
Cassaresten  zu  diesem  Behufe  verwenden  zu  können,  es  waren 
daher  noch  55  Millionen  erforderlich.  Die  damals  schon  einge- 
leiteten Verhandlungen  mit  Parish  und  Rothschild  hatten  dahin- 
geführt,  dass  diese  sich  erboten,  i^O  Millioneir  Gülden  innerhalb 
9  Monaten,  vom  1.  Juli  1820 '--Blir-t;' März  1821  züf  Verfügung 
zu  stellen.  Während  der  Verhandlungen  machten  sie  sich  an- 
heischig, die  ganze  Summe,  demnach  überdies  noch  35  Millionen 
aufzubringen  und  die  zu  leistenden  Zahlungen  in  21monatlichen 
Fristen  zu  begleichen.  Mit  diesem  zu  4''/o  verzinslichen  Aiilehen 
sollte  eine  jährliche  Gewinnstverlosung  verbunden  werden.  Die 
Form  des  Anlehens  hielt  man  für  gerechtfertigt,  weil  sonst  ein  so 
niedriger  Zinsfuss  nicht  zu  erreichen  gewesen  wäre,  sodann,  damit 
sich  die  schon  vorhandenen  Staatseffecten  in  iKrem  Werthe  be- 
haupten, was,  der  ministeriellen  Annahme  zu  Folge,  bei  einer  so 
bedeutenden  Vermehrung  einer  der  bereits  vorhandenen  Gattungen 
wenigstens  zweifelhaft  sein  würde.     Endlich  gingen    die  drei  auf 

^  Lotterie  basirten  Anlehen  auf  die  Neige,  und  bei  der  grossen 
Vorliebe  für  diese  Art  von  Capitalsveranlagung  besorgte  man,  dass 
ein  Theil  des  inländischen  Capitals  in's  Ausland  fliessen  würde.  ') 
Die  Zugrundelegung  der  Münze  bei  den  Einnahmen  und 
Ausgaben  hatte  Stadion  ebenfalls  als  seine  Aufgabe  erfasst.  Die 
Verwaltung  des  Staatshaushaltes  war  eine  verwickelte.  Ein  Theil 
der  Staatseinkünfte  ging  in  Papiergeld  ein,  und  auch  einige  Aus- 
gaben wurden  damit  bestritten,  wogegen  die  meisten  indirecten 
Steuern  bald  nach  dem  Abschlüsse  des  Pariser  Friedens  in  Münze 
umgesetzt  worden  waren.     Bis  zum  Jahre  1820  wies  das  Budget 

Aeine  doppelte  Berechnung  in  Münze  und  Papiergeld  auf;  nur  in 
jenen  Ijändern,  die  Oesterreich  im  Wiener  Frieden  an  sich  ge- 
bracht hatte,  basirten  Einnahmen  und  Ausgaben  ganz  auf  Münze. 
Stadion  beantragte,  vom  Verwaltungsjahre  1821  angefangen,  sämmt- 


')  Vortrag   20.  März;    kaiserliche  Genehmigung   4.  April  1820.    Ileberein- 
kommen  vom  7.  April  1820. 
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liehe  Steuern  in  Münze  einzuheben  und  alle  Ausgaben  in  Münze 
zu  bestreitet.  Bei  jenen  kamen  zumeist  die  Eingänge  aus  Ungarn 
un'fT'STebenbürgen,  bei  diesen  die  Zinsen  der  älteren  Staatsschuld 
in  Betracht.  Stadion  bezeichnete  Beides  als  einen  Act  der  Cre- 
rechtigkeit.  Die  Anträge  erhielten  nicht  durchweg  die  kaiserliche 
Gerrshfiiigung.  Der  Kaiser  bestimmte  erst  das  Jahr  1822  als 
den  Termin  für  die  Einhebung  der  ungarischen  Contribution  in 
Münze,  und  auch  die  Zinsenzahlung  der  älteren  Staatsschuld  sollte 
vorläufig  in  Papiergeld  erfolgen.  Wie  es  scheint,  trugen  die  Vor- 
stellungen des  Grafen  Zichy,  der  hiebei  die  Verhältnisse  seines 
eigenen  Vaterlandes  im  Auge  haben  mochte,  den  Sieg  davon,  ob- 
gleich Stadion  in  einer  ausführlichen  Schrift  die  gegen  seinen 
Plan  vorgebrachten  Bedenken  theilweise  mit  siegreichen  Grün- 
den widerlegte,  >) 

Die  Folge  dieser  kaiserlichen  Entschliessung  war,  dass  eine 
langsamere  Einlösung  des  Papiergeldes  zu  erwarten  stand,  als  die 
Verwaltung  angenommen  hatte  und  für  einen  Theil  der  dazu  be- 
stimmten Geldsumme  aus  dem  Anlehen  von  55  Millionen  der 
ministeriellen  Ansicht  nach  keine  Verwendung  in  Aussicht  stand. 
Die  Finanzverwaltung  sprach  sich  darüber  folgender  Massen  aus: 
Aus  diesem  Zustande  entspringen  mannigfaltige  Unzukömmlich- 
keiten und  Verlegenheiten.  Jede  der  Circulation  entzogene  Summe, 
wenn  sie  nicht  wieder  in  Umlauf  gesetzt  wird,  erzeugt  Stockungen 
und  Hindernisse  für  den  Verkehr  und  für  alle  Productionszweige. 
Die  Verzinsung  dieser  Summen  wird  eine  durch  nichts  gerecht- 
fertigte "unSTebendadurch  empfindliche  Last.  Je  grösser  die  in 
den  Staatscassen  verschlossenen  Summen  iir  Metällmunze  sind, 
desto  scfrwerer"'1airen  den  Contribuenten  die  Zahlungen,  welche 
der  Staat  in  dieser  Währung  fordert,  desto  schwieriger  wird  die 
Aufbringung  derselben  im  Wege  der  contrahirten  Anleihen. 

Die  Finanzverwaltung  glaubte,  dass  es  nothwendig  sei,  Modi- 
ficationen  bezüglich  der  Zahlungstermine  eintreten  zu  lassen. 
Ohnehin  zeigte  sich  der  Geldmarkt  ungemein  afficirt;  bedeutende 
Summen  von  Staatspapieren  wurden  ausgeboten  und  fanden  nur 
mühselig  Käufer.  Wurden  nun  neue  Werthc  auf  den  Markt  ge- 
bracht, so  drohte  ein  weiteres  Sinken  der  Staatspapiere,  und  das 
Consoi-tium  kam  selbst  in  Gefahr,  seinen  Verbindlichkeiten  nicht 


')  Vortrag  vom  4.  Juni  und  kaiserliche  Entschliessung. 
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nachkommen  zu  können.  Der  Minister  ergriff  mit  Lebhaftigkeit 
einen  von  Baron  Eskeles  ihm  dargelegten  Gedanken,  die  Fristen 
für  die  Zahlungen  der  35  Millionen  auf  das  Jahr  1822  zu  ver- 
schieben, und  er  gedachte  der  Bank  hiebei  eine  Intervention  zu. ') 

In  einer  Zuschrift  an  den  Bankgouverneur  vom  24.  October 
setzte  er  auseinander,  dass  die  35  Millionen  im  Laufe  des  nächsten 
Jahres  ohne  Unzukömmlichkeit  entbehrt  werden  können,  und  an- 
dererseits die  Verhältnisse  des  Wiener  Platzes  und  des  Auslandes 
es  räthlich  machen,  der  Circulation  nicht  früher  eine  beträchtliche 
Summe  zu  entziehen,  als  bis  der  Bedarf  darnach  wirklich  vor- 
handen wäre.  Die  Finanzverwaltung  sei  gesonnen,  die  Zahlungen, 
welche  nach  dem  Vertrage  vom  1.  Januar  1821  zu  beginnen  haben, 
durchgehends  auf  den  1.  December  zu  verlegen,  ohne  übrigens 
die  Rechte  der  Interessenten,  die  Zahlungen  an  dem  ursprünglich 
bedungenen  Zahlungstermin  zu  leisten,  aufzuheben.  Die  Finanz- 
verwaltung wolle  der  Nationalbank  die  auf  35  Millionen  Gulden 
lautenden  Verschreibungen  der  Contrahenten  des  Anlehens  zur 
Eincassirung  übergeben,  und  zugleich  die  entsprechende  Summe 
der  hinauszugebenden  140.000  Stück  47oiger  Staats  -  Schuldver- 
schreibungen a  250  Gvilden  einantworten,  ferner  gestatten,  dass 
die  Zahlungen  erst  am  1.  December  geleistet  werden,  und  die  ein- 
fliessenden  Summen  der  Nationalbank  auf  Abschlag  der  Beträge, 
die  sie  bei  dem  Fortschreiten  der  Papiergeldeinlösung  zu  erhalten 
habe,  überlassen.  Die  Bankdirection  würde  ihrerseits  den  Contra- 
henten des  Anlehens  die  Befugniss  einräumen,  wenn  sie  in  den 
ersten  sechs  Monaten  des  Jahres  1821  eine  Abschlagszahlung  von 
10^0  zu  erlegen  bereit  sind,  die  weiteren  90Yo  erst  vom  1.  März 
1822  angefangen  in  neunmonatlichen  Raten  entrichten  zu  können. 
Durch  diesen  Zahlungsaufschub  werde  die  Bank  sich  eine  billige 
Zinsenvergütung  bedingen,  da  sich  ein  Geschäft  dieser  Art  zur 
Uebernahme  von  Seite  der  Nationalbank  vollkommen  eigne. 

Die  Nationalbank  ging  auf  diesen  Antrag  ein;  in  Folge  des 
geschlossenen  Uebereinkommens  konnten  die  Uebernehmer  des 
Anlehens  die  Zahlungen  vom  1.  Januar  1821  auf  einmal  oder 
theilweise  mit  20^0  der  Summe,  auf  welche  die  von  denselben 
ausgestellten  Verschreibungen  lauteten,  und  die  restirenden  80"/o 
12  Monate  später  leisten.    Der  Bank  fielen  die  nach  dem  1.  Decem- 


<)  Vortrag  6.  November  1820. 
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ber  1821  verfallenden  Zinsen  der  Staats-Schuldverschreibungen  bis 
zum  Tage  der  vollständigen  Abzahlung  zu,  für  die  Zeit  vor  dem 
1 ,  December  hatte  der  Staat  keine  Zinsen  zu  bezahlen.  Die  Bank 
stellte  nur  das  Begehren,  dass  dadurch  in  den  ihr  zugesicherten 
Dotationen  zum  Behufe  der  Papiergeldeinlösung  keine  Störung 
veranlasst  werde  und  dass  sie  von  jeder  Haftung  für  die  Summe, 
welche  etwa  auf  das  Anlehen  im  Rückstande  bleiben  dürfte,  ent- 
hoben werde.  Die  Regierung  konnte  auf  diese  Forderung  ein- 
gehen, nachdem  die  Contrahenten  des  Anlehens  sich  ausdrücklich 
für  etwa  rückständige  Zahlungen  verbürgt  hatten,  i) 

Die    politischen  Ereignisse    machten    alle  Berechnungen  des 
Finanzministers  zu  nichte.     Das  Deficit   für   das  Jahr   1821  war 
auf  8  Millionen  berechnet  worden^^jLbejMOesterreichs  Einrück^^    ^'^  J— yC 
Neapel  und  Sardinien,  um  die  dort  ausgebrochene  Revolution  nieder-  y   ^ 
zuschlagen^'  heiscilienuefrächtliche  Summen.     Die  Militärauslagen  -j.j:u^" 
für-tttTTrston  aclit  IMonate  des  Jahres    1821   betrugen  52.-75  Mil- 
lionenp^ahi'ond  i'üi-  das  ganze  Jahr  44  Millionen  vei-anschlagt  waren. 
Stadion    rechiTet'c   auf  Rückerstattung  der  Ausrüstungskosten   von 
Seite  Neapels,    aber   der  Herzog  von  Calabrien  erklärte  in  einer 
Conferenz  vom  27.  Juni,  dass  Oesterreich  auf  Basis  der  Laibacher 
Beschlüsse  bloss  Anspruch  auf  jene  Auslagen  habe,  die  seit  dem 
Uebergange    über    den    Po    erwachsen   waren,    da   der  Vereinba- 
rung zu  Folge  nur  in  dem  Falle    auch  die  Bestreitung  der  Aus- 
rüstung den  neapolitanischen  Finanzen  zur  T^ast  fallen  sollte,  wenn 
ein  Widerstand    von  Seite    der  neapolitanischen  Nation   den  mili-  ; 
tärischen  Operationen  den  Charakter  eines  Krieges  gegeben  hätte.  | 
Ein  Schriftwechsel  zwischen  der  Staatskanzlei   und  dem  Finanz-    | 
minister  entspann  sich  nun  über  "die  Frage,  ob  die  paar  Dutzend 
Kanonenschüsse  bei  Rieti  als  kriegerischer  Widerstand  der  Nation    1 
aufgefasst  werden'^koiTnten.    Metternich  hätte  nichts  einzuwenden    5 
gehabt,  werm^lcrre'T^eapölitaner   die  Expedition  vollständig  zu  be- 
zahlen hatten,  und  er  bedauerte  es  tief,  dass  der  Stand  der  öster- 
reichischen Armee  in  Italien  es  nicht   erlaubt  hatte,    die.  Absicht 
in  Neapel  einzurücken  schon  im  Vorjahre  auszuführen,   es  daher 
nothwendig   gewesen    war,   Verhandlungen   mit  den   verbündeten 
Mächten  einzuleiten,  aber  nachdem  dies  einmal  geschehen,  musste 


')  Schreiben  an  Rothschild  und  Parish  30.  October  1820  und  Note  an  den 
BankgouverneTTr  vom  3.  November  1820. 
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man,  wie  er  meinte,  auch  die  Stimmung  der  Verbündeten  in 
Berechnung  ziehen  und  durfte  sich  nicht  einer  diplomatischen 
Niederlage  aussetzen.  Frankreich  stand  auf  Seite  Neapels,  von 
Russland  und  Preussen  war  höchstens  eine  laue  Unterstützung  zu 
erwarten.  Der  Kaiser  hatte  auf  die  militärische  Demonstration 
einen  grossen  Werth  gelegt,  er  sah  in  der  Militärverschwörung 
von  Piemont  das  Werk  jener  Partei,  die  den  Umsturz  aller  be- 
stehenden Ordnung  beabsichtigte.  Er  bedauerte  die  „unangenehme 
j  Stockung",  welche  dadurch  in  die  Finanzverhältnisse  gebracht 
\  werde,  aber  er  war  „von  dem  Gefühle  der  Nothwendigkeit  und 
j  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  dass  auf  jedem  anderen  Wege 
!  der  Untergang  der  Monarchie  von  vorneherein  zu  berechnen  wäre."') 
Oesterreich  musste  demnach  seine  Betheiligung  an  dem 
Spaziergange  nach  Neapel  voraussichtlich  theuer  bezahlen,  alle 
Combinationen  zur  definitiven  Herstellung  der  Ordnung  im  Staats- 
haushalte waren  zu  nichte  gemacht.  Das  Präliminare  pro  1822, 
mit  dessen  Zusammenstellung  man  sich  im  Sommer  1821  be- 
schäftigte, wies  einen  Abgang  von  2Cr  bis  23  Millionen  auf,  Er- 
sparnisse in  der  Verwaltung  schienen  nicht  möglich,  keinesfalls 
konnten  sie  in  so  beträchtlicher  WeiseT' vorgenommen  werden, 
um  das  Deficit  ganz  und  gar  zu  decken.  Noch  vor  Kurzem  war 
Stadion  freudig  erregt,  dass  es  ihm  gelungen  war,  die  Mittel  her- 
beizuschaffen, um  dem  Papiergelde  ein  Ende  zu  machen,  nun 
hatten  die  aufgebrachten  Summen  theilweise  eine  andere  Ver- 
wendung erhalten,    die  Cassareste  wareiTTierabgescTimoIzeh,  noch 


')  Franz  an  Stadion  15,  März  1821  aus  Laibach,  Metternich  an  Stadion 
10,  Juli  1821,  Das  Handschreiben  des  Kaisers  lautete:  Eine  Militärverschwörung 
bedrohe  den  Umsturz  Sardiniens  und  Piemonts;  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
sei  sie  in  Paris  geschmiedet  und  das  Werk  jener  Partei,  die  den  Umsturz  aller 
bestehenden  Ordnung  der  Dinge  beabsichtige.  „In  meinem  Gange",  heisst  es 
sodann  wörtlich,  „kann  dies  Ereigniss,  dessen  Entwicklung  noch  zu  erwarten  ist, 
jedoch  nicht  bezweifelt  werden  kann,  nicht  nur  nichts  ändern,  sondern  dasselbe 
liefert  mir  einen  neuen  Beweis,  wie  weit  es  bereits  mit  manchen  Regierungen 
gekommen  ist,  und  wie  sehr  ilire  Existenz  von  ihnen  ungealindet,  und  unter  der 
Larve  einer  nicht  bestehenden  Ruhe  gefälirdet  ist."  Bedeutende  Verstärkung 
österreichischer  Truppen  sei  in  Italien  nothwendig,  90,000  Russen  werden  sich 
durch  Ungarn  der  Grenze  Italiens  nähern;  diese  Armee  marschire  auf  eigene 
Kosten,  werde  daher  Geld  in's  Land  bringen.  Welche  unangenelime  Stockung 
schliesst  der  Kaiser,  diese  nothgedningenen  Massregeln  in  die  Finanzverhältnisse 
bringen  müssen,  sei  ihm  nicht  entgangen.  • 
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war  nicht  abzusehen,  wie  viel  die  Militärauslagen  betragen  wür- 
den, und  wenn  auch  ein  Theil  wieder '  einbringlich  war,  vorläufig 
wenigstens  mussten  andere  Quellen  ausfindig  gemacht  werden,  den 
Bedarf  zu  bestreiten.  Es  blieb  nichts  übrig,  als  ein  neues  Anlelien, 
aber  Stadion  hatte  eine  heilige  Scheu,  den  Staätscreait  unausgesetzt 
in ^^SiisprucK'  zu  nehmen,')  Er  wies  auf  flie  in  den  letzten  sechs 
Jahren  contraüirten  Schulden  ini  Betrai^c  von  4()()  ^lillionen  mit 
einem  zlinsciiorfiii-dc misse  von  2Ö  Millionen  Conventionsmünze  hin, 
wovon  üln Tliejl  auf  die  Hedeckung  des  Deficits  verwendet  worden 
war; 71ie  alte  vci/JMslichc  Staatsschuld  nahm  in  Folge  der  ergriflfenen 
Mas «Il'illi'meh  einen  jälu-liclion  Bedarf  von  12  ]\rillionen  In  Anspruch. 
Rechnete  noäiT'die  Verpflichtungen  an  die  Bank  hinzu,  so  ergab 
sich  ein  jährliches  Zinsenerforderniss  von  35.5  Millionen,  jene 
Summen,  die  tür  die  CäpitaTsalBiii'ägung  hothwendlg  waren  und  bei- 
läufig 7,5  Millionen  *15eß'ugen,  nicht  inbegriffen.  Alles  in  Allem 
erheischte  daher  schon  die  Staatsschuld  43  Millionen  jährlich.  ^ 
Die  Gesammteinkun^te  des  Staatc'.s  hclicfcn  sitdi  auf  \)h  ^lillioncu 
und  sahen  in  nächster  Zukunft  durch  die  Hauszins-  und  Haus- 
classensteuer,  ferner  durch  Einhebung  der  ungarischen  und  sieben- 
bürgischen  Contribution  in  Münze  höchstens  einer  Steigerung  auf 
100  Millionen  entgegen,  es  blieben  daher  zur  Bedeckung  des 
SfcaUtySUrwaiicles  ITi  der  Höhe  von  82  Millionen,  wovon  44  Millionen 
auf  das  Heer  entfielen,  bloss  57  Millionen  übrig,  jf 

Die  Lage  der  Finanzen  gestaltete  sich  dennoch  im  Laufe 
der  nächsten  Monate  günstiger  als  der  Minister  angenommen  hatte. 
Einige  Zahlungen"  von  Seite  Neapels  und  Sardiniens '  machten  die 
Aufnahme  einer  Anleihe  vorläufig  überflüssig.  Die  Bedeckung  für 
das  nächste  Jahr  Hess  sich  erhoffen,  wenn  im  Militärbudget  be- 
trächtliche Ersparungen  vorgenommen  wurden,  und  Graf  Stadion» 
wenigstens  arbeitete  ohne  Unterlass  darauf  hin,  den  Bedarf  für  das 
Heer  auf  höchstens  44  Millionen  lestzusetzen.  .b^ür  der  Jf ortgang 
der  Papiergeldeinlösung  erforderte  irgend  eine  Massregel,  da  30 
Millionen  zu  diesem  Zwecke  aus  den  Cassaresten  bestimmt,  eine 
andere  Verwendung  gefunden  hatten.  Zu  einem  Anlehen  mochte 
der  Minister  schon  aus  dem  Grunde  nicht  schreiten,  da  dasselbe, 
wenn  man  den  damaligen  Cours  der  Staatspapiere  in's  Auge  fasste, 
auf  7%  gekommen  wäre;  auch  war  voraussichtlich    ein  weiteres 


1)  Vortrag  10.  Juli  1821.  \.(,^ 
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Drücken  der  Course  zu  befürchten,  in  Folge  dessen  die  Aufbringung 
der  erforderlichen  Summe 'noch  kostspieliger  geworden  wäre.  Die 
Regierung  verfiel  auf  den  Gedanken,  die  von  der  Bank  über- 
nommenen Actien  derselben  wieder  zu  überlassen.  Eine  Anfrage 
an  die  Bankdirection,  ob  sie  es  nicht  im  Interesse  der  Bankactionäre 
und  des  Bankinstituts  für  angemessen  halte,  in  dem  Besitz  der 
Actien  zu  bleiben  und  dagegen  auf  die  Uebermittlung  einer 
Summe  von  3O.353  Millionen  Gulden  zu  verzichten,  wurde  natürlich 
freudig  in  bejahendem  Sinne  beantwortet,  nur  stellte  die  Direction 
die  Forderung,  dass  ihr  die  Actien  zu  keinem  höheren  Preise 
angerechnet  würden,  als  sie  dieselben  dem  Staate  überlassen  hatte, 
worauf  die  Regierung  einging,  ^)  In  Folge  des  Uebereinkommens 
vom  18,  October  1821  wurde  die  Bank  ermächtigt,  zur  Veräusserung 
in  dem  Masse  zu  schreiton,  als  die  Operationen  des  Instituts  und 
besonders  die  Papiergeldeinlösung  die  Vermehrung  der  baaren 
Mittel  des  Bankfonds  erheischen  würden,         .^ 

Zur  Bedeckung  des  Deficits  für  1822  war  indess  ein  Anlehen 
doch  unausweichlich  geworden.  Die  Ermächtigung liatte  der  Minister 
am  2B.  Juli  lö2^I  erhalten,  aber  er  war  an  die  Aufnahme  nicht 
gegangen,  da  die  Geldverhältnisse  in  Folge  der  italienischen 
Wirren  sich  ungünstig  gestalteten.  Bis  in  den  Januar  1822  suchte 
er  sich  durchzuhelfen,  so  gut  es  ging,  und  selbst  dann  wagte  er 
nicht  an  den  Geldmarkt  zu  appelliren.  Noch  standen  ihm  einige 
Reste  des  letzten  Anlehens  zur  Verfügung.  Von  den  150,000 
Schuldverschreibungen  hatten  bloss  145.600  Absatz  gefunden, 
4400  waren  dem  Staate  verblieben,  von  denen  94  mittlerweile 
verlost  worden  waren.  Stadion  fasste  daher  die  Emission  der 
4306  Stück,  die  ein  Nominalcapital  von  l.f^g  Millionen  repräsentirten 
und  zum  Course  von  93  etwas  über  1  Million  einbringen  konnten, 
in's  Auge,  Ferner  rechnete  er  auf  einen  Vorschuss  von  Roth- 
schild  im  Betrage  von  2  bis  3  Millionen.  Endlich,  und  dies  war 
3Ie  wichtigste  Massregel,  die  für  die  Folgezeit  von  dem  späteren 
Finanzminister  ausgebeutet  wui'de,  beabsichtigte  er  bei  der  Bank 
„die  Centralisirung  allei'  Staatseinkünfte, 'wodurch  auch  die  Dispo- 
sition über  die  in  der  Einhebung  begriffenen  Einnahmen  erleichtert 
werden  sollte".  Sein  PTiin  war  "ein  einscKrTeTaemlei',  ■  dür  "gegen- 
wärtig  noch  der  Ausfühi-ung  hari-t.     Die  Bank  wäre    auf  diesem 


')  Vortrag   14.  October  1821.  Submission  der  Bank  vom  11.  October. 
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Wege  der  Cassier  des  Staates  geworden.  In  seiner  Totalität  kam 
dieser  Geda^eTTiclit  zur"l?LUsTu.1iiniiig,  sondern  man  beschränkte 
sich  auf  ein  Abkommen"  mit  der  Bank,  wornach  diese  Anweisungen 
des  Staates  auf' "die  Central-  oder  die  Provinzialcasse  escomptirte. 
Es  lag  nicht  in  der''Absicht  Stadion's,  das  Geldinstitut  in  solcher 
Ausdehnung"" in  Anspruch  zu  nehmen,  wie  es  in  der  Folgezeit 
geschah,  höchstens  5  bis  6  Millionen  hoffte  er  auf  diesem  Wege 
erhalten  zu  können.  Die  Vereinbarung  mit  der  Bank  erfolgte, 
nachdem  die  kaiserliche  Ermächtigung  zu  dem  Vorschlage  des 
Ministers  am  23.  Januar  1822  erflossen  war,  am  28.  Februar,  und 
zwar  auf  einen  Vorschuss  von  6  Millionen  Gulden  gegen  drei- 
monatliche und  mit  5%  verzinsliche  Anweisungen.  Dem  Kaiser 
schien  der  Zins  zu  hoch,  doch  stimmte  er  zu,  „w^enn  keine  günsti- 
geren Bedingungen  zu  erlangen  seien",  aber  er  machte  den  Minister 
verantwortlich,  dass  von  dieser  Art  Credit  nur  im  Falle  der  Noth 
Gebrauch  gemacht  M^erden  solle,  und  um  sich  selbst  von  der 
genauen  Vollziehung  dieses  Auftrages  überzeugen  zu  können,  ver- 
langte er  vierteljährlich  die  Vorlage  eines  eingehenden  Ausweises 
über  das  Geschäft.  ') 

Natürlichl^eichten  ,^^  ^Summen  jilcht_jius.  Im  Frühjalire 
schon  geriethen  die  Staatscassen,  wenn  auch  nur  zeitweilig,  in 
Verlegenheit.  Das  Deficit  für  das  laufende  Jahr  war  noch  nicht 
vollständig  bedeckt ;  das  im  Mai  ausgearbeitete  Präliminare  für  1823 
zeigte  einen  beträchtlichen  Abgang.  Einige  Massiiegeln,  die  Sta- 
dion vorgeschlagen,  wie  die  Umsetzung  der  Contribution  in  Ungarn 
und  Siebenbürgen  in  Münze  und  den  Erlass  eines  Regulativs  für  den 
Verkauf  von  Staatsgütern,  harrten  vergebens  auf  Erledigung.  Fast 
ein  Jahrzehnt  hatte  der  Minister  mit  dem  Aufgebote  seiner  Kraft 
gearbeittit,  UHl  'clTe~We1iiofaiiTjm!g^  Goldwcsoiis  und  des  Stauts- 
haTisliälfys"  ifürehzufiihrerij_i^r^r_sali  sicli  von  dem  Ziele  noch 
weit  entfernt.  ScM'ne  vVuseinandersetzun^-en  an  den  Kaisei-  erregen 
das  jVlitgeTiih]  in  cincin  liolien  (ji'ade.  Tiefe  Xiedergeschlagen%  ' 
heit,~5Tnrfe  or,  ])eniäelitigt  sieh  meiner,  und  mir  fehlt  der  Muthij 
für-Tlrcs  riesige"  Werk.  Die  Aussicht,  in  das  Jahr  1823,  mit  dem' 
nämlichen  Missverhältnisse  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  zu 
ti-eten,  sowie  es  für  dieses'  Jahr  sich  herausstellt,  und  mit  jedem 


1)  Vorträge  vom    13.  Januar    und    4.   März    1822.    Submis,«ion    der    Bank 
vom  28.  Februar  1822.  ^ 
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Jahre  meiner  Amtsführung  eine  neue  drückende  Schuldenlast  auf 
die  österreichischen  Staaten  zu  wälzen,  deren  eihzigeFlGrrund  in 
der  Nichtbenutzung  der,  vorhandenen  Mittel  zur  Herstellung  einer 
richtigen  Bilanz  in  dem  Staatshaushalte  gefunden  werden  kann, 
diese  Aussicht  ist  so  abschreckend,  als  dass  ich  sie  nicht  der 
landesväterlichen  Sorgfalt  Eurer  Majestät  in  ihrer  ganzen  Stärke 
darstellen  sollte,  i)  Und  wie  schon  oft,  machte  er  darauf  auf- 
merksam, dass  die  für  das  Militär  bewilligte  Summe  die  Kräfte 
der  Monarchie  übersteigen,  40  Millionen  wäre  das  Aeusserste, 
was  man  für  diesen  Zweck  aufzubringen  im  Stande  sei,  ohnehin 
sei  dies  fast  die  Hälfte  sämmtlicher  directen  und  indirecten 
Einnahmen.  '^) 

Im  Ganzen  bedurfte  man  für  1822  und  1823  etwa  20  Millionen 

.  -  ,  y  ^  zur  Bedeckung  des  Abganges.  Ein  Antrag  von  Rothschild  und  Parish 
lag  vor,  diese  Summe   vom  "mSeptcnibei-   bis  1.  Dece^ieF*TB23 

^/       aufbringen  zu  wollen,  w(;nn  dafür  5%ige  Obligationen  zum  Course 
von  087.2  übergeben  und    die  Verpflichtung    übernommen  würde, 

/:>€/  während  dieser  Zeit  keine  neue  Anleihe  aufzunehmen.  Stadion 
war  das  Anbot  von  68 V2  für  100  Gulden  Nominalcapital  denn 
doch  zu  gering,  und  auf  eine  Besserung  des  Courses  rechnend, 
beabsichtigte  er,  sich  vorläufig  mit  der.  Aufnahme  von  8  Millionen 
zu  begnügen.  In  einer  diesbezüglich  abgehaltenen  Conferenz 
stimmten  jedoch  Metternich  und  Zichy  für  20  Millionen,  um  damit 
im  laufenden  und  kommenden  Jahi'e  das'Auslangen  zu  finden.  3) 
"A  b^"sehen  'TöTT-dETir  Anleh^en^^ssen  Eingänge  für  die  lau- 
fenden Ausgaben  verwendet  werden  mussten,  wurde  die  fundirte 
Schuld  auch  noch  zur  Consolidirung  der  Bank  vermehrt.  Am 
Ende  des  Jahres  1821  hatte  dies  Institut  185  Millionen  Zettel 
eingelöst  und  an  die  Staatscasse  abgeführt,  wofür  ihr  60  Millionen 
Staats  -  Schuldverschreibungen  und  nach  Abschlag  ihrer  For- 
derungen für  die  Actieneinlagen  mit  Einschluss  der  überwiesenen 
Anlehenssummen  vom  Jahre  1821  ein  baarer  Betrag  von  40  Mil- 
lionen übergeben  worden  war.  Da  das  bisher  eingelöste  Papier- 
geld einem  Werthe  von  74  Millionen  Bänkwährung  entsprach, 
so  war  die  Bank    dieser  Berechnung   zu   Folge   im  Besitze   eines 

1)  Vortrag  6.  Mai  1822. 

2)  Die   directen   Steuern   lieferten  öS.jjg  Millionen,   die  indirecten  betrugen 
30,2J5  Millionen,   wovon  5.4J2  Millionen  Regiekosten    oder  IS^/o  daher  rein  24.953. 

3)  Conferenzprotokoll  13.  April  1822. 
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Ueberschusses  von  26  Millionen  Gulden,  hatte  somit  eine  Be- 
deckung für  65  Millionen  Papier.  Es  befanden  sich  aber  noch 
265  Millionen  im  Umlaufe  und  für  die  restirenden  200  Millionen 
bedurfte  die  Bank  beiläufig  80  •  Millionen,  wofür  der  Staat  ver- 
pflichtet war,  4Voige  Staats-Schuldverschreibungen  auszustellen. 
Behufs  der  Ersparung  an  Zinsen  im  Belauf  von  3.2  Millionen, 
beantragte  Stadion,  der  Bank  30  Millionen  baar  zu  übermitteln. 
Bei  Aufnahme  dieser  Summe  belastete  sich  der  Staat  mit  l.g  bis 
1.9  Millionen  jährlicher  Zinsen,  erzielte  somit  eine  ,,b,etxäch4;liche 
Ersparniss,  wenn  die  Bank  die  Verpflich.tung..jeinging,  den  noch 
umlaufenden  Betrag  von  Papiergeld  ohne  Anspruch  auf  eine  Ver- 
zinsung lediglich  gegen  die  Ablieferung  unverzinslicher  Schuld- 
verschreibungen einzulösen. 

Die  Bank  nahm  die  Anträge  der  Regierung  an.  '  Durch 
Submission  vom  30.  November,  bestätigt  vom  Minister  am  11.  De- 
cember  1822,  verpflichtete  sich  die  Regierung,  der  Bank  inner- 
halb vier  Jahren  30^^iffiojien  jQgixventiQugmünze  zu  übergeben, 
welche  zur  Pa^iergd^Lelolösuiig  zu.ye^^^  Dei^  Bezug 

der  Tilgungsrate  in  der  Höhe  von  I.4  Millionen  und  die  Zinsen  von 
den  bereits  getilgten  Schuldverschreibungen  sollten  bis  zum  Jahre 
1837  sistirt  werden.  Nach  dem  ursprünglichen  Tilgungsplane  näm- 
lich hätten  im  Jahre  1837  durch  die  jährlichen  Capitalsabtra- 
gungen  des  Staates  von*"  den  Forderungen  der  Bank  34..r,o3  Mil- 
lionen ihi'c  Realisirung  gefunden.  Nun  waren  bereits  2.,ji  Millionen 
zurückgezahlt,  durch  Ueberweisung  von  30  Millionen  an  die 
Bank  waren  32.97  ^^^  getilgt  anzusehen,  aus  welchem  Grunde  die 
Sistirung  bis  zu  dem  oben  erwähnten  Zeitraum  festgesetzt  wurde.  ^) 

Die  Verhandlungen  zur  Aufbringung  der  Summe  von  30  Mil- 
lionen begannen  am  Schlüsse  des  Jahres.  Die  Hofbankiers  er- 
boten sich,  5%ige  Staats-Schuldverschreibungen  zum  Preise  von 
83  Ys  zu  übernehmen,  verlangten  eine  Provision  von  2.5  "/q  und 
mrctl  andere  Vortheile,  so  dass  der  Staat  für  100  Gulden  No- 
minalcapital  bloss  78 '/^  Gulden  erhalten  hätte.  Zur  Aufbringung 
von  30  MillionefT^^mussten  demnacli_38  Millionen  Schuldver- 
schreibungen ausgegeben  werden.  Der  jährliche  Zinsenaufwand 
von  1,906.750  Gulden  ergab  im  Vergleiche  liiit  den  3.2  Millionen, 
welche    bisher    der    BanK^  bezahlt   wurden,    ein   Ersparniss   von 

^)  Vortrag  31.  October  1822,  genehmigt  vom  Kaiser  am  22.  November. 
Note  an  den  Bankgouverneur  vom  28.  November. 
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1,293.250  Gulden,  Dennoch  verschob  Stadion  den  Abschluss.  Im 
October  standen  die  Staats-Schuldverschreibungen  auf  86  bis  87, 
und  waren  seitdem  in  Folge  der  Berathungen  auf  dem  Congresse 
zu  Verona  auf  81  bis  82  gesunken,  und  der  Minister  beabsichtigte 
daher,  den  Verlauf  der  politischen  Krise  abzuwarten  und  bei 
längerer  Andauer  derselben  bloss  den  Betrag,  der  im  August  1823 
an  die  Bank  zu  entrichten  war,  sicherzustellen.  Die  politischen 
Verhältnisse  besserten  sich  in  den  nächst.en  Monaten  nicht  und 
der  Abschluss  des  Anlehens  erfolgte  im  Jahre  1823  zu  82, 

Die  letzte  grössere  Arbeit  Stadion's  war  die  Berichtigung 
der  englischen  Schuld,  die  aus  den  Coalitionskriegen  herrührte. 
Die  österreichische  Regierung  contrahirte  im  Jahre  1794  ein  An- 
lehen  von  3  Millionen  Pfund  Sterling  und  rechnete  zumeist  auf 
Absatz  in  den  Niederlanden,  Allein  trotz  der  sehr  günstigen  Be- 
dingungen liefen  nur  spärliche  Zeichnungen  ein,  und  bloss  die 
Daz wisch enkunft  Englands  ermöglichte  später  die  Unterbringung 
des  ganzen  Betrages,  Als  im  darauffolgenden  Jahre  zwischen 
Spencer  und  Granville,  die  als  Unterhändler  Englands  in  Wien 
erschienen  waren,  und  Thugut  über  den  Abschluss  einer  Allianz 
verhandelt  wurde,  zog  der  österreichische  Minister  die  Aufnahme 
eines  Anlehens  Subsidicn  vor,  um  für  die  Zukunft  seine  Unab- 
hängigkeit dem  britischen  Cabinete  gegenüber  zu  wahren.  Die 
Convention  vom  4.  Mai  1795  war  die  Folge  der  Verhandlungen; 
das  Haus  Boyd,  Planfield  &  Comp,  übernahm  das  Anlehen 
und  erhielt  als  Subsidienhypothek  5  "/„ige  Bankobligationen  im 
Betrage  von  4  Millionen  Pfund  Sterling  ausgefolgt,  die  bei  der 
englischen  Bank  deponirt  wurden.  Ausserdem  kamen  einige  Octrois 
zu  Stande,  das  erste  lautete  auf  3  Millionen  Ij,  St,,  das  zweite  auf 
l.ß  Millionen,  Für  beide  Octrois  wurden  sämmtliche  öffentliche 
Einkünfte  der  Erbstaaten  zur  Sicherstellung  der  Theilnehmer  be- 
stimmt. Die  englische  Regierung  verpflichtete  sich  das  Parlament 
zur  Uebernahme  der  Garantie  für  das  Anlehen  zu  bewegen.  Für  die 
eine  Hälfte  d  e  ss  e  ib  e  n  TmBetr  ag  e^  _yjQ  ij  2.■^  l^Iillionen  L,  St.  wurden 
S^/oige  Schuldverschreibungen  zum  Course  von  60  hinausgegeben; 
also  ein  Nominalcapital  von  3.333  Millionen  Jj.  St.,  die  andere  Hälfte 
von  2.3  Millionen  wurde  gegen  Annuitäten  realisirt,  die  10%  ab- 
warfen und  25  Jahre  lang  laufen  sollten,  wodurch  dem  Staate 
während  dieses  Zeitraumes  eine  jährliche  Last  von  437.000  L.  St. 
erwuchs.     Beide  Kategorien  kosteten  demnach  im    Durchschnitte 
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7'/2%-  Die  österreichische  Regierung  berichtigte  die  Interessen 
bis  1,  Mai  1797;  seitdem  zahlte  sie  nichts.  Ein  zweites  Anlehen 
im  Betrage  von  1,62  Millionen  L.  St.  wurde  1797  zwischen 
Starhemberg  und  Loj'd  Granville  in  Westminster  abgeschlossen, 
aber  erst  1800  ratificirt;  die  einlaufenden  Summen  sollten  theils 
zur  Berichtigung  der  Vorschüsse,  die  Oesterreich  in  den  Jahren 
1796  undf  1797  erhalten,  theils  zur  Bezahlung  der  Interessen  des 
ersten  Anlehens  verwendet  werden.  In  Folge  der  Convention 
musste  Oesterreich  für  100  L.  St,  -eine  Schuldverschreibung  im 
Betrage  von  226 '/2  geETeh  und  mit  3  7ü  verzinsen.  Das  Anlehen 
kostete  demnacF '  dem  Staate  effectiv^  6*/^  %.  Zur  Tilgung  des- 
selben sollten  alljährlich  36.693  L.  St.  verwendet  und  die  Schuld- 
verschreibungen nach  ihrem  vollen  Nennwerthe  eingelöst  werden. 
Sämmtliche  Einkünfte  Qesterreichs  wurden  dafür  verpfändet  und 
überdies  bei  der  englisclun  Bank  ciiH!  SuLsidJarhjpothek  im  He- 
trage  von^tJ.^Jj^TVIillionen  L,  St.  depunirt.  Die  alljälirliche  l^eistung 
des  Staates  hätte  nacli  diesem  Ueberemkommen  146,772  betragen 
sollen;  110.079  Interessen  und  36,693  Capitalsrückzalilung.  End- 
lich kam  am  20.  Juni  !^800  zwischen  Thugut  und  Lord  Minto 
eine  Convention  zu  Stande,  wornach  sich  die  englische  Regierung 
verpflichtete,  in  drei  Raten  2  Millio'nen  L.  St,  vorzustrecken. 
Soweit  ersichtlich  erhielt  die  österreichische  Regierung  bloss  die 
erste  Rate  von  666.66oLrSt.  Von  diesen  beiden  Anlehen  bekam 
die  Finanz verwaimng 'nicht  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Ueber- 
einkommens,  sondern  erst  durch  Note  vom  9.  April  1801  Kunde. 
Bei  dem  folgenden  Kriege  wurden  die  Bedürfnisse  nicht  durch 
Anlehen,  sondern  durch  Subsidien  bestritten. ') 

Seit   dem  Jahre  180Ö    suchte  die   österreichische  Regierung 

bezüglich    der  Rückzahlungsmodalitäten  dieser  Anlehen,    mit   der 

englischen  Regierung  ein  Abkommen  zu  treffen.  Indessen  lauteten 

die  Berichte  des  österreichischen  Vertreters,  Grafen  Starhemberg, 

lahin:  Die    englische  Regierung  erwarte   keine  Rückzahlung,  die 

/'y^Minister  hätten  ihm  die  Versicherung  gegeben,  dass  man  nie  davo 

.^\_s£rechen  werde,  2) 

Eine    formelle    Zusage    und   die   Rückstellung   der    bei   der 
englischen  Bank  befindlichen  Hypotheken  konnte  man  jedoch  nicht 

»)Und  zwar  1805,  1809,  1813,  1814  und  1815.  In  dem  zu  Töplitz  am  3.  October 
1813  abgeschlossenen  AUianztractate  erhielt  Oesterreich  1  Million  L.  St.  zugesichert. 
^)  Bericht  des  Grafen  Starhentberg  ijy.  August  1806. 
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erhalten,  Ueberhaupt  ruhte  die  ganze  Sache,  bis  die  Opposition 
im  englischen  Parlamente  dieselbe  im  Jahre  1816  zur  Sprache 
brachte.  Eine  damals  ertheilte  Erklärung  I^ord  Castelreaghs  be- 
seitigte für  einige  Zeit  den  Zwischenfall.  Aber  seit  1821  erneuerte 
die  Opposition  ihre  Anfragen,  wozu  der  Einmarsch  österreichischer 
^  Truppen   in  Neapel    und  Piemont  den  äusseren  Anlass  bot.     Die 

^österreichischen  Finanzen  müssen  sich  ungemein  gebessert  haben, 
liess  es,  wenn  das  Wiener  Cabinet   im  Stande  sei,    sich  auf  ein 
)lch'  kostspieliges   Unternehmen  einzulassen.     In   Hannover,  wo 

^JVIetternich  und  Londonderry  miteinander  conferirten,  wurde  auch 
diese  Frage  berührt,  und  der  englische  Minister  verlangte.  Alles 
in  Allem,  bloss  4  Millionen  L.  St.  obwohl  das  Capital  6  Millionen, 
die  Interessen  10  Millionen  ausmachten,  und  zwar  aie  Hälfte 
in  Staatspapieiren,  tür  den  ResF^^aüKÖTz^  iin3""njuecksilber. 
Die  Verhandlungen  zogen  sich  Ilütll  "ISilglSf-e  Zeit  liin,  erst  in 
Verona  kamen  sie  in  mehreren  Conferenzen,  an  denen  sich  Tjord 
Wellington  und  Metternich  betheiligten,  zum  Abschlüsse.  Stadion 
stemmte  sich  lange  dagegen.  Die  politischen  Erwägungen  des 
Staatskanzlers  trugen  den  Sieg  davon,  die  ganze  Schuld  wurde 
mit  25  Millionen  Grulden  berichtigt,  wofür  b^/^ige  Schuldver- 
schreibungen  ausgegeben  wurden.  ') 

Am  15.  Mai  1824  setzte  der  Tod  dei;  Thätigkeit  eines  be- 
deutenden Menschen  eine  Orenze.  Graf  Stadion  war  kein  gewöhn- 
licher Finanzminister.  Schon  im  vorgerückten  Alter  durch  das 
Vertrauen  des  Monarchen  zu*  diesem  Posten  berufen,  musste  er 
erst  nach  Antritt  seines  Amtes  sich  mit  dem  Mechanismus  der 
gesammten  Verwaltung  vertraut  machen  und[  die  Lücken  seines 
Wissens  ausfüllen.  Bald  fand  er  sich  zurecht.  Was  ihn  vor  Vielen 
auszeichnete,  die  vor  ihm  und  nach  ihm  eine  ähnliche  Stellung 
bekleideten,  war  der  auf  das  Grosse  gerichtete  Blick,  die  Er- 
fassung der  Aufgaben  des  Staates  in  ihrer  Totalität.  Als  Diplomat 
Jahrzehnte  lang  in  den  Geschäften  verwendet,  später  eine  Zeit 
lang  Minister  des  Auswärtigen  während  einer  schwierigen  Epoche 
österreichiscKerGescKichte  hatte  er  Gelegenheit  gehabt,  nicht 
bloss  die  Einrichtungen  fremder  Länder  kennen  zu  lernen,  sondern 
auch  mit  den  Mängeln  der  heimischen  Institutionen  bekannt  zu 
werden.     War   es    ihm    schon    früher   während  seiner  Amtswirk- 


')  Beruht  auf  einem  Bündel  Actenstücke  aus  den  Jahren  1795 — 1823. 
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samkeit  in  den  Jahren  1806 — 1809  klar  geworden,  dass  eine  gänz- 
liche Umgestaltung  in  vielen  Zweigen  der  Verwaltung  eintreten 
müsse,  wenn  Oesterreich  den  Anforderungen  eines  Culturstaates 
entsprechen  wollte,  so  wurde  er  in  seinen  Ansichten  noch  mehr 
bestärkt,  nachdem  die  Verwaltung  der  Finanzen  in  seine  Hände 
gelegt  war  und  er  sich  an  die  Spitze  eines  Ressorts  gestellt  sah, 
bei  welchem  in  vielfacher  Hinsicht  alle  Fäden  des  Verwaltungs- 
mechanismus zusammenliefen. 

In  der  That  steckte  er  sich  die  weitesten,  umfassendsten 
Ziele.  Nicht  bloss  den  momentanen  Forderungen,  auf  Neuordnung 
des  Geldwesens  gerichtet,  wollte  er  entsprechen,  sondern  die  Staats- 
wirthschaft  in  allen  wesentlichen  Zweigen  umwandeln  und  umge- 
stalten. Ihm  wurde  es  klar,  was  seitdem  vielfach  ein  frommer  un- 
erfüllter Wunsch  geblieben  ist,  dass  die  Finanz-  und  Steuerpolitik 
eines  Staates  den  wirklichen  Bedürfnissen  desselben  Rechnung 
tragen  und  ihrer  Schwerfälligkeit  entkleidet  werden  muss,  um  sich 
den  gesteigerten  und  sich  fortwährend  steigernden  Forderungen 
des  Staatslebens  anzuschmiegen.  Zahllos  sind  seine  Vorträge,  in 
denen  er  die  Nothwendigkeit,  den  Staatshaushalt  auf  festen  Grund- 
lagen einzurichten,  betonte;  nicht  selten  führte  er  Klage  über  die 
UnvoUkommenheitjdes  Be§le.u.!eruiigssvstemt>,  über  die  verwirren- 
den  Formen  der  administrativen  und  controlirenden  Behörden^  und 
wiederholt  machte  er  Vorschläge  über  die  Beseitigung  des  Peticits. 
Wäre  es  durchweg  nach  seinen  Sinn  gegangen,  so  würde  den 
Enkeln  manche  Calamität  erspart  worden  sein.  Die  Kräftigung  der 
Volkswirthschaft  schien  ihm  als_gcsiuidc  rjrundlage  der  Staatswirth- 
schaft  unbedingt  erforderlich,  die  Bcfr)rdcrung  dos  ^^^»hlstalRles  der 
Staatsbü !•<;•( M'  ciiu!  der  Auf'i^'alx'ii  der  l'^iiianzbchörde.  I)(>r  reine 
Fiscalisiims ,  {\i.'r  uubcküniincrt  um  die  Leistungsfähigkeit  der 
Steuerträger,  bloss  nach  einer  Steigerung  der  Einnahmsquellen 
auslu^f  und  in  der  Ergreifung  dßi:,.]Sdali©I"«tti»--dPttllung  des  Staats- 
säckels  eine  rücksichtslose  Wirk^amkeili^jitfalteL. blieb  ihm  fremd. 
In  einem  anderen  Staate,  unter  anderen  Verhältnissen  hätte  Stadion 
eine  reformatorische  Wirksamkeit  von  entschiedener.  Tragweite  ent- 
falten können,  die  eigenartige  Gestaltung  österreichischer  Zustände 
stellte  sich  ihm  hemmend  entgegen  und  ermöglichte  ihm  nicht,  alle 
jene  Pläne,   mit  deren  Verwirklichung  er  sich  trug,  auszuführen. 

Ein  Uebelstand  lag  schon  in  seiner  Stellung  als  Finanz- 
iminister  neben  einem  Hofkammer-Präsidenten.     Dieser  sollte   die 
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laufende  Verwaltung  der  Greschäfte  versehen,  während  Stadion 
die  grossen  Fragen  der  Finanzpolitik  zugewiesen  waren.  So  lange 
es  sieh  um  die  Neuges^ltüTig  des  Geldwesens  handelte,  konnte  der 
Finanzminister  unbekümmert  und  unbeirrt  seine  Strasse  wandeln 
und  seinen  Anträgen  wurde  auch  massgebenden  Orts  Folge  ge- 
geben. Berührte  er  aber  eine  Frage,  die  in  ein  anderes  Ressort 
überschlug,  so  hatte  er  mannigfachen  Widerstand  zu  überwinden, 
und  er  konnte  noch  froh  sein,  wenn  er  seinen  Ansichten  nach 
jahrelangem  Ringen  zum  Siege  verhalf.  In  vielen  Fällen  zog  er 
den  Kürzern  und  musste  sich  mit  dem  Bewusstsein  trösten,  das 
Gute  angestrebt  zu  haben. 

Stadion  war  auch  so  glücklich,  einige  Männer  heranziehen 
zu  können,  die  später  in  der  österreichischen  Verwaltung  erste 
Stellungen  einnahmen,  oder  damals  schon  in  kräftigem  Mannes- 
alter stehend,  Proben  ihrer  bedeutenden  Befähigung  ablegten. 
^^||)eck  verband  ein  gründliches,  theoretisches  Wissen  mit  einer 
genauen,  praktischen  Kenntniss  der  Volkswirthschaft,  und  der 
Beurtheiler  des  späteren  Ministers  des  Innern,  Pillersdorf,  darf 
bei  Schätzung  dieses  Mannes  nicht  seine  Wirksamkeit  während 
der  stürmischen  Epoche  des  Jahres  1848  in's  Auge  fassen,  sondern 
muss  den  Massstab  zur  rechten  Würdigung  dieser  Persönlichkeit 
in  dem  Archive  des  Finanzministeriums  suchen,  welches  eine  Reihe 
trefflicher  Ausarbeitungen  über  Steuer-  und  Geldfragen  von  ihm 
aufbewahrt.  Die  Arbeitskraft  des  thätigen,  unverdrossenen,  ver- 
schwiegenen Hauer  war  nicht  zu  unterschätzen. 

Wenn  die  Verwaltung  Stadion's  doch  nicht  über  jeden  Tadel 
erhaben  dasteht,  so  liegt  die  Erklärung  darin,  dass  ein  Mann, 
der  einzig  und  allein  nur  dem  Wohle  des  Staates  lebte  und  die 
ihm  zugewiesene  Aufgabe  in  ihrer  ganzen  Grösse  erfasste,  an 
die  Ueberwindung  künstlicher  Schwierigkeiten,  die  ihm  absichts- 
voll in  den  Weg  gelegt  wurden,  einen  Theil  seiner  Kraft  setzen 
musste.  Pillersdorf  hat  am  Abende  seines  Lebens  in  einem  Memoire 
einige  hierauf  bezügliche  Andeutungen  gemacht.  Die  Grundlage 
des  Finanzsystems,  sagte  er,  sollte  Ordnung  und  Klarheit,  ein 
verständiges  Ersparungssystem,  Festhaltung  des  Vertrauens,  ein 
innig  verbundenes  Besteuerungssystem  und  eine  ihrem  Zweck  ent- 
sprechende Controle  bilden.  Es  fehlten  ihm  nur  zwei  Bedingungen : 
die  OejQfentlichkeit  und  die  Macht  übermässigen  Anforderungen 
anderer  Regicrungsgewalten  Widerstand  entgegenzusetzen. 


Die  Regelung  des  Geldwesens  und  die  Verwaltung  Stadion's.  i2v 

Weit  schärfer  und  rückhaltsloser  spricht  sich  ein  anderer 
Beurtheiler  aus  in  einem  bisher  nicht  veröffentlichten  Schrift- 
stücke vom  Jahre  1816^  und  wer  prüfenden  Blicks  die  öster- 
reichische Geschichte  der  ersten  Jahrzehnte  verfolgt,  wird  die 
Richtigkeit  der  Schilderung  auch  für  spätere  Zeit  zugestehen 
müssen,  „Was  allein  erschrecken  kann"  sagt  Kübeck^  „ist  die  Kraft- 
losigkeit der  Verwaltung,  die  Vereinzelung  der  Behörden  und 
Regierungsorgane7  der  Mangel  fester  Grundsätze  in  den  Ver- 
waltungszweigen. "Näch~  Arifiahme  des  Grundsatzes,  dass  die  Geld- 
mittel nicht  mehr  durch  Papiergeldemissionen  verschafft  werden 
dürfen,  musste  dieser  apatliTsche  Zustand  der  Verwaltung  in  seiner 
ganzen  Stärke  fühlbar  werden.  ISeit  Jahren  war  man  gewohnt, 
auf  diese  Art  die  Staatsauslagen  zu  bedecken,  da  jede  Lücke 
derselben  so  leicht  zu  ergänzen  war,"und  man  sich  das  Geschäft 
der  Verwaltung  sehr  bequem  machen  konnte". 

„Die  directen  Einnahmsquellen  sind  dem  Einflüsse  der  Staats- 
verwaltung beinahe  ganz  entzogen.  Ihre  Perception,  insbesondere 
bei  der  Grundsteuer,  ist  denjenigen  Personen  und  Behörden  anver- 
traut, welche  theils  gar  kein  Interesse  an  der  Einbringung  haben, 
theils  gerade  dabei  interessirt  sind,  alle  möglichen  Hindernisse 
und  Schwierigkeiten  in  den  Weg  zu  legen.  Die  indirecten  Ein- 
nahmsquellen werden  durch  die  Unförmlichkeit  der  Einrichtungen 
bei  der  Hofkammer  auf  eine  so  empirische  Art  geleitet,  dass  es 
nur  zu  wundern  ist,  wie  die  Geschäfte  gleichwohl  noch  ihren 
erträglichen  Gang  gehen.  Die  Buchhaltungen  sind  in  Beziehung 
auf  die  letzten  Resultate  ihrer  Bestimmung  so  gut,  als  wären  sie 
nicht  vorhanden.  Die  Gassen  befinden  sich  in  einem  Zustande 
der  Verwicklung,  dass^in^eigen^_^St^^^^^  4^^^  gehört,  ihren 
prinziplosen  Mechanismus  nur  eiiiigermassen  _zu  erkennen.  Die 
übrigen  Verwaltungsbehörden,  der  Hofkriegsrath,  die  politischen 
Hofstellen,  die  Hofämter,  betrachten  die  Finanzen  als  einen  un- 
erschöpflichen Schatz  und  die  Hofkammer  als  einen  feindseligen 
Wächter  desselben,  der  aus  blossem  Eigensinn  verweigert,  und 
den  man  daher  entweder  offen   bekriegen  oder  überlisten  muss." 

An  diesen  Worten  lässt  sich  nicht  mäkeln;  sie  rühren  von 
einer  PersönlidiEernTeTy  "deren  IJnbefangenheit  man  nicht  in  Ab- 
rede stellen  wird.  Fast  jede  Reformmassregel  konnte  Stadion 
erst  nach  hartem  Kampfe  durchsetzen.  Wir  haben  gesehen,  wie 
sehr  er  auf  die  Beschränkung   der  Militärausgaben   hinarbeitete. 

Beer.    Die  Finanzen  Oesterreichs.  9 
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mit  bloss  scheinbarem  Erfolge.  Nicht  an  der  Zustimmung  und 
Unterstützung  des  Moiiarchen  fehlte  es  ihm,  aber  man  wäre  ver- 
sucht zu  sagen:  die  Militärverwaltung  war  mächtiger  als  der 
Kaiser.  Sie  nahm  die  Befehle  des  Grebieters  demuthsv'oU  ent- 
gegen; am  Jahresschlüsse  hatte  sie  mehr  verausgabt,  als  präli- 
minirt  worden  war,  und  an  Gründen,  die  Ueberschreitungen  zu 
rechtfertigen,  fehlte  es  nie.  Einen  anderen  harten  Kampf  führte 
der  Finanzminister  mit  der  ungarischen  Hofkammer.  Die  unga- 
rische Contribution  stand  in  keinem  Verhältnisse  zur  Leistungs- 
fiihigkeit  des  Landes,  nicht  im  Entferntesten  im  Verhältnisse  zu  den 
Abgaben  der  übrigen  Kronländer.  Jahrelang  bemühte  sich  Stadion 
vergebens,  wenigstens  die  Umsetzung  der  Contribution  in  Münze 
zu  bewerkstelligen.  Bald  war  es  der  Hofkanzler,  bald  der  Palatin, 
die  Einwendungen  erhoben,  erst  nach  langem  Kampfe  erfolgte 
endlich  am  13.  August  1822  das  kaiserliche  Handschreiben  an  den 
Fürsten  Kohary,  vom  1.  November  angefangen  die  Contribution 
in  Ungarn  und  Siebenbürgen  in  Silber  zu  erheben. 

Das  Urtheil  eines  modernen  Geschichtsschreibers,  dass  Stadion 
und  seine  Freunde  das  Uebel  kannten  und  die  Gefahr  fühlten,  zwar 
den  verderblichen  Plänen  widerstrebten,  sich  aber  dennoch  als 
Werkzeuge  zur  Ausführung  darboten,  ist  ein  unbegründetes  und 
ungerechtes.  Bis  zu  seinem  letzten  Athemzuge  bot  Stadion  seinen 
ganzen  Einfluss  zur  Beseitigung  der  Missbräuche  auf,  und  er  war 
selbstständiger  Charakter  genüg,  um  auf  den  von  ihm  bekleideten 
Posten  Verzicht  zu  leisten,  wenn  er  nicht  die  Hoffnung  genährt 
hätte,  schliesslich  doch  Herr  aller  Schwierigkeiten  zu  werden, 
und  man  darf  ihn  doch  nicht  deshalb  tadeln,  weil  er  nach  dem 
Ruhme  dürstete,  der  Begründer  der  Neuordnung  im  Staatshaus- 
halte zu  werden.  Der  Pessimismus,  welcher  den  Enkel  manchmal 
überschleicht,  war  dem  damaligen  Geschlechte  fremd,  welches 
mit  voller  Zuversicht  darauf  rechnete,  auch  in  Oesterreich  zum 
Durchbruche  zu  bringen,  was  anderswo  gelungen  war. 

Beugt  sich  auch  das  Urtheil  der  Mit-  und  Nachwelt  vor 
dem  Erfolg,  so  darf  eine  unparteiisch  erwägende  Darstellung  ver- 
gangener Zeiten  bei  Beurtheilung  massgebender  Persönlichkeiten 
das  redliche  Streben  und  den  eifrigen  Willen  nicht  ausser  Be- 
tracht lassen.  Und  in  dieser  Beziehung  wird  Stadion  wohl  bei 
dem  rigorosesten  Massstabe  die  Probe  aushalten.  Dazu  kömmt, 
dass   die  Ergebnisse    seines   Wirkens   sich    nicht   als   geringfügig 
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erweisen.  Als  Stadion  die  Leitung  der  Finanzen  übernahm,  herrschte 
die  heilloseste  Unordnung,  Nieiiuuid  wusstc  die  staatlichen  Ein- 
nahmen genau   zu   berechnen.     ^Ocli    im  Jahre   181Ü    klagte    der 


Minister,  dass  es  iliiii  nicht  möglich  sei,  einen  aufhaltbaren  Grund- 
lageiTl^asirtcn  T(»rai)S(lilag  zu  verfassen.  Erst  allmälig  gewann 
er'eme'"  Uebcrsicht.  Ja  iiüch  mehr!  Als  er  an  die  Regelung  der 
fuiiäirten  'Scliuld  des  Staates  ging,  gebrach  es  an  zuverlässigen 
Ausweisen  über  die  Höhe  derselben,  und  zeitraubende  Unter- 
suchungen in  den  Acten  waren  nothwendig,  um  nur  mit  einiger 
Sicherheit  den  Betrag  zu  eruiren.  Zu  den  Reformen  auf  dem 
Gebiete  des  Steuerwesens  hat  er  zum  Theil  den  Anstoss  gegeben, 
zum  Theil  die  begonnenen  Arbeiten  zu  beschleunigen  gesucht, 
und  es  war  nicht  seine  Schuld,  wenn  bloss  die  Grundsteuerreform 
zum  Abschlüsse  kam  und  durch  sprichwörtlicKe  L-angsalmkeii  und 
pedantische  Bedächtigkeit  die  Neugestaltung  verzögert  und  ge- 
hemmt wurde.  Grosse  Verdienste  erwarb  sich  Stadion  durch  sein 
unablässiges  Bemühen,  die  Erhebungskosten  der  ihdirectjgn^Ab- 
gaben  herabzuffiih'dernr "Freilich    konnte  er, _ auch. au^^^  Gre- 

biety  hicTit  '^5lTes''"Hxrrchsetzen,  was  ßr  anstrebte,  und  vielfach 
knüpfte  man  in  der  Folge  an  jene  Gesichtspunkte  an,  die  schon 
während  seiner  Verwaltung  sich  in  den  besseren  Köpfen  durch- 
gerungen hatten. 


VIERTES  CAPITEL. 
Die  letzten  Jahre  des  alten  Reiches. 


Was  einem  Manne  von  der  tonangebenden  Stellung  des 
Grafen  Stadion  nicht  gelungen  war,  das  Gleichgewicht  im  Staats- 
haushalte herzustellen,  konnte  seinen  beiden  Nachfolgern  nur  müh- 
sam glücken,  Graf  Nädasd  und  Baron  Klebelsberg  wirthschafteten 
schlecht  und  recht  weiter,  nahmen  Anlehen  auf,  wenn  die  regel- 
mässigen Einnahmen  zur  Bedeckung  der^ch  steigernden  Staats- 
bedürfnisse nicht  hinreichten  "oder  halfen  sich  mit  Cassaanweisungen, 
welche  die  Bank  bereitwilligst  escomptirte.  Eine  schöpferische 
Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  wirthschaftlichen  Lebens  entfalteten 
sie  nicht,  und  wenn  sich  wirklich  die  Nothwendigkeit  herausstellte, 
irgend  eine  Reform  in  Angriff  zu  nehmen,  so  stiess  die  Durch- 
führung auf  Widerstand,  nicht  ausschliesslich  bei  dem  Monarchen, 
obgleich  er  sich  in  jenem  Lebensalter  befand,  welches  sich  in  der 
Regel  gegen  die  Aufnahme  neuer  Gedanken  ablehnend  verhält. 
Es  finden  sich  aus  dieser  Epoche  zahlreiche,  kaiserliche  Auf- 
forderungen, eine  Umgestaltung  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens 
vorzunehmen,  aber  die  Berathungen  zogen  sich  in  träger  Lang- 
samkeit, fast  ohne  Ergebnisse,  Jahre  lang  hin. 

Das  Deficit  in  dem  ersten  Verwaltungsjahre  des  Grafen 
Nädasd,  betrug  über  26  Millionen,  nicht  viel  geringer  war  jenes 
im  Jahre  1826,  25,5  Millionen.  Zumeist  waren  es  Reste  der  An- 
leihen aus  früheren  Jahren,  sodann  Cassenanweisungen,  mit  denen 
die  Lücke  ausgefüllt  wurde.  Aber  am  Schlüsse  des  letzten  Jahres 
waren  alle  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  erschöpft.  Die  Finanz- 
verwaltung beabsichtigte  bloss  für  den  unmittelbaren  Bedarf  Sorge 
zu  tragen,  und  da  das  Heereserforderniss  geringer  veranschlagt  war, 
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als  in  den  unmittelbar  vorhergehenden  Jahren^  so  lioflFte  sie  mit 
einem  geringfügigen  Anlehen  durchzukommen.  Der  Kaiser  wünschte 
dem  von  der  Hand  in  den  Mund  leben  efin  Ende  zu  machen, 
und  wenigstens  für  zwei_Jahre  Vorsorge  zu  treffen.  i)  In  diesem 
Falle  waren  für  1827  und  1828,  nach  der  angestellten  Berechnung, 
etwa  45 — 47  Millionen  nothwendig,  eine  Summe,  die  zu  hoch  ge- 
griffen war,  da  der  Abgang  in  diesen  beiden  Jahren  sich  später 
auf  etwas  über  88.5  Millionen  herausstellte.  Selbst  für  diesen  gerade 
nicht  übermässigen  Betrag  zeigte  sich  der  Geldmarkt  spröde. 
Die  jüngste  Handelskrisis  war  noch  nicht  verwunden,  die  ö^/gigen 
Metalliques  behaupteten  sich  während  des  Jahres  1826  mühselig 
auf  907.32,  während  sie  1824  im  Durchschnitte,^  mit  .,93 '  \/^^  und 
1825  mit  9426/22  notirt  gewesen  waren.  Die  Finanzverwaltung 
wollte  sich  daher  auf  die  Aufnahme  eines  Anlehens  von  15  Mil- 
lionen beschränken.  Die  mit  der  Regierung  in  Verbindung  stehenden 
Wechselhäuser  machten  ein  Anbot,  57oige  Obligationen  mit  87 
zu  übernehmen;  hievon  musste*  noch  die  Provision  abgezogen 
werden,  so  dass  bloss  85.7  für  ein  Nominalcapital  von  100  Gulden 
in  die  Staatscasse  flössen.  Für  15  Millionen  erhielt  die  Regierung 
daher  12,355  Millionen  Gulden.  Der  Kaiser  ertheilte  seine  Geneh- 
migung, unter  der  Voraussetzung,  dass  keine  besseren  Bedingungen 
zu  erlangen  wären.  2^ 

Zu  dem  Uebelstande,  dass  die  Einnahmen  zur  Bedeckung 
des  Erfordernisses  nicht  hinreichten,  gesellten  sich  noch  häufige 
Klagen  über  grossen  Steuerdruck.  Graf  Saurau,  der  dem  erst 
kürzlich  geschaffenen  Ministerium  des  Innern  vorstand,  welches 
den  verschiedenen  Hofkanzleien  gegenüber  eine  ähnliche  Stellung 
einnahm,  wie  Stadion  als  Finanzminister  zu  der  Hof  kammer,  befür- 
wortete lebhaft  einen  Nachlass  von  1,5  Millionen  bei  den  directen 
Abgaben.  Schon  früher  hatte  der  Kaiser  _a^^_eigener  Initiatiye 
an  die  Hof  kammer  die  Aufforderung  erlassen,  eine  Reform  in  dem 
indirecten  Steuersystem  und  eine  Modification  „der  unverhältniss- 
mässig  drückenden  directen  Ausgaben"  vorzunehmen.  So  weit 
ersichtlich  ist,  standen  zweierlei  Ansichten  einander  gegenüber. 
Die  Einen  wiesen  auf  die  Steigerung  in  den  indirecten  Einnahipen 
hin,    eine   allerdings    unbestreitbare    Thatsache,     indem    es   den 


1)  Allerhöchste  Entschliessung  vom  11.  November  1826. 

2)  Kaiserliche  Entschliessung  vom  12.  December  182^. 
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Bemühungen  des  Grafen  Stadion  gelungen  war,  die  indirecten 
Steuern  von  21  Millionen  im  Jahre  1816  auf  58  Millionen  rein 
(brutto  81)  im  Jahre  1826  zu  bringen.  Andere  waren  der  Meinung, 
und  ihr  Wortführer  war  Pillersdorf,  dass  diese  Steuergattung 
doch  noch  ertragsfahiger  zu  machen  sei.  Wie  es  in  solchen  Fällen 
bei  verschiedenartigen  Anschauungen  in  den  höchsten  Kreisen  der 
Verwaltung  häufig  vorzukommen  pflegt  und  namentlich  in  Oester- 
reich  sich  wiederholt,  blieb  Alles  beim  Alten,  und  der  Kaiser  sah 
sich  zu  seinem  Bedauern  genöthigt,  den  Antrag  des  Grafen  Saurau 
zurückzuweisen,  ^)  Zwei  Jahre  später  erliess  Franz  die  Auffor- 
derung an  den  Minister  des  Innern  eine  Reform  der  directen  Be- 
steuerung in  Angriff  zu  nehmen.  Ganz  richtig  wies  er  darauf 
hin,  dass  diese  noch  in  keiner  Epoche  als  ein  zusammenhängendes 
Ganzes  aufgefasst,  und  die  einzelnen  Gattungen  derselben  im 
Drange  der  Noth  eingeführt  und  später  beibehalten  worden  seien, 
einige  fehlerhaft  in  der  Grundlage,  noch  mehr  aber  in  der  prak- 
tischen Ausführung  wären,  überdies  aber  auf  ganzen  Klassen  von 
Steuerpflichtigen  ungemein  stark  lasten.  Es  sei  daher  seine  Ab- 
sicht, die  directen  Abgaben  einer  sorgfältigen  Prüfung  zu  unter- 
ziehen und  dieselben  auf  gerechteren  Grundlagen  umzubilden.  2) 
Diese  Willensäusserung  des  Monarchen  verrann  im  Sande,  denn 
einige  kleine  Modificationen  abgerechnet,  die  nicht  viel  besagten, 
ist  von  einer  Steuerreform  im  grossen  Style,  wie  sie  nach  dem 
Inhalte  des  Handschreibens  beabsichtigt  wurde,  keine  Rede,  Auch 
sonst  fehlte  es  nicht  an  Mahnungen  vom  allerhöchsten  Orte.  Am 
27,  Mai  1827  schrieb  der  Kaiser:  Die  Herstellung  des  Gleich- 
gewichtes zwischen  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  zu  bewirken, 
mache  ich  Ihnen  zur  strengsten  Pflicht,  ich  erwarte  daher  von 
Ihrem  Eifer  für  das  Beste  meines  Staates  und  von  Ihrer  An- 
hänglichkeit an  meine  Persoi^  dass  Sie  die  zur  Erreichung 
dieses  wichtigen  Zweckes  erforderlichen  Vorschläge  und  Massregeln 
schleunigst  betreiben  und  meiner  Schlussfassung  baldmöglichst 
vorlegen  werden. 

Man  stand  der  grossen  Calamität  damaliger  Tage,  wie  so 
oft  später,  hilflos  gegenüber.  Das  Jahr  1828  ergab  bei  den  in- 
directen und  directen  Abgaben    erhebliche  Ausfälle,    Die  Kosten 

')  Vortrag  von  Saurau  3.  August  1826,  Handschreiben  des  Kaisers  vom 
17.  November  1826. 

2)  Handschreiben  an  Saurau  vom  22.  März  1828. 
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des  Militärs  zehrten  an  dem  Marke  des  Landes,  denn  die  Aus- 
gaben für  die  Civilverwaltung  waren  auf  ein  Minimum  herab- 
gedrückt, und  die  etwaigen  geringfügigen  Ersparnisse  fielen  nicht 
in  die  Wagschale,  Man  hatte  seit  1815  40  Millionen  als  das 
Maximum  der  Leistungsfähigkeit  des  Staates  für  das  Heer  ange- 
nommen und  den  Betrag  später,  um  den  erhöhten  Forderungen 
gerecht  zu  werden,  auf  44  Millionen  festgesetzt.  Allein  auch 
diese  Summe  reichte  nicht  aus.  Von  45.^  Millionen  im  Jahre 
1826  stieg  der  Heeresbedarf  auf  46.;  und  48.Q4  Millionen  in  den 
beiden  folgenden  Jahren.  Der  Kaiser  war  den  Vorstellungen  der 
Hofkammer  nicht  unzugänglich,  er  ermahnte  die  Militärverwaltung 
unermüdlich,  mit  der  fixen  Dotation  das  Auslangen  zu  finden, 
zeigte  sich  aber  doch  vielfach  nachgiebig  und  bewilligte  nach- 
träglich einige  Millionen  mehr,  um  nur  die  fortwährenden  Klagen 
der  militärischen  Kreise  zu  beschwichtigen.  Die  Darlegungen  der 
Hofkamraer  über  die  traurige  finanzielle  Lage  des  Reiches  ver- 
hallten dann  wirkungslos.  Es  lässt  sich  jedoch  auch  nicht  in  Abrede 
stellen,  dass  die  Finanzverwaltung  nicht  die  rechte  Energie  ent- 
faltete, um,  da  eine  ergiebige  Verminderung  der  Ausgaben  für 
das  Heer  nicht  erreicht  werden  konnte,  durch  eine  entsprechende 
Reform  der  Steuern  eine  Vermehrung  der  Einnahmen  zu  erzielen, 
was  um  so  nothwendiger  gewesen  wäre,  als  der  beträchtliche, 
alijährlich  wiederkehrende  Ausfall  nicht  allein  auf  Rechnung  des 
Heeres  gesetzt  werden  konnte.  An  Zinsen  und  Capitalsrück- 
zahlung  konnte  allerdings  nichts  erspart  werden,  aber  von  den 
70  Millionen  der  Civilverwaltung  waren  26  Millionen  Erhebungs- 
kosten und  nur  44  Millionen  eigentliche  Verwaltungsauslagen. 
Wir  haben  gesehen,  wie  viel  Graf  Stadion  in  dieser  Richtung 
gethan  hatte;  hier  Hess  sich  noch  viel  thun,  aber  es  fehlten  rechte 
Einsicht  und  energischer  Wille."t^  Die  Hofkammer  sah  nur  die 
Möglichkeit  einer  Ersparung  beim  Heere,  aber  sie  bedachte  nicht, 
dass,  wenn  es  auch  endlich  gelingen  sollte,  das  Erforderniss  für 
dasselbe  auf  ein  verhältnissmässiges  Ebenmass  zu  den  Einnahmen 
herabzumindern,  das  Deficit  noch  nicht  ganz  beseitigt  war.  Seit 
1815,  stellte  sie  dar,  wurden  550  Millionen  für  militärische  Zwecke 
verwendet,  während  die  Staatswirthschaft  bloss  390  Millionen 
hiefür  übriggelassen  habe,  und  um  künftighin  die  Lücke  aus- 
zufüllen, beantragte  sie  Erhöhung  der  Zollsätze,  Gleichstellung  der 
Salzpreise  in    den  verschiedenen  Provinzen,   Regulirung  der  Ver- 
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zehrungssteuer,  und  sie  erwartete  von  allen  diesen  Auflagen  einen 
Mehreingang  von  6.5  Millionen  Gulden,  und  wenn  man  sich  ent- 
scliloss,  die  directen  Steuern  um  2  Millionen  herabzumindern, 
blieben  immer  fünfthalb  Millionen  übrig.  Diese  Vorschläge  waren 
nicht  durchweg  zweckmässig.  Die  Erhöhung  des  Zolles  liess  zu- 
nächst eher  eine  Verminderung  als  eine  Vermehrung  der  Ein- 
nahmen erwarten,  die  Gleichstellung  der  Salzpreise  in  der  ge- 
sammten  Monarchie  konnte  allsogleich  durchgeführt  werden, 
während  eine  Reform  der  Verzehrungssteuer  keinesfalls  leicht 
war,  und  auch  nicht  unmittelbar  dem  Staatsschatze  Vortheile  ge- 
bracht hätte. 

Eine  nennenswerthe  Massregel,  welche  Graf  Nadasd  durch- 
führte, war  eine  theilweise  Modiiication  des  Tilgungsfondes.  Die 
Dotation  desselben  betrug  damals  14,;  Millionen  Gulden,  und  zwar 
7.5  Millionen  regelmässiger  Beitrag,  O.5  Millionen  aus  dem  Erlöse 
der  Staatsgüter,  endlich  waren  die  Interessen  für  die  in  seinem 
Besitz  übergegangenen  Staats-Schuldverschreibungen  allmälig  auf 
6,7  Millionen  herangewachsen.  Von  diesen  14,7  Millionen  mussten 
2  Millionen  zur  Begleichung  der  Verlosung  der  älteren  Staatsschuld 
und  3,143  Millionen  zur  Bestreitung  der  dem  Fonde  zugewiesenen 
Zahlungen  für  Lotterieanlehen  in  unwiderruflicher  Weise  ver- 
wendet worden.  Indess  waren  in  den  letzten  Jahren  die  für  die 
veräusserten  Staatsgüter  eingehenden  Kaufschillinge  nicht  immer 
dem  Tilgungsfonde  zugeführt,  sondern  für  den  Staatsaufwand  ver- 
wendet worden.  Der  Kaiser  rügte  diese  Gebahrung;  sie  stünde 
im  Widerspruche  mit  den  Vorschriften,  schrieb  er  am  2.  Januar 
1827  auf  einen  Vortrag  vom  30.  November  1826,  der  eine  Dar- 
legung der  Thätigkeit  des  Tilgungsfondes  im  neunzehnten  Semester 
seiner  Wirksamkeit  enthielt,  und  als  die  Hofkammer  ein  halbes 
Jahr  verstreichen  liess,  ohne  ddi"  kaiserlichen  Aufforderung,  eine 
historische  Auseinandersetzung  zu  liefern,  nachzukommen,  er- 
neuerte der  Monarch  sein  Ansinnen  am  15,  Juni  1827. 

Die  Finanzverwaltung  kam  am  Schlüsse  des  Jahres  dem 
kaiserlichen  Befehle  nach.  Der  Tilgungsfond,  setzte  sie  ausein- 
ander, habe  die  doppelte  Aufgabe  zu  lösen :  die  neue  Staatsschuld 
durch  Rückkauf  ganz  einzuziehen,  von  der  alten  Staatsschuld  aber 
einen  Capitalsbetrag  von  5  Millionen  jährlich  zu  272V0  ^u  tilgen, 
während  die  andere  Hälfte  in  den  ursprünglichen  Zinsengenuss 
eingesetzt  werde.    Bei  beiden  Kategorien  operirte  der  Fond  durch 
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Rückkauf  der  Schuldscheine  nach  dem  Course,  Während  aber 
die  Einlösung  der  alten  Schuld  bloss  mit  einer  bestimmten  Dota- 
tion erfolgte,  stiegen  die  Zuflüsse  des  Fondes,  die  zur  Vermin- 
derung der  neuen  Schuld  verwendet  wurden,  von  Jahr  zu  Jahr. 
Als  der  Fond  gegründet  worden  war,  erhielt  er  ein  Stamm- 
capital  von  öO.jgj  Millionen  Gulden  zugewiesen,  von  dem  die 
jährlichen  Zinsen  489.500  Gulden  betrugen,  zur  Tilgung  des  im 
Jahre  1815  aufgenommenen  2 '/2%igen  Anlehens  bekam  er  O.3  Mil- 
lionen, ferner  O.g  Millionen,  welche  früher  die  Nationalbank  zur 
Einlösung  der  l%igen  Obligationen  bezog,  endlich  O.5  Millionen, 
später  1  Million  als  Tilgungsquote  für  die  neue  Schuld,  daher 
nebst  den  oben  erwähnten  489,506  eine  jährliche  Dotation  von 
2.1  Millionen  Gulden.  Die  systemisirte  Rente  zur  Einlösung  der 
neuen  Schuld  erhielt  der  Fond  1818  in  dem  Verhältnisse,  als  sich 
die  ausgegebenen  5%igen  Obligationen  in  Folge  des  Arrosements 
und  des  Anlehens  steigerten,  daher  nach  und  nach  einen  Zuwachs 
von  3.5  Millionen.  Die  Quote  für  die  Staatsgüter  sei  dem  Fonde 
bis  zum  Jahre  1822  zugeflossen.  Der  Kaiser  habe  selbst  die  Ge- 
nehmigung zu  einer  Aenderung  ertheilt.  Ferner  erhielt  der  Tilgungs- 
fond alle  bei  den  Staatscassen  an  Erbsteuer  und  unter  anderen 
Titeln  eingehenden  Staats-Schuldverschreibungen,  seit  1819  bis 
1822  die  Beträge,  welche  aus  der  Veräusserung  der  Kupfermünze 
der  Wiener  Währung  nach  Zerstörung  des  Gepräges,  einliefen, 
endlich  auch  Gelder,  welche  bei  verschiedenen  Gassen  und  öff'ent- 
lichen  Anstalten  zu  zeitweiliger  Verwendung  gegen  oder  ohne 
Verzinsung  für  kürzere  oder  längere  Zeit  vorhanden  waren.  Der 
höhere  Zinsenertrag,  welchen  die  hiefür  gekauften  Obligationen 
abwarfen,  fiel  dem  Fonde  zu  und  betrug  im  Jahre  1827  eine 
Viertel  Million.  2) 

Die  Rechtfertigung  der  Hofkaramer  beschwichtigte  nicht  die 
Bedenken    des    Monarchen :     in    einem    Cabinetsschreiben    vom 


')  Vortrag  vom  1.  October  1822. 

2)  Die  gesammten  Zuflüsse  des  Tilgungsfondes  betrugen: 

1817  2,261.554  1823  9,969.743 

1818  4,839.794  1824  10,041.862 

1819  9,298.239  1825  10,816.706 

1820  9,827.642  1826  11,135.531 

1821  11,000.406  1827  11,500.000 

1822  10,392.558 
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25.  December  1827  ordnete  er  an,  dass  die  Kaufschillingsgelder 
für  veräusserte  Staatsgüter  im  näclisten  Jahre  wieder  dem  allge- 
meinen Tilgungsfonde  zufallen  sollen,  ferner  auch  die  seit  1822 
eingelaufenen  Beträge,  welche  ö.gg^  Millionen  ausmachten. 

Schon  bei  der  Vorlage  des  Voranschlags  für  das  Jahr  1829, 
stellte  die  Hofkammer  den  Antrag,  dass  zur  Deckung  des  Deficits 
im  Betrage  von  14.j3g  Millionen  Grulden,  die  dem  Tilgungsfonde 
bisher  für  die  neue  Staatsschuld  zugewiesene  Dotation,  im  Be- 
trage von  5.5  Millionen  eingezogen,  die  baare  Bezahlung  der 
gegenwärtig  mit  Staats-Schuldverschreibungen  verzinsten  Anleihen 
eingeleitet,  und  die  Zahlungen  bei  den  Lottoanlehen  gleich  anderen 
Creditauslagen  aus  den  Gesammteinkünften  des  Staates  von  der 
Creditcasse  bestritten  werden  sollen.  Ohnehin  war  dem  Tilgungs- 
fonde die  Verbindlichkeit  zur  Tilgung  der  Lottoanlehen  erst  später 
auferlegt  worden.  Bei  Annahme  dieses  Antrages  erhielt  der  Fond 
jährlich  7.-2  Millionen,  was  l'/2Vn  der  neuen  Schuld  ausmachte, 
während  dem  Patent  von  1818  durch  Zuweisung  von  lo/^  des 
Capitals  der  neuen  Schuld  Genüge  geleistet  wurde.  Auch  sollte 
der  Fond  künftighin  die  Obligationen,  die  ihm  bisher  als  ausser- 
ordentliche Dotation  aus  verschiedenen  Titeln  zuflössen,  nach  dem 
Börsenpreise  vergüten  und  bei  jedem  neuen  Anlehen  eine  be- 
stimmte Quote  zugewiesen  erhalten,  endlich  auch  etwaige  Ueber- 
schüsse,  die  sich  bei  der  Finanzgebarung  ergeben  würden,  demselben 
zugeführt  werden,  ein  Fall,  der  unseres  Wissens  nie  eintrat,  i) 

Eine  andere  Massregel,  der  eine  weitgehende  Bedeutung  inne- 
wohnte, war  der  Versuch  einer  Reduction  des  Zinsfusses.  Die 
österreichischen  Staatspapiere  hatten  sich  im  Laufe  des  letzten 
Jahrzehnts  einen  grossen  Markt  erobert;  in  Holland  und  im  süd- 
westlichen Deutschland  stark  begehrt,  war  der  Cours  von  Jahr 
zu  Jahr  gestiegen,  und  hatte  endlich  das  Pari  erreicht. 

Die  Direction  des  Tilgungsfondes  stellte  die  Anfrage,  wie 
sie  sich  zu  verhalten  habe  bei  Einlösung  der  in  Conventionsmünze 
verzinslichen  Staats-Schuldverschreibungen,  wenn  der  Cours  der 
5%igen  Münzobligationen  das  Pari  erreichen  oder  übersteigen 
sollte.  Die  Hofkammer  war  Anfangs  der  Ansicht,  dass  kein  Grund 
vorhanden  sei,  mit  der  Einlösung  einzuhalten.    Eine  Sistirung  des 


1)  Vortrag  20.  September   1829.  Zuschrift  der  Hofkamraer  an  den  Tilgwngs- 
fond  15.  October  1829;  kaiserliches  Patent  vom  1.  October. 
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Einlösungsgeschäftes  würde  den  Absichten  der  Verwaltung  nur 
hinderlich  sein,  indem  es  keinem  Zweifel  unterliege,  dass  dadurch 
das  fei-nere  Steigen  des  Courses  gehemmt  würde.  Eine  abermalige 
Anfrage  bestimmte  jedoch  die  Hofkammer,  den  schon  zu  wieder- 
holten Malen  gestellten  Antrag  zu  erneuern,  die  unter  Vermittlung 
der  Handlungshäuser  Bethmann  in  Frankfurt  a.  M.,  Hope  &  Comp, 
in  Amsterdam,  Goll  &  Comp.,  aufgenommenen  Anlehen,  deren 
Zinsenzahlung  seit  1.  JuH  1818  in  Ö'Yoigen  Staats-Schuldverschrei- 
bungen erfolgte,  künftighin  in  Conventionsmünze  zu  berichtigen. 
Nur  die  vor  dem  1.  Julj  1818  verfallenen,  noch  nicht  behobenen 
Zinsen,  sollten  in  Folge  des  Vertrages  vom  16.  Mai  1818  noch 
fortan  in  47üigen  Obligationen  berichtigt  werden.  In  gleicher  Weise 
sollte  auch  bei  Estensischen  Schulden  vorgegangen  werden,  i) 

Die  Finanzverwaltung  rechnete  darauf,  dass  die  Staatsgläubi- 
ger eine  geringere  Verzinsung  der  Capitalsrückzahlung  vorziehen 
würden.  Der  steigende  Werth  der  Staatspapiei-e  im  Allgemeinen, 
und  insbesondere  der  Umstand,  dass  die  5%igen  Schuldverschrei- 
bungen seit  einiger  Zeit  nicht  allein  ihren  vollen  Nennwerth 
erreicht,  sondern  denselben  überstiegen  hatten,  zeigte  die  Geneigt- 
heit, dem  Staate  Capitalien  trotz  des  Sinkens  des  Zinsfusses  an- 
zuvertrauen. Bei  diesen  Verhältnissen  schien  der  Zeitpunkt  nicht 
ungeeignet,  eine  Herabsetzung  der  Zinsen  der  Staatsschuld  auf 
dem  Wege  eines  Einverständnisses  mit  den  Gläubigern  zu  er- 
reichen. Gelang  die  Zurückführung  der  ö'Yoigen  Staatsschuld  auf 
eine  4"/(,ige,  so  ergab  sich  für  den  Staatsschatz  eine  jährliche 
Ersparniss  von  3'/2  Millionen.  Die  Wirkungen  einer  solchen  Mass- 
regel konnten  auch  auf  den  Privatverkehr  nicht  ohne  Einfluss 
bleiben,  indem  Grundbesitzer,  Industrie-  und  Gewerbsleute  sich 
Darlehen  zu  annehmbareren  Bedingungen  verschaffen  konnten,  als 
es  bei  der  Höhe  des  (öffentlichen  Zinsfusses  möglich  war.  Die 
Massregel  sollte  jedoch  nur  allmälig  und  mit  aller  Vorsicht  in's 
Leben  treten. 2)  Ohnehin  war  in  dieser  Richtung  bereits  ein  Schritt 
geschehen,  indem  die  kaiserliche  Entschliessung  vom  6.  September 


1)  Zuerst  im  Vortrage  vom  20.  September  1828  gestellt,  bei  Vorlage  des 
Staatsvoranschlages  pro  1829. 

2)  Vortrag  31.  Juli  1829,  genehmigt  am  6.  September  1829,  wenn  die 
Baarzahlung  den  Finanzen  nicht  nachtheilig  sei  und  die  Geldmittel  hinreichen 
die  Zinsen  in  Conventionsmünze  zu  berichtigen. 
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genehmigte,  dass  die  Verzinsung  der  auswärtigen  älteren  Schuld 
mit  57()igen  Obligationen  aufzuhören  und  dafür  Baarzahlung  einzu- 
treten habe.  Nun  ging  die  Finanz  Verwaltung  einen  Schritt  weiter 
und  stellte  den  Antrag,  dass  über  jene  verlosten  Capitalien  der 
älteren  Staatsschuld,  deren  ursprünglicher  Zinsfuss  5%  trug,  keine 
neuen  Obligationen  ausgefertigt  werden,  sondern  die  Rückzahlung 
des  Capitals  baar  erfolgen  sollte,  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies 
seit  Schluss  des  Jahres  1824  bezüglich  der  6  "/^ igen  Schuld  statt- 
fand. Die  Emission  57oiger  verloster  Obligationen,  wenn  der  Cours 
derselben  über  Pari  stand,  entsprach,  selbst  abgesehen  von  einer 
Reduction  der  Zinsen,  dem  Interesse  der  Finanzen  nicht,  indem 
dadurch  die  Gläubiger  eine  dem  Werthe  nach  höhere  Vergütung 
für  das  in  die  Verlosung  gefallene  Capital  erhielten,  als  sie  nach 
dem  strengen  Rechte  anzusprechen  hatten,  und  die  daraus  den 
Finanzen  zufallende  Last  sich  in  dem  Masse  erhöhen  musste,  als 
der  Courswerth  der  öligen  Staats-Schuldverschreibungen  das  Pari 
überstieg.  Die  damals  noch  der  Verlosung  unterliegenden  5"/()igen 
Obligationen  betrugen  170,7,2  Millionen,  An  5%igen  Obligationen 
waren  in  den  ursprünglichen  Zinsengenuss  einbezogen  worden, 
1827  2,76,  1*^28  1.9,  1829  2.599  Millionen,  also  im  Durchschnitte  all- 
jährlich 2.421.  l^i^  Sicherstellung  dieser  Summe  sollte  durch  feine 
Umwandlung  der  ö^oigen  Schuld  in  eine  4''/oige  erreicht  werden. 
In  gleicher  Weise  sollte  bei  der  lombardisch-venetianischen  Schuld 
vorgegangen  werden  und  die  baare  Bezahlung  anstatt  der  Um- 
gestaltung in  eine  5%ige  Jahresrente  eintreten. ')  Der  Staat  gab 
damals  den  Gläubigern  für  eine  liquidirte  Schuld  von  100  Gulden 
eine  fortwährende  Rente  von  Ö^o  jährlich,  die  einen  Courswerth 
von  107  erreicht  hatte.  Die  Gläubiger  erhielten  nach  der  Ansicht 
der  Verwaltung  mehr,  als  sie  nach  strengem  Rechte  zu  fordern 
hatten.  2)  Es  handelte  sich,  eine  Ausgabe  von  2  bis  2'/2  Millionen 
sicherzustellen,  welche  durch  ein  4o/üiges  Anlehen  auf  den  lom- 
bardisch-venetianischen Monte  erzielt  werden  sollte.  Rothschild 
hatte  in  einem  Memoire  an  Kolowrat  seine  Geneigtheit  ausgesprochen, 
auf  ein  derartiges  Geschäft  einzugehen,  und  den  Vorschlag  gemacht. 


1)  Vortrag  23.  October    1829,   kaiserliche   Ermächtigung  vom  -29.  October. 

2)  Es  waren  an  Rentenurkunden  ausgestellt  worden; 

1826  65.427  fl. 

1827  20,545  fl. 

1828  108.158  fl. 
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durch  eine  Anleihe  vom  grösstmöglichen  Umfange  auf  ^^/^ige 
Mailänder  Inscriptionen  sich  die  Mittel  vorzubereiten,  „zur  Ab- 
tragung der  durch  die  Liquidirung  auf  den  Monte  übergehenden 
Schulden,  zur  haaren  Einlösung  der  verlosten  5%igen  Obligationen 
der  älteren  Staatsschuld,  zur  Rückzahlung  solcher  ö^/oiger  Staats- 
Schuldverschreibungen,  deren  Coupons  abgelaufen  sind,  endlich  zur 
Reduction  der  gesammten  italienischen  Staatsschuld".  So  weit  wollte 
die  Verwaltung  vorläufig  noch  nicht  gehen;  dies  sei  „zu  voreilig 
und  bedenklich".  •) 

Durch  das  Cabinetsschreiben  vom  30.  März  1830  wurde 
eine  theilweise  Aufkündigung  der  mehr  als  4%igen  Staatsschuld 
angeordnet.  Dieselbe  sollte  in  Serien  zu  10  Millionen  eingetheilt 
und  allmälig  aufgekündigt  werden.  Die  Reihenfolge  hatte  das 
Loos  zu  bestimmen.  Ausgenommen  waren  die  den  dotirten  poli- 
tischen Fonds  und  dem  Tilgungsfonde  gehörigen  Obligationen.  2) 
Den  Besitzern  der  aufgekündigten  Schuldverschreibungen  war  die 
Umgestaltung  in  4%ige  in  der  Weise  gestattet,  dass  sie  für 
100  Gulden  in  47oigem  Capital  104  Gulden  crlüelten.  Wirklich 
aufgekündigt  wurden  nur  4  Serien  und  dafür  3I.41  Millionen 
Gulden  4yQiger  Obligationen  ausgefertigt. 

Graf  Nadasd  schied  aus  dem  Amte,  ohne  das  sehnsüchtig, 
seit  Jahren  erstrebte  Ziel  zu  erreichen,  die  Einnahmen  mit  den 
Ausgaben  in  ein  Gleichgewicht  zu  bringen.  Allerdings  war  das 
Deficit  im  letzten  Jahre  seiner  Verwaltung  durch  Ersparnisse 
herabgemindert  worden,  es  wurde  für  1830  bloss  mit  O.g;  Millionen 
veranschlagt.  Das  Ordinarium  des  Heeres  sollte  38  Millionen 
betragen,  nachdem  am  1.  October  1829  abermals  eine  kaiserliche 
EntSchliessung  erfolgt  war,  wornach  40  Millionen  als  ein  unüber- 
schreitbares  Maximum  festgesetzt  wurden,  und  man  gab  sich  der 
Hofi"nung  hin,  endlich  pro  1831  mit  den  gewöhnlichen  Einnahmen 
das  Auslangen  finden  zu  können.  Da  brach  die  Juli-Revolution  aus; 
Italien  und  Polen  wurden  von  der  Bewegung  ergriffen,  die  Folge 
davon  war,  dass  alle  Ersparungspläne  über  den  Haufen  geworfen 
w^urden  und  der  Militäretat,  unbekümmert  um  die  dem  Staate  zur 
Verfügung  stehenden  Mittel,    in  bedenklicher  Weise    anwuchs.  3) 

1)  Vortrag  9.  November,  genehmigt  14.  November  1829. 

2)  Kundmachungen  vom  31.  März,  30.  April,  28.  Mai  und  30.  Juli. 

3)  Die  Einnahmen  waren  für  1831  mit  1*9.323,  die  Ausgaben  mit  148., g^  Mil- 
lionen präliminirt,  daher  ein  Ueberschuss  von  l.jgs  Millionen. 
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Kaiser  Franz  und  Metternich  sahen  das  mühselig  aufgebaute  euro- 
päische Staatssystem,  dessen  Erhaltung  ihre  gesammte  Aufmerk- 
samkeit und  Thätigkeit  in  Anspruch  genommen  hatte,  umgestürzt, 
die  Grundfesten  der  Ordnung  erschüttert. 

Zum  Präsidenten  der  Hofkammer  wurde  mittlerweile  Frei- 
herr von  Klebelsberg  am  24,  November  1830  ernannt.  War  schon 
in  den  letzten  Monaten  des  Verwaltungsjahres  der  veranschlagte 
Betrag  für  das  Militär  nicht  eingehalten  worden,  so  stellte  das  Jahr 
1831  noch  erhöhtere  Anforderungen,  Ein  kaiserliches  Handschreiben 
vom  Mr  Februar  1831  wies  die  Hof  kammer  an,  die  Staatsfinanzen 
in  den  Stand  zu  setzen,  die  nöthigen  ausserordentlichen  Auslagen 
decken  zu  können,  da  die  eingetretenen  Unordnungen  in  Italien 
zur  Herstellung  der  Ruhe  und  zur  Erhaltung  des  politischen 
Friedens  die  Vermehrung  der  Streitkräfte  im  lombardisch-venetiani- 
schen  Königreiche  erheischen.  Die  Bemühungen  der  Finanzver- 
waltung zur  Aufnahme  einer  Anleihe  im  Betrage  von  36  Millionen 
zu  einem  bestimmten  Uebernahmspreise  waren  erfolglos.  Die 
Wechselhäuser  zeigten  sich  bloss  zum  Abschlüsse  eines  Commis- 
sionsgeschäftes  erbötig  und  übernahmen  die  Verpflichtung  bei  der 
Veräusserung  b'^j^igev  Obligationen  zu  den  vortheilhaftesten  Preisen" 
gegen  Gewährung  von  2"/q  Provision  mitwirken  zu  wollen.  Die 
Finanzverwaltung  sollte  von  vierzehn  zu  vierzehn  Tagen  ein  Mini- 
mum des  Preises,  unter  welchem  nicht  verkauft  werden  dürfe,  fest- 
setzen und  berechtigt  sein,  in  jedem  Monate  das  Geschäft  einzu- 
stellen. Bis  zrtTn  Monate  Mai  wurden  auf  diesem  Wege  2,546  5%ige 
Obligationen  für  2,134,551  Gulden  veräussert  und  von  der  Gentral- 
cassa  ebenfalls  ein  geringfügiger  Betrag  abgesetzt;  der  gesammte 
Zufluss  betrug  im  Ganzen  3,337  Millionen  Gulden,  Das  Commissions- 
geschäft  hatte  den  Erwartungen  nicht  entsprochen  und  wurde 
am  5.  Mai  eingestellt.  Erst  Ende  Mai  gelang  es  37  Millionen  zu 
begeben.  Die  Contrahenten  verpflichteten  sich  30  Millionen  in 
10  monatlichen  Raten  abzuliefern,  jedoch  behielten  sie  sich  das 
Recht  vor  bis  Ende  August  die  Anzeige  machen  zu  können,  dass 
die  für  die  drei  letzten  Termine,  Januar,  Februar  und  März  1832  mit 
3  Millionen  festgesetzten  Zahlungen  nicht  geleistet  würden,  un- 
bedingt haftbar  bleiben  sie  bloss  für  sieben  Fristen.  Die  Staats- 
verwaltung durfte  bis  Ende  1831  kein  neues  Anlehen  aufnehmen,') 


1)  Vortrag  31.  Mai  1831. 
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Aber  dieser  Betrag  reichte  zur  Deckung  des  Deficits  nicht 
aus,  welches  die  erkleckliche  Summe  von  64.5  Millionen  überstieg. 
Nur  durch  Beschränkung  des  Militäretats  und  durch  Erhöhung 
der  Einnahmen  Hessen  sich  nach  den  Darlegungen  der  Finanz- 
verwaltung die  Mittel  zur  Weiterfristung  beschaffen.  Ihre  Vor- 
schläge aber  versprachen,  selbst  wenn  sie  angenommen  wurden, 
doch  in  der  allernächsten  Zukunft  gerade  keine  beträchtlichen 
Zuflüsse.  Ihrer  Meinung  nach  Hessen  die  Zolleinnahmen  durch 
eine  Aenderung  des  Zollsystems  eine  Steigerung  von  2  Millionen 
binnen  wenigen  Jahren  erwarten,  und  auch  der  Antrag,  eine  Modi- 
fication  der  Erwerbsteuer  eintreten  zu  lassen,  so  richtig  auch  die 
dargelegten  Grundsätze  waren,  bedurfte  zur  Durchführung  Zeit.i) 
Nur  eine  ICinnahmsquelle  war  unmittelbar  in  Sicht.  Das  Stempel- 
gesetz vom  Jahre  1802  war  längst  reformbedürftig;  ein  neues 
Gesetz  war  ausgearbeitet  und  am  24.  Mai  1831  vom  Kaiser  ge- 
nehmigt, die  Ausführung  aber  kurz  darauf  eingestellt  worden. 

Weit  energischer  als  seine  beiden  unmittelbaren  Vorgänger 
drang  Eichhoff  auf  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  und  insbesondere  auf  Beschränkung 
des  Militäraufwandes.  Nie  Hess  er  eine  Gelegenheit  vorübergehen, 
ohne  auf  die  Gefahren  hinzuweisen,  die  für  die  Monarchie  er- 
wachsen, wenn  fortwährend  Schulden  auf  Schulden  gehäuft  würden. 
Es  spricht  für  die  Selbstständigkeit  seines  Charakters,  dass  er 
kurze  Zeit  nach  seiner  Ernennung  zum  Hofkammer-Präsidenten 
bei  Vorlegung  des  Voranschlages  für  das  Jahr  1836  mit  aUer  Ent- 
schiedenheit und  Schärfe  hervorhebt,  dass  etwas  geschehen  müsse, 
um  die  bei  den  Finanzen  bestehende  Unordnung  zu  beseitigen, 
und  hinzufügt,  dass  falls  die  von  ihm  gestellten  Anträge  nicht  die 
Genehmigung  erhalten  sollten,  seine  Kraft  nicht  ausreiche,  das 
Gleichgewicht  herzustellen  und  er  daher  bitten  müsse,  ihn  seiner 
verantwortlichen  Stellung;  zu  entheben. 


')  Man  wünschte,  die  Erwerbsteuer  als  eine  wahre  Einkommensteuer  aus- 
zubilden und  bemerkte  sehr  richtig:  es  sei  billig  und  gerecht,  dass  jeder  Unter- 
than  nach  Massgabe  seines  Erwerbes  oder  Einkommens  zu  den  öffentlichen  Aus- 
lagen beitrage.  Auf  dieses  Prinzip  sei  die  Erwerbsteuer  begründet  und  würde, 
in  einer  gewissen  Ausdehnung  angewendet,  die  entsprechendste  Art  der  Ver- 
theilung  der  öffentlichen  Lasten  darbieten,  selbst  jede  andere  Steuer  überflüssig 
machen,  wenn  es  möglich  wäre  einen  verlässlichen  Anhaltspunkt  zur  genauen 
Ausmittelung  des  Erwerbes  oder  Einkommens  zu  gewijmen.  Vortrag  7.  Nov.  1831. 
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In  einer  Staatsconferenz,  an  welcher  Eichhoflf  zur  Vorbe- 
rathung  des  Voranschlages  für  1836  theilnahm,  betonte  er  mündlich 
die  missliche  Finanzlage.  Seit  1830,  nachdem  man  sich  entschlossen, 
die  Armee  auf  den  Kriegsfuss  zu  stellen,  habe  man  zur  Deckung 
des  Deficits  die  Staatsschuld  um  die  ungeheuere  Summe  von 
249,978  Millionen  mit  einem  jährlichen  Zinserforderniss  von  11. 054 
vermehren  müssen.  Rechne  man  hiezu  die  erforderliche  Tilgungs- 
quote, sowie  den  für  das  Lottoanlehen  von  1834  jährlich  zu  zah- 
lenden Betrag  im  Durchschnitte  mit  2,888  Millionen,  so  ergebe  sich 
eine  permanente  Steigerung  der  Ausgaben  um  I3.943  Millionen. 
Das  Deficit  müsse  bei  Andauer  der  bisherigen  Ausgaben  für  das 
Heer  von  Jahr  zu  Jahr  steigen,  und  wenn  nicht  auf  Abhilfe  ge- 
dacht werde,  früher  oder  später  mit  einem  Staatsbankerott  enden. 
Wolle  man  dies  verhindern,  so  müssen  zunächst  die  Militäraus- 
gaben, welche  seit  1830  154.4og  Millionen  im  Extraordinarium  ver- 
schlungen haben,  beträchtlich  herabgemindert  werden.  Was  ge- 
schehen soll,  müsse  schleunig  geschehen,  denn  selbst  nach  Reduction 
des  Heeres  bleibe  noch  ein  Deficit  von  12  Millionen,  hervorge- 
rufen durch  die  seit  1830  aufgenommenen  Anlehen.  Dadurch 
werde  der  Staatscredit  in  einer  exorbitanten  Weise  angestrengt, 
und  diese  Quelle  könnte  beim  Eintritte  ungünstiger  Ereignisse 
gänzlich  versiegen.  Unumwunden  müsse  er  die  Erklärung  ab- 
geben, dass  die  Finanzen,  den  Staatsaufwand  in  seiner  gegenwär- 
tigen Höhe  zu  bestreiten,  nicht  im  Stande  seien,  „ohne  dem 
Abgrunde  entgegen  zu  gehen",  keine  menschliche  Kraft  würde 
ausreichen,  um  in  solchen  Verhältnissen  erspriesslich  wirken  zu 
können. 

Nur  für  den  Fall,  als  sämmtliche  Auslagen  für  Militärzwecke 
auf  das  Maximum  von  40  Millionen  beschränkt  werden,  glaubte 
Eichhoflf  die  Verpflichtung  zur  Herstellung  des  Gleichgewichtes, 
beziehungsweise  zur  Deckung  des  Deficits  übernehmen  zu  können, 
unter  der  Bedingung,  dass  seine  Anträge  zur  Vermehrung  der 
Staatseinnahmen  die  allerhöchste  Genehmigung  erhalten  würden.  >) 

Sämmtliche  Conferenzmitglieder  schienen  durch  die  Darlegung 
Eichhoffs  überzeugt  und  vereinigten  sich  in  dem  Beschlüsse,  den 
Kaiser  zu  bitten,  den  festen  Willen  auszusprechen,  dass  die  Armee 


1)  Die  Conferenz  fand  im  Juli  183o  statt.  Die  Darstellung  beruht  auf  einer 
eigenhändigen  Aufzeichnung  Eichhofi's,  die  sich  im  Privatbesitze  befindet. 
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SO  schleunig  als  möglich  auf  einen  Stand  zurückgeführt  werde, 
zu  dessen  Erhaltung  die  Summe  von  40  Millionen  als  nicht  zu 
überschreitendes  Maximum  genüge.  Der  Hofkriegsrath  erhielt 
in  der  That  einen  dahin  zielenden  Auftrag. 

Der  Thätigkeit  des  Hofkammer-Präsidenten  gelang  es  jedoch 
in  den  nächsten  zwei  Jahren  trotz  aller  Anstrengungen  nicht, 
Ordnung  im  Staatshaushalt  zu  schaffen.  Zwar  konnte  er  bei  Be- 
rathung  über  den  Voranschlag  für  1839  am  12.  Januar  auf  die 
zum  Theil  günstigen  Gebahrungsresultate  der  Finanzverwaltung 
hinweisen,  indem  seit  1834  die  Einnahmen  fast  um  16  Millionen 
gestiegen  waren,  ohne  dass  neue  Steuern  eingeführt  oder  die  bis- 
herigen Steuersätze  erhöht  worden  wären,  im  Gegentheile  hätte 
man  auf  wesentliche  Einnahmsquellen,  wie  z.  B.  auf  den  Grund- 
steuerzuschuss  in  Galizien  verzichtet.  Auch  lagen  wichtige  Anträge 
•  seit  Jahren  unerledigt,  und  wenn  sich  der  Kaiser  entschliessen 
wollte,  denselben  seine  Genehmigung  zu  ertheilen,  so  Hess  sich 
noch  ein  weiteres  Steigen  der  Einnahmen  erreichen.  Allein  diese 
Lichtseiten  waren  nicht  ohne  Schattenseiten.  Das  für  1838  voran- 
schlagte  Deficit  betrug  IT.,,;^*  Millioneji,  um  2.1^,2  Millionen  mehr 
als  für  1837.  Zum  Theil  waren  es  allerdings  nur  einmalige  Aus- 
gaben, welche  zur  Steigerung  des  Erfordernisses  beitrugen,  wie 
die  Krönung  des  Kaisers  in  Italien,  welche  3.24  Millionen  Gulden 
in  Anspruch  nahm,  zum  Theile  jedoch  machte  die  Heeresver- 
waltung alle  Voranschläge  zu  nichte  und  sie  lieferte  den  Beweis, 
dass  alle  gemachten  Versprechungen  sich  als  eitel  erwiesen.  Will 
man  einmal  ernstlich,  klagte  der  Hofkammer-Präsident,  diesem 
bedenklichen  Zustande,  der  zu  einem  Staatsbankerott  und  allen 
unberechenbaren  Folgen  desselben  führen  müsste,  ein  Ende  machen, 
so  genügt  es  nicht,  auf  Vermehrung  der  Einnahmen  hinzuwirken, 
welche  denn  doch  eine  Grenze  haben,  besonders  wenn  man  sich 
über  die  unverkennbare  Wahrheit  keine  Illusion  macht,  dass 
unter  den  dermaligen  Verhältnissen  von  neuen  Steuern  nicht  die 
Rede  sein  könne.  Es  bleibe  demnach  nur  Verminderung  der 
Ausgaben  uijd  zunächst  des  ausserordelitlichen  Erfordernisses 
übrig.  Jenes  für  das  Heer  habe  seit  1830  200  Millionen  ver- 
schlungen. Als  er  im  September  für  1838  seine  hierauf  bezüglichen 
Anträge  gestellt  habe,  wurde  ihm  erwidert,  dass  es  nunmehr  zu 
spät  sei,  da  das  Erforderniss  für  dieses  Jahr  als  unabänderlich 
abgeschlossen  betrachtet  werden  müsse.  Damit  man  nun  für  1839 

Beer.  Die  Finanzea  Oesterreichs.  10 


146  Viertes  Capitel. 

nicht  eine  ähnliche  Einwendung  erhebe,  ersuche  er  die  Conferenz, 
schon  jetzt  den  Gegenstand  in  Erwägung  zu  ziehen,  i)  Und  in 
einem  Vortrage  vom  15,  Februar  1838  suchte  Eichhoff  in  prin- 
cipieller  Weise  die  Frage  festzustellen,  wie  die  Staatsvoranschläge 
künftighin  zu  verfassen  seien,  und  streifte  dabei  jene  Frage,  die 
in  neuester  Zeit  die  finanzwissenschaftliche  Literatur  über  An- 
regung Dietzel's  beschäftigt  hat:  nämlich  „ob  die  Bedürfnisse  nach 
den  Einnahmen,  oder  die  Einnahmen  nach  den  Bedürfnissen  ein- 
zurichten wären".  Der  Hofkammer-Präsident  kam  zu  dem  Schlüsse, 
dass  letzteres  für  constitutionelle  Staaten,  ersteres  mehr  für  die 
absolute  Monarchie,  insbesondere  für  Oesterreich,  passe. 

Kübeck,  der  sich  über  den  Gegenstand  auszusprechen  hatte, 
stimmte  dieser  Auffassung  nicht  bei.  Aus  der  Verschiedenheit 
der  Regierungsform  lasse  sich  keine  Verschiedenheit  der  obersten 
Grundsätze  für  die  Verwaltung  der  materiellen  Interessen  abstra- 
hiren.  In  jedem  Staate  komme  es  darauf  an,  dass  die  Verwaltung 
der  Gerechtigkeit  und  den  allgemeinen  Interessen  entsprechend 
geführt  werde.  Die  constitutionelle  Form  sei  bezüglich  der  Ver- 
waltung wohl  nur  eine  vermeintliche  Garantie  für  die  Erhaltung 
dieses  Grundsatzes.  Wenn  in  dieser  Beziehung  ein  wesentlicher 
Unterschied  bestehe,  so  liege  er  vielleicht  eben  nur  in  der  stär- 
keren Aufforderung  für  absolute  Regierungen,  sich  und  ihre  Or- 
gane vor  Unrecht,  Willkür  und  falschen  Richtungen  um  so  mehr 
zu  bewahren,  je  grösser  ihre  moralische  Verantwortlichkeit  sei  und 
je  schwerer  die  Folgen  ihrer  Missgriffe  für  sie  zu  werden  pflegen. 
Es  liege  in  der  Natur  der  Sache  vor  Allem  die  Bedürfnisse  des 
Staates  zu  kennen  und  festzuhalten,  ehe  man  den  Umfang  der 
Beitragspflicht  im  Allgemeinen  und  Einzelnen  bestimme.  2) 

Vornehmlich  in  der  Ausbildung  der  indirecten  Einnahmen 
sah  Eichhoff  die  Quelle  zur  Steigerung  der  erforderlichen  Zuflüsse. 
Aber  der  Gang  der  Verwaltung  war  ein  solch  schleppender  ge- 
worden, dass  die  wohlgemeintesten  Anträge  Monate,  ja  Jahre  lang 
auf  Erledigung  harrten.  Die  beantragten  Reformen  der  Zölle, 
Stempel  und  Taxgefälle,  sowie  der  Zuckerbesteuerung  rückten 
nicht  von  der  Stelle,  und  wie  wir  gesehen,  kam  es  vor,  dass  schon 

')  Eigenliändige  Aufzeichmmgen  Eichhoff  s  im  Privatbesitze  seines  Sohnes, 
»Sr.  Excellenz  des  Reichsrathsabgeordneten. 

2)  Eigenhändige  Aufzeichnungen  Ktibeck's  im  Privatbesitze, 
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genehmigte  Gesetze  kurz  vor  der  Ausführung  sistirt  wurden  und 
die  Berathungen  wieder  von  vorne  beginnen  mussten.  In  der 
ersten  Zeit  schmeichelte  sich  der  sanguinische  Mann,  dass  es 
ihm  doch  gelingen  werde,  seine  Bemühungen  von  Erfolg  gekrönt 
zu  sehen. 

In  der  schwierigen  Lage  des  europäischen  Geldmarktes  lag 
es,  dass  Eichhoff  in  den  ersten  zwei  Jahren  seiner  Amtsthätigkeit 
die  Aufnahme  neuer  Anlehen  zu  vermeiden  suchte  und  behufs 
Deckung  des  Mehrbedarfs  zur  Vermehrung  der  schwebenden 
Schuld  griff.  Die  Bank  erwies  sich  als  stets  willfähriger  Lücken- 
büsser.  Als  Stadion  sich  zum  ersten  Male  staatliche  Cassenan- 
weisungen  escomptiren  liess,  hielt  er  5  bis  höchstens  10  Millionen 
als  das  Maximum,  wozu  die  Bank  in  Anspruch  zu  nehmen  war. 
Am  Ende  des  Verwaltungsjahres  1838  schuldete  der  Staat  der 
Bank  30  Millionen,  die  mit  3%  zu  verzinsen  waren;  ^)  ausserdem 
hatte  man  13  Millionen  gegen  4%  bei  verschiedenen  Wechsel- 
häusern untergebracht  und  8  Millionen  Central-Cassenanweisungen 
befanden  sich  im  Besitze  des  Tilgungsfondes.  Im  Ganzen  war 
daher  die  schwebende  Schuld  auf  die  stattliche  Summe  von  51  Mil- 
lionen herangewachsen.  Das  Deficit  für  1839  war  mit  lö.ggg  Mil- 
lionen veranschlagt,  welche  Eichhoff  theils  mit  Hilfe  der  Wechsel- 
häuser, theils  durch  Benützung  der  Zuflüsse  des  Tilgungsfondes 
zu  decken  gedachte.  '^) 

Die  Entlassung  Eichhoff's  aus  dem  Staatsdienst,  am  25.  No- 
vember 1840,  hat  seinerzeit  viel  Staub  aufgewirbelt.  Man  sprach 
von  Betheiligung  an  den  Tabakslieferungen  Sina's  und  an  der  Nord- 
bahn, und  man  klammerte  sich  an  diese  Gerüchte,  da  sonst  kein 
Grund  für  die  Beseitigung  dieses  sehr  fähigen  Mannes  gefunden 
werden  konnte.  Die  Ursachen  lagen  jedoch  in  einem  Zwiespalte 
der  Meinungen,  der  sich  damals  in  den  der  Finanzverwaltung 
nahestehenden  Kreisen  über  die  Art  und  Weise  der  Gebahrung 
des  Hofkammer-Präsidenten  herausgebildet  hatte.  Vornehmlich 
über  zwei  Punkte  herrschten  Differenzen.  Einmal  über  die  Ver- 
wendung der  Zuflüsse  des  Tilgungsfondes  zur  Escomptirung  von 
Central-Cassenanweisungen,    welche    der    damalige   Vorstand    des 


1)  Eine  Anfrage  an  die  Bank,  ob  sie  geneigt  sei,  den  Betrag  auf  30  Millionen 
zu  erhöhen  vom  12.  Januar  1835,  zustimmend  beantwortet  am  15.  Januar. 

2)  Vortrag  16.  December  1838, 

10* 
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Geiieral-Rechnungsdirectoriums  und  spätere  Hofkammer-Präsident 
Kübeck,  als  mit  dem  Gesetze  vom  Jahre  1829  nicht  vereinbar- 
lich,  rügte.  EichhoiF  konnte  darauf  hinweisen,  dass  er  in  dieser 
Beziehung  nicht  eigenmächtig  vorgegangen  sei,  sondern  sich  die 
kaiserliche  Zustimmung  zu  seiner  Massregel  eingeholt  habe.  In 
der  That  hatte  Eichhoff  schon  beim  Beginne  des  Verwaltungsjahres 
1837  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  5%igen  Staatsobli- 
gationen über  Pari  stehen,  und  als  ein  zweckmässiges  Mittel,  dem 
weiteren  Steigen  des  Courswerthes  entgegenzuwirken,  sei  die  Ein- 
lösung der  Obligationen  zu  beschränken  und  der  Tilgungsfond  an- 
zuweisen, die  entbehrlichen  Summen  zur  Erwerbung  von  4%igen 
Central-Cassenanweisungen  zu  verwenden.  Sein  Antrag  wurde  ge- 
nehmigt, jedoch  sollten  die  von  dem  Tilgungsfonde  erworbenen 
Anweisungen  seinerzeit  realisirt  werden  und  der  Fond  die  vor- 
schriftsmässige  Wirksamkeit  erlangen.  ')  Auch  jetzt  hielt  Eichhoff 
diesen  Vorgang  für  ganz  rationell,  und  erklärte  es  für  unzweck- 
mässig, wenn  der  Tilgungsfond  5-  und  4"/„ige  Obligationen,  die 
über  Pari  standen,  einlöste,  und  er  bemühte  sich,  allerdings  nicht 
in  streng  juristischer  Weise,  den  Beweis  zu  liefern,  dass  der  erste 
Paragraph  des  Gesetzes  vom  Jahre  1829  mit  seinem  Vorgehen 
nicht  in  Widerspruch  stand.  2)  Die  Verwendung  des  Tilgungs- 
fondes  zum  Ankaufe  von  Central-Cassenanweisungen,  führte  er 
weiter  aus,  habe  sich  bewährt,  die  Finanzen  hätten  eine  ergiebige 
Aushilfe  erhalten,  ohne  dass  der  Cours  der  Staatsobligationen 
darunter  gelitten  hätte.  In  Folge  eines  kaiserlichen  Auftrages 
sollte  Eichhoff  mit  Kübeck  über  diese  Frage  eine  Vereinbarung 
treffen.  Letzterer  verlangte,  dass  der  Monarch  in  einem  Hand- 
schreiben es  ausspreche,  dass  unter  dem  Ausdrucke  „verzins- 
liche Staatsschuld"  und  „Staats-Schuldverschreibungen"  in  dem 
Gesetze  vom  1.  October  1829  auch  Central-Cassenanweisungen  zu 
verstehen  seien.  Eichhoff  hielt  dies  für  entbehrlich,  hatte  aber 
nichts  dagegen  einzuwenden.  Mit  Entschiedenheit  sprach  er  sich 
jedoch  gegen  eine  zweite  Forderung  Kübeck's  aus :  diesen  Posten 
in  den  Ausweisen  des  Tilgungsfondes  abgesondert  aufzuführen; 
der  Stand   des  Deficits,  behauptete  er,  würde  dadurch  ersichtlich 


')  Vortrag  vom  4,  November   1837. 

2)  Im  Ganzen  befanden  sich  Anfangs  Januar  1840  14.2  Millionen  Central- 
Cassenanweisungen  im  Besitze  des  Tilgungsfondes. 


Die  letzten  Jahre  des  alten  Reiches.  14J 

werden  und  es  wäre  die  erste  Bekanntmachung  über  die  Gebahrung 
des  Staatsbaushaltes,  Damals  am  Schlüsse  des  Verwaltungsjahres 
befanden  sich  I2.3  Millionen  Cassenanweisungen  im  Besitze  des 
Tilgungsfondes  und  bei  der  Depositencasse  4.3  Millionen ;  für  das 
Jahr  1841  waren  6  Millionen  zur  Verwendung  von  Seite  des 
Tilgungsfondes  in  dem  Voranschlag  in  Aussicht  genommen. 

Gleichzeitig  war  auch  ein  anderer  Gegenstand  in  Anregung 
gebracht  worden.  In  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1840  hatte 
die  Bank  ihrem  Wechselescompte  und  den  Lombardbelehnungen 
eine  grosse  Ausdehnung  gegeben  und  die  Summe  der  circulirenden 
Noten  fast  um  3  Millionen  in  einem  kurzen  Zeiträume  zugenommen. 
Die  Anfrage  an  die  Hofkammer  erfolgte,  welche  Vorkehrungen 
getroffen  worden  seien,  um  die  Gestion  der  Bank  von  der  Ein- 
wirkung des  industriellen  Schwindelgeistes  zu  bewahren.  Eichhoff 
vertrat  den  Standpunkt,  dass  die  Nationalbank  ein  Privatinstitut 
sei  und  den  Commissären  der  Regierung  bloss  die  Aufgabe  ob- 
liege, die  Beachtung  der  Statuten  zu  überwachen ;  weiter  zu  gehen 
und  direct  auf  die  Gebahrung  der  Bank  Einfluss  zu  nehmen,  hielt 
er  für  sehr  bedenklich;  da  die  Verwaltungsbehörde  nicht  in  der 
Lage  sei,  die  Handelsgeschäfte  zu  übersehen  und  zu  beurtheilen, 
und  eine  Verantwortlichkeit  durch  ein  Eingreifen  in  dieser  Rich- 
tung auf  sich  laden  würde,  der  sie  nicht  gewachsen  sei.  Dieser 
Gesichtspunkt  war  etwas  ganz  Neues  in  den  massgebenden  Kreisen 
österreichischer  Finanzpolitiker,  und  wenn  auch  der  Hofkammer- 
Präsident  wusste,  dass  einige  Bankhäuser  ihren  Credit  bei  der 
Bank  übermässig  ausbeuteten,  so  glaubte  er  doch  dem  Vorgehen 
der  Bank  nicht  entgegentreten  zu  sollen,  da  das  Institut  und  die 
hervorragenden  Bankiers  in  den  letzten  Jahren  der  Regierung 
grosse  Dienste  erwiesen  hatten,  sich  ihm  auch  keine  Handhabe  bot, 
der  Bankverwaltung  in  dieser  Beziehung  bestimmte  Weisungen 
zu  geben,  wie  weit  sie  bei  der  Creditbemessung  der  einzelnen 
Geldhäuser  gehen  solle  und  dürfe.  Die  Ansichten  Eichhoff's  fanden 
Widerspruch.  Auf  eine  abermalige  Anfrage  mit  dem  Hinweise 
auf  die  Abnahme  des  Münzvorrathes  im  August,  meinte  Eichhoff, 
die  einzige  Abhilfe  bestünde  in  der  Rückzahlung  der  von  Seite 
des  Staates  der  Bank  schuldenden  30  Millionen,  indess  sei  vor- 
läufig, so  lange  noch  ein  Deficit  bestehe,  daran  nicht  zu  denken, 
auch  die  Aufnahme  eines  neuen  Anlehen  nicht  thunlich,  da  die 
Abwickelung  des  vorjährigen  noch  im  Zuge  sei;  Grundbedingung 
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eines  gesunden  Geldwesens  sei  die  Herstellung  des  Gleichgewichts 
im  Staatshaushalte.  Die  Weisung  erfolgte,  den  Gouverneur  der 
Bank  aufzufordern,  mit  der  Direction  über  den  beunruhigenden 
Stand  der  Bank  Berathungen  zu  pflegen  und  eine  Erhöhung  des 
Zinsfusses  und  Beschränkung  des  Escomptegeschäftes  in's  Auge 
zu  fassen.  Schon  früher  hatte  Eichhoff  den  Auftrag  erhalten,  bei  der 
bevorstehenden  Revision  der  Bankstatuten  für  die  Zukunft  den 
Einfluss  der  Staatsverwaltung  zu  wahren  und  derselben  ausdrück- 
lich die  Befugniss  directer  Einwirkung  auf  jenen  Theil  der  Gestion 
der  Bank  zu  sichern,  „der  auf  den  Geldumlauf  und  die  Werth- 
verhältnisse  im  Allgemeinen  von  Bedeutung  sei". 

Die  Bank  sprach  sich  gegen  eine  Erhöhung  des  Escomptes 
aus,  und  erklärte,  der  Abfluss  des  Silbers  sei  durch  die  politischen 
Verhältnisse,  vornehmlich  durch  den  Londoner  Vertrag  vom  Juli 
hervorgerufen  worden;  die  Folgen  desselben  würden  in  commer- 
cieller  und  linanzieller  Hinsicht  noch  lang  fühlbar  sein,  übrigens 
habe  die  Bank  im  Auslande  20  Millionen  Silber  aufkaufen  lassen, 
und  eine  Besserung  werde  bald  einti'cten.  Eichhoff  machte  sich 
zum  Wortführer  dieser  Ansichten,  welche  einen  Tadel  der  aus- 
wärtigen Politik  in  sich  schlössen.  ') 

Diese  Differenzen  mochten  Eichhoff  bestimmt  haben,  seine 
Entlassung  zu  verlangen.  Mannigfache  Versuche  wurden  gemacht, 
ihn  von  diesem  Schritte  abzuhalten.  Erzherzog  I^udwig  war  in 
dieser  Richtung  eifrig  thätig,  der  Kaiser  selbst  bemühte  sich,  ihn 
in  seinem  einmal  gefassten  Beschluss  wankend  zu  machen  und  ge- 
währte ihm  endlich,  nach  wiederholtem  Ansuchen,  die  Enthebung 
in  der  schmeichelhaftesten  Weise.  2) 

Die  Ernennung  Kübecks  zum  Hofkammer-Präsidenten,  er- 
regte in  allen  Kreisen  grosso  Erwartungen.  Mit  dem  Mechanismus 
der  Verwaltung  vertraut  wie  Wenige,  verfügte  er  über  eine  gründ- 


')  Vortrag  vom  18.  November  1840. 

2)  Das  Gesuch  um  Entlassung  überreichte  Eichhofi'  am  24.  November.  Das 
kaiserliche  Schreiben  lautet  wörtlich :  Lieber  Freiherr  von  Eichhoff.  Ihrer  wieder- 
holten Bitte,  von  der  oberen  Leitung  der  Finanzverwaltung  enthoben  zu  werden, 
will  ich  gnädig  entsprechen,  so  wünschenswerth  Mir  Ihre  längere  Verwendung 
für  diesen  Zweig  der  öffentlichen  Geschäfte  gewesen  wäre.  Indem  ich  Ihnen 
Meine  Zufriedenheit  für  Ihre  geleisteten  Dienste  bezeige,  ])elialte  ich  Mir  vor, 
Ihre  Kenntnisse  und  Geschäftserfahrungen  noch  ferner  bei  sicli  erge))enden  Ge- 
legenheiten für  Meinen  Dienst  zu  benützen  und  bewillige  Ihnen  den  Fortgenuss 
Ihres  zuletzt  bezogenen  Gehaltes.  Wien  den  25.  November  1840.  Ferdinand. 
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liehe  nationalökonomisehe  Bildung.  Stadion  hatte  ihn  an  sich  ge- 
zogen und  ihm  die  wichtigsten,  auf  die  Finanzreform  bezüglichen 
Ausarbeitungen  übertragen.  Sie  verrathen  durchwegs  einen  mit  den 
volkswirthschaftlichen  Fragen  vertrauten,  selbstständigen  Kopf, 
dem  die  schwerwiegenden  Probleme  des  Greldwesens  geläufig  waren 
und  der  die  Fähigkeit  in  hohem  Masse  besass,  seine  Ideen  in 
eine  prägnante  oft  auch  eigenartige  Form  zu  kleiden.  Pillersdorf, 
der  mit  ihm  gleichzeitig  das  Vertrauen  Stadion's  besass,  mochte 
Ktibeck  an  praktischen  Kenntnissen  übertreffen,  stand  aber  an 
Tiefe  der  Auffassung  weit  hinter  ihm  zurück. 

Obwohl  schon  vorgerückt  an  Jahren,  hatte  sich  Kübeck  die 
Fülle  und  Elasticität  des  Geistes  bewahrt,  und  seine  Arbeiten, 
selbst  aus  späterer  Zeit,  als  er  Präsident  des  Reichsrathes  war, 
verrathen  nicht  die  alternde  Kraft.  Ein  Reformator  war  Kübeck 
allerdings  nicht,  zumeist  aus  -dem  Grunde,  weil  er  die  Finanz- 
wirthschaft  des  Staates  in  ihrer  Isolirtheit  und  nicht  in  einer  innigen 
Verbindung  mit  den  übrigen  Functionen  des  staatlichen  Lebens 
auffasste.  Die  Richtung  seiner  politischen  Anschauungen  war  ihm 
eine  durch  den  Zug  der  Zeit  aufgeprägte.  Hier  konnte  er  sich 
von  der  gang  und  geben  Auffassung  nicht  losschälen.  Aber  in 
allen  Zweigen  der  Finanzverwaltung  beabsichtigte  er  bedeutende 
Verbesserungen  einzuführen,,  einzelne  sogar  total  umzugestalten, 
und  nicht  ihn  trifft  die  Schuld,  wenn  sein  mehijähriges  Wirken 
als  Hof  kammer-Präsident  nur  in  nebensächlichen  Dingen  fortschritt- 
lichen Geist  athmet.  Die  Verhältnisse  waren  mächtiger  als  er, 
und  die  Staatsconferenz  begrub  oder  verstümmelte  seine  bestdurch- 
dachten Anträge,  und  wenn  es  ihm  ebensowenig  gelang,  trotz  der 
eifrigsten  Mühen  und  Sorgen,  das  so  lang  ersehnte  Gleichgewicht 
in  dem  Staatshaushalte  herzustellen,  so  muss  man  die  Erklärung 
ebenso  wie  früher  in  der  Militärverwaltung  suchen,  welche  die 
Voranschläge  immer  illusorisch  machte,  seit  dem  Beginne  der 
revolutionären  Bewegung  in  Italien  die  Leere  des  Staatssäckels 
nicht  beachtete  und  den  Hofkammer-Präsidenten  vielfach  erst 
nach  Verausgabung  grosser  Summen  von  ihrer  kostspieligen 
Thätigkeit  in  Kenntniss  setzte,  um  nach  vollbrachter  That  die 
Anweisungen  zur  Begleichung  der  Rechnungen  zu  fordern.  An 
eindringlichen  Vorstellungen  Hess  es  Kübeck  nicht  fehlen;  sie 
verfehlten  auch  nicht,  vorübergehend  Eindruck  zu  machen,  ging 
aber  ein  neues  Jahr  zur  Neige,    so  stellte   sich    heraus,    dass  alle 
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Vorsätze,  sogar  Befehle  an  die  Kriegsverwaltung  verpufft  waren. 
Die  Pünktlichkeit  und  Ordnungsliebe  selbst,  drang  Kübeck  auf 
rechtzeitige  Vorlage  des  Präliminares,  aber  er  konnte  in  manchen 
Jahren  froh  sein,  wenn  ihm  unmittelbar  vor  Thorschluss  die  An- 
sätze für  Militär  und  Marine  vorlagen. 

Noch  schlimmer  erging  es  ihm  bei  den  von  ihm  geplanten 
und  bis  in's  Detail  ausgearbeiteten  Reformen  auf  dem  Gebiete  des 
Steuerwesens,  der  Zollordnung,  der  Staatsschuld.  Nach  monat- 
langem Harren  bekam  er  seine  Vorträge  unerledigt  oder  ablehnend 
entschieden  zurück,  und  der  Mühe  Schweiss  war  umsonst  gewiesen. 
Unter  solchen  Verhältnissen  musste  selbst  die  tüchtigste  und 
frischeste  Kraft  erlahmen  und  sich  bloss  mit  dem  stillen  Bewusstsein, 
das  Rechte  gewollt  zu  haben,  bescheiden.  Wie  sehr  man  auch 
über  die  politische  Richtung  Kübeck's  vom  Standpunkte  der  Gegen- 
wart aburtheilen  mag,  seine  Absichten  als  Hofkammer-Präsident 
sind  meist  anerkennenswerth  und  zwingen  zur  Hochachtung  des 
Mannes,  der  die  traurige  Empfindung  mit  sich  herumtragen  musste, 
nicht  einmal  die  öffentliche  Meinung  aufklären  zu  können,  dass 
es  nicht  an  ihm  gelegen  war,  wenn  er  die  hochgespannten  Erwar- 
tungen, die  sich  an  seinen  Eintritt  in  die  Hofkammer  geknüpft, 
nicht  verwirklichen  konnte.  ^) 

Dort  wo  man  ihm  freie  Hand  Hess,  schuf  Kübeck  in  der 
That  Beachtenswerthes.  Unmittelbar  nach  seinem  Eintritte  in  die 
Hofkammer  wendete  er  dem  Eisenbahnwesen  seine  volle  Aufmerk- 
samkeit zu  und  war  eifrigst  bemüht,  Oesterreich  die  Wohlthaten 
dieses  Culturmittels  im  ausgedehntesten  Massstabe  zu  verschaffen. 
Nach  Kübeck's  Ansicht  war  es  nicht  richtig,  die  Eisenbahnunter- 
nehmungen in  eine  Linie  mit  den  übrigen  Industrieunternehmungen 
zu  stellen  und  der  Privatthätigkeit  anheimgeben  zu  wollen.  Die 
Eisenbahnen,  lauteten  seine  Auseinandersetzungen,  hätten  den 
Zwecken  des  National-  und  Staatsverkehres  Rechnung  zu  tragen; 
Privatunternehmungen  thun  dies  nicht  immer  und  es  läge  auch 
nicht  in  ihrem  Interesse,  dieselben  immer  zu  berücksichtigen  5  sie 
täuschen  sich  vielfach  in  den  Bei'cchnungen  und  wählen  im  gün- 
stigsten Falle  nur  jene  Linien,  welche  den  Actionären  den  nächsten 
und  sichersten  Gewinn  versprechen,   bald  sei  es  Salz-,  bald  Vieh- 


')   Diese   Scliildernng  weicht,    von    der  Anffassnng  Springer's  I.  ööl   fg.  in 
vielen  Punkten  ab,  beruht  aber  auf  bisher  unbenutzten  Actenstücken, 
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t/ansportj  bald  Personenfrequenz,  auf  welche  Rechnung  gemacht 
verde,  aber  es  werde  nicht  in  Anschlag  gebracht,  dass  die  Linien 
Mit  Rücksicht  auf  den  Gesammtverkehr  und  die  Entwickelung 
neuer  Hilfsquellen  für  denselben  angelegt  werden  sollen.  Auch 
die  sonst  richtige  Maxime,  dass  das  Privatinteresse  der  sicherste 
und  wohlfeilste  Leiter  der  Industrieunternehmungen  sei,  fände  hier 
keine  Anwendung.  Eine  Gesellschaft  von  mehr  als  tausend 
Personen,  von  denen  Keiner  von  dem  Geschäfte  etwas  verstehe. 
Keiner  eigentlich  daran  Theil  nehme,  jeder  nur  eine  günstige  Rente 
von  der  Einlage  erwarte,  ruhe  ganz  in  den  Händen  der  Direction, 
welche  nicht  durch  ein  mit  dem  Geschäfte  verbundenes  Literesse 
geleitet  werde,  sondern  im  Auftrage  und  mit  einer  scheinbaren 
Verantwortlichkeit  gegen  eine  Körperschaft  arbeite,  die  mehr  eine 
Abstraction  als  eine  Realität  sei.  Am  unglücklichsten  sei  die 
Anwendung  des  Prinzips  der  Concurrenz  auf  Eisenbahnen.  Die 
Anlage  derselben  sei  nach  den  Bedürfnissen  des  grossen  Verkehrs 
nach  einem  bestimmten  Plane  auszumitteln. 

In  dem  Kreislaufe  menschlicher  Meinungen  sind  wir  in  der 
Gegenwart,  nach  trüben  Erfahrungen  fast  zu  dem  Standpunkte 
Kübeck's  rückgekehrt.  Bekanntlich  befürwortet  die  neueste  Rich- 
tung in  England  und  allen  Fortschrittsländern  den  Staatsbau, 
Mögen  auch  einzelne  Woi'tführer  viel  zu  weit  gehen,  soviel  scheint 
gewiss,  dass  es  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  sich  nicht  als  ein 
Missgriff  herausstellen  wird,  wenn  die  hervorragendsten  Verkehrs- 
linien Privatgesellschaften  übertragen  werden.  Und  in  Oesterreich 
insbesondere  hätte  man  sich  manche  Enttäuschung  erspart,  wenn 
die  Nachfolger  Kübeck's  von  seinen  Grundsätzen  beseelt  gewesen 
w^ären  und  mit  unverdrossenem  Ernste  sich  der  allerdings  schwieri- 
gen Aufgabe  unterzogen  hätten,  dem  Reiche  jene  Eisenstrassen  zu 
verschaffen,  deren  es  bei  dem  gewaltigen  Umschwünge  des  Welt- 
verkehres bedarf.  Und  selbst  heute  noch  wäre  es  ein  Glück, 
wenn  bei  Feststellung  und  Erledigung  der  grossen  hieher  gehörigen 
Fragen  einige  Funken  Kübeck'schen  Geistes  sichtbar  wären  und 
nicht  vielfach  kleinliche  banausische  Rücksichten  den  Ausschlag 
geben  würden.  Kübeck  stellte  sich  in  dieser  Beziehung  die  höchsten 
Ziele,  und  seine  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrwesens 
sichert  ihm  einen  unstreitigen  Ehrenplatz  in  der  Geschichte  Oester- 
reichs.  In  andern  I^ändern  wird  das  Andenken  der  Männer,  die 
auch    nur    in    einem  Zweige    staatlicher   Verwaltung   eine  hervor- 
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ragende  Wirksamkeit  entfalten,  hochgehalten,  während  man  es  "n 
Oesterreich  liebt,  die  Schattenseiten  hervorzukehren  und  dß 
Lichtseiten  ganz  unberücksichtigt  zu  lassen. 

Das  Deficit  des  ersten  Jahres  hatte  Kübeck  von  seinem  Vor- 
gänger übernommen  und  er  mochte  hoffen  nach  einigen  Jahren 
durch  eine  Reihe  von  Reformen,  einerseits  durch  Steigerung  der 
Einnahmsquellen,  andererseits  durch  Reduction  von  überflüssigen 
Ausgaben,  einen  Rechnungsabschluss  ohne  Abgang  zu  Stande  zu 
bringen.  Vor  einem  Anlchen  scheute  er  nicht  zurück,  wenn  dasselbe 
zu  productiver  Ausgabe  und  nicht  zur  Bedeckung  eines  Verwaltungs- 
deficits  erforderlich  war.  Ersparungen  in  den  verschiedenen  Zweigen 
der  Administration,  die  Militärverwaltung  ausgenommen,  waren 
schwer  möglich,  theils  weil  die  Voranschläge  wirklich  „innerhalb 
der  Grenzen  angemessener  Sparsamkeit  sich  bewegten,  theils  weil 
viele  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes  einer  Nachhülfe  dringend 
bedurften,  wie  das  Schulwesen,  die  Communal-  und  Humanitäts- 
anstalten, Strassen  und  Staatsbauten".')  Einschränkung  allein,  legte 
er  dar,  würde  nicht  zum  Ziel  führen,  das  Uebel  liege  tiefer.  Eine 
der  Grundursachen,  die  den  Staatsaufwand  und  zwar  zum  em- 
pfindlichen Nachtheil  des  gesammten  Staatslebens  steigere,  beruhe 
in  der  ungemessenen  Complication  des  Geschäftsganges  und  des 
dazu  eingesetzten  OrganisAius.  Geringfügige,  wie  wichtige  An- 
gelegenheiten, werden  durch  vielfache  Vernehmungen,  Rückfragen, 
neu  abverlangte  Auskünfte  in's  Unendliche  gesponnen  und  wich- 
tige Dinge  selten  definitiv  erledigt.  Dieser  Gang  nehme  eine  Un- 
zahl Kräfte  in  Anspruch,  die  alle  belohnt  und  bezahlt  werden 
müssen,  die  in  erschöpfender  Thätigkeit  erhalten  werden  und 
doch  nur  wenig  zu  leisten  vermögen,  weil  sie  sich  durch  das 
Detail  formaler  Geschäfte  aufreiben.  Nach  und  nach  ergreift,  be- 
sonders in  den  höhern  Stellungen,  die  Bequemlichkeit  das  Mittel, 
sich  jeder  mühsamen  Erledigung  eines  Geschäftes  durch  Rück- 
fragen und  neue  Vernehmungen  zu  begeben,  ohne  daran  zu  denken, 
dass  jede  solche  Vernehmung,  von  je  höherem  Standpunkte  sie 
ausgeht,  eine  desto  grössere  Masse  von  Schreibereien  hervorruft, 
die  in  letzter  Auflösung  gewöhnlich  für  den  Zweck  ganz  imtzlos 
sind,  aber  Zeit  und  Kräfte  in  Anspruch  nehmen,  „die  kostbar 
durch  ihre  Verluste,  kostbar  durch  ihren  Aufwand  sind". 


1)  Vortrag  Kübeck's  22.  Januar  1843. 
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Ein  anderer  Uebelstand,  fährt  Kübeck  fort,  ist  ein  massloses 
Streben  nach  Gnadenbetheiligungen,  welches,  da  es  nicht  auf  Recht 
und  Billigkeit  beruht,  sondern  auf  Gefühle  und  Rücksichten  ge- 
stellt ist,  von  Jahr  zu  Jahr  die  Ansprüche  und  mit  deren  Be- 
friedigung den  Staatsaufwand  steigert.  Endlich  der  Militäretat. 
Durch  die  Erleichterung  dieses  Postens  würde  man  den  freudigsten 
Dank  der  ganzen  Bevölkerung  für  diese  von  der  strengsten  Ge- 
rechtigkeit, wie  von  der  Staatsklugheit  gebotene  Massregel  ernten, 
dem  Nationalwohlstande  einen  neuen  Aufschwung,  den  Finanzen 
aber  das  nachlialtigste  Mittel  zur  Herstellung  des  Gleichgewichts 
zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  verschaifen. 

Die  Mittel  zu  grösseren  Einnahmsquellen  wünschte  er  durch 
Ausbildung  der  directen  und  der  indirecten  Besteuerung  zu  er- 
langen. Die  Behauptung,  dass  Kübeck  an  keine  Reform  der 
directen  Besteuerung  dachte,  ist  vollständig  irrig,  aber  es  lag  nicht 
in  seinem  Wirkungskreise  in  dieser  Richtung  die  Initiative  zu  er- 
greifen, da  alle  directen  Steuern  in  das  Ressort  der  allgemeinen 
Hofkanzlei  gehörten,  und  er  erbat  sich  die  Ermächtigung,  Ver- 
handlungen anknüpfen  zu  dürfen,  und  ersehnte  eine  Handhabe, 
die  Hofkanzlei  zur  Sprache  bringen  zu  können.  Vornehmlich 
fasste  er  hiebei  die  Erwerbsteuer  in's  Auge,  die  er  zu  einer  Ein- 
kommensteuer zu  erweitern  gedachte.  Das  System  der  Brausteuer 
hielt  er  für  verbesserungsfahig,  die  Tax-  und  Gefallordnung  vom 
Jahre  1840  für  mangelhaft,  das  Zollwesen  schon  mit  Rücksicht  auf 
die  Finanzen  für  umgestaltungsbedürftig.  Gleichzeitig  aber  richtete 
er  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Steigerung,  Aufschliessung  und 
Beförderung  der  Gewerbethätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Land- 
wirthschaft  und  der  Industrie.  Endlich  betonte  er  die  stärkere 
Heranziehung  Ungarns  und  Siebenbürgens.  Der  wahre  Grund 
der  Zustände,  heisst  es  in  dem  vorliegenden  Schriftstücke,  liegt 
sehr  tief  in  der  nicht  geregelten,  seit  den  letzten  zwanzig  Jahren 
verschobenen  Verfassung  und  verwickelten  gegenseitigen  Stellung 
des  l^andes  und  der  dortigen  Regierungsorgane  zum  Throne.  So 
lange  nicht  in  dieser  flinsicht  geholfen  wird,  kjfnn  sich  der  Stand 
der  Dinge  nicht  wesentlich  bessern.  Zu  einer  Aenderung  dieser 
Art  gehört  aber  ein  grosser  Entschluss  und  eine  nachhaltige 
Kraft  zu  seiner  Durchführung,  wobei  sich  von  selbst  versteht, 
dass  von  keiner  Art  widerrechtlicher,  die  Verfassung  und  ihre 
wahren  Grundlagen  verletzender  Gewalt  die  Rede  sein  kann. 
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So  sprach  Kübeck  in  einem  Actenstücke,  welches  an  mass- 
gebender Stelle  überreicht  wurde.  Es  ist  ein  Reformprogramm 
im  eminentesten  Sinn  des  Wortes,  welches  die  gesammte  Vor- 
waltung des  Staates  umfasste  und  eine  totale  Umgestaltung  der- 
selben in  sich  schloss.  Monate  lang  harrte  der  Hofkammer-Prä- 
sident auf  die  Erledigung ;  sie  war  nicht  ermunternd.  Doch  decken 
wir  den  Schleier  über  diese  Vorgänge,  deren  Ursachen  ohnehin 
im  Gedächtnisse  Aller  leben.  Wenn  wir  in  ausführlicher  Weise 
sie  berichteten,  so  geschah  es  bloss  zur  Ehrenrettung  eines  in  der 
inneren  Greschichte  Oestcrreichs  hochverdienten  Mannes. 

In  der  Bankpolitik  schlug  Kübeck  einen  ganz  anderen  Weg 
ein,  als  seine  Vorgänger.  Seiner  Ansicht  nach  hatten  diese  die 
Bestimmung  der  Bank  vei-kannt  und  missverstanden,  und  zum 
Theil  durch  Mangel  an  Aufmerksamkeit  in  der  Ueberwachung  den 
bedenklichen  Zustand,  in  welchem  sich  dieses  Institut  befand, 
herbeigeführt.  Er  tadelte  es,  dass  die  Staatsverwaltung  zur  Be- 
deckung der  laufenden  Ausgaben  in  allzu  starker  Weise  den  Credit 
der  Bank  in  Anspruch  genommen  habe.  ^  Indem  die  Bank  dem 
Staate  30  Millionen  vorstreckte,  habe  sie  weder  ihren  Fond  ver- 
mehrt, noch  disponible  Sicherheitseffecten  erhalten.  Die  30  Mil- 
lionen Noten,  welche  die  Bank  auf  diese  Weise  in  Umlauf  gesetzt 
habe,  seien  in  letzter  Auflösung  Papiergeld,  unter  Garantie  des 
Staates  auf  den  Namen  der  Bank  ausgegeben.  Die  3%ige  Ver- 
zinsung sei  nur  scheinbar  eine  niedrige,  in  der  That  eine  zweck- 
lose und  bedenkliche  Ausgabe.  Wofür  und  wem  werden  die 
Zinsen  bezahlt?  Sie  seien  ein  reines  Geschenk  an  die  Bank- 
actionäre,  die  ohne  die  geringste  Steigerung  ihrer  Zahlungspflicht 
ihre  Dividende  um  18  Gulden  jährlich  vermehrten  und  den  Werth 
der  Actien  um  400 — 500  Gulden  steigerten.  Wenn  man  aber 
schon  diesen  Weg  betreten  habe,  so  hätte  man  wenigstens  die 
mercantile  Seite  überwachen  sollen.  Das  Verhältniss  des  Noten- 
umlaufes zum  Baarschatze  müsse  sich  doch  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  bewegen.  Kübeck  war  weit  davon  entfernt,  eine  Drittel- 
bedeckung zu  fordern,  er  wollte  sich  schon  mit  dem  Verhältniss 
von  100  :  15  begnügen.  Indess  sah  er  vorläufig  nur  ein  Mittel, 
Abhilfe  zu  schaffen:  Beschränkung  des  Escomptes.  Eine  gründ- 
liche Heilung  hielt  er  für  den  Augenblick  nicht  für  möglich,  da 
der  Staat  nicht  in  der  Lage  war,  auch  nur  einen  Theil  der  Schuld 
zurückzuzahlen  und  auch  der  Verkauf  der   im  Besitze  der  Bank 
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befindlichen  Actien,  deren  Cours  damals  zwischen  1600 — 1700 
betrug,  ihm  unthunlich  schien.  ^) 

Eine  beträchtliche  Besserung  des  Standes  der  Bank  konnte 
jedoch  durch  die  Massnahmen  des  Hofkammer-Präsidenten  nicht 
herbeigeführt  werden,  denn  der  grösstc  Theil  der  im  Umlaufe 
befindlichen  Noten  kam  auf  Rechnung  jener  Geschäfte,  welche 
die  Bank  für  den  Staat  übernommen  hatte,  und  der  Verkehr  mit 
den  Privaten  nahm  verhältnissmässig  nicht  übermässig  grosse 
Summen  in  Anspruch.  So  entfielen  z.  B.  von  den  170.g3  Mil- 
lio^en  Gulden,  die  am  17.  November  1840  umliefen,  117.g  auf  die 
mit  der  Finanzverwaltung  abgeschlossenen  Geschäfte.  Die  Bank- 
direction  war  durchgreifenden  Massregeln,  die  auf  eine  Beschrän- 
kung des  Escompte-  und  Darlehensgeschäftes  hinausliefen,  ent- 
schieden abgeneigt,  und  so  richtig  auch  theilweise  die  Gründe 
waren,  welche  sie  gegen  die  Finanzverwaltung  vorbrachte,  zu- 
meist war  es  der  Widerwille  gegen  Beschränkungen  der  ange- 
sehenen Firmen,  die  mit  den  Bankdirectoren  im  innigsten  Ver- 
kehre standen,  der  für  ihre  Haltung  massgebend  war.  Allein  die 
entschiedene  Forderung  des  Hofkammer-Präsidenten,  Beschrän- 
kungen des  Bankcredits  vorzunehmen,  hatte  doch  das  Ergebniss, 
dass  der  Geschäftsverkehr  sich  in  engeren  Grenzen  bewegte.  Der 
Notenumlauf,  der  noch  am  5.  März  1841  I66.4  Millionen  betragen 
hatte,  sank  im  Laufe  dieses  Jahres  zeitweilig  auf  160  Millionen 
herab  und  erst  gegen  Ende  desselben  trat  abermals  eine  Vermeh- 
rung desselben  ein.  Durch  Ankauf  von  Silber  im  Betrage  von 
über  6  Millionen  Gulden,  ferner  durch  die  Verminderung  des  vom 
Staate  in  Anspruch  genommenen  Credits  in  Folge  einer  Rückzah- 
lung von  6  Millionen  Gulden,  die  in  monatlichen  Raten  im  Be- 
trage von  je  500.000  erfolgte,  hob  sich  am  Ende  des  Jahres  1841 
der  Baarschatz  auf  39.,j3,j  Millionen  und  das  Verhältniss  desselben 
zum  Notenumläufe  stellte  sich  auf  1  :  4.22. 

Nach  den  Ansichten  Kübeck's  hatte  der  Staat  sich  nicht 
den  erforderlichen  Einfluss  auf  die  Geschäftsgebahrung  der  Bank 
gewahrt,  und  diese  Lücke  sollte  bei  der  bevorstehenden  Erneue- 
rung des  Bankprivilegiums  ausgefüllt  werden.  Schon  Anfangs  1839 
hatte  die  Bankdirection  die  Bitte  um  Verlängerung  des  Privile- 
giums gestellt  und  eine  kaiserliche  Entschliessung  vom  20.  April 

')  Vortrag  19.  December  1840,  ♦ 
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1839  dieselbe  genehmigt,  jedoch  zugleich  angeordnet,  dass  die  er- 
forderlichen und  wünschenswerthen  Modificationen  vorgenommen 
werden  sollen.  Die  Verhandlungen  im  Schosse  der  Bankdirection 
waren  im  Mai  1840  beendet  und  das  Resultat  derselben  wurde 
der  Regierung  am  23.  Mai  durch  eine  Note  des  Bankgouverneurs 
mitgetheilt. 

Abgesehen  von  einigen  nicht  unbedeutenden  Aenderungen, 
welche  die  Organisation  des  Bankinstitutes  betreffen,  sind  in  den 
neuen  Statuten,  welche  am  1.  Juli  1841  die  kaiserliche  Sanction 
erhielten,  jene  Bestimmungen  von  Wichtigkeit,  durch  welche  sich 
die  Staatsverwaltung  einen  Einfluss  auf  die  Geschäftsführung  zu 
sichern  suchte.  Die  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  machten,  wie 
Kübeck  meinte,  diese  Lücke  besonders  fühlbar,  und  „bei  den 
ausgedehnten  Vollmachten  des  Bankinstituts  und  seiner  Einwir- 
kung auf  die  industriellen  und  commerciellen  Zustände  und  der  Ver- 
kettung desselben  mit  dem  ganzen  Greditsystem  der  Monarchie", 
schien  dem  Hofkammer-Präsidenten  eine  staatliche  Ingerenz  un- 
ausweichlich. Zwei  Hofcommissäre  erhielten  die  Aufgabe,  die 
Geschäftsgebahrung  der  Bank  zu  überwachen ;  der  eine  hatte  sich 
die  Ucbcrzeugung  zu  verschaffen,  dass  die  Statuten  von  der  Bank- 
gesellschaft eingehalten  werden,  insbesondere  aber  darauf  zu  achten, 
dass  die  in  Umlauf  gesetzten  Banknoten  immer  ihre  volle  Be- 
deckung linden  und  das  vorschriftsmässig  festgesetzte  Verhältniss 
zum  Münzschatze  nicht  überschreiten.  Noch  einschneidender  waren 
die  Befugnisse  des  zweiten  Hofcommissärs.  Die  im  (§.  53)  alten 
Reglement  den  Dircctoren  übertragene  Aufsicht  über  das  Escompte- 
geschäft  erwies  sich  nach  der  Ansicht  der  Finanzverwaltung  als 
eine  illusorische,  und  sie  wähnte  dadurch  Abhilfe  zu  schaffen, 
indem  sie  einen  Staatsbeamten  damit  betraute,  „das  Escompte- 
und  Darlehensgeschäft  in  Absicht  auf  die  Zulässigkeit  der  ein- 
gereichten Effecten,  auf  die  Unparteilichkeit  des  Verfahrens  in 
der  Creditbewilligung  und  auf  die  genaue  Einhaltung  der  für 
diese  zwei  (xcschäftszweige  bestimmten  Fonds  zu  überwachen".  ') 

Ein  Gegner  der  stetigen  Vermehrung  der  schwebenden  Staats- 
schuld und  der  Lotterieanlehen,  huldigte  Kübeck  der  ganz  cor- 
recten  Ansicht,  dass  schwebende  Schulden  nur  für  vorübergehende 


')   Vortrag   4.   Juni   1841,    kaiserliche   Entschliessung    vom    1.   Juli,   Ver- 
ständigung an  die  Bank  31.  Juli  1841. 
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Bedürfnisse  und  ausserordentliche  Fälle  aufgenommen  werden 
sollen,  und  der  Staat  nur  in  Zeiten  der  Gefahr,  wenn  es  schwer 
möglich  sei,  ein  Anlehen  rasch  und  sicher  aufzubringen,  sich  dieses 
Hilfsmittels  zu  bedienen  habe.  Seine  Pläne  zur  Herstellung  des 
Gleichgewichts  im  Staatshaushalte  waren  umfassende,  und  er  rech- 
nete um  so  sicherer  auf  die  Annahme  und  Durchführung  seiner 
Anträge,  da  man  ihn  von  höchster  Stelle  aufgefordert  hatte, 
Reformvorschläge  zu  machen.  Bis  diese  zur  Verwirklichung 
gelangten,  musste  man  allerdings  den  Geldmarkt  in  Anspruch 
nehmen,  aber  um  nicht  jahraus  jahrein  mit  neuen  Ansprüchen 
hervortreten  und  sich  von  den  Wechselfallen  des  Tages  unabhängig 
zu  machen,  suchte  Kübeck  den  Staatsbedarf  für  mehrere  Jahre 
im  Vorhinein  sicherzustellen.  Die  Geldwelt  kam  dem  Hofkammer- 
Präsidenten  mit  dem  grössten  Vertrauen  entgegen,  freiwillig  fanden 
sich  die  Herren  in  der  Himmelpfortgasse  ein,  um  nach  Geschäften 
zu  fragen.  Das  erste  Anlehen  unter  Kübeck'scher  Verwaltung, 
zur  Bedeckung  der  Staatsbedürfnisse  in  den  Jahren  1841  bis 
1844  bestimmt,  wurde  unter  günstigen  Bedingungen  abgeschlossen. 
Die  bekannten  Wechselhäuser  übernahmen  durch  das  Ueberein- 
kommen  vom  14.  Juli  1841  SS.^f,^  Millionen  in  5%igen  Schuld- 
verschreibungen zum  Preise  von  104;  da  jedoch  den  Contra- 
henten  eine  2''/,)ige  Provision  bewilligt  wurde,  so  stellte  sich  das 
Anlehen  auf  102  efFectiv.  Einzahlungen  vor  dem  festgesetzten 
Termine  wurden  mit  40/,,  discontirt,  eine  jedenfalls  lästige  Be- 
stimmung; auch  musste  die  Finanzverwaltung  die  nicht  minder 
schwerwiegende  Bedingung  eingehen,  auf  eine  Convertirung  der 
öligen  Schuldverschreibungen  in  den  nächsten  fünfzehn  Jahren 
zu  verzichten,  ein  Plan,  mit  dem  sie  sich  damals  beschäftigte 
und  der  bei  dem  Stande  der  5-  und  4%igen  Papiere  über  und 
nahe  an  Pari  leicht  ausführbar  gewesen  wäre. 

Schon  zwei  Jahre  später  musste  zu  einem  neuen  Anlehen 
geschritten  werden.  Von  Rothschild  kam  das  Anerbieten  40  Millionen 
Obligationen  für  43,2  Millionen  Gulden  zu  übernehmen,  welches 
auch  im  Mai  1843  angenommen  wurde.  Effectiv  stellte  sich  die 
Obligation  auf  106,  die  Verzinsung  auf  4.7  "/o-  ^^^  die  Bestimmung 
über  die  Einzahlungen  vor  den  festgesetzten  Terminen,  welche 
bei  den  früheren  Anlehen  ganz  dem  Belieben  der  Contrahenten 
überlassen  blieben,  war  Kübeck  zu  beschränken  beflissen,  indem 
er   fü^  jedes  Jahr    ausser   den  fest  einzuzahlenden  Summen   eine 
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MaxinialzifFcr  festsetzte,  über  welche  hinaus  die  Verwaltung  zur 
Annahme  weiterer  Beträge  nicht  verpflichtet  werden  konnte. 
Andere  Bestimmungen  des  Ucbereinkommens  waren  aus  jenem 
des  Jahres  1841  herübergenommen.  Einmal  die  Verpflichtung 
des  Tilgungsfondes  für  den  Fall,  als  die  5"/uigen  Obligationen  an 
der  Wiener  Börse  auf  Pari  fielen,  durch  Käufe  einem  weiteren 
Sinken  des  Courses  Einhalt  zu  thun,  fei-ner  dass  ein  neues  Ueber- 
einkommen  Platz  zu  greifen  habe,  wenn  die  Course  auf  96  herab- 
gehen und  ununterbrochen  14  Tage  auf  diesem  Stande  sich  er- 
halten sollten.  Die  Verzinsung  des  neuen  Anlehens  stellte  sich  im 
Vergleiche  zu  1841  um  O,^  %  günstiger.  •) 

Die  Voraussetzungen  Kübeck's  trafen  nicht  zu.  Die  geplanten 
Reformen  kamen  theils  nicht  zum  Abschlüsse,  theils  ruhen  sie 
im  Schoosse  der  Archive,  ohne  verwirklicht  worden  zu  sein.  Die 
massgebenden  Kreise  scheuten  eine  jede  einschneidende  Verän- 
dei'ung,  eine  jede  durchgreifende  Massregel.  Von  Ersparnissen 
konnte  nicht  viel  die  Rede  sein.  Das  Budget  für  die  Civilver- 
waltung  war  einer  Beschränkung  nicht  fähig,  und  das  Heer  nahm 
seit  1846  wieder  beträchtliche  Summen  in  Anspruch.  Der  Militär- 
etat hatte  sich  in  den  Jahren  1841 — 1845  zwischen  50 — 54  Millionen 
bewegt,  an  und  für  sich  schon  eine  höhere  Ziffer  als  bei  den 
damaligen  Einnahmen  des  Staates  geleistet  werden  konnte,  aber 
1846  nahm  die  Militärverwaltung  57 '/^  Millionen,  1847  sogar 
61'/3  Millionen  in  Anspruch,  und  die  Verwaltung  sah  sich  aber- 
mals genöthigt,  zu  einer  Anleihe  von  80  Millionen  ihre  Zuflucht 
zu  nehmen.  Rothschild,  Sina,  Arnstein  und  Eskeles  übernahmen 
diese  Summe.  Die  Contrahenten  behielten  sich  das  Recht  vor, 
statt  ö^/üigen  Obligationen  2  '/.2  Voig^  2;um  halben  Preise  bis  zum 
Betrage  von  40  Millionen  zu  beziehen,  da  diese  Kategorie  von 
Papieren  im  Auslande  sehr  gesucht  war.  Auch  machten  sie  in 
der  Folge  von  diesem  Zugeständnisse  Gebrauch.  Die  obligatorische 
Einzahlung  wurde  auf  15  Millionen  pro  Jahr  festgesetzt,  und  die 
Staatsverwaltung  hoffte  damit  den  Bedarf  für  eine  Reihe  von 
Jahren  gedeckt  zu  haben.  Aus  der  letzten  Submission  wurde 
auch  die  Bestimmung  herübergenommen,  dass  der  Tilgungsfond 
auf  den  Stand  der  Course  einzuwirken  habe,  sobald  die  5%igen 
Obligationen  auf  Pari  sinken;    der  Abschluss  eines  neuen  Uebcr- 


')  Kaiserliehe  Ermächtigung  zum  Abschlüsse  vom  2.  Juni  1843. 
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einkommens  sollte  eintreten ,  wenn  die  Papiere  2  %  unter  Pari 
herabgehen,  was  gegen  die  Abmachungen  der  Jahre  1841  und 
1843  ungünstiger  war.  i) 

Trotzdem  die  Einzahlungen  auf  diese  Anleihe  im  l^aufe  der 
nächsten  Monate  anstandlos  erfolgten,  und  bis  Ende  August  7.455 
Millionen  Clulden  eingeflossen  waren,  sah  sich  die  Staatsverwaltung 
doch  gcnöthigt  noch  zu  anderen  Mitteln  zu  greifen,  um  den  lau- 
fenden Abgang  zu  decken. 2)  Durch  ein  Uebereinkommen  mit  der 
Bank  wurde  der  Credit  der  Finanzverwaltung  bei  der  National- 
bank auf  40  Millionen  ausgedehnt,  und  am  Schlüsse  des  Ver- 
waltungsjahres um  weitere  10  Millionen  erhöht.  ^)  Kübeck  war,  wie 
schon  erwähnt,  der  entschiedenste  Gegner  der  schwebenden  Schuld 
und  musste  dennoch  denselben  Weg  wie  seine  Vorgänger  betreten. 
Die  Ursache  lag  darin,  dass  sich  bereits  im  Sommer  1847  ein 
höheres  Deficit  herausstellte,  als  veranschlagt  worden  war.  Schon 
im  September  überstieg  es  um  10,2  Millionen  das  Präliminare.  Der 
Voranschlag  für  1848  Hess  einen  weiteren  Abgang  von  27  Millionen 
erwarten.  Dem  bei  dem  letzten  Anlehen  getroffenen  Abkommen 
zu  Folge  waren  die  Contrahenten  verpflichtet,  153/4  Millionen 
per  Jahr  einzuzahlen,  eine  Summe,  die  nunmehr  nicht  hinreichte, 
da  auch  die  Reserven  in  der  Staats-Centralcasse  auf  8  Millionen 
herabgesunken  waren.  Kübeck  suchte  sich  zu  helfen,  indem  er 
die  Contrahenten  zu  einer  rascheren  Einzahlung  bestimmen  wollte. 
Der  Plan  der  Anleihe  war  auf  die  Zeit  vom  Juni  1847  bis  Ende 
October  1852  berechnet,  nun  stellte  die  Hofkammer  den  Antrag, 
die  auf  12.,)07  Millionen  sich  belaufende  Einzahlung  für  1852  in 
den  Monaten  December  1847  bis  September  1848  zu  leisten, 
ausser  dem  für  diese  Zeit  stipulirten  Betrag  von  I5.75  Millionen. 
Die  Contrahenten  willigten  ein  und  verlangten  bloss  die  Ausgabe 
von  2V27oio®'^7  ^t^**  5Voigen  Schuldverschreibungen.  ■*) 

Der  Hofkammer-Präsident  Hess  selten  eine  Gelegenheit  vor- 
übergehen, ohne  die  dringende  Bitte    an    massgebender  Stelle  an- 


^)  Vortrag  17.  Februar  1847,  genehmigt  am  19.  Februar. 

2)  Die  Einzahlungen  auf  das  Anlehen  von  1847  betrugen  in  dem  genannten 
Jahre  II.312  Millionen,  1848  9.15g  Millionen  Gulden,  seitdem  eingestellt,  kamen 
erst  seit  1851  durch  verschiedene  Finanzoperationen  Einzahlungen  vor  und  zwar 
1851  699.370,  1852  2,275.282,  1853  519.385,  1854  525.594. 

^)  Submission  vom  6.  Mai  und  27.  September  1847. 

*)  Vortrag  13.  October  1847. 
Beer.  Die  Finanzen  Oesterreichs.  11 
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zubringen,  mit  den  Geldmitteln  Haus  zu  halten.  „Die  Finanz- 
verwaltung dürfe  nicht  ungehört  bleiben."  i)  Die  Finanzen,  klagte 
er  einige  Monate  später,  können  nie  auf  eine  Mitwirkung  von 
Seite  der  übrigen  administrativen  Behörden  zählen,  indem  immer 
unvorgesehene  Ansprüche  an  den  sogenannten  Staatsschatz  er- 
hoben werden,  den  man  sich  wie  den  Nibelungenhort,  unerschöpf- 
lich vorzustellen  scheine ;  wenn  dem  bisherigen  Treiben  nicht 
Einhalt  geschehe,  könne  er  für  eine  geregelte,  entsprechende  Ge- 
bahrung  nicht  ferner  einstehen.  2)  Und  am  Jahresschlüsse  ertönt 
seine  Klage  vom  Neuen.  Anleihen,  legt  er  dar,  können  nicht  mehr 
aufgebracht  werden,  er  sei  genöthigt  gewesen  4%ige  Staats- 
papiere „im  Stillen"  unter  strenger  Geheimhaltung  zu  veräussern 
und  habe  auf  diesem  Wege  3.208  Millionen  dem  Staatsschatze  zu- 
geführt. Es  mögen  keine  neuen  Ausgaben  bewilligt  und  seine 
ablehnenden  Anträge  wenigstens  gewürdigt  werden.  Die  Lage 
der  Monarchie  sei  eine  sehr  gefahrliche.  Die  Finanzverwaltung 
stehe  isolirt  da  und  werde  wie  eine  offene  Cassa  behandelt,  aus 
welcher  man  nur  schöpfen  zu  können  glaubt  und  schöpft,  ohne 
die  Möglichkeit  der  Füllung  zu  bedenken  oder  sich  von  den  Ge- 
fahren in  dem  Moment  der  Erschöpfung  Rechenschaft  zu  geben. 
Die  Regierung  sei  behufs  Bedeckung  des  Staatsaufwandes  wesent- 
lich auf  den  Staatscredit  angewiesen,  fiir  dessen  Aufrechterhaltung 
alles  Mögliche  geschehen  müsse,  der  aber  seine  Grenzen  habe, 
und  eine  Ueberschreitung  bedrohe  das  ganze  künstliche  Gebäude 
mit  dem  Sturze.  Seine  Einsicht  reiche  nicht  mehr  aus,  die 
Mittel  ausfindig  zu  machen,  und  dieses  schmerzliche  Gefühl  nage 
an  ihm.  ^) 

Mit  einer  Institution,  der  Creditcassa,  welche  Kübeck  in's 
Leben  rief,  um  für  eine  Creditkrisis  des  Wiener  Marktes  Ab- 
hilfe zu  schaffen,  war  er  nicht  gerade  glücklich.  Hervorragende 
Persönlichkeiten  beuteten  die  Situation  auf  masslose  Weise  aus. 
Sie  trieben  auf  der  Börse  die  Course  am  Schlüsse  derselben  um 
V2  bis  17o  zurück,  brachten  Papiere  an  sich,  und  boten  sie  Tags 
darauf,  nachdem  die  Course  wieder  emporgeschnellt  waren,  der 
Creditcassa  an  und  benützten   die  Mittel  der  Bank  zu  derartigen 


1)  Vortrag  14.  Februar  1847. 

2)  16.  Mai  1847. 

3)  Vortrag  18.  December  1847. 
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Operationen.  Am  18.  September  gaben  die  Sensale  an  der  Börse  die 
Erklärung  ab,  dass  die  Finanzverwaltung  den  ihnen  ertheilten  Auf- 
trag zum  unbedingten  Ankaufe  aller  angebotenen  Actien  zurück- 
genommen habe.  Es  war  an  einem  Samstage,  an  welchem  damals 
überhaupt  wenig  Geschäfte  gemacht  wurden,  und  es  wurde  absicht- 
lich dieser  Tag  gewählt,  um  den  Eindruck  zu  sehen,  den  diese 
Massregel  hervorrufen  würde.  „Die  Wirkung  war  weit  drohender, 
als  die  düsterste  Voraussicht  annahm",  heisst  es  in  einem  uns  vor- 
liegenden ministeriellen  Actenstücke.  Am  19.  September  wurde 
die  Verfügung  zurückgenommen,  der  Ankauf  von  Actien  wurde  in 
der  grössten  Ausdehnung  betrieben,  ^er  Andrang  nahm  in  solch 
gewaltiger  Weise  zu,  dass  die  von  der  Bank  zu  diesem  Behufe 
entlehnten  Summen  von  20  Millionen  bald  erschöpft  waren  und 
noch  10  Millionen  aufgenommen  werden  mussten.  Dennoch  schien 
auch  diese  Summe  nicht  hinzureichen  und  die  Schliessung  der 
Creditcassa  wurde  am  29.  September  in  der  Wiener  Zeitung 
veröffentlicht. ') 

Das  denkwürdige  Jahr  1848  scheidet  das  alte  Oesterreich 
von  dem  neuen,  werfen  wir  einen  Rückblick  auf  die  abgelaufene 
Epoche. 

Mit  Ausnahme  der  Türkei  dürfte  die  Geschichte  wohl  kein 
Analogon  bieten,  dass  ein  Staatswesen  mehr  als  ein  volles  Men- 
schenalter verstreichen  Hess,  ohne  auf  irgend  einem  Gebiete  der 
Verwaltung  eine  nennenswerthe,  die  staatlichen  Interessen  för- 
dernde Reform  vorzunehmen.  Hie  und  da  ein  kleiner  Ansatz, 
manchmal  ein  Anlauf,  das  ist  aber  auch  Alles.  Bei  dem  Charakter 
der  Staatsmänner,  denen  eine  massgebende  Rolle  zufiel,  kann 
man  die  reactionären  Allüren,  die  Niederdrückung,  ja  geradezu 
Lähmung  geistiger  Bestrebungen,  die  kindische  Bevormundungs- 

')  In  welchem  Umfange  die  Ankäufe  in  den  Tagen  vom  20.  September 
bis  zum  Schlüsse  betrieben  wurden,  mögen  folgende  Ziffern  zeigen.  Die  Credit- 
cassa war  im  Besitze  von  Stücken: 

am  18.  September  am  6.  October 

Mailänder 13.065  29.456 

Ungarische  Centralbahn    .       20.650  40.004 

Gloggnitzer 2.647  10.751 

Die  Staatsverwaltung  besass  von  der  Mailänder  Bahn  08.91%,  von  den 
ungarischen  Centralbahnactien  55.5g "/„  >  endlich  von  der  Gloggnitzer  Bahn  43% 
sämmtlicher  ausgegebenen  Actien. 

11* 
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sucht,  den  Verfall  der  Schule,  die  Feindschaft  gegen  die  Wissen- 
schaft, den  Hass  gegen  die  Auflilärung  begreiflich  finden;  sie 
waren  in  dem  trostlosen  Wahne  befangen,  auf  diese  Weise  die 
Ruhe  und  Ordnung  auf  die  Dauer  zu  begründen  und  alle  jene 
Erschütterungen  fernzuhalten,  von  denen  andere  vom  revolutionären 
Geiste  durchtränkte  Länder  heimgesucht  werden.  Aber  dass  man 
Jahrzehnte  verstreichen  Hess,  ohne  dem  Staate  die  materiellen 
Mittel,  deren  er  zu  seiner  Erhaltung  bedarf,  zu  sichern,  ohne 
durch  Hebung  und  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  die  Quellen 
flüssig  zu  machen,  aus  welchen  der  Staat  in  Zeiten  des  Bedarfs 
schöpfen  kann,  um  seiner,  wenn  auch  engen  und  begrenzten  Auf- 
gabe zu  entsprechen,  ist  so  unverständlich,  dass  man  fast  Mühe 
hat,  eine  stringente  Erklärung  für  diese  Unthätigkeit  zu  finden. 
Man  sage  nicht:  der  Absolutismus  mache  Alles  begreiflich.  Die 
Greschichte  weist  absolutistische  Staaten  auf,  die  doch  einen  sehr 
hohen  Grad  materieller  und  geistiger  Cultur  erklommen  haben, 
iand  selbst  im  neunzehnten  Jahrhundert  entfaltet  die  Regierung 
Alexanders  II.  eine  solche  Fülle  eingreifender  Reformen  und  über- 
windet weit  grössere  Schwierigkeiten,  als  vor  1848  in  Oesterreich 
vorhanden  waren,  um  eine  auf  tieferer  Culturstufe  stehende  Masse, 
als  es  die  österreichischen  Völkerschaften  waren,  heranzubilden 
und  zu  einer  höheren  wirthschaftlichen  Thätigkeit  zu  erziehen. 

Wohin  wir  in  Oesterreich  blicken,  überall  tritt  uns  in  den 
ersten  Jahrzehnten  unseres  Jahrhunderts  geistloser  Stillstand  oder 
Bewegungslosigkeit  entgegen.  Die  besten  Vorsätze  sind  nach 
kurzer  Zeit  verraucht,  die  vielversprechendsten  Anläufe  gehemmt, 
eine  bodenlose  Armuth  an  Ideen  und  schöpferischer  Kraft  starrt  uns 
aller  Orten  entgegen.  Die  grosse  Ungleichheit  der  Lasten  zwischen 
den  verschiedenen  Classen  der  Steuerpflichtigen  und  unter  den  Pro- 
vinzen war  damals  so  wie  heute  eine  stehende,  allgemein  verbreitete 
und  auch  in  den  Kreisen  der  Finanzverwaltung  getheilte  Klage.  Im 
Jahre  1806  erfolgte  ein  kaiserliches  Resciipt,  welches  den  Behörden 
die  Weisung  ertheilte,  die  Mittel  zur  Abhilfe  dieser  Mängel  aus- 
findig zu  machen.  Vier  Jahre  später,  nach  hergestelltem  Frieden, 
wird  eine  „Steuerregulirungs-Hofcommission"  in's  Leben  gerufen 
(21.  August  1810);  endlich  nach  mehrjähriger  Berathung  am  23.  De- 
cember  1817  ein  in  vielfacher  Beziehung  mustergiltiges  Grund- 
steuerpatent erlassen,  welches  nicht  nur  für  die  damalige  Zeit 
einen    unläugbaren    Fortschritt    auf   diesem    Gebiete    bezeichnet. 
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Man  hatte  in  dieser  Beziehung  ein  Vorbild  in  dem  unter  Maria 
Theresia  im  Mailändischen  eingeführten  Grundsteuersystem, 
welches  seiner  Trefflichkeit  wegen  sich  auch  unter  französischer 
Herrschaft  behauptete.  Das  Catastergeschäft  wurde  jedoch  mit 
solcher  Langsamkeit  in  Angriff  genommen  und  durchgeführt,  dass 
es  gegenwärtig  nach  fast  fünfzig  Jahren  noch  nicht  in  allen  Theilen 
der  Monarchie  beendet  ist  und  die  erwarteten  Mehreinnahmen, 
die  allein  schon  in  Friedensjahren  das  Deficit  hätten  beseitigen 
können,  ausblieben  und  die  Ungleichheiten  der  Besteuerung 
zwischen  Provinz  und  Provinz  nicht  beseitigt  wurden.  Die  Klagen 
über  Steuerdruck  hörten  nicht  auf,  und  die  Regierung  sah  sich 
wenigstens  manchmal  genöthigt,  die  Plöhe  der  Steuerquoten  herab- 
zumindern. Hof  kammer  und  allgemeine  Hof  kanzlei,  welch'  letzterer 
die  directen  Steuern  unterstanden,  lebten  in  dieser  Beziehung  zeit- 
weilig mit  einander  in  grimmiger  Fehde,  und  alle  Mahnungen  und 
Bitten  von  Seiten  der  Finanzverwaltung  vermochten  die  starre 
Behäbigkeit  in  den  Bureaux  der  allgemeinen  Hof  kanzlei  nicht  zu 
bannen.  Mit  ruhiger  Gemächlichkeit  arbeitete  man  hier  fort  und 
wies  mit  selbstgefälliger  Genügsamkeit  auf  die  Quadratmeilen  hin, 
die  alljährlich  mappirt  und  triangulirt  wurden.  Das  allmälig  heran- 
wachsende grosse  Catasterwerk  könnte  die  Ingenieure  allerdings 
mit  grossem  Stolze  erfüllen,  aber  die  Gassen  der  Staatsverwaltung 
erhielten  eine  Bereicherung  nicht.  Man  musste  sich  mit  einem 
Steuerprovisorium  begnügen,  welches  in  einigen  Ländern  bis  auf 
den  heutigen  Tag  fortbesteht.  Im  Jahre  1843  waren  noch  5761 
Quadratmeilen  der  Catasteroperationen  zu  vollziehen;  bloss  in 
Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns,  Steiermark,  Kärnten  und 
Krain,  Küstenland  und  den  lombardisch-venetianischen  Provinzen 
waren  Vermessung  und  Schätzung  vollendet.  Fast  ein  gleiches 
Bewandtniss  hat  es  mit  der  im  Jahre  1820  wieder  eingeführten 
Häusersteuer,  indem  das  Josefinische  Gebäudesteuerpatent  nur  ein 
halbes  Jahr  in  Wirksamkeit  gewesen  war.  Es  dauerte  Jahre,  ehe 
die  Steuer  in  allen  Ländern  veranlagt  wurde  und  noch  heute  ist 
sie  in  Tirol  mit  der  Grundsteuer  eng  verbunden.  Die  Erwerbsteuer 
wurde  1812  zuerst  in  den  deutschen  Kronländern  und  in  .Gali- 
zien  und  erst  später  im  Küstenlande,  in  Krain,  im  Villacher  Kreise 
Kärntens,  in  Tirol,  Salzburg  und  im  Innkreise,  endlich  1851  auch 
in  Dalmatien  eingeführt.  Neben  diesen  directen  Steuern  bestanden 
bis  in   das  fünfte  Jahrzehnt    noch    eine  Reihe    anderer  Abgaben, 
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die  erst  allmälig  beseitigt  wurden:  eine  Schuldensteuer,  Pferde- 
steuer, Erbsteuer,  Fortificationssteuer,  Classen-  und  Personalsteuer, 
endlich  eine  Judensteuer,  Nur  zwei  von  diesen  lieferten  ein 
nennenswerthes  Erträgniss:  die  Personal-  und  die  Judensteuer, 

In  einem  vollkommen  chaotischen  Zustande  befanden  sich 
die  Abgaben  von  Consumtionsgegenständen,  wenn  man  die  lombar- 
disch-venetianischen  Länder  ausnimmt,  welche  aus  der  französi- 
schen Herrschaft  ein  rationelleres  System  herübergerettet  hatten. 
Schon  die  Form  der  Besteuerung  war  eine  verschiedene.  Das 
Bier  wurde  theils  bei  der  Erzeugung,  theils  beim  Ausschänke 
besteuert,  der  Branntwein  nur  beim  Ausschänke,  der  Wein  unter- 
lag den  mannigfachsten  Abgaben,  In  den  grösseren  Städten  unter- 
lag die  Einfuhr  der  Consumtionsgegenstände  einer  Abgabe,  Die 
Ueberzeugung  war  eine  allgemeine,  dass  auf  diesem  Gebiete  eine 
totale  Reform  durchgeführt  werden  sollte,  und  es  wäre  nicht  ohne 
Belehrung,  die  verschiedenen  Entwürfe,  die  während  eines  Jahr- 
zehnts nach-  und  nebeneinander  ausgearbeitet  worden  sind,  in 
ihren  Grundzügen  zu  veröiFentlichen,  Das  Resultat  der  Berathungen 
endete  damit,  dass  man  die  in  den  italienischen  Ländern  giltigen 
Vorschriften  (Dazio  consumo)  auf  die  anderen  Gebiete  mit  einigen 
Modificationen  übertrug  (1829).  Während  auf  dem  flachen  Lande 
der  Verzehrungssteuer  nur  Wein,  Wein-  und  Obstmost,  Bier, 
Branntwein  und  Fleisch  mit  ziemlicher  Gleichmässigkeit  —  doch 
gab  es  auch  hier  Erleichterungen  —  unterlagen,  wurde  die  Ab- 
gabe in  den  geschlossenen  Städten,  wozu  die  Hauptstädte  in  den 
Provinzen  und  Trient  gerechnet  wurden,  auf  eine  grosse  Anzahl 
von  Gegenständen,  wie  z,  B.  Erdäpfel,  Milch,  Getreide  u.  s,  w, 
ausgedehnt  und  dadurch  die  ärmere  Volksclasse  schwer  belastet. 
Von  den  späteren  Reformen  verdient  bloss  das  Branntweinsteuer- 
gesetz vom  Jahre  1835  Erwähnung,  welches  jedoch  auf  Tirol, 
Galizien  und  die  lombardisch-venetianischen  Länder  nicht  ausge- 
dehnt wurde. 

In  dem  langen  Zeiträume  von  1790 — 1848,  bemerkte  ein 
Kenner  treffend,  bietet  die  Geschichte  der  indirecten  Abgaben  in 
Oesterreich  keineswegs  das  Bild  der  consequenten  Entwicklung 
eines  Gedankens  und  eines  Systems. ')  Die  wesentlichste  Neuerung 


')  Plenker,  die  Entwickeliing  der  indirecten  Abgaben  in  Oesterreich.  Oester- 
reichische  Revue  1863,  Bd.  5.  S.  80  fg.;   diese  werthvoUe  Arbeit  ist   zum   Theil 
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in  den  ersten  zwei  Jahrzehnten  war:  Das  Stempelgesetz  vom 
5.  October  1802,  welches  aber  den  Josefinischen  Gesetzen  vom 
Jahre  1784  und  1788  gegenüber  keinen  neiinenswerthen  Fort- 
schritt bekundet,  und  nur  eine  wesentlich  neue  Bestimmung  ent- 
hält, als  es  den  Stempel  auf  Zeitungen  nach  drei  Classen  einführt, 
und  insofern  eine  besondere  Zärtlichkeit  für  die  heimische  Jour- 
nalistik, der  man  sonst  alle  erdenklichen  polizeilichen  Hindernisse 
zwischen  die  Füsse  warf,  an  den  Tag  legte,  da  man  sie  einer 
geringern  Abgabe  als  die  auswärtigen  Zeitungen  unterwarf.  Schon 
nach  achtzehnjährigem  Bestände  stellte  sich  das  Bedürfniss  einer 
Revision  der  Stempel-  und  TaxgeföUe  heraus,  und  1820  befahl  der 
Kaiser  die  erforderliche  Abänderung  vorzunehmen,  aber  erst  nach 
zwanzigjährigen  Vorbereitungen  und  Studien  kam  1840  ein  neues 
Gresetz  zu  Stande,  welches  in  seinem  Grundprincipe  einfacher  war, 
in  seiner  Anwendung  mannigfache  Härten,  die  fast  den  Grund- 
satz der  Gerechtigkeit  verletzten,  im  Gefolge  hatte,  Indess  finan- 
zielle Erfolge  waren  doch  erreicht  worden.  Im  Jahre  1802  betrug 
die  gesammte  Einnahme  0.yg4  Millionen,  1820  war  der  Reinertrag 
des  Stempeigefalles  auf  2.044  Millionen  gestiegen  und  erreichte 
1847  5.844  Millionen. 

Stadion  beabsichtigte  eine  gänzliche  Umgestaltung  des  indi- 
recten  Steuersystems,  ohne  dass  man  jedoch  mit  den  Vorarbeiten 
zu  einem  Abschlüsse  gekommen  wäre.  Nur  darin  erzielte  er  einen 
wesentlichen  Erfolg,  dass  es  ihm  nach  harten  Mühen  gelang,  die 
Regiekosten  beträchtlich  herabzumindern.  Noch  im  Jahre  1818 
betrugen  dieselben  über  öÖ^o?  während  1826  bei  einem  Brutto- 
erträgnisse von  81  Millionen  die  Erhebungskosten  23  Millionen, 
demnach  28.4  7o  i'^  Anspruch  nahmen.  Auf  diesem  Gebiete  Hess 
sich  noch  nennenswerthes  thun,  aber  auch  hier  zeigt  sich  ein  be- 
denkliches Schwanken  in  den  Grundsätzen,  und  mancher  schätzens- 
werthe  Versuch  blieb  eben  nur  Versuch,  weil  man  auf  der  Mitte 
des  Weges  stehen  blieb  und  bei  der  Ausführung  erlahmte.  Man 
erkannte  eines  der  Haupthindernisse  in  dem  Aufblühen  der  indi- 
recten  Abgaben,  in  der  mangelhaften  Organisation  der  Aufsichts- 
körper,   war    sich    auch  genau  über  die  Ursachen  klar,    weshalb 


im  Nachfolgenden  benutzt  worden,  nachdem  mich  selbstständige  Forschungen  in 
den  officiellen  Actenstücken  von  der  Zuverlässigkeit  und  Gründlichkeit  des  Ver- 
fassers überzeugt  haben. 
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die  Ergebnisse  in  einem  solch  auffälligen  Missverhältnisse  zu  den 
Anforderungen  standen,  aber  der  Mühe  Schweiss  war  rein  nutzlos, 
denn  nach  endlosen  Vorarbeiten,  Studien,  Entwürfen,  mannig- 
fachen Plänen  kam  man  zu  keinem  bündigen  Resultate  und  das 
Jahr  1848  fand  die  Finanzwachanstalten,  denen  der  Ruhm,  zur  Be- 
förderung des  blühenden  Schmuggels  redlich  beigetragen  zu  haben, 
nicht  streitig  zu  machen  ist,  fast  in  einem  ähnlichen  Zustande, 
wie  am  Anfange  des  Jahrhunderts.  Durch  die  Grundsätze,  welche 
für  die  Finanzwachen  laut  allerhöchster  Entschliessung  vom  28.  Ja- 
nuar 1843  massgebend  wurden,  schuf  man  sich,  wie  Plenker  treffend 
bemerkt,  eine  gewaltige  Heeresmacht  zum  Schutze  der  indirecten 
Abgaben,  bewaffnet,  uniformirt  und  in  allen  Beziehungen  den 
leitenden  Finanzbehörden  untergeordnet;  aber  die  Bezahlung  blieb 
schlecht.  Anklänge  an  militärisches  Wesen  waren  so  ängstlich  ver- 
mieden, dass  die  Disciplin  oft  schlaff  wurde,  die  Anforderungen 
auf  eine  gehörige  Vorbildung  gering  waren. 

Von  jeher  haben  die  Monopole  dem  Staatssäckel  beträcht- 
liche Summen  abgeworfen.  Leicht  hätte  eine  zweckmässigere  Ge- 
bahrung  die  Einnahmen  wenigstens  aus  einigen  derselben  noch 
erträglicher  machen  können.  Aber  bei  der  Schwerfälligkeit  der 
ganzen  Verwaltung  dauerte  es  ziemlich  geraume  Zeit,  ehe  z.  B,  bei 
dem  Salzhandel  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  in  allen  Provinzen 
durchgeführt  wurde.  Nur  nach  langem  Widerstreben  entschloss 
man  sich  dem  Beispiele  Josefs  ü.,  der  in  Galizien  den  Handel 
im  Grossen  und  Kleinen  freigegeben  hatte,  in  den  andern  Ländern 
zu  folgen.  Erst  1818  setzte  Stadion  die  freiere  Bewegung  für  das 
Küstenland,  sechs  Jahre  später  für  Ober-  und  Niederösterreich 
durch.  Die  verschiedenen  Länder  waren  durch  die  Ungleichheit 
der  Salzpreise  verschieden  behandelt.  In  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  hatten  sich  die  Domainen  das  Recht  gewahrt,  das  Salz 
an  ihre  Unterthanen  zu  verkaufen  und  sackten  dafür  40  Kreuzer 
per  Centner  ein.  Ungarn  und  dessen  Nebenländei*  erfreute  sich 
auch  in  dieser  Beziehung  einer  Begünstigung,  indem  die  Salz- 
preise daselbst  viel  massiger  waren  als  in  den  deutsch-slavischen 
Provinzen.  Die  reinen  Erträgnisse  aus  dem  Salzmonopol  steigerten 
sich  von  12  Millionen  im  Jahre  1826  auf  25.577  Millionen  im 
Jahre  1847. 

Die  Stadion'sche  Verwaltung  erwarb  sich  auch  das  Verdienst 
das  Tabakgefalle  einträglicher  gemacht  und  ein  günstigeres  Ver- 


Die  letzten  Jahre  des  alten  Reiches.  169 

hältniss  zwischen  dem  Netto-  und  Bruttoertrag  herbeigeführt  zu 
haben,  aber  erst  seit  der  Errichtung  der  Tabakfabriken-Direction 
im  Jahre  1834  und  der  Reform  des  Verschleisssystems  1835 
nahmen  die  Erträgnisse  steigend  zu. 

Ein  Krebsschaden  für  die  Finanzverwaltung  lag  in  dem  Ver- 
hältnisse zu  Ungarn.  Selbst  wenn  man  in  Anschlag  bringt,  dass 
die  Leistungen  der  Regierung  für  die  Länder  der  Stephanskrone 
sich  auf  ein  Minimum  beschränkten,  so  waren  die  Beiträge  der- 
selben vom  Standpunkte  des  Dualismus  für  die  gemeinsamen 
Ausgaben  des  Heeres,  der  Marine  und  des  Hofstaates  verhält- 
nissmässig  geringe.  In  den  kriegerischen  Zeitläuften  am  Ausgange 
des  vorigen  und  am  Anfange  unseres  Jahrhunderts  blieb  Ungarn 
von  vielen  Abgaben  und  Beiträgen,  zu  denen  die  anderen  öster- 
reichischen Länder  herangezogen  wurden,  verschont.  Allerdings 
waren  der  Regierung  durch  die  Verfassung  die  Hände  gebunden, 
und  das  herrschende  politische  System  vermied  es,  durch  Ein- 
räumung von  Concessionen  auf  den  Grebieten  der  Verfassung  und 
Verwaltung,  eine  grössere  Opferwilligkeit  bei  den  ungarischen 
Ständen  zu  erzeugen.  Fast  auf  keinem  Landtage  fehlten  Klagen 
über  Steuerdruck.  Bald  war  es  das  Salz,  über  dessen  Preise  die 
Stände  murrten,  bald  hielten  sie  sich  bei  den  directen  Abgaben 
überbürdet,  und  wollte  man  ihren  Rechnungen  Grlauben  schenken, 
gab  es  in  Oesterreich  kein  Gebiet,  welches  mit  einem  härteren 
Steuerdrucke  heimgesucht  war,  als  gerade  die  Länder  der  unga- 
rischen Krone,  Der  Streit  zwischen  der  ungarischen  Hofkammer 
und  der  österreichischen  Finanzverwaltung  wurde  an  den  Stufen 
des  Thrones  mit  grosser  Vehemenz  geführt,  in  den  meisten  Fällen 
zog  der  Hofkammer-Präsident  den  Kürzern,  und  Ungarn  erfreute 
sich  eines  in  der  Geschichte  seines  Staatswesens  einzigen  Privile- 
giums: in  massigerer  Weise  zu  den  Staatslasten  beizutragen. 

Ein  Rückblick  auf  den  Staatshaushalt  in  der  Zeit  vor  1848 
dürfte  hier  am  Platze  sein.  Einen  vollständigen  Einblick  in  den 
Staatshaushalt  der  österreichischen  Monarchie  vor  1848  zu  gewinnen, 
ist  eine  schwere,  ja  fast  unmöglich  zu  lösende  Aufgabe.  Vor  dem 
Frieden  befand  sich  die  Finanzverwaltung  in  chaotischer  Unordnung, 
eine  Uebersicht  über  die  Ausgaben  und  Einnahmen  erlangte  man 
erst  in  den  Zwanziger  Jahren  durch  die  Privatarbeit  eines  Mannes, 
der  seine  Stellung  als  Präsident  des  General-Directoriums,  wie  man 
damals  den  heutigen  obersten  Rechnungshof  nannte,  benützte,  um 


170  Viertes  Capitel. 

\yenigstens  nachträglich  die  Lücke  auszufüllen.  Als  man  nach 
Beendigung  der  Kriegswirren  an  eine  dauernde  Regelung  des 
Staatshaushaltes  Hand  anlegte,  vermochten  sich  die  leitenden 
Staatsmänner  schwer  zurecht  zu  finden,  und  es  dauerte  ziemlich 
lange  Zeit,  ehe  man  eine  Uebersicht  des  Schuldenstandes  erlangte. 
Die  Verdienste,  welche  sich  Stadion  ei-warb,  sind  nicht  hoch  genug 
anzuschlagen,  allein  auch  ihm  und  seinen  Nachfolgern  gelang  es 
nicht,  in  allen  Zweigen  musterhafte  Ordnung  zu  schaffen.  Dem 
Forscher  fehlen  oft  die  wichtigsten  Anhaltspunkte,  um  zu  bündigen 
unantastbaren  Ergebnissen  zu  gelangen.  Selbst  für  die  späteren 
Jahrzehnte,  in  denen  die  Verwaltungsmaschine  mit  grösserer 
Regelmässigkeit  arbeitete,  lassen  sich  oft  nur  schwer  die  einzelnen 
Zweige  staatlicher  Thätigkeit  ziffermässig  beleuchten,  und  eine  bis 
in's  Detail  eingehende,  vergleichende  Darstellung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  wäre  eine  Arbeit,  welche  die  darauf  verwendete 
Zeit  und  Mühe  nicht  lohnen  möchte,  da  das  Ergebniss  streng 
wissenschaftlichen  Anforderungen  nicht  entsprechen  würde.  >) 

Mit  grossen  Schwierigkeiten  ist  es  verbunden,  sich  ein 
vollständig  klares  Bild  über  den  österreichischen  Staatshaushalt 
in  dem  Jahrzehnt  von  1814  bis  1824  zu  verschaffen.  Nicht 
nur  das  Material  ist  sehr  lückenhaft,  sondern  es  ist  auch  eine 
Anzahl  von  Umrechnungen  erforderlich,  um  einen  sicheren  Ver- 
gleichsmassstab zu  gewinnen,  da  ein  Theil  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  in  Silber,  ein  anderer  in  Papiergeld  einlief  und  be- 
stritten wurde.  Glücklicher  Weise  befindet  sich  in  der  Registratur 
des  Finanzministeriums  eine  ziemlich  umfassende  Arbeit  Baldacci's, 
die  über  manche  sonst  schwer  klar  zu  stellende  Punkte  Auf- 
schluss  gewährt.  Die  Jahre  von  1814  bis  1817  geben  folgendes 
Bild.  Es  betrugen  die  Einnahmen  und  Ausgaben  in  Millionen 
Gulden  Münze: 

Einnahmen  Ausgaben 

1814  76.313  112.404 

1815  95.,7H  132.874 

1816  124.,ii  114.,3, 

1817  124.924  122.132 

Scheinbar  stellt  sich  in  den  beiden  letzten  Jahren  ein  Ueber- 
schuss   heraus.     Allein    unter  den  Einnahmen    sind  auch  ausser- 


')  Selbst  die  Angaben   bei  Czörnig,   Statistisches   Handbüchlein    der  öster- 
reichischen Monarchie,  sind  nur  mit  grosser  Behutsamkeit  zu  gebrauchen. 
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ordentliche  Zuflüsse  inbegriffen,  die  vornehmlich  aus  zwei  Quellen 
flössen :  Kriegscontribution  und  Subsidien ;  erstere  betrugen  in 
Millionen:    1814  l.,6,„    1815  2., 45,    1816  26.53,,    1817  I8.477,    dem- 

An  englischen  Subsidien   flössen   ein    in 
13,,,    13.0  und   4,=  Millionen  Gulden,    zu- 


•437- 

denselben  Jahren:  9.g, 
sammen  41,4  Millionen. 
Millionen  Gulden: 

Directe 
Steuern 
20.927 

27, 


Die    ordentlichen   Einkünfte    ergaben    in 


1814 
1815 
1816 
1817 


•195 


32.^44 

43.01 


Indirecte 
Steuern 

31.04 

oy.|S2 

41.305 
45-231 


Regalien 

l'73(i 
^•567 


4„ 


•168 
843 


Der  ordentliche  Aufwand  betrug: 


1814 
1815 

1816 
1817 


Hof 

^•106 

-^•947 
4-191 


Staats- 
kanzlei 

Ö-898 

0„ 

1 


•987 
073 


1 


723 


Staats- 
schuld 

5-812 
4-715 
^•715 

"-099 


Civilver-     Oeffentl, 
waltung      Anstalten 


11 

16,., 

24. 
26 


494 


277 
3ß2 


0. 


Summe 

52-703 
68-054 
78-118 
93.9g5 


Militär 

84. 


825 


•343 
•610 


•139 


•023 
74 


90, 

62.512 

^•^•807 


Die  Gesammtsumme  der  ordentlichen  Ausgaben  machte 
daher  aus,  im  Jahre  1814  IO5.74,  1815  121,i98,  1816  IOI.221,  1817 
98.786  Millionen  Gulden.  Vergleicht  man  die  ordentlichen  Aus- 
gaben mit  den  ordentlichen  Einnahmen,  so  stellt  sich  das  Deficit 
in  diesen  Jahren  auf  52.030,  02.344,  '^^-102  ^"^d  48  Millionen, 
zusammen  daher  132.184  Millionen  Gulden.  Da  die  Subsidien  und 
Kriegscontributionen  89.337  ausmachten,  und  nach  Abschlag  der 
Dotation  für  die  Nationalbank  10  Millionen  verfügbar  waren,  so 
ergab  sich  die  Nothwendigkeit,  52.346  Millionen  zur  Bedeckung 
durch  Anlehen  aufzubringen,  und  zwar  lieferte  das  Anlehen  vom 
Jahre  1815  etwas  über  44  Millionen,  der  Rest  wurde  durch 
Anticipationsscheine    aufgebracht. 

In  dem  fünfjährigen  Zeitraum  von  1820  bis  1825  betrug  die 
Vermehrung  der  Einnahmen  etwa  9  Millionen.  Es  war  dieses  zum 
grossen  Theil  eine  Folge  der  seit  dem  Jahre  1816  hervorgerufenen 
und  fortwährend  entwickelten  grösseren  Ordnung  und  Regelmässig- 
keit in  der  Verwaltung,  sowie  in  der  Controle  der  directen  Ab- 
gaben.   Auch  fallt  in  diese  lEpoche  die  Herbeiziehung  der  wieder 


l«'^  Viertes  Capitel. 

erworbenen  Provinzen,  Von  1825  bis  1830  machte  die  Steigerung 
71/2  Millionen  aus.  Im  Jahre  1829  erfolgte  die  Regelung  der 
Consumtionssteuern  und  die  Zusammenfassung  derselben  unter 
der  gemeinschaftlichen  Benennung  Verzehrungssteuer.  Die  in- 
directen  Einnahmen  erhöhten  sich  um  11  Millionen,  wovon  jedoch 
ein  Theil  durch  eine  Verminderung  von  mehr  als  4  Millionen  in 
den  directen  Abgaben  wieder  ausgeglichen  wurde,  indem  bei  Re- 
gelung der  indirecten  Abgaben  einige  directe  Steuern  als  Classen- 
und  Personalsteuern  wenigstens  für  einen  Theil  der  Monarchie 
aufgelassen  worden  sind.  Seit  1830  ist  bis  1847  eine  stetige  Zu- 
nahme der  Staatseinnahmen  bemerkbar,  die  grösstentheils  den  in- 
directen Abgaben  zuzuschreiben  ist. 

Eine  Vergleichung  der  indirecten  Abgaben  ist  erst  seit  1830 
möglich.  Die  Verzehrungssteuer  lieferte  1830  ein  Nettoei'trägniss 
von  16. ,4  Millionen  Grulden,  1847  20.oii  Millionen.  Hievon  entfielen  auf 
die  deutsch-slavischen  Länder  11. 444,  im  Jahre  1830  und  14.83g,  ^^ 
Jahre  1847,  auf  die  italienischen  Länder  4.ß,,6  und  5.,73  in  den 
beiden  angeführten  Jahren.  Ungarn  zahlte  nichts.  Das  Stempel- 
gefälle weist  eine  Steigerung  von  3.o86  auf  6.709  Millionen  in  diesem 
Zeiträume  auf,  Taxen  stiegen  von  l.g;  im  Jahre  1830  auf  2.353  M^i^" 
lionen  1840,  dagegen  nur  Lg, 9  im  Jahre  1847.  Zölle  ergaben 
eine  Nettoeinnahme  von  O.gg  Millionen  1825,  11.7g3  Millionen  1830, 
15.89  Millionen  1835,  I8.273  Millionen  1840,  und  I9.374  Millionen  1847. 
Die  beiden  Monopole  Salz  und  Tabak  haben  dem  Staate  einen 
grossen  Extraertrag  geliefert.  Die  Nettoeinnahme  von  Salz 
belief  sich  1830  auf  20.440  Millionen,  1847  auf  25.57  Millionen 
Gulden;  Tabak  6.9g,  1830,  I2.37  1847;  Lotto  3  Millionen  1825, 
2.6  Millionen  1830,  3.76  1835,  3.98  Millionen  1840,  4.96  Millionen  1847. 

Die  directen  Steuern  lieferten  im  Jahre  1847  einen  Er- 
trag von  nahezu  48  Millionen  Gulden  Conventionsmünze  gegen 
43.8  Millionen  im  Jahre  1831.  Die  Grundsteuer  trug  zu  diesen 
Einnahmen  am  meisten  bei.  Die  Nettoeinnahme  belief  sich  1830 
auf  37.814,  1835  auf  37.945,  1840  auf  37.403,  endlich  1847  auf 
31.456  Millionen.  Der  Ausfall  in  dem  letzten  Jahre  ist  eine  Folge 
der  Missernte  und  der  namentlich  in  Ungarn  herrschenden  Noth. 
Im  Durchschnitte  berechnet,  hat  die  Grundsteuer  in  dem  sieb- 
zehnjährigen Zeiträume  nur  eine  geringfügige  Steigerung  erfahren. 
Den  grössten  Theil  steuerten  die  deutsch-slavischen  Kronländer, 
1830    I8.994,    1847    19.021    MilHonen    Gulden,    Ungarn    1830   6.56,, 
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1847  0,,Q7,  endlich  die  italienischen  Länder  12,259  Millionen  im 
Jahre  1830  und  I2.328  Millionen  1847.  Die  Haussteuer  weist  in 
dem  Zeitraum  von  1830  bis  1847  eine  Steigerung  von  S.j^g  Mil- 
lionen auf  4.73  Millionen  Gulden  Conventionsmünze  auf,  und  traf 
nur  die  deutsch-slavischen  Länder.  Den  grössten  Beitrag  lieferte 
Niederösterreich,  welches  allein  im  Jahre  1847  l.ggg  Millionen 
Gulden  abwarf.  Ganz  unerheblich  waren  die  Zuflüsse  der  Erwerb- 
steuer, welche  1825  2.^^^  Millionen  netto  und  1847  2.735  Millionen 
Gulden  Conventionsmünze  abwarf.  Die  noch  sonst  erhobenen 
directen  Abgaben  schmolzen  seit  1825  von  6.545  auf  8.03  Millionen 
Gulden  zusammen. 

Die  Staatsausgaben  steigerten  sich  in  dem  Zeiträume  von 
1820 — 1825  um  71/2  Millionen,  welche  auf  das  Zinsenerforder- 
niss  für  die  Staatsschuld  entfallen.  Dieses  Mehrerforderniss  war 
eine  Folge  der  Vermehrung  der  Staatsschuld,  welche  zum  Theil 
zur  Deckung  des  fortlaufenden  Deficits,  zum  grössten  Theil  aber 
zur  Bestreitung  des  ausserordentlichen  Mehraufwandes  verwendet 
wurde.  Die  in  den  Gebahrungsresultaten  aufgeführten  Militär- 
auslagen umfassen  bloss  die  haaren  Zuschüsse  nicht  aber  die  eige- 
nen Einkünfte  der  Militärverwaltung,  die  im  Durchschnitte  zu 
7Y2  Millionen  jährlich  angenommen  werden  können.  Im  Jahre 
1821  heischte  das  Militär  über  80  Millionen.  Die  anscheinend  be- 
deutende Vermehrung  der  Verwaltungsauslagen  rührt  daher,  dass 
die  Verwaltung  im  lombardisch-venetianischen  Königreiche,  die 
früher  getrennt  war,  nunmehr  mit  den  übrigen  Provinzen  auf- 
geführt erscheint.  Die  Steigerung  von  1825  bis  1830  betrug 
572  Millionen  jährlich,  wovon  4  Millionen  dem  Militär  zur  Last 
fallen.  In  diese  Periode  fällt  die  Einziehung  der  Dotation  des 
Tilgungsfondes,  der  auf  die  P^inkünfte  beschränkt  wurde,  welche 
er  von  den  Zinsen  der  in  seinem  Besitz  befindlichen  Staats- 
Schuldverschreibungen  bezog. 

Vom  Jahre  1830  bis  1835  fand  eine  Steigerung  von  nahezu 
31  Millionen  statt.  Hievon  entfielen  20  Millionen  auf  Militär, 
6  Millionen  auf  Staatsschuld,  der  Rest  auf  die  höheren  Anfor- 
derungen der  Staatskanzlei,  der  Polizei  und  der  politischen  Fonds, 
Von  1835  bis  1840  beträgt  die  Vermehrung  6  Millionen.  Der  grösste 
Theil  entfallt  auf  die  Rubrik  Staatsschuld  mit  mehr  als  7  Millionen, 
veranlasst  durch  Capitalsrückzahlungen  von  den  Lottoanlehen 
des  Jahres  1820  und  1821. 
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Das  Jahr  1847,  das  letzte  Alt-Oesterreichs,  liefert  folgendes 
Bild:  die  gesammten  Nettoeinnahmen  machten  151.7  Millionen 
aus,  die  Ausgaben  nahezu  208  Millionen.  Von  den  letzteren 
entfielen  auf  Zinsen  der  Staatsschuld  45.3, 7  Millionen,  Schulden 
tilgung  6.4  Millionen,  Hofstaat  und  Cabinetskanzlei  5.2  Millionen, 
Ministerium  des  Aeussern  l.gg  Millionen,  Inneres  I6.43  Millionen, 
wovon  auf  die  politische  Verwaltung,  deren  Erforderniss  in 
den  letzten  Jahren  sich  beträchtlich  gesteigert  hatte,  lO.g  Mil- 
lionen (noch  1845  bloss  S.g  Millionen),  oberste  Polizeibehörde 
2.4,  Militär  62.y6  (seit  zwei  Jahren  eine  Vermehrung  um  10  Mil- 
lionen), Finanzverwaltung  12.39  Millionen,  Justiz  4.^  Millionen, 
wobei,  bezeichnend  genug,  zu  sparen  gesucht  wurde,  Unterricht 
2.4  Millionen,  Handel  und  Gewerbe  11. 555  Millionen,  für  den  Eisen- 
bahnbau kamen  9.96  Millionen,  für  den  Ankauf  von  Privateisen- 
bahnen 24.2  Millionen,  zur  Verwendung. 


FÜNFTES  CAPITEL 
Ein  Capitel  österreichischer  Zollpolitik. 


rast  auf  keinem  Gebiete  tritt  die  Unbeweglichkeit^  fast 
möchte  man  sagen  Hilfslosigkeit  der  österreichischen  Finanzver- 
waltung so  schreiend  hervor,  als  bei  der  Zollpolitik.  Schon  die 
tappenden  Versuche  während  der  Kriegsjahre,  die  Erhöhungen 
und  Herabsetzungen  der  Zollabgaben,  die  zahlreichen  Verbote 
der  Waareneinfuhr  bekundeten  deutlich,  dass  es  an  festen  Grund 
Sätzen  gebrach.  Die  Rücksichtnahme  auf  die  Industrie  stand 
nicht  in  erster  Linie,  sondern  kam  nur  nebenbei  in  Betracht, 
Zumeist  war  das  liscalische  Interesse  ausschlaggebend,  welches 
jedoch  keineswegs  in  entsprechender  Weise  gewahrt  wurde.  In- 
dessen, die  kriegerischen  Wirren  nahmen  die  Thätigkeit  der  Ver- 
waltung in  anderer  Weise  in  Anspruch,  und  in  einer  Epoche,  in 
welcher  der  Staat  seine  ganze  Kraft  für  seine  Existenz  einsetzen 
musste,  waren  Müsse  und  Stimmung  für  einschneidende  Reformen 
nicht  vorhanden. 

Der  Friede  kam,  und  voraussichtlich  war  sobald  ein  Bruch 
desselben  nicht  zu  erwarten.  Man  konnte  sich  mit  aller  Bequem- 
lichkeit die  grössten  Probleme  setzen.  Auf  dem  Gebiete  des 
Zollwesens  war  jedoch  keine  Spur  regerer  Thätigkeit  sichtbar. 
Es  dauerte  Jahre,  ehe  die  westösterreichischen  Länder  zu  einem 
Zollganzen  vereint  wurden,  und  der  Tarif  vom  Jahre  1788  blieb 
auch  unter  veränderten  Verhältnissen  in  Kraft.  Der  Transitotarif 
vom  24.  Mai  1822,  der  sodann  durch  Patent  vom  8.  April  1829 
eine  Abänderung  erfuhr,  war  die  einzige  wirklich  nennenswerthe 
That,    auf  die    man  sich   nicht  wenig  zu  Gute  that. 
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Nicht  an  mannigfachen  Anregungen  fehlte  es  in  dieser 
Epoche  dem  handelspolitischen  Systeme  Oesterreichs  einen  ener- 
gischen Kuck  nach  Vorwärts  zu  geben.  Merkwürdiger  Weise 
gingen  diese  zumeist  von  der  Staatskanzlei  aus^  Metternich  war 
das  treibende  Element. 

Würtemberg  hat  bekanntlich  am  19.  Mai  1817  am  Bundes- 
tag den  Antrag  gestellt,  die  Beschränkungen  und  die  Ausfuhr- 
verbote von  Getreide  und  Schlachtvieh,  die  von  mehreren  Regie- 
rungen wärend  der  damaligen  Theuerung  verhängt  worden  waren, 
im  allgemeinen  Interesse  aufzuheben.  In  Wien  wurden  über  die 
Stellung  Oesterreichs  zu  dieser  Frage  eingehende  Berathungen 
gepflogen.  Massgebende  Persönlichkeiten  sprachen  sich  dafür  aus, 
in  mannigfachen  Commissionen  wurde  die  Angelegenheit  gründlich 
erwogen,  im  Staatsrathe  erklärte  sich  die  Majorität  dafür,  die 
kaiserliche  Entschliessung  lautete  unerwarteter  Weise  ablehnend. 
„Die  Verhältnisse  der  österreichischen  Monarchie  erlauben  es 
nicht",  heisst  es  in  einer  Resolution  vom  13.  August  1817,  „einen 
unbedingt  freien  Verkehr  mit  Getreide  und  Schlachtvieh  für  alle 
Zeiten  zu  gestatten,  deshalb  finde  Ich  nicht  der  auf  dem  deutschen 
Bundestage  vorgeschlagenen  Uebereinkunft  beizutreten." 

Am  Bundestage  kam  es  zu  keinem  Beschlüsse,  und  erst  in 
Carlsbad  wurde  der  freie  Verkehr  von  dem  badischen  Minister 
Berstett  wieder  zur  Sprache  gebracht,  Metternich  konnte  eine 
bindende  Erklärung  nicht  abgeben,  er  kannte  die  herrschenden 
Ansichten  in  den  massgebenden  Wiener  Kreisen  und  befürwortete 
daher  eine  Vertagung.  Eine  Verschleppung  lag  nicht  in  seiner 
Absicht,  sondern  er  hoffte,  dass  es  ihm  gelingen  könnte,  eine  dem 
freien  Verkehr  günstige  kaiserliche  Entscheidung  hervorzurufen. 
In  der  That  beschäftigte  man  sich  in  Wien  mit  eingehenden 
Studien  über  den  Gegenstand.  Münch  meldete  aus  Dresden,  dass 
Eichhoff,  der  ehemalige  Director  des  Rhein-Octroi,  eine  Schrift 
über  die  Bewerkstelligung  des  freien  Verkehres  in  Deutschland 
ausgearbeitet  habe  und  dieselbe  mit  Vergnügen  der  österreichi- 
schen Regierung  zur  Verfügung  stellen  wolle.  Umgehend  wurde 
die  Einsendung  erbeten.  Ein  reger  Schriftwechsel  fand  zwischen 
der  Staatskanzlei  und  der  Commercial-Hofcommission  statt.  Der 
Präsident  der  letzteren,  Stahl,  der  in  allen  diesen  Fragen  ein 
^  tonangebendes  Wort  führte,  fand  „das  Verlangen,  zwischen  den 
38  Bundesstaaten  ein  allgemeines  Zollsystem   zu   begründen,    den 
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Verkehr  innerhalb  der  Bundesgrenzen  freizugeben  und  Retorsions- 
massnahmen gegen  Frankreich  und  England  auszuüben,  nicht  nur 
praktisch  unmöglich,  sondern  auch  so  geartet,  dass  die  Uebel  an- 
statt gemildert,  gesteigert  würden".  Ohnehin  setze  Oesterreich 
dem  deutschen  Verkehre  keine  Hindernisse  entgegen,  sein  Tarif 
für  Lebensmittel  und  den  Durchfuhrsverkehr  sei  ein  niedriger, 
und  bezüglich  der  Industrieerzeugnisse  könne  man  das  Prohibitiv- 
system nicht  aufgeben.  Oesterreich  solle  daher  in  diesen  Fragen 
nicht  die  Initiative  am  Bunde  ergreifen,  da  es  nur  Hoffnungen 
erfegen  würde,  ohne  sie  erfüllen  zu  können.  Preussen  habe  durch 
sein  Zollsystem  Anlass  zu  gerechten  Klagen  gegeben,  und  es  sei 
daher  an  dem  Berliner  Cabinete  mindestens  bezüglich  des  Durch- 
fuhrhandels Ermässigungen  eintreten  zu  lassen.  ') 

Metternich  liess  sich  durch  diese  Darlegungen  nicht  beirren, 
er  wünschte  sehnlichst,  dass  die  Wiener  Conferenzen  in  der 
Ilandelsfrage  irgend  ein  Ergebniss  aufweisen  könnten.  An  eine 
Lösung  im  grossen  Stile  war  nicht  zu  denken,  aber  für  den  freien 
Verkehr  mit  Lebensmitteln  liess  sich  vielleicht  doch  eine  Verein- 
barung erzielen.  Am  11.  Mai  hatten  sich  sämmtliche  Vertreter 
der  deutschen  Staaten  in  Wien  dafür  ausgesprochen,  und  Metter- 
nich entschloss  sich,  auf  seinen  Gebieter  einzuwirken.  Er  that 
dieses  im  Widerspruch  mit  den  Verwaltungsorganen.  Denn  selbst 
ein  Mann,  wie  der  damalige  Finanzminister  Stadion,  der  seine 
Genossen  an  Weite  des  Blickes  und  vorurtheilsloser  Auffassung 
überragte,  sprach  sich  nicht  unbedingt  für  Verkehrsfreiheit  aus, 
und  zwar  „in  Berücksichtigung  der  Interessen  des  ganzen  Grund- 
besitzthums,  das  mit  hohen  Steuern  belegt,  unter  gewissen  Um- 
ständen eine  zeitweise  Verwahrung  gegen  auswärtige  Concurrenz 
nöthig  machen  dürfte".  Metternich  war  anderer  Ansicht.  Die 
Frage,  schrieb  er  in  einem  eigenhändig  entworfenen  Vortrage,  ob 
der  freie  Verkehr  mit  Lebensmitteln  den  Consumenten  und  Produ- 
zenten vortheilhaft  oder  nachtheilig  sei,  wäre  längst  affirmativ 
entschieden  worden.  Einige  österreichische  Provinzen,  wie  Inner- 
österreich, Tirol  und  Vorarlberg  und  in  schlechten  Jahren  selbst 
Böhmen,  könnten  nur  gewinnen,  wenn  ihnen  ein  für  allemal  die 
reichen  und  fruchtbaren  Länder  Baiern  und  Schwaben  zur  Appro- 
visionirung   geöffnet   werden.     Es   gelte    heute   die  Entscheidung, 


1)  Aus  einer  Denkschrift  vom  22.  März  1820. 
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ob  Oesterreich,  welches  mittelst  des  correctesten  Ganges  die  höchste 
Stufe  des  Vertrauens  in  Deutschland  erworben  hat,  dieses  Ver- 
trauen durch  seinen  Beitritt  zu  einem  von  allen  Mitgliedern  des 
Bundes  ausgesprochenen  Entschluss  in  einer  auf  alle  Volksclassen 
tiefeinwirkenden  Frage  bewähren  wolle.  Der  Kaiser  möge  seinen 
Beitritt  zu  dem  freien  Verkehre  mit  Lebensmitteln  für  sämmt- 
liche  dem  deutschen  Bunde  angehörigen  Staaten  aussprechen, 
hingegen  in  Beziehung  der  übrigen  Gebiete  —  der  ungarischen 
Länder  —  sich  volle  Freiheit  vorbehalten. 

Die  kaiserliche  Entschliessung  vom  20.  August  1820  lautete 
ablehnend,  der  Kaiser,  hiess  es,  finde  es  unthunlich,  seine  Mon- 
archie „in  Ansehung  des  Ausfuhrverbotes  der  Lebensmittel  in 
zwei  Theile  zu  theilen,  da  die  Monarchie  ungeachtet  des  Beitritts 
zum  deutschen  Bunde  in  sich  selbst  immer  nur  Ein  Körper  zu 
verbleiben  hat".  Der  Kaiser  verwies  auf  seine  Entschliessung 
vom  13.  August  1817,  und  fügte  hinzu:  er  begreife  nicht,  warum 
die  Sachen  nicht  so  eingeleitet  werden,  dass  dieser  Gegenstand 
nicht  wieder  neuerdings  zur  Sprache  gebracht  werde.  Metternich 
würde  ihm  einen  neuen  Beweis  seiner  Geschicklichkeit  dadurch 
geben,  wenn  es  ihm  gelänge,  die  Frage  bezüglich  des  freien  Ver- 
kehrs mit  Lebensmitteln  in  den  Bundesstaaten,  insoweit  sie  Oester- 
reich  betreife,  niederzuschlagen. 

Der  Minister  hatte  gehofft,  mit  seiner  Darlegung  Eindruck 
zu  machen,  durch  die  kaiserliche  Antwort  waren  ihm  gegen  seine 
bessere  Einsicht  die  Hände  gebunden.  Es  gelang  der  diploma- 
tischen Geschicklichkeit  Metternich's,  auf  den  Wiener  Conferenzen 
die  geplante  Berücksichtigung  der  materiellen  Interessen  zu  be- 
seitigen und  der  Versammlung  ein  rein  politisches  Gepräge  zu 
geben.  Dagegen  unterzeichneten  Baiern ,  Würtemberg ,  Baden, 
Grossherzogthum  Hessen,  Grossherzogthum  Sachsen,  die  herzog- 
lich-sächsischen Häuser,  Nassau  und  die  reussischen  Häuser  eine 
Convention  am  19.  Mai,  durch  welche  sich  dieselben  verpflich- 
teten, binnen  drei  Monaten  Bevollmächtigte  nach  Darmstadt  zu 
senden,  um  dort  über  die  wechselseitigen  Handelsverhältnisse  auf  be- 
stimmten, bereits  vereinbarten  Grundlagen  zu  berathen.  Metternich 
hatte  von  dieser  Abmachung  volle  Kenntniss,  da  einige  ängstliche 
Souveräne  zuerst  bei  dem  österreichischen  Staatsmanne  anfragten 
und  ihn  zu  sondiren  suchten,  ehe  sie  sich  an  den  Verhandlungen 
theilzunehmen  entschlossen.     Insolange,   hatte    der  Fürst    auf  die 
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Frage  über  die  Haltung  Oesterreichs  geantwortet,  der  wahre  und 
eigentliche  Zweck  dieses  Vereins  als  eine  administrative  Anordnung 
sich  bewähre  und  die  innere  Wohlfahrt  der  paciscirenden  Staaten 
in  commercieller  Beziehung  zu  befördern  beabsichtige,  werde  das 
Wiener  Cabinet  dieses  Vorhaben  stets  mit  seinen  besten  Wünschen 
begleiten.  In  mancher  Beziehung  war  es  ihm  auch  nicht  unan- 
gehm,  dass  die  kleineren  deutschen  Staaten  Massnahmen  zur  Be- 
seitigung einiger  Verkehrshemmnisse  zu  vereinbaren  suchten.  Die 
bevorstehenden  Verhandlungen  einiger  süddeutschen  Staaten,  heisst 
es  in  einer  Weisung  an  Handel  in  Frankfurt,  haben  für  Oester- 
reich  nichts  Bedenkliches  5  würde  etwas  herauskommen,  so  werde 
die  Berathung  am  Bundestage,  welche  zu  Folge  eines  Beschlusses 
der  Wiener  Conferenzen  stattfinden  solle,  entfallen,  die  doch  den 
Verhältnissen  Oesterreichs  in  mancher  Beziehung  nicht  zusagt. 

Metternich  wahrte  sich  auch  in  der  That  seine  volle  Unbe- 
fangenheit und  Nüchternheit  in  der  Beurtheilung  der  Darmstädter 
Zusammenkunft,  obgleich  es  kein  Wunder  gewesen  wäre,  wenn 
sein  Blick  getrübt  worden  wäre.  Jeder  leitende  Staatsmann  ist 
zum  Theil  an  die  Berichte  seiner  Untergebenen  gebunden,  und 
die  einlaufenden  Mittheilungen  und  Darlegungen  der  Vertreter 
Oesterreichs  in  den  verschiedenen  deutschen  Staaten  verriethen 
eine  geringe  Klarheit  des  Blickes  und  meist  ein  befangenes  Urtheil. 
In  den  Bestrebungen  der  deutschen  Industriellen  und  Kaufleute, 
eine  Verbesserung  des  Zollwesens  anzubahnen,  witterten  sie  „dema- 
gogische Umtriebe  im  recht  eigentlichen  Sinne  des  Wortes".  Und 
es  waren  nicht  etwa  Diplomaten,  welche  in  diesem  Tone  sprachen, 
sondern  ein  Mann,  der  in  den  Wiener  Kreisen  in  dem  Rufe  eines 
eminenten  Volkswirthes  stand:  Adam  Müller.  Auf  Gentz  machte 
das  Urtheil  seines  Freundes  tiefen  Eindruck  und  sein  Urtheil 
über  „die  Vereinsgesellen"  war  ein  entschieden  wegwerfendes. 
Buol  schilderte  den  würtembergischen  (xesandten  am  Bundestage, 
Wangenheim,  als  vom  demokratischen  Geiste  angefressen,  der  die 
Handelssache  zu  politischen  Zwecken  benütze;  als  Beleg  für  diese 
Behauptung  wurde  die  ungeheuerliche  Thatsache  angeführt,  dass 
er  mit  Dr.  List  im  Wirthshause  an  einem  Tische  gespeist  habe. 
Handel  schrieb  nach  Wien,  der  grösste  Theil  der  Bevollmächtigten 
in  Darmstadt  stehe  mit  den  Ultraliberalen  im  Bund,  was  zu  Be- 
sorgnissen Anlass  gebe.  Die  Augsburger  Zeitung  enthielt  damals 
einige  Artikel,  welche  den  Handelsvereinstendenzen  günstig  waren, 

12* 
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Gentz  machte  seinen  Herrn  und  Meister  auf  diese  insolenten 
Auslassungen  aufmerksam  und  fasste  den  Entschluss,  den  Dr.  List 
und  seinen  ganzen  Anhang  an  den  Pranger  zu  stellen,  indem  er 
die  Haltung  des  wirthschaftlichen  Agitators  Deutschlands  während 
seiner  Anwesenheit  in  Wien  zur  Zeit  der  Conferenzen  in  ihrem 
wahren  Lichte  der  Welt  zeigen  wollte.  Auch  von  einigen  Ministern 
der  deutschen  Kleinstaaten  liefen  Schilderungen  ein,  die  von  Dema- 
gogenriecherei  strotzten  und  überall  kühne  Umsturzplane  träumten. 
Metternich  suchte  seinen  getreuen  Mitarbeiter  zu  beruhigen  und 
warf  die  Schriftstücke    seiner  Untergebenen   in   den   Papierkorb. 

Von  den  zwischen  Hessen-Darmstadt  und  Preussen  einge- 
leiteten Verhandlungen  über  den  Abschluss  eines  Vertrages  erhielt 
Metternich  durch  von  Thil  am  letzten  Deceraber  1827  Nachricht, 
und  ehe  man  sich  in  Wien  entschlossen  hatte,  Stellung  zu  nehmen, 
meldete  der  hessendarmstädtische  Minister,  dass  die  Zolleinigung 
mit  Preussen  eine  vollbrachte  Thatsache  sei  (14.  Februar  1828). 
Die  Berichte  der  österreichischen  Vertreter  im  Auslande  schilder- 
ten den  tiefgehenden  Eindruck,  welchen  die  Zolleinigung  mache. 
Aeusserungen  lebhafter  Besorgniss  werden  laut,  meldete  Handel 
aus  Frankfurt  am  Main  am  2.  März  1828,  indem  man  den  Vertrag 
für  nichts  weniger  als  eine  halbe  Mediatisirung  halte,  dem  bei 
der  nächsten  politischen  Verwickelung  eine  totale  Unterjochung 
nachfolgen  müsse.  In  ähnlichem  Sinne  schrieb  der  regierende 
Fürst  eines  gegenwärtig  von  Preussen  depossedirten  Staates  an 
Metternich  am  21.  März  1828:  Von  meinem  Standpunkte  aus, 
sehe  ich  den  Beitritt  zum  preussischen  Zollverein  für  eine  halbe 
Mediatisirung  an.  Aus  gleichem  Gesichtspunkte  sollte  sie  meines 
Bedünkens  jeder  deutsche  Bundesfürst  betrachten,  der  noch  Herr 
in  seinem  Lande  bleiben  will.  In  den  meisten  Bundesstaaten 
glaube  man  sich  von  Oesterreich  in  dieser  Frage  verlassen  und 
preisgegeben. 

Metternich  verfolgte  diese  Bestrebungen  der  deutschen 
Staaten,  ausserhalb  -des  Bundestages  eine  Vereinbarung  über  die 
Zollfrage  zu  erzielen,  mit  grosser  Aufmörksamkeit.  Der  preussisch- 
hesö'ischen  Verbindung  folgte  die  Bildung  des  mitteldeutschen 
Vereines,  Baiern  und  Württemberg  hatten  bereits  früher  den  Ge- 
danken eines  Vereines  mit  allseitiger  gleicher  Berechtigung,  unab- 
hängiger Verwaltung  und  gänzlicher  Wahrung  aller  Einzelnrechte, 
unbeschadet  der  nothwendigen  Einheit  und  des  Gesammtzweckes, 
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verwirklicht.  Metternich  erblickte  in  diesen  partiellen  Zolleinigungen 
keine  Gefahr;  dass  sich  diese  verschiedenen  Gebilde  zusammen- 
schliessen  könnten,  hielt  er  für  schwer  möglich.  Erst  die  Annähe- 
rung des  bairisch-würtembergischen  Vereines  an  «den  preussisch- 
hessischen  Verband  rüttelte  ihn  aus  seiner  Unthätigkeit  empor. 
Fast  unmittelbar  nachdem  eine  genauere  Kunde  von  den  ange- 
bahnten Verhandlungen  nach  Wien  gedrungen  war,  richtete 
Metternich  an  den  Grafen  Nädasd,  den  damaligen  Hofkammer- 
Präsidenten  eine  Zuschrift,  in  welcher  er  ihn  auf  die  eigenthüm- 
liche  Erscheinung  aufmerksam  machte,  dass  „ein  von  einem 
dritten  nicht  enclavirter,  sondern  von  dessen  Hauptkörper  ent- 
fernt liegender  Staat  sein  Abgabensystem  plötzlich  gegen  ein 
anderes  auf  neuen  Grundlagen  beruhendes  vertausche,  eine  Er- 
scheinung, die  billig  Verwunderung  errege".  Die  Bildung  des 
mitteldeutschen  Vereines  habe  bloss  eine  rein  negative  abwehrende 
Tendenz  gehabt,  indem  durch  denselben  blos  die  Unabhängigkeit 
von  Preussen-Hessen  einerseits  und  Baiern -Würtemberg  andererseits 
erstrebt  wurde.  Nunmehr  nähere  sich  der  Norden  dem  Süden. 
Baiern  und  Würtemberg  hätten  in  Berlin  Verhandlungen  ange- 
knüpft. Gelingt  diese  Uebereinkunft,  schrieb  Metternich  wörtlich, 
so  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  dadurch  ein  bedeutender  Theil 
Deutschlands,  wenn  auch  nicht  in  eine  commercielle  Einheit  ver- 
schmolzen, doch  in  eine  grössere  Annäherung  gebracht,  und  für 
den  mitteldeutschen  Verein  auf  der  einen,  und  Baden  auf  der 
andern  Seite,  die  Lage  wahrhaft  schwierig  werde.  In  Berlin  und 
München  hoffe  man,  dass  in  ganz  Deutschland,  Oesterreich  aus- 
genommen, das  neue  preussische  Antiprohibitivsystem  das  herr- 
schende werde.  Die  Zukunft  werde  darüber  entscheiden,  ob  diese 
Hoffnungen  sich  verwirklichen,  oder  ob  nicht  gerade  in  der  Ver- 
mehrung der  Berührungen  und  durch  Verletzung  mannigfacher 
und  widersprechender  Interessen  unvermeidliche  Reibungen  ent- 
stehen und  den  Keim  des  Unterganges  in  ein  System  tragen 
werden,  welches  zwischen  so  vielen  unabhängigen  Staaten  bis 
jetzt  in  dieser  Weise  noch  nicht  versucht  worden  sei.  ') 

Metternich  drängte,  die  Stellung  Oesterreichs  in  reife  und 
ernste  Erwägung  zu  ziehen,  da  ein  unmittelbarer  Anlass  überdies 
vorhanden  war,  sich  über  die  Handelspolitik  schlüssig  zu  werden. 


')  Metternich  an  Nädasd  11.  und  12.  Mai  1829. 
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Der  preussisclie  Minister  von  Motz^  einer  der  Schöpfer  des  preussi- 
schen  Zollsystems,  hatte  in  einem  Gespräche  mit  dem  öster- 
reichischen Gesandten  in  Berlin  die  Erspriesslichkeit  einer  Verein- 
barung zwischen  den  beiden  Nachbarstaaten  behufs  Erleichterung 
des  Verkehrs  hervorgehoben,  und  gleichzeitig  hatte  die  sächsische 
Regierung,  die  damals  einem  Zollverbande  mit  Preussen  widerstrebte, 
durch  ihren  Vertreter  am  Wiener  Hofe  Schritte  gethan,  um  den 
Abschluss  einer  Convention  zwischen  Sachsen,  dem  mitteldeutschen 
Vereine  und  Oesterreich  zu  befürworten  oder  mindestens  die  Er- 
mässigung der  Zölle   für  einige  Industrieerzeugnisse  zu  erlangen. 

Die  ITofkammer  vertrat  damals  einen  Standpunkt,  der  gegen- 
wärtig wieder  von  der  Schutzzollpartei  aufgefrischt  wird.  Die  Ab- 
schliessung  von  Handelsverti'ägen,  erwiderte  sie  dem  Staatskanzler, 
liege  nicht  im  Interesse  des  Staates,  weil  dadurch  die  freie  Be- 
wegung gehemmt  und  der  Vorthcil  aufgegeben  werde,  die  Zoll- 
sätze nach  den  Bedürfnissen  der  heimischen  Industrie  festzustellen. 
Man  verzichte  dadurch  auf  wirksame  Mittel  zur  l^efÖrderung  der 
inländischen  Industrie  und  des  Handels.  Bei  Verträgen  zwischen 
grossen  und  kleinen  Staaten  liege  der  Vortheil  nur  auf  Seite  der 
letztern,  auch  können,  wenn  die  gegenseitigen  Vortheile  nicht 
glücklich  abgewogen  werden,  leicht  Missverständnisse  entstehen, 
und  statt  das  Band  der  Freundschaft  zu  festigen,  eine  Quelle 
feindseliger  Gesinnung  werden.  Es  sei  nicht  angezeigt,  dass  Oester- 
reich die  Initiative  ergreife,  *)  Die  Hofkammer  ersuchte  bloss 
den  Staatskanzler,  in  Dresden  darauf  aufmerksam  machen  zu  wollen, 
dass  das  östei-reichische  Zollsystem  von  seiner  früheren  Strenge 
nachgelassen  habe,  und  sie  wies  auf  das  neue  Transitgesetz  hin, 
„durch  welches  Alles  geschehen  was  möglich  sei". 

Als  sodann  Nachrichten  von  den  eingeleiteten  Vei'handlungen 
zwischen  Sachsen  und  dem  Zollvereine  nach  Wien  drangen,  wen- 
dete sich  Metternich  in  einem  Vortrage  vom  26.  Januar  1830 
an  den  Kaiser  und  beantragte  Milderung  des  österreichischen 
Zollsystems,  um  die  nachtheiligen  Folgen,  welche  durch  den  An- 
schluss  Sachsens  an  das  preussische  Zollsystem,  für  die  öster- 
reichische Industrie  entstehen  könnten,  zu  verhüten.  Er  bat,  die 
Hofkammer   anzuweisen,    eine    Revision    des  Tarifs  vorzunehmen 


')  Die  Note  an  Metternich  vom  28.  Mai  1829.  Verfasser  derselben  war  der 
nachmalige  Hofkamraer-Präsident  von  Eichhoff. 
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und  die  Wünsche  Sachsens  und  der  kleinen  Staaten  mit  den  An- 
forderungen der  österreichischen  Industrie  durch  Erleiahterung 
der  Einfuhr  in  Einklang  zu  bringen.  Auch  möge  Sachsen  allso- 
gleich  von  den  bevorstehenden  Massnahmen  verständigt  werden, 
damit  es  sich  nicht  mittlerweile  an  Preussen  anschliesse.  Der 
Kaiser  forderte  in  der  That  am  22.  März  die  Hofkammer  auf, 
den  Gegenstand  einer  sorgfältigen  Prüfung  zu  unterziehen,  das 
Ergebniss  vorzulegen  und  Vorschläge  über  die  von  Seite  Oester- 
reichs  zu  ergreifenden  Massnahmen  zu  erstatten. 

An  die  Länderchefs  wurde  die  Weisung  erlassen,  gründliche 
Erhebungen  zu  pflegen.  Die  einlaufenden  Gutachten  waren  dem 
Projecte  des  Staatskanzlers  nicht  günstig.  Niemand  unter  den 
Länderchefs  sprach  sich  für  den  Beitritt  Oesterreichs  zu  irgend 
einem  deutschen  Zollverbande  aus,  mit  Ausnahme  von  Tirol  waren 
sie  auch  einstimmig  der  Ansicht,  dass  kein  zwingender  Grund 
vorliege,  mit  den  Vereinsstaaten  besondere  Zoll-  und  Handelsver- 
träge abzuschliessen.  Nur  von  Innsbruck  aus  rieth  man,  eine 
Handelsverbindung  mit  dem  bairisch-würtembergischen  Zollver- 
eine anzubahnen,  um  für  Tiroler  Käse  und  Wein  eine  Befreiung 
von  den  drückenden  Zollabgaben  zu  erwirken.  Das  mährische 
Landespräsidium  war  offenherzig  genug,  sich  kein  sicheres  Urtheil 
zuzutrauen,  inwiefern  die  deutschen  Zollvereine  dem  Handel  und 
der  Industrie  Oesterreichs  Schaden  zufügen.  Auch  die  Gewerbe- 
treibenden wurden  in  einigen  Ländern  einvernommen;  ihr  Votum 
lautete  kurz  und  einfach:  Aufrechterhaltung  des  Prohibitivsystems, 
Die  Hofkammer  legte  in  Folge  dieser  Voten  der  ganzen  Sache 
keine  Wichtigkeit  bei,  Sie  sah  damals  und  noch  lange  später 
keine  Gefahr,  und  so  wurde  nichts  gethan,  den  Wünschen 
Sachsens  nachzukommen.  Der  preussische  Zollverein  zog  immer 
weitere  Kreise,  Verhandlungen  mit  jenen  Staaten,  die  sich  bis- 
her ferngehalten  hatten,  wurden  angeknüpft,  die  Umschliessung 
Deutschlands  durch  ein  einziges  Zollgebiet  schien  nur  eine  Frage 
der  Zeit,  Metternich  wendete  sich  am  17.  Februar  1832  aber- 
mals an  die  Hof kammer :  die  commerciellen  Interessen  der  öster- 
reichischen Monarchie  erheischen  es,  in  der  Zollfrage  etwas  zu 
thun.  Die  Antwort  erfolgt:  man  habe  sich  schon  vor  zwei  Jahren 
darüber  ausgesprochen  und  darauf  hingewiesen,  dass  man  bezüg- 
lich der  Durchfuhr  zu  Abmachungen  mit  den  deutschen  Staaten 
bereit  sei.     Oesterreich   solle  beim  Bundestage   in  Frankfurt   auf 
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Grundlage  des  Artikels  XIX  den  Antrag  stellen,  dass  in  allen 
deutschen  Staaten  der  Transitverkehr  freizugeben  sei.  Ob  es 
nothwendig  sein  werde,  fuhr  die  Hofkammer  fort,  über  die  Ein- 
gangsabgaben in  Verhandlungen  zu  treten,  lasse  sich  dermalen 
nicht  erkennen,  da  dies  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden 
sei.  Vorläufig  möge  man  sich  auf  den  Durchfuhrhandel  be- 
schränken und  die  kleinen  Staaten  aufmerksam  machen,  dass  so- 
dann die  Nothwendigkeit  eines  Anschlusses  an  den  Zollverein 
hinwcgfalle.  Auch  könne  eine  günstige  Stimmung  in  Deutschland 
hervorgerufen  werden,  wenn  Oesterreich  eine  Milderung  des  Prohi- 
bitivsystems vornehmen  würde,  i)  Wie  es  scheint,  war  es  die 
österreichische  Staatskanzlei,  welche  die  hannoversche  Regierung 
bewog,  in  diesem  Sinne  Anträge  beim  Bundestage  zu  stellen,  die 
ihrer  winzigen  Natur  nach  den  wirthschaftlichen  Zug  Deutsch- 
lands nach  einer  Zolleinigung  zu  hemmen  nicht  vermochten. 
Sachsen,  welches  am  längsten  ein  gewisses  Widerstreben  gezeigt 
hatte  und  einer  Vereinbarung  mit  Oesterreich  allen  Anzeichen 
nach  nicht  abgeneigt  gewesen  wäre,  entfaltete  vergebens  in  Wien 
eine  grosse  Thätigkeit,  um  Oesterreich  zu  einem  entscheidenden 
Schritt  zu  bestimmen. 

Metternich  war  entschieden  für  eine  grosse  Massregel.  Noch- 
mals stellte  er  in  einem  ausführlichen  Vortrage  dem  Kaiser  die 
Sachlage  dar  und  schilderte  die  Nachtheile,  die  durch  die  zu- 
nehmende Ausbreitung  des  Zollvereins  für  Oesterreich  entstehen 
dürften.  2) 

Diese  Arbeit,  die  übrigens  nicht  von  Metternich  herrührt, 
bietet  der  Kritik  allerdings  manche  Blosse,  und  Treitschke  hat 
in  den  preussischen  Jahrbüchern  seinen  vollen  Unmuth  über  die- 
selbe ausgegossen.  Bei  unbefangener  Würdigung  wird  man  doch 
zugestehen  müssen,  dass  sie  einige  höchst  beachtenswerthe  Mo- 
mente enthält,  natürlich  vom  österreichischen  Standpunkte  beur- 
theilt;  von  einem  österreichischen  Staatsmanne  kann  man  einen 
anderen  nicht  erwarten.  Man  kann  heute  darüber  lächeln,  wenn 
die  Staatskanzlei  in  dem  Zollverein  nur  ein  Product  einer  Faction 
sieht,  die  jede  Störung  in  der  geregelten  gesetzmässigen  Ordnung 


')  Klebeisberg  an  Metternich  4.  März  1832. 

2)  Vortrag   vom   24.   Juni    1833,    abgedruckt    in    der    allgemeinen  Zeitung 


April  1871. 
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der  Dinge  mit  Freuden  begrüsst  und  der  namentlich  eine  Unter- 
grabung der  Einigkeit  im  deutschen  Bunde  und  des  guten  Ein- 
vernehmens zwischen  Oesterreich  und  Preussen  willkommen  er- 
scheinen müsste,  man  kann  es  absurd  finden,  wenn  behauptet  wird, 
dass  die  preussischen  Staatsmänner,  denen  die  Entwicklung  des 
Zollvereines  am  Herzen  lag,  darin  nur  ein  Mittel  sahen,  „den 
Uebergang  zum  repräsentativen  Verfassungswesen  in  Preussen  zu 
erleichtern".  Aber  es  war  ein  ganz  richtiger  Gedanke,  wenn  in 
dem  Artikel  XIX  der  Bundesacte  eine  Handhabe  erblickt  wurde, 
alle  Zollvereinsbestrebungen  aus  den  Angeln  zu  heben.  „Wenn  es 
möglich  wäre",  heisst  es  in  der  Denkschrift,  „mit  einigem  Anschein 
des  Erfolgs  darauf  anzutragen,  dass  durch  ein  gemeinsames  Ueber- 
einkommen  aller  Bundesstaaten  der  Verkehr  in  dem  gesammten 
Bundesgebiete  th unliebst  freigegeben,  dass  die  abstracte  Abge- 
schlossenheit der  Gebiete  gegen  einander  im  Grundsatze  aufge- 
hoben, und  dass  in  sämmtlichen  Bundesstaaten  die  Einfuhr  der 
Natur-  und  Kunstj)roducte  aus  andern  Bundesländern  von  jenen 
aus  dem  gemeinschaftlichen  Auslande  einer  bestimmten  gleich- 
massigen  Begünstigung  theilhaftig  werden  würde,  so  wäre  ohne 
Zweifel  dem  preussischen  Zollsysteme  der  empfindlichste  Stoss 
versetzt.  Kein  Staat  wäre  so  leicht  mehr,  wie  eben  jetzt  Sachsen 
und  die  sächsischen  Häuser,  in  dem  Falle,  sich  aus  blosser  Noth, 
um  nicht  ganz  aller  Ausflüsse  nach  Aussen  bej'aubt  zu  werden, 
der  preussischen  Vereinigung  in  die  Arme  zu  werfen.  Die  Ideen 
derjenigen,  welche,  wie  der  König  von  Baiern,  in  der  Freigebung 
des  Verkehrs  in  dem  gesammten  Deutschland  das  höchste  Ziel 
erblicken,  wären  in  einem  ganz  anderen  Massstabe,  als  ihn  das 
immer  einseitige  und  partielle  preussische  System  zu  bieten  ver- 
mag, realisirt.  Die  öflfentliche  Meinung  in  Deutschland  würde 
einer  ganz  Deutschland  umfassenden  Massregel  dieser  Art  unge- 
theilt  und  mit  Macht  zufallen  und  es  Preussen  gewissermassen  un- 
möglich machen  aus  egoistischen  Absichten  sich  einem  so  offenbar 
gemeinnützigen  und  wohlthätigen  Beschlüsse  zu  widersetzen". 

Um  die  Richtigkeit  dieser  Auseinandersetzungen  einzusehen, 
braucht  man  sich  nur  die  Vorgänge  im  Anfange  der  Fünfziger 
Jahre,  als  es  sich  um  den  Eintritt  Oesterreichs  in  den  Zollverein 
handelte,  sowie  jene  nach  dem  Abschlüsse  des  preussisch-franzö- 
sischen  Handelsvertrages  in's  Gedächtniss  zurückzurtifen.  Beide 
Male    gehörte    eine    Sprengung    des    Zollvereines    nicht    zu    den 
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Unmöglichkeiten,  und  mancher  deutsche  Politiker  befürchtete,  dass 
das  Werk,  welches  mit  so  vielem  Schweisse  mühsam  zu  Stande 
gebracht  worden  war,  in  die  Brüche  gehen  würde.  Um  wie  viel 
leichter  wäre  die  Sache  im  Anfange  der  Dreissiger  Jahre  gewesen, 
als  die  wohlthätigen  Folgen  des  Zollverbandes  noch  nicht  hervor- 
getreten waren  und  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  Deutschlands 
noch  keine  solch  innige  Verbindung  der  Interessen  bewerkstelligt 
hatten !  Hätte  man  beim  Beginne  der  Dreissiger  Jahre  in  Oester- 
reich  den  Muth  gehabt,  den  Gedanken  Metternich's  zu  verwirk- 
lichen, die  Geschicke  Deutschlands  würden  vielleicht  eine  andere 
Gestaltung  erfahren  haben.  Die  Enkel  mögen  sich  beglückwün- 
schen, dass  das  deutsche  Reich  mit  Ausschluss  Oesterreichs  auf 
hoffentlich  dauerndem  Grunde  aufgebaut  ist,  aber  dies  hindert 
nicht  der  Voraussicht  und  dem  Scharfblicke  des  österreichischen 
Staatsmannes  Anerkennung  zu  zollen,  weil  er  im  Interesse  des 
Staatengebildes,  dessen  Leitung  seinen  Händen  anvertraut  war, 
die  in  der  Zukunft  schlummernden  Gefahren  abwehren  wollte. 
Und  hatte  man  in  der  Staatskanzlei  etwa  Unrecht,  wenn  man 
sich  dafür  verbürgte,  dass  pecuniäre  Opfer  nicht  gebracht  werden 
müssen,  dass  eine  Erleichterung  des  Verkehrs  nur  grössere  Ein- 
nahmen liefern  würde? 

Für  Metternich  hatte  die  Angelegenheit  auch  eine  politische 
Seite.  Durch  das  engere  Verhältniss,  in  welches  mehrere  deutsche 
Staaten  zu  Preussen  traten,  konnte  dieses  auch  am  Bundestage 
über  eine  grössere  Anzahl  von  Stimmen  verfügen  und  der  politische 
Einfluss  des  Berliner  Cabinetes  an  Bedeutung  gewinnen.  Metter- 
nich verhehlte  sich  nicht,  dass  der  Anschluss  der  Südstaaten  das 
wichtigste  Ereigniss  und  die  Bürgschaft  einer  Consolidirung  des 
Zollvereins  sein  würde,  „eine  und  dieselbe  Zolllinie  ginge  sodann 
von  den  Ufern  des  Bodensees  bis  zur  Ost-  und  Nordsee,  und  alle 
dazwischen  liegenden  Länder,  wie  Sachsen  und  die  sächsischen 
Fürstenthümer,  würden  keinen  anderen  Ausweg  haben,  als  sich 
einverleiben  zu  lassen".  Zu  einer  Massregel  im  grossen  Stile 
konnte  man  sich  bei  der  Widerhaarigkeit  der  Hofkammer  nicht 
entschliessen,  aber  man  gab  nicht  alle  und  jede  Hoffnung  auf, 
die  Zirkel  der  preussischen  Staatskunst  zu  stören.  In  München 
und  Stuttgart  entfaltete  die  österreichische  Diplomatie  eine  geschäf- 
tige Thätigkeit.  Man  wähnte,  dass  man  an  der  Isar  ein  grosses 
und  reelles  Interesse  habe,   den  Erzeugnissen  Baierns  einen  erleich- 
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teiten  Absatz  nach  Oestcrreich  zu  verschaffen,  und  überdies  ein 
„imaginäres  Interesse"  dem  künftig  zu  etablirenden  Verkehr  mit 
Griechenland,  der  nur  durch  die  österreichischen  Staaten  bewerk- 
stelHgt  werden  konnte,  die  Durchfuhr  unter  annehmbaren  Bedin- 
gungen zu  verschaffen.  Durch  eine  Einwirkung  auf  den  König 
liess  sich  vielleicht  Baiern  von  einem  Schritte  abhalten,  „der 
einmal  gethan,  für  dieses  Land  später  sehr  wahrscheinlich  Gegen- 
stand einer  eben  so  grossen    als   fruchtlosen  Reue  sein  würde".  ') 

Die  Furcht,  dass  Preussen  in  Folge  seiner  Verbindung  mit 
den  Südstaaten  in  constitutionelle  Bahnen  einmünden  würde,  wurde 
dem  österreichischen  Staatskanzler  durch  Ancillon  benommen,  der 
dem  Grafen  Clam-Martinitz  die  bündigsten  Versicherungen  gab, 
dass  man  in  Berlin  nicht  daran  denke.  Er  wolle  ihm  eine  Herzens- 
ergiessung  machen,  sagte  Ancillon  im  Juni  1832  zu  dem  öster- 
reichischen Vertreter,  der  König  und  sein  Gouvernement  verfolgen 
dabei  bloss  administrative  Zwecke  und  keine  politischen,  am  aller- 
wenigsten eine  antiösterreichische  Tendenz.  Von  manchen  öster- 
reichischen Staatsdienern  werde  aber  mit  einem  vielleicht  über- 
triebenen Eifer  gegen  das  preussische  Interesse  verfahren,  dieses 
gebe  sodann  der  schlechten  Partei  in  Berlin  Anlass  zu  Declaraa- 
tionen;  er  ersuche  dringend  zu  dämpfen,  Metternich  war  dadurch 
nicht  beruhigt.  Von  dem  Stande  der  Dinge  nicht  vollständig 
untei'richtet,  bemühte  er  sich  nach  Thorschluss,  die  Südstaaten 
einer  Vereinbarung  mit  Preussen  abspenstig  zu  machen.  Die 
Verbindung  Baierns  und  Würtembergs  mit  Preussen,  schrieb  er 
an  Münch  am  22,  Juni  1833,  sei  eine  unnatürliche,  welche  nur 
durch  die  Verblendung  der  Staatsmänner  hervorgerufe»  worden 
sei,  Schönborn  in  Stuttgart  erhielt  den  Auftrag  dahin  zu  wirken, 
dass  Würtembei-g  die  bairische  Regierung  nicht  in  die  Arme 
Preussens  treiben  möge. 

Aus  München  wurde  gemeldet,  dass  alle  einsichtigen  Männer 
den  Anschluss  Baierns  an  Preussen  beklagen,  und  Metternich 
machte  einen  Versuch,  auf  den  bairischen  Gesandten  in  Wien 
einzuwirken.  In  einem  Gespräch  mit  Bray  stellte  es  der  Staats- 
kanzler in  Abrede,  als  suche  die  österreichische  Regierung  durch 
Intriguen   und  Einflüsterungen  der  Ausbreitung  des  preussischen 


')  lieber  den  preussischen  Zollverein  und  Baierns  Anschluss  an  denselben 

(Denkschrift), 
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Zollsystems  entgegen  zu  wirken ;  solche  heimliclie  und  versteckte 
Mittel  lägen  ihr  fern,  auch  würden  die  mit  Preussen  bestehenden 
freundschaftlichen  Beziehungen  sie  nicht  zulassen,  aber  Oesterreich 
gebe  den  befreundeten  und  benachbarten  Staaten  zu  bedenken, 
worin  ihr  wahrer  Vortheil,  der  Vortheil  von  ganz  Süddeutschland 
liege?  Seien  etwa  die  Elbe,  die  Weser,  die  Oder  zu  Auswegen 
für  Baierns  Handel  geschaffen?  Gewiss  nicht.  Der  Main  und 
der  Rhein  westlich,  östlich  die  Donau  seien  Baierns  Ströme  und 
die  Strasse  über  Triest  nach  der  I^evante  der  naturgemässe  Zug, 
den  die  Bewegung  des  Handels  nehmen-  müsse,  um  die  Strassen 
und  Städte  Baierns  zu  beleben.  Baiern  vereint  mit  Würtemberg 
bilde  eine  imposante 'und  compacte  Macht,  welche  für  sich  wohl 
bestehen  mag,  und  nicht  ängstlich  nach  dem  Anschlüsse  an 
andere  Länderstriche  zu  streben  brauche.  Verschieden  sei  das  Be- 
dürfniss  Preussens,  welches  um  sich  zu  arrondiren,  das  zwischen 
seinen  getrennten  Landestheilen  liegende  Gebiet,  wie  mit  mäch- 
tigen Armen  zu  umschliessen  trachten  müsse. 

Nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen  hielt  Metternich  dem 
baierischen  Vertreter  eine  Vorlesung  über  Zollpolitik,  die  manchem 
Professor  der  Nationalökonomie  Ehre  machen  würde.  Zölle,  meinte 
der  Fürst,  seien  nur  Erziehungsmittel  für  noch  schwache,  mangel- 
hafte Theile  der  inländischen  Industrie,  sie  sollen  etwas  anderes 
nicht  sein.  Zur  Zeit  der  Entstehung  und  Kindheit  der  Fabriken 
nützlich,  werden  hohe  Zölle  verderblich,  sobald  die  Industrie  einen 
gewissen  Grad  von  Kraft  und  Entwicklung  erreicht  habe.  So 
habe  das  strenge  Prohibitivsystem  des  Kaisers  Josef  H.  die 
österreichischen  Fabriken  geschaffen;  eine  Fortsetzung  dieses 
Systems  würde  aber  jetzt  denjenigen  Industriezweigen  zum  Ruin 
gereichen,  deren  Entstehung  es  befördert  habe.  Erst  vor  Kurzem 
sei  eine  Bittschrift  der  Fabrikanten  des  jetzt  so  gewerb thätigen 
Böhmens  um  Herabsetzung  der  Zölle  auf  ausländische  Fabrikate 
eingegangen,  da  sie  wohl  mit  den  gegen  massigen  Zoll  einge- 
führten ausländischen  Erzeugnissen,  nicht  aber  mit  der  Contre- 
bande  zu  concurriren  vermöchten.  Aus  diesen  einleuchtenden 
Gründen  finde  in  Oesterreich  eine  jährliche  Revision  der  Zoll- 
sätze statt;  werde  es  möglich,  durch  die  grosse  Masse  der  Erzeug- 
nisse eine  Waare  wohlfeiler  zu  liefern,  dann  sei  es  auch  an  der 
Zeit,  den  Zollsatz  herabzusetzen,  da  inländische  Fabrikate  ohne- 
dies noch  Waggeld  und  Transport  vor   den  ausländischen  voraus 
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haben.  Eingangszölle  seien  durchaus  nicht  an  und  für  sich  als 
Finanzquelle  zu  behandeln,  man  suche  durch  sie  die  Industrie 
zu  beleben,  auf  diese  Weise  wüi'de  dem  öffentlichen  Schatze 
ein  sicherer  und  unversiegbarer  Zufluss  erwachsen.  Transitzölle 
seien  eine  sehr  drückende  Auflage.  Durch  sie  werden  die  Strassen 
des  Landes  verödet,  und  der  Handel  suche  sich  andere  Wege. 
Sie  schaden  dem  Kaufmann  und  dem  Fabrikanten  auf  gleiche 
Weise.  In  Oesterreich  trachte  man  daher  sie  möglichst  herabzu- 
setzen, gewiss  liege  dieses  im  Interesse  aller  Staaten,  denn  nur  in 
möglichst  freier  Beregung  gedeihe  der  Handel.  Indessen  sei  es 
Pflicht  gegen  anders  Handelnde  die  Reciprocität  zu  üben.  Würde 
daher  Baiern  den  Waarendurchzug  mit  überaus  hohen  Zöllen  be- 
legen, so  müsste  auch  Oesterreich  die  nach  Baiern  transitirenden 
Waaren  ähnlichen  Gebühren  unterwerfen,  welche  dann  doch  zu- 
letzt, da  der  Durchzug  durch  österreichische  Provinzen  sich  nicht 
vermeiden  lasse,  von  bairischen  Consumenten  zu  tragen  wären. 
Was  würde  dann  aus  den  schon  eröffneten  Aussichten  auf  die 
Erneuerung  des  alten  reichen  Handels  mit  der  Levante,  was  mit 
den  mit  dem  neuen  Griechenlande  anzuknüpfenden  Verbindungen? 
Vom  fiscalischen  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  werde  man  in 
Beurtheilung  von  Handelsvereinen  wohl  auch  zu  keinem  anderen 
Resultate  gelangen.  Sei  die  Verbindung  nicht  auf  wahres  Bedürf- 
niss  gegründet,  so  habe  auch  das  Aerar  keinen  bleibenden  Ge- 
winn davon  zu  erwarten.  Baiern  dürfte  daher  nicht  hoffen  seine 
Finanzen  auf  Kosten  Pretissens  bereichern  zu  können,  der  Gewinn 
wäre  illusorisch,  vorübergehend,  der  bairische  Handel  würde  zu- 
letzt die  Last  desselben  tragen. ') 

Der  österreichische  Staatsmann  war  jedenfalls  zu  spät  ge- 
kommen; als  er  an  die  Bearbeitung  der  süddeutschen  Cabinete 
ging,  waren  die  Verhandlungen  bereits  abgeschlossen,  am  30.  März 
1833  war  der  Zollvereinigungsvertrag  zwischen  Preussen,  den 
beiden  Hessen,  dann  Baiern  und  Würtemberg  zu  Stande  gekommen. 
In  einem  Brief  an  den  Herzog  von  Nassau  schüttete  er  seinen 
vollen  Unmuth  aus.  Es  gebe,  schrieb  er,  eine  Anzahl  von 
Männern,    die  in  Berlin  über   die   Handelssache   klar   sehen   und 


')  Bray  an  Gise  in  München  12.  Juni  1833.  Mettemich  sagte,  dass  diese 
Depesche  seine  Ideen  getreu  wiedergebe  und  der  Auffassungsgabe  des  Grafen 
Bray  Ehre  mache. 
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dem  Handelssysteme  abgeneigt  sind.  So  Ancillon,  Wittgenstein, 
Lottum.  „Ich  habe  in  dem  preussischen  Plane  nie  etwas  anderes 
erblicken  können,  als  eine  Seelen fi schere i.  Alles  Schlechte 
ist  im  Principe  von  der  preussischen  Partei  ausgeheckt  worden, 
und  war  vom  Anbeginne  an  theils  Zweck  oder  Mittel;  Zweck, 
um  Preussen  materiell  zu  verdicken,  und  Mittel  zur  Einführung 
des  Repräsentativsystems  im  eigenen  Lande.  Die  preussischen 
Doctrinäre  —  unparteiisch  wie  alle  Doctrinäre  —  hatten  nicht 
das  unerlässliche  Ergebniss  in  Berechnung  gestellt,  dass  die 
deutschen  Radicalen  die  preussisch-liberalen  Vorbereitungen  zu 
ihrem  Profit  confisciren  würden.  Dies  sei  aber  geschehen  und  die 
Erkenntniss  dieser  Wahrheit  werde  täglich  bestimmter  werden. 
Aus  der  beabsichtigten  Einigung  Deutschlands  unter  Preussens 
Oberherrschaft  sei  die  Einheit  mit  Ausschliessung  Preussens 
geworden,  aus  der  Vereinigung  in  Einen  Zollverband  sei  die 
Tendenz  einer  Vereinigung  gegen  jeden  Zoll  erwachsen  (!  ?).  Dies 
fühle  der  König  heute,  dem  man  Vortheile  vorlog,  die  sich  nun 
materiell  nicht  als  solche  bewähren  und  sich  moralisch  als  Feind- 
schaft gegen  Preussen  aussprechen.  Halten  Sie  demnach  fest, 
gehen  Sie  in  Nichts  ein,  und  so  wird  es  Ihnen  ergehen,  wie  all 
denen,  welche    ein   Uebel   überleben".  ') 

Auch  daheim  errang  Metternich  keine  Erfolge,  und  seine  Be- 
strebungen, eine  innige  Verbindung  Oesterreichs  mit  den  deutschen 
Staaten  zu  Stande  zu  bringen,  fanden  keinen  Anklang.  Der  Vortrag 
vom  24.  Juni  wanderte  aus  der  Cabinetskanzlei  der  Kaisers  an  die 
Hofkammer,  die  schon  nach  einigen  Tagen  ihre  „Wohlmeinung" 
dahin  abgab  :  all  dies  erfordere  Zeit  und  Ueberlegung  und  lasse  sich 
nicht  rasch  erledigen.  Erst  nach  abermaliger  Einholung  von  Gut- 
achten erfolgte  die  kaiserliche  Entschliessung,  welche  eine  Initiative 


')  Meine  Ansicht  über  die  deutschen  Angelegenheiten,  fuhr  Metternich  im 
orakelhaften  Tone  fort,  ist,  dass  der  beste  Erfolg  leicht  sein  wird,  wenn  die 
Regierungen  sich  zu  benehmen  wissen.  Die  grösste  Gefahr  für  den  Augenblick 
Bebe  ich  darin,  dass  die  Liberalen  sich  höflich  stellen  werden,  und  geschieht 
dieses,  so  werden  die  meisten  Fürsten  sie  alsbald  für  gut  erklären.  Das  Wort 
von  Montaigne :  Les  maux  de  ce  monde  viennent  tous  d'änerie,  sei  das  wahre  Bild 
der  Zeit.  Die  Eseleien  sind  ohne  Ende  und  überall,  wo  ich  hinblicke,  sehe  ich 
nichts  anderes.  Glücklicher  Weise  sind  die  Gegner  aber  auch  nicht  besser,  in 
ihren  Reihen  gibt  es  ebenfalls  eine  Anzahl  Schafsköpfe,  und  die  Dinge  stehen 
nur  so  schlecht,  weil  die  Dummheiten  der  Unordnung  die  Hand  bieten  und  weil 
die  Unordnung  ihrer  Natur  gemäss   dem  Schlechten   zum  Gedeihen  gereicht. 
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Oesterreichs  für  immer  beseitigte.  Insofern,  lautete  dieselbe,  Milde- 
rung oder  Zurücknahme  der  in  den  Nachbarstaaten,  besonders  in 
Deutschland  ergriffenen,  dem  Handelsverkehre  der  österreichischen 
Unterthanen  nachtheiligen  Massnahmen  nur  durch  Modificirung 
der  österreichischen  Gresetze  erreicht  werden  können,  sei  der 
Kaiser  nicht  abgeneigt  dazu  die  Hand  zu  bieten,  doch  sei  abzu- 
warten, bis  die  fremden  Regierungen  selbst  Begehren  stellen  oder 
Wünsche  äussern,  in  welchem  Falle  sodann  die  Concessionen, 
welche  Oesterreich  zu  gewähren  habe,  vorsichtig  abgemessen 
werden  müssen  und  nur  dann  in  Antrag  gebracht  werden  dürfen, 
wenn  hieraus  evidente  Vortheile  zu  erwarten  seien,  da  der  Kaiser 
durch  Erfahrung  belehrt,  es  nicht  räthlich  finde,  mit  Massregeln 
dem  preussischen  Vereine  entgegen  zu  kommen,  deren  Erwiderung 
sehr  zweifelhaft  sei,  die  den  Schutz  der  inländischen  Industrie 
entweder  wirklich  schwächen  oder  doch  unter  den  Gewerbetreiben- 
den eine  wirkliche  Aufregung  verbreiten  und  jedenfalls  im  Aus- 
lande die  Ansicht  hervorrufen  würden,  als  habe  der  Zollverein  die 
österreichische  Regierung  zur  Aenderung  ihres  Zoll-  und  Handels- 
gesetzes genöthigt,  in  welchem  Falle  man  noch  geringere  Zuge- 
ständnisse erhalten  würde.  Höchstens  zu  einigen  Modificationen 
bezüglich  des  Durchfuhrverkehrs  zeigte  sich  der  Kaiser  geneigt. 
Diese  kaiserliche  Entschliessung  vom  13.  Juni  1834,  die  ein 
Jahr  nach  Erstattung  des  Vortrages  erfolgte,  zeigt  auf  das  augen- 
scheinlichste, dass  man  in  den  massgebenden  Kreisen  die  Fest- 
haltung an  dem  Prohibitivsysteme  nicht  etwa  aus  Rücksicht  auf 
die  österreichische  Industrie  für  geboten  erachtete,  sondern  für 
eine  Grrossmacht  es  als  erniedrigend  ansah,  die  Initiative  zu  er- 
greifen, und  imr  nebenbei  das  Geschrei  der  Industriellen  fürchtete. 
Auch  muss  berücksichtigt  werden,  dass  selbst  in  den  Kreisen  des 
Grossgrundbesitzes  der  Schutzzoll,  ja  die  Prohibition  energische 
Anwälte  besass.  Schon  damals  liebte  man  es,  England  und  Frank- 
reich als  Beispiele  anzuführen,  dass  die  Industrie  eines -Schutzes 
zu  ihrer  Entfaltung  bedürfe,  ohne  jedoch  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  der  Inselstaat  eine  grosse  Rührigkeit  entfaltete,  um  den 
englischen  Industrieerzeugnissen  Abzugscanäle  nach  Aussen  zu 
verschaffen.  Und  in  Frankreich  bildete  die  Förderung  und  Ent- 
wicklung der  heimischen  Industrie  einen  gewichtigen  Zweig  der 
Staatsverwaltung  und  selbst  in  den  Zeiten  der  härtesten  Reaction 
war    man   auf  dem   Gebiete   der   materiellen   Interessen    im   fort- 
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schrittlichen  Sinne  thätig.  In  Oesterreich  wähnte  man  genug  ge- 
than  zu  haben,  wenn  man  durch  hohe  Zollsätze  die  Gewerb- 
treibenden  in  Sicherheit  lullte  und  den  Schmuggel  in  üppigster 
Weise  zur  Blüthe  brachte.  Nicht  wirthschaftliche  Erfahrungen 
oder  ein  sorgfältiges  Studium  der  österreichischen  Verhältnisse 
waren  hiebei  ausschlaggebend,  wohl  aber  die  Tendenz  bei  dem 
hergebrachten  Systeme  zu  beharren,  was  jedenfalls  am  wenigsten 
Mühe  und  Anstrengung  erforderte.  Nicht  alle  Mitglieder  der  Hof- 
kammer waren  von  hochschutzzöllnerischen  Ansichten  durchtränkt. 
Eine  Denkschrift  liegt  vor,  welche  es  geradezu  in  Abrede  stellt, 
dass  durch  die  befolgte  Handelspolitik  grosse  Vortheile  erreicht 
worden  sind,  oder  sich  überhaupt  erzielen  lassen.  Oesterreich 
habe,  heisst  es  daselbst,  wie  die  meisten  Staaten  das  Prohibitiv- 
system festgehajiten,  aber  mit  gänzlicher  Verkennung  der  Natur 
des  Handels,  der  auf  einem  unbeirrten  gegenseitigen  Austausche 
von  Befriedigungsmitteln  beruhe,  sowie  es  in  der  Natur  des  Geldes 
liege,  dorthin  zu  fliessen,  wo  es  die  vortheilhafteste  Verwendung 
finde.  Durch  Verschliessung  des  Marktes,  durch  Ein-  und  Aus- 
fuhrverbote, kurz  durch  hundert  administrative  Künsteleien  suche 
man  das  Unmögliche  zu  erreichen  und  führe  das  Gegentheil 
dessen  herbei,  was  man  eigentlich  beabsichtige:  Erschlaffung  des 
einheimischen  Erfindungsgeistes,  Ivähmung  der  Industrie,  Ver- 
theuerung  der  Genussmittel,  Verluste  der  Einzelnen,  der  Nation 
und  des  Staatsschatzes.  Von  jeher  wurde  der  Schutz  durch  den 
Schleichhandel  paralysirt,  und  nur  einem  günstigen  Zusammen- 
wirken anderer  Factoren  ist  es  zu  danken,  dass  ein  Aufschwung 
trotz  des  lähmenden  Einflusses  der  Einfuhrverbote  stattgefun- 
den habe. 

Der  Zollverein  hatte  schon  in  den  ersten  Jahren  seines  Be- 
standes seine  ]><ebensfahigkeit  bewährt  und  die  Erwartungen  der 
gewerblichen  und  kaufmännischen  Kreise  zum  Theil  überflügelt. 
Durch  den  Beitritt  von  Baden,  Nassau  und  Frankfurt  am  Main 
umfasste  der  Verein,  einige  Gebiete  im  Norden  ausgenommen, 
fast  das  gesammte  ausserösterreiehische  Deutschland.  Bald  nach 
Erneuerung  der  Verträge  am  8.  Mai  1841  trat  der  österreichische 
Staatskanzler  eine  Reise  an  und  besuchte  den  Südwesten  des 
deutschen  Reiches.  Die  Beobachtungen,  welche  er  daselbst  und 
während  seines  Aufenthaltes  in  Böhmen  zu  machen  Gelegenheit 
hatte,  bestärkten  ihn  in  seinen  Ansichten   über   den  Aufschwung 
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des  deutschen  PTandels  und  der  Industrie,  und  festigten  die  Ueber- 
zeugung  in  ihm,  dass  ein  ferneres  lieharren  Oesterreichs  in  der 
bisher  eingehaltenen  Richtung  schwere,  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange   unberechenbare  Folgen  nach  sich  ziehen  müsste. 

Unmittelbar  nach  seiner  Rückkehr  richtete  er  an  die  Hof- 
kammer eine  ausführliche  Denkschrift,  in  welcher  er  auf  den 
„Zustand  der  Passivität"  bezüglich  der  von  Oesterreich  befolgten 
Zollpolitik  hinwies  und  damit  die  in  den  Vereinsländern  statt- 
findenden Bewegungen  und  Bestrebungen  verglich,  die  höchst 
nachtheilig  auf  die  Entwicklung  und  den  Wohlstand  Oesterreichs, 
insbesondere  auf  das  industriell  weit  vorgeschrittene  Böhmen  ein- 
wirken müssen;  durch  die  Errichtung  des  Zollvereins  sei  in  den 
commerciellen  Interessen  des  gesammten  Deutschlands  eine  Spal- 
tung eingetreten,  deren  Wirkungen  auf  dem  Felde  der  materiellen 
Interessen  für  Oesterreich  bereits  höchst  unerfreulich  seien  und  die, 
falls  nicht  Mittel  zu  einem  befriedigenden  Ausgleiche  gefunden 
würden,  nicht  ermangeln  werden,  auch  auf  dem  Felde  der  Politik 
die  bedauerlichsten  Früchte  zu  tragen, 

Oesterreich,  schrieb  Metternich  fast  wörtlich,  welches  in  jeder, 
das  gesammte  Deutschland  von  Aussen  bedrohenden  Gefahr  an 
der  Spitze  der  deutschen  Regierungen  zu  stehen  berufen  sei, 
Oesterreich,  ohne  dessen  Beistand  das  gesammte  Deutschland  nicht 
fähig  ist,  einer  voii  Aussen  kommenden  Gefahr  die  Stirne  zu 
bieten,  und  welches  wieder  nur  in  der  gegenseitigen  Mitwirkung 
des  gesammten  Deutschlands  die  Mittel  zur  Erwirkung  jener 
Macht  und  jener  Stellung  finden  kann,  welche  seinem  conserva- 
tiven,  den  allgemeinen  Frieden  bewahrenden  Einflüsse  zur  Grund- 
lage dient,  steht  auf  dem  Punkte,  sich  auf  dem  Felde  der 
materiellen  Interessen  von  dem  übrigen  Deutschland  gleichsam  aus- 
geschlossen zu  sehen.  Wenn  gegen  den  Beitritt  Oesterreichs  zum 
Zollvereine  manche  Einwendungen  erhoben  werden  dürften,  so  könne 
anderseits  kein  Zweifel  darüber  obwalten,  dass  Oesterreich  sich 
nie  in  die  Lage  setzen  dürfe,  von  Deutschland,  in  welcher  Be- 
ziehung immer,  als  Ausland  behandelt  zu  werden.  Es  müsse  daher 
ein  Mittel  ausfindig  gemacht  werden,  mit  dem  Vereine  in  ein 
Verhältniss  zu  treten,  welches  die  gegenseitigen  materiellen  Inter- 
essen zu  versöhnen  im  Stande  sei.  Ein  solches  Mittel  könnte 
vielleicht  am  zweckmässigsten  auf  dem  Wege  eines  mit  dem  Zoll- 
vereine abzuschliessenden  Vertrages  gefunden  werden. 

Beer.   Die  Fiuanzea  Oesterreichs.  13 
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Vor  der  Errichtung  des  Zollvereins  wäre  in  Deutschland 
nichts  vorhanden  gewesen,  was  in  irgend  einer  Weise  den  Namen 
eines  deutschen  Handels  verdient  hätte.  So  viele  politische  Landes- 
herrlichkeiten, so  viele  commercielle  Einzelnheiten  waren  da,  und 
sie  verarmten  alle.  Durch  den  Zollverein  wurde  ein  commer- 
cieller  Gemeingeist  auf's  Neue  geweckt,  die  Handelstendenzen 
einer  früheren  Vergangenheit  äusserten  sich  wieder,  man  erkannte, 
dass  der  Vortheil  jedes  einzelnen  Theiles  am  besten  unter  dem 
Schutze  der  Gesammtheit  zu  erreichen  und  zu  bewahren  sei ;  ein 
deutscher  Handel  und  eine  deutsche  Handelspolitik  treten  mit 
jedem  Tage  deutlicher  hervor,  bald  werde  die  Verbindung  aller 
deutschen  Territorien,  mit  Ausnahme  der  österreichisch-deutschen 
Länder,  vollendet  sein  und  die  vereinte  deutsche  Handelsmacht 
sodann  den  angrenzenden  Staaten  jene  Verhältnisse  abzuzwingen 
suchen,  die  ihrem  Interesse  frommen  dürften. 

Im  Gegensatz  damit  ermangle  Oesterreich  einer  den  Verhält- 
nissen der  Gegenwart  entsprechenden  eigenthümlichen  Handelspolitik 
oder  trage  mindestens  den  Charakter  der  Passivität  in  Mitte  des 
allenthalben  sich  regenden  Aufschwunges  an  sich.  Man  müsse  sich 
ernstlich  die  Frage  zur  Erwägung  vorlegen,  was  kann  und  soll  unter 
den  bestehenden  Verhältnissen  ein  österreichischer  Handel  dem 
österreichischen  Staate  leisten?  Das  Resultat  werde  sodann  mit 
Bestimmtheit  an  die  Hand  geben,  was  Oesterreich  in  einer  mit  dem 
Zollvereine  zu  eröffnenden  Unterhandlung  wollen  soll,  damit 
die  Entwicklung  jenes  Handels  im  Einklänge  bleibe  mit  der  poli- 
tischen Aufgabe  des  Staates,  um  den  Wehrstand  des  Reiches  zu 
sichern,  der  die  Kraft  der  Regierung  im  Innern  und  nach  Aussen 
verstärke.  Die  Anregung,  die  in  dessen  Plan  gelegen  habe  und 
deren  erste  Form  der  Zollverein  ist,  habe  zum  Ziele  die  Wieder- 
herstellung der  Handelsgrösse  einer  Vergangenheit,  die  das  Vor- 
bild des  Strebens  der  Gegenwart  geworden  sei,  welche  dieselbe 
mit  der  durch  die  Fortschritte  der  neuen  Entwicklung  gebotenen 
Modalität  bekleidet.  Den  Vereinsländern  sei  ihre  Handelspolitik 
durch  die  Vergangenheit  klar  und  bestimmt  vorgezeichnet,  und 
selbst  die  Wege  und  die  Richtung,  die  ihr  Einfuhr-  und  Ausfuhr- 
handel zu  nehmen  habe,  gegeben.  Der  Verein  habe  folglich 
jenen  politischen  Charakter  und  jene  Schwungkraft,  welche  Ten- 
denzen eigen  sei,  die  die  Sanction  der  Vergangenheit  für  sich 
haben,  indem  sie  auf's  Neue   in  die  Bedürfnisse   der  Zeit  treten. 
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Oesterreich  sei  eines  solchen  Vortheiles  nicht  theilhaftig;  es  sei 
zum  ersten  Male  in  der  Lage^  sich  auf  dem  commerciellen  Felde 
eine  eigenthümliche  Stellung  auszumitteln,  darin  wurzle  das  Mass 
an  Sicherheit  und  Zuversicht,  der  ersten  Versuchen  eigen  sei.  Die 
deutschen  Länder  können  wohl  in  ihrer  gegenwärtigen  Stellung 
verbleiben,  Oesterreich  nicht.  Aber  unter  solch  ungünstigen  Ver- 
hältnissen, wie  die  gegenwärtigen,  sei  eine  günstige  Unterhandlung 
nicht  zu  hoffen ;  zuerst  müsse  Sorge  getragen  werden,  eine  selbst- 
ständige Stellung  ausfindig  zu  machen,  welche  bei  der  Unter- 
handlung das  Darbieten  gegenseitiger  Vortheile  gestatte.  Die 
Richtung  des  deutschen  Handels  nähere  sich  der  Schweiz  durch 
neue  Eisenbahnen,  die  in's  Leben  gerufen  werden.  Die  sardinische 
Regierung  werde  gewiss  die  Hand  dazu  bieten,  eine  bequeme 
Verbindung  durch  die  Schweiz  zu  Stande  zu  bringen  und  in 
dieser  Weise  den  Handel  Deutschlands,  anstatt  durch  Tirol  nach 
dem  adriatischen  Meere,  nach  Genua  zu  leiten.  Eine  Eisenbahn 
durch  Böhmen  nach  Triest  würde  dem  nördlichen  Deutschland 
und  Sachsen  Vortheile  bieten.  In  München  sei  der  Wunsch  aus- 
gesprochen worden,  eine  Verbindung  mit  dem  Herzen  Oestcrreichs 
und  mit  Triest  zu  besitzen,  wodurch  Süddeutschland  die  Möglich- 
keit erhielte,  seinen  Handel  über  Oesterreich  zu  lenken.  So  sehr 
allenthalben  die  Vortheile,  welche  der  Zollverein  gewähre,  ge- 
würdigt werden,  so  werde  dennoch  die  überwiegende  Stellung, 
welche  Preussen  dadurch  gewinne,  lebhaft  gefühlt  und  der  Wunsch 
trete  zu  Tage,  zu  einem  Anschlüsse  an  Oesterreich,  um  ein  Gegen- 
gewicht gegen  die  gravitirenden  Fortschritte  des  preussischen  Ein- 
flusses zu  gewinnen.  Falls  die  Hilfe  Oestcrreichs  nicht  rasch  ge- 
währt würde,  werde  Süddeutschland  auch  seinen  Verkehr  in  die 
Richtung  gegen  den  Rhein  lenken  müssen,  und  um  dies  zu  hindern, 
sei  ein  wohlcombinirtes  Eisenbahnsystem  Oesterreich  nothwendig. ') 
Diese  Denkschrift  ist  ein  klarer  Beweis,  dass  der  Staats- 
kanzler die  Vorgänge  in  Deutschland  weit  richtiger  und  einschnei- 
dender beurtheilte  als  jene  Männer,  denen  die  Wahrung  der  wirth- 
schaftlichen  Interessen  des  Reiches  anvertraut  war.  Auch  über 
den  einzuschlagenden  Weg  war  er  sich  ganz  klar.  War  Oester- 
reich im  Stande,  seine  volle  Selbstständigkeit  auf  handelspolitischem 
Gebiete  zu  behaupten,  so  sollte  mindestens  ein  Handelsvertrag  mit 


')  Mettemich  an  Kübeck  am  20.  October  1841. 

13* 


i96  Fünftes  Capitel. 

dem  Zollverein  abgeschlossen  werden^  wo  nicht^  musste  mau  sich 
mit  dem  Beitritte  des  Kaiserstaates  zur  deutschen  Zolleinigung 
vertraut  machen.  ') 

Die  Angelegenheit  kam  in  einer  Ministerialverhandlung  am 
17.  November  1841  zur  Sprache.  Anwesend  waren  Fürst  Metter- 
nich,  Grraf  Kollowrat^  Hofkammer-Präsident  Kübeck,  der  Sections- 
chef  des  Staatsrathes  Clraf  Hartig,  als  Protokollführer  fungirte 
Gervay.  Die  Frage,  welche  zuerst  erörtert  wurde,  war  die 
österreichischerseits  zu  befolgende  Industrialpolitik,  und  nach 
den  Darlegungen  Kübecks,  konnte  es  sich  hierbei  bloss  um  die 
Entscheidung  handeln,  welche  Art  von  Schutz  gegen  die  Concur- 
renz  des  Auslandes  sich  als  die  zweckmässigste  darstelle.  Hartig 
äusserte  sich  dahin,  dass  die  bisherigen  Verbote  durch  angemes- 
sene Schutzzölle  zu  ersetzen  seien  und  befürwortete  die  Anbahnung 
eines  vollständig  freien  Verkehrs  innerhalb  der  Monarchie,  durch 
das  Fallenlassen  der  Zollschranken  zwischen  Oesterreich  und 
Ungarn.  Bezüglich  des  Verhältnisses  zum  Zollverein,  erkannte 
man  allgemein  an,  dass  es  nothwendig  sei,  diese  Angelegenheit 
einem  sorgfältigen  Studium  zu  unterziehen.  In  Bezug  auf  Nord- 
deutschland sei  man  schon  im  Besitze  des  erforderlichen  Materials, 
es  handle  sich  daher  nur  darum,  im  Süden  Studien  über  den 
Stand  der  Industrie  anzustellen,  um  sodann  die  Handels-  und 
Gewerbe  vereine  einzu  vernehmen. 

Hartig  betonte  die  Nothwendigkeit,  durch  Beseitigung  der 
ungarisch-siebenbürgischen  Zollschranken  ein  einheitliches  Zoll- 
gebiet zu  schaffen,  die  erste  und  nachhaltigste  Bedingung  für  den 
raschen  Aufschwung  der  mit  unerschöpflichen  Hilfsquellen  ge- 
segneten ungarischen  Lande.  Von  einer  Seite  wurde  die  Bildung 
eines  Zollvereins  zwischen  Oesterreich  und  Italien  angeregt.  Metter- 
nich  hob  hervor,  dass  die  Durchführung  eines  derartigen  Planes 
unmöglich  sei,  nach  beiden  Richtungen  sowohl  gegen  Deutschland 


')  Am  14.  August  1841  schrieb  Mettemich  an  Kübeck  von  Königswart, 
nachdem  Braunschweig  dem  Zollvereine  beigetreten  war:  Gleichzeitig  mit  seiner 
territorialen  Vervollständigung  nimmt  der  Verein  an  innerer  Gediegenheit  und 
äusserer  Wichtigkeit  in  schnell  steigender  Progression  zu,  und  der  Moment  nickt 
heran,  den  Beitritt  anzubahnen,  wenn  wir  dem  mäclitigen  Einflüsse  einer  com- 
pacten commerciellen  Stellung  von  Aussen  nicht  durcli  eine  auf  unserem  eigenen 
Feld  wohlberechnete  und  wohlorganisirte  eigenthümliche  österreichische  commer- 
cielle  Stelhuig  zu  begegnen  im  Stande  sind. 
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als  auch  gegen  Italien,  sei  im  wechselseitigen  Einverständnisse  eine 
allmälige  Modification  der  einzelnen  Zollsätze  der  am  meisten 
gedrückten  Artikel  vorzunehmen,  eine  zweckmässigere  Organisation 
der  (isterreichischen  Consulate  anzubahnen,  namentlich  die  noch 
bestehenden  Durchfuhrzölle  aufzuheben.  Hartig  fügte  hinzu,  dass 
auch  in  der  Zollmanipulation  Aenderungen  eintreten  müssten  und 
insbesondere  alle  Vexationen  zu  beseitigen  seien.  Am  Schlüsse  der 
Conferenz  setzte  Kübeck  auch  seine  Ideen  über  die  zu  befolgende 
Eisenbahnpolitik  auseinander  und  fand  bei  den  Mitgliedern  der 
Conferenz  allseitige  Zustimmung. ') 

Kübeck  kam  wiederholt  auf  die  Bildung  eines  österreichisch- 
italienischen Zollvereins  zurück.  In  Italien  hatte  die  Industrie 
Böhmens  und  Mährens  keine  Nebenbuhler,  und  keine  Gefahr 
drohte  den  heimischen  Gewerbefleisse  von  einem  innigen  An- 
schlüsse. Metternich  hielt  den  Plan  für  unausführbar,  aber  eine 
Annäherung  an  die  italienischen  Staaten  nicht  bloss  für  wünschens- 
werth,  sondern  auch  von  hoher  politischer  Bedeutung,  denn  wenn 
„es  gelänge  auf  dem  Boden  Italiens  ein  mehr  gemeinsames  mate- 
rielles Interesse  in's  Leben  zu  rufen,  würde  dies  das  beste  Gegen- 
gewicht gegen  die  Bestrebungen  revolutionärer  Secten  und  die 
wirksamste  Beschwichtigung  falscher  Träumereien  von  politischer 
Verschmelzung  und  Unabhängigkeit  bilden."  Die  Schwierig- 
keiten für  das  Zustandekommen  einer  Zolleinigung  lagen  nach 
Metternich's  Ansicht  nicht  eben  in  einer  Abneigung  der  italieni- 
schen Staaten,  sondern  in  den  Verhältnissen  der  grossen  Politik. 
Frankreichs  Argwohn  würde  erregt  werden,  wenn  es  auch  nur 
ahnen  würde,  dass  Oesterreich  ähnliche  Ideen  verfolge,  und  die 
Gefahren,  welche  die  innere  Ruhe  der  italienischen  Halbinsel 
bedrohen,  gehen  nicht  so  sehr  von  den  vorhandenen  subversiven 
Secten  aus,  sondern  von  dem  Grade  des  Vertrauens,  mit  welchen 
dieselben  auf  Unterstützung  von  Seite  Frankreichs  hoffen  und 
rechnen.  Einem  Vordringen  Frankreichs  zu  Lande  seien  Oester- 
reich und  Sardinien  gewachsen,  aber  die  Küsten  Italiens  zu 
schützen,  sei  nur  England  im  Stande,  Oesterreich  dürfe  daher  nichts 
thun  was  die  commerciellen  Verhältnisse  der  italienischen  Staaten  in 
einen  Widerspruch  mit  dem  Handelsinteresse  Englands  brächte. 2) 


')  Conferenzprotokoll  vom  17.  November  1841. 
2)  Metternich  an  Kübeck  10.  December  1841, 
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Metternich  täuschte  sich  jedoch  über  die  Möglichkeit,  die 
sardinische  Regierung  zum  Abschlüsse  eines  Vertrages  zu  bringen, 
um  auch  nur  in  einigen  Artikeln  den  österreichischen  Waaren 
Erleichterung  bei  der  Einfuhr  zu  verschaffen.  Der  Antrag  wurde 
in  Turin  gestellt,  für  sardinische  Weine  den  Einfuhrzoll  in  die 
Lombardei  herabzusetzen,  wenn  dafür  einigen  österreichischen  In- 
dustrieerzeugnissen eine  Begünstigung  gewährt  würde.  Schon  nach 
wenigen  Tagen  erhielt  man  eine  abschlägige  Antwort.  ^) 

Ein  anderer  Plan:  Krakau  in  das  österreichische  Zollgebiet 
einzubeziehen,  scheiterte  an  dem  Widerstände  Preussens,  und  man 
musste  sich  mit  Anbahnung  von  Verhandlungen  zur  Gewährung 
gegenseitiger  Plandelserleichterungen  an  der  Grenze  begnügen. 
Der  förmliche  Abschluss  des  Vertrages  zog  sich  Jahre  lang  hin, 
bis  die  Einverleibung  des  letzten  Restes  der  königlichen  Repu- 
blik alle  darauf  verwendete  Mühe  überflüssig  machte. 2) 

Es  dauerte  ein  Jahr,  ehe  eine  kaiserliche  Entschliessung 
über  diese  Angelegenheiten  herablangte ;  ein  Handschreiben  vom 
24.  November  1842  ermächtigte  Kübeck  mit  der  obersten  Hof- 
kanzlei und  der  ungarischen  Hofkanzlei  behufs  Umwandlung  der 
Prohibition  in  angemessene  Schutzzölle,  in  Verhandlung  zu  treten. 
Bei  der  Hof  kammer  fanden  eingehende  Berathungen  statt,  die 
Gutachten  der  Länderchefs  wurden  abgefordert,  eine  gänzliche 
Umgestaltung  der  bisherigen  Handelspolitik  schien  fast  beschlossene 
Sache,  Man  hatte  sich  auch  an  den  Palatin  von  Ungarn  gewendet, 
um  dessen  Ansichten  zu  hören  und  erhielt  die  volle  Zustimmung 
desselben  zu  den  geplanten  Massnahmen.  Den  Wünschen  Ungarns 
werde  dadurch  vollauf  Rechnung  getragen,  schrieb  er  nach 
Wien. 

Am  9.  April  1843  konnte  Kübeck  endlich  einen  neuen 
Zolltarif  zur  Sanction  überreichen.  Als  Grundsatz  war  festgehal- 
ten, die  Einfuhr  der  Rohstoffe  mit  geringern,  die  Halbfabrikate 
nach  ihren  verschiedenen  Abstufungen  mit  höheren,  die  Ganz- 
fabrikate mit  den  höchsten  Zollsätzen  zu  belegen.  Bei  Ausmitt- 
lung  der  Zollsätze  hatte  man  sich  grösstentheils  an  den  Werth  der 
Waaren   und    an  die  Zollsätze  der    Nachbarstaaten  gehalten,    bei 


')  Zwei  Noten  von  Metternich  an  Kübeck  vom  Januar  1842. 
2)  Vortrag  Mettemich's   an    den  Kaiser  vom  7.  Januar  1842  über  die  Ein- 
beziehung Krakaus  und  eine   ganze  Reihe  hierauf  bezüglicher  Documente. 
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einigen  Waaren  waren  die  Zollsätze  bis  40  %  ^-d  valorem  festgesetzt, 
was  selbst  der  Hofkaramer  als  überspannt  erschien.  ')  Die  indu- 
strielle Welt  hatte  von  der  bevorstehenden  Aenderung  Wind  be- 
kommen und  lief  förmlich  Sturm  gegen  die  Anträge  der  Finanzver- 
waltung, Von  allen  Seiten  wendete  man  sich  mit  Denkschriften  und 
Bittgesuchen  an  den  Monarchen,  in  denen  mit  den  grellsten  Farben 
die  grossen  Nachtheile,  ja  Gefahren  geschildert  wurden,  die  für 
die  österreichische  Industrie  erwachsen  würden.  Spinner,  Weber, 
Eisenindustrielle  wetteiferten  miteinander  sich  zu  überbieten.  In 
einer  Denkschrift  wird  die  Prohibition  fast  in  Dythiramben  gefeiert. 
Es  habe  sich  bewährt,  ^wie  sehr  sie  zur  Erlangung  eines  bedeu- 
tenden Grades  nationalökonomischer  Selbstständigkeit  nützlich  sei, 
und  höre  erst  dann  auf  nothwendig  zu  sein,  wenn  die  Industrie 
einen  gewissen  Grad  der  Entwicklung  erreicht  habe.  Der  Ueber- 
gang  zu  dem  Schutzzollsystem  sei  nur  mit  der  grössten  Umsicht 
und  nach  reiflichster  Ueberlegung  zu  bewerkstelligen.  Dennoch 
mussten  auch  die  Wortführer  dieser  Richtung  zugeben,  dass  die 
Prohibition  ihren  Zweck  verfehlte,  denn  sie  erhoben  Klagen  über 
den  Schleichhandel,  der  fast  allen  Industriezweigen  kolossalen 
Schaden  zufüge.  Die  Stimmen  für  die  Beibehaltung  des  herr- 
schenden Systems  mehrten  sich  von  Tag  zu  Tag,  und  nach  drei- 
zehn Monaten,  am  9.  Mai  1844,  erfolgte  die  kaiserliche  Ent- 
schliessung,  dahin  lautend:  Ich  stelle  Ihnen  diesen  Vortrag  mit  der 
Erinnerung  zurück,  dass  ich  nicht  geneigt  bin,  den  darin  enthaltenen 
Anträgen  gleich  dermalen  in  der  allgemeinen  Ausdehnung  Folge 
zu  geben,  ich  ermächtige  Sie  jedoch  jene  Aenderungen  in  dem 
Zolltarife  und  seinen  einzelnen  Positionen  in  Vorschlag  zu  bringen, 
welche  Sie  nach  Massgabe  der  Verhältnisse  und  der  drängenden 
Bedürfnisse  schon  jetzt  und  d^nn  von  Zeit  zu  Zeit  für  angemessen 
erkennen. 

Die  Aenderungen,  welche  in  dem  Zollwesen  in  den  nächsten 
Jahren  vorgenommen  wurden,  waren  durchweg  unbedeutender 
Natur.  Aber  auch  sonst  hatte  man  für  die  grossen  Aufgaben, 
welche  dem  Staate  in  Folge  der  Veränderungen,  die  sich  in  den 
Verkehrsverhältnissen  vollzogen,  kein  Verständniss.  Während  der 
Dreissiger  Jahre  begann  sich  ein  Umschwung  zu  vollziehen,  der 


')  Vortrag  9.  April  1843. 
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auf  Oesterreich  nicht  ohne  Rückwirkung  bleiben  konnte,  England 
namentlich  und  ihm  folgend  Frankreich  wendeten  dem  Verkehr 
mit  der  Levante  eine  grössere  Aufmerksamkeit  zu  und  suchten 
directe  Verbindungen  für  den  Austausch  der  Waaren  mit  dem 
Oriente  anzuknüpfen.  In  Folge  dessen  musste  Triest,  welches 
bisher  den  Commissionshandel  in  Händen  gehabt  hatte,  grosse 
Einbusse  erleiden.  Die  Ursachen  des  Rückganges  des  Triester 
Handels  beim  Beginne  der  Vierziger  Jahre  wurden  der  allge- 
meinen oder  localen  Handelskrise  zugeschrieben.  Nur  ein  Mann 
sah  klar  und  theilte  seine  Ansichten  dem  Hofkammer-Präsidenten 
mit:  der  damalige  Gouverneur  Triests,  »Graf  Stadion.  Nicht  in 
Folge  irgend  einer  Handelskrise,  schrieb  er  nach  Wien,  sei  die 
Lage  des  Handels  von  Triest  traurig,  sondern  die  natürlichen 
Fortschritte  der  Zeit  und  die  allgemeinen  europäischen  Handels- 
verhältnisse haben  die  künstliche  Basis,  auf  welcher  der  Verkehr 
Triests  beruht,  über  den  Haufen  geworfen,  Triest  sei  nunmehr 
im  Nachtheile  gegen  andere  Städte,  die  mehr  Capital,  leichtere  Ver- 
bindung mit  dem  Innern  Europa's  und  den  überseeischen  Ländern 
besitzen.  Dennoch  sei  die  Zukunft  Triests  gross.  Stadion  rieth 
durch  ein  ausgebreitetes  Eisenbahnsystem  Triest  in  Verbindung 
mit  der  Monarchie  zu  bringen,  dem  Verkehr  durch  eine  Bank 
zu  Hilfe  zu  kommen,  endlich  den  Freihafen  aufzuheben,  ') 

Vergebens  kam  Stadion  auch  in  späteren  Zuschriften  auf  den 
Gegenstand  zurück,  sie  blieben  unerörtert  und  unerledigt.  Eben- 
sowenig konnte  man  sich  zur  Aufhebung  der  Zwischenzolllinic 
gegen  Ungarn  entschliessen.  Berathungen  wurden  gepflogen,  ein- 
gehend das  Für  und  Wider  erörtert.  Zwingende  Gründe  sprachen 
dafür.  Man  verkannte  nicht,  dass  die  Beseitigung  der  Zoll- 
schranken mit  unermesslichen  Vortheilen  verbunden  sei,  allein  mit 
besonderem  Behagen,  könnte  man  sagen,  wurden  sodann  die  grossen 
Schwierigkeiten  aufgeführt,  welche  allerdings  vorhanden  waren.  Aber 
unüberwindlich  waren  sie  nicht.  Tabakmonopol  und  Verzehrungs- 
steuer, die  in  Ungarn  fehlten,  bildeten  nicht  den  alleinigen  Stein 
des  Anstosses,  die  Rücksicht  auf  den  Ackerbau  spielte  eine  Haupt- 
rolle. Bezeichnend  für  die  wirthschaftlichen  Kenntnisse  in  dep 
Kreisen   der    Finanzverwaltung   ist   jedenfalls    der  Hinweis,    dass 


')  Gouverneur  Stadion  an  Kübeck  14.  März  1842. 
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„der  auf  die  landwirthschaftlichen  Gegenstände  gelegte  Zoll  ein 
Schutzmittel  gegen  den  ganz  steuerfreien  Domanialgrundbesitz  in 
Ungarn  bildet".  ) 

So  vegetirte  die  österreichische  Volkswirthschaft  im  Vormärz 
fort  und  trat  unentwickelt  in  eine  neue  Zeit, .  in  welcher  sie  in 
Concurrenz  mit  dem  Auslande  treten  sollte. 


1)  Vortrag  am  24,  Mai  1843. 


SECHSTES  CAPITEL 
Die  Neuordnung  Oesterreichs. 


Der  österreichische  Staatshaushalt  war  bis  zum  Revolutions- 
jahre ein  mit  sieben  Siegeln  verschlossenes  Buch,  nur  die  der. 
Hofkammer  nahestehenden  Kreise  besassen  einen  oberflächlichen 
Einblick  in  den  Stand  der  Dinge,  vollständige  Klarheit  hatten  sich 
nur  Wenige  zu  verschaffen  vermocht,  da  selbst  bei  der  Central- 
behörde  das  Geheimniss  auf  das  sorgfaltigste  bewahrt  wurde.  Die  in 
die  Oeffentlichkeit  gelangenden  lückenhaften  Angaben  schilderten 
in  der  Regel  den  Zustand  der  Finanzen  als  befriedigend,  das  Stich- 
wort von  den  unerschöpflichen  Hilfsquellen  Oesterreichs  wurde  ge- 
hörig dazu  benutzt,  um  etwaige  Besorgnisse  zu  dämpfen  und  auf- 
tauchende Zweifel  zu  beheben.  Das  Ausland  erschien  als  ein  stets 
bereitwilliger  Abnehmer  österreichischer  £apiere_u£^  jedfi§  neue 
Anlehen  wurde  leicht  und  zii  immer  höheren  Coursen  abgesetzt, 
""""TJiese  rosige  Auffassung  der  Finanzverhältnisse  wurde  auch 
nach  Ausbruch  der  revolutionären  Bewegung  nicht  erschüttert, 
hie  und  da  auftauchende  IBesörgnisse  "Würden  durch  den  Hin- 
blick auf  den  baldigen  Zusammentritt  des  Vertretungskörpers 
verscheucht.  Die  Vorlaigen^  an  den  österreichischen  Reichsrath 
waren  ganz  dazu  angethan,  die  hoffnungsvollsleil  Vorstellungen  zu 
erregen.  Mit  grosser  Gewandtheit  wurde  in  der  Zusammenstellung 
der  Gebahrungsresultate  der  letzten  Jahre  anstatt  eines  Abganges 
ein  Ueberschuss  ausgewiesen.  Selbst  der  sorgfaltigsten  Prüfung 
wäre  es  bei  dem  beliebten  Vertuschungssysteme  nicht  möglich 
gewesen,  die  Sachlage  kennen  zu  lernen.  Wollte  man  den  Publi- 
cationen  der  Regierung  Glauben  schenken,  so  hatte  der  Staats- 
haushalt in  den  Jahren  1841 — 47  niclitriur  ohne  Deficit  gearbeitet, 


Die  Neuordnung  Oesterreichs.  203 

sogar  einen  Ueberschuss  von  88.7  Millionen  erzielt,  nur  1847 
hatte  sich  ein  Abgang  von  5  Millionen  ergeben.  Ordentliche  und 
ausserordentliche  Ausgaben  waren  mit  solcher  Geschicklichkeit 
bunt  durcheinander  gewürfelt,  dass  der  Wahn  entstehen  konnte, 
die  beträchtlichen,  durch  Anleihen  aufgebrachten  Summen  seien 
bloss  für  ausserordentliche  Ausgaben  erforderlich  gewesen.  Einige 
Wochen  darauf  ging  man  noch  weiter  und  wies  in  einer  neuen 
Veröffentlichung  sogar  in  dem  Zeiträume  1831 — 47  keinen  Abgang 
auf.  Erst  nach  einigen  Jahien  gewann  man  einen  Einblick  in  die 
Unrichtigkeit  der  Angaben  und  konnte  sich  die  Ueberzeugung 
verschaffen,  dass  das  vormärzliche  Oesterreich  jahraus  jahrein 
mit  einem  Deficit  gearbeitet  hatte.  Damals  im  April  1848  handelte 
es  sich  um  die  Beruhigung  der  erregten  Gemüther,  die  die  Sach- 
lage noch  verzweifelter  darstellten,  als  sie  ohnehin  war,  und  um 
dem  Finanzminister  die  Möglichkeit  zur  Fortfristung  zu  ver- 
schaffen. 

Kübeck  war  im  April  1848  von  seinem  dornenvollen  Posten 
zurückgetreten  ;~niL[ipp  Kraus,  in  der  galizischen  Beamtenschule 
gebildet,  besonders  mit  3en  Zollfragen  vertraut,  wurde  zum  Finanz- 
minister ernannt.  Er  suchte  sich  über  die  Schwierigkeiten  der 
Lage  hinwegzuhelfen,  so  gut  es  eben  ging.  Er  griff  zu  den  man- 
nigfachsten Mitteln,  um  die  Gassen  zu  füllen.  Mühselig  wurde 
das  Revolutionsjahr  überstanden.  Die  Bank  griff  bereitwillig  genug 
der  Regierung  unter  die  Arme.  Durch  ein  IJebereinkommen  vom 
20.  April  1848  übernahm  sie  für  Rechnung  des  Staates  die  Emission 
von  30  Millionen  Gulden  in-  4o/(jigen  Hypothekaranweisungen, 
welche  durch  die  auf  80  Millionen  geschätzten  Gmundner  Salinen 
sichergestellt  waren,  und  leistete  einstweilen  einen  Vorschuss,  da 
sich  bald  herausgestellt  hatte,  dass  die  Salinenscheine,  wie  diese 
Gattung  Papiere  genannt  wurde,  das  ausländische  Capital  nicht 
anzogen  und  im  Inlande  geringen  Absatz  fanden.  Ursprünglich 
dazu  bestimmt,  den  Silberschatz  der  Bank  zu  stärken,  wurde  die 
Summe  vom  Staate  aufgebraucht.  Dieser  Vorschuss  belief  sich 
am  Schlüsse  des  Jahres  1848  auf  ^2!^^2^äillionen  Gulden.  Zur 
Unterstützung  der  Gewerbetreibenden  gewährte  die  Bank  einen 
zinsenfreien  Credit,  der  Ende  1849  O.9  Millionen  Gulden  erreichte. 
Sie  escomptirte  ferner  5%ige  Cassenanweisungen ,  eröffnete  im 
October  der  Finanzverwaltung  einen  unverzinsbaren  Credit  von 
6    Millionen    Gulden,    rückzahlbar    nach    einem    Jahre,    und    am 
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Schlüsse  des  Jahres,  am  9.  December  1848  einen  weiteren  Credit 
von  20  Millionen,  wovon  etwa  S,^  Millionen  in  diesem  Monate  in 
Anspruch  genommen  wurden.  Die  Gesammtschuld  des  Staates  an 
die  Bank,  die  sich  Ende  1847  mit  I32.452  beziffert  hatte,  war 
daher  bis  Ende  1848  auf  178.393  Millionen  gestiegen. 

Durch  einen  Reichsrathbeschluss  vom  3.  Januar,  der  am 
8.  Januar  1849  die  kaiserliche  Sanction  erhielt,  wurde  die  Re- 
gierung zur  Aufnahme  eines  Anlehens  bis  zur  Höhe  von  80  Mil- 
lionen ermächtigt.  Die  Finanzverwaltung  schritt  vorläufig  zur 
Ausgabe  3*^/oiger  Cassenanweisungen  im  Betrage  von  25  Mil- 
lionen, die  bei  den  Staatscassen  und  der  Nationalbank  als  Zahlung 
angenommen  oder  baar  eingelöst  werden  sollten.  Im  Juni  erfolgte 
eine  zweite  Emission,  welcher  der  Zwangscours  eingeräumt  wurde, 
gleichzeitig  stellte  man  auch  die  baare  Einlösung  der  Cassen- 
anweisungen erster  Emission  ein.  Im  lombardisch-venetianischen 
Königreiche  wurde  zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  ein  öO^oiger 
Zuschlag  zur  Grundsteuer  und  die  Hinausgabe  von  Tresorscheinen 
(S^ßige  Cassenanweisungen)  bis  zur  Höhe  von  70  Millionen  Lire 
angeordnet.  Die  directen  und  indirecten  Steuern  sollten  zur  Hälfte 
damit  berichtigt,  die  Scheine  selbst  mittelst  eines  Zuschlags  zu 
den  Steuern  in  den  nächsten  zehn  Jahren  getilgt  werden.  Die 
Tresorscheine  erhielten  Zwangscours  und  zur  Ermöglichung  von 
Zahlungsausgleichungen  wurden  auch  Scheine  zu  10  und  5  Lire 
ausgegeben.  Zur  Deckung  für  die  Bedürfnisse  im  ungarischen 
Kriege  dienten  die  Anweisungen  auf  die  ungarischen  Landes- 
einkünfte, welche  Anfangs  nur  in  Ungarn  einen  Zwangscours  hatten, 
später  aber  mit  Ausnahme  des  lombardisch-venetianischen  König- 
reichs überall  angenommen  werden  mussten.  Endlich  schritt  man 
im  Juni  1849  an  die  Eröifnung  einer  Subscription  auf  ein  4^/2  7oigG8 
Anlehen  zum  Course  von  85,  der  Capitalsbetrag  wurde  auf  71  Mil- 
lionen festgesetzt,  nur  behielt  sich  die  Finanzverwaltung  vor,  diese 
Summe  bis  auf  85  Millionen  zu  erhöhen. ') 

Mühselig  genug  war  es  der  Regierung  gelungen,  die  erforder- 
lichen   Summen    zur   Bestreitung   der   staatlichen   Bedürfnisse    zu 


')  Der  geringste  Subscriptionsbetrag  wurde  auf  1000  Gulden  festgesetzt, 
die  Einzahlung  sollte  in  zehnraonatlichen  Raten  vom  November  1849  bis  Juli 
1850  erfolgen,  wobei  5%  und  3"/^  Cassenanweisungen,  Reichsschatzscheine  und 
Partial-Hypothekaran Weisungen    für    baares   Geld    angenommen    werden   sollten. 

%  Provision.     Im 
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beschaffen.  Nach  der  Besioguiig-  Sardiniens,  der  Niederwerfung 
des  ungarischen  Aufstandes  athmete  der  Finanzminister  auf.  Die 
schweren  Zeiten  mochten  seiner  Ansicht  nach  überstanden  sein. 
Das  allseitige  Misstrauen  in  den  Bestand  des  Staates,  welches  auf 
die  Finanzverhältnisse  in  besorgnisserregender  Weise  eingewirkt 
und  der  Finanzverwaltung  die  Herbeischaffung  der  erforderlichen 
Mittel  so  sehr  erschwert  hatte,  schien  gebannt,  das  Vertrauen  in 
den  „ungeschmälerten  Fortbestand  Oesterrcichs  und  die  unermess- 
liche  Kraft  der  Monarchie"  erwachte.  Mit  grossen  Plänen,  tief  ein- 
schneidenden Reformen  sollte  die  neue  Aera  eingeleitet  werden. 
„Rückkehr  der  Ordnung  des  Geldwesens,  Begründung  des  Gleich- 
gewichtes im  Staatshaushalte",  war  die  Parole  der  finanzministeriellen 
Kreise.  Die  Verbesserung  der  Lage  der  Bank,  die  Regelung 
der  Beziehungen  des  Staates  zu  derselben,  standen  unter  diesen 
reformatorischen  Entwürfen  natürlich  in  erster  Linie.  Dabei  sollten 
auch  die  ei-höhten  Bedürfnisse  des  Verkehrs  ihre  volle  Berück- 
sithtigung  finden,  da  aus  den  Provinzen  vielfache  Klagen  über 
Creditbeschränkungen  von  Seite  der  Bank  laut  geworden  waren. 
Nicht  minder  stellte  sich  die  Nothwendigkeit,  für  den  Bodencredit 
Institute  in's  Leben  zu  rufen,  heraus.  Dass  bei  Bemessung  des 
Staatshaushalts  die  Reduction  des  Militärbudgets  im  Vordergrunde 
stand,  war  selbstverständlich.  Bildete  doch  die  Beschränkung  der 
Ausgaben  für  das  Heer  das  Stichwort  seit  einer  Reihe  von  Jahren.  ') 
Allerdings  wagte  das  rosige  Gemüth  des  Finanzministers  nicht  im 
entferntesten  eine  Zurückführung  des  Etats  auf  den  Stand  vor  1848 
zu  beantragen  oder  zu  erwarten,  auch  waren  auf  fast  allen  Gebieten 
der  Verwaltung  durch  die  Einbeziehung  Ungarns,  und  seiner  Neben- 
länder, durch  die  gesammte  bevorstehende  Neugestaltung  des  Staats- 
lebens grössere  Ansprüche  zu  befriedigen.  Der  Staat  musste  ferner 
für  die  Entschädigung  der  Urbarial-  und  Zehentbezüge  Sorge  tragen 
und  die  Mittel  zum  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  beschaffen.  Dafür 
standen  freilich  auch  bedeutende  Einnahmen  in  Aussicht.  Bisher 
hatten  die  Länder  der  ungarischen  Krone  verhältnissmässig  weiug 
zu  den  Staatslasten  beigetragen,  die  Ausdehnung  der  gesamraten 

Ganzen  wurden  6Ü.541  Millionen  gezeichnet;  die  ausgefertigten  Obligationen  be- 
trugen im  Capitalsnennwertbe  76.Qg  Millionen,  wovon  jedoch  nur  73.366  Millionen 
zur  Hinausgabe  an  die  Parteien  bestimmt  waren. 

1)  Vortrag  10.  September  184Ü. 
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directen  und  indirecten  Steuergesetze  auf  jene  Gebiete  schuf  eine 
Fülle  von  Einnahmen,  die  man  auf  45 — 50  Millionen  veranschlagen 
zu  können  wähnte,  i)  Die  Einführung  der  Einkommensteuer,  die 
Belegung  des  Grundes  und  Bodens  mit  einem  Drittelzuschlag,  die 
Ausdehnung  der  Hauszinssteuer,  die  Erhöhung  der  Abgaben  auf 
gebrannte  Flüssigkeiten,  die  Gleichstellung  Galiziens  mit  den  übrigen 
Ländern  bei  Erhebung  dieser  Auflage,  die  Reform  in  der  Zucker- 
besteuerung, Hessen  jedenfalls  beträchtliche  Mehrerträgnisse  er- 
warten. Mit  einer  gewissen  Befriedigung  mochte  auch  der  Finanz- 
minister am  Schlüsse  des  Jahres  1849  einen  Rückblick  werfen 
und  mit  Emphase  eine  Besserung  der  Zustände  verkünden.  Die 
Hinausgabe  von  Reichsschatzscheinen  war  noch  nicht  erfolgt,  da 
für  die  staatlichen  Bedürfnisse  durch  Cassenanweisungen  gesorgt 
wurde,  welche  den  durch  die  allerhöchste  Entschliessung  vom 
27.  Juni  festgestellten  Betrag  von  50  Millionen  noch  nicht  über- 
schritten hatten,  da  bloss  47  Millionen,  worunter  15  bei  der  National- 
bank, im  Umlaufe  waren.  Das  Anlehen  im  September  hatte  e'in 
befriedigendes  Ergebniss  geliefert ;  die  Nation,  setzte  der  Minister 
auseinander,  zeigte  eine  Bereitwilligkeit  und  einen  in  den  Jahr- 
büchern der  Finanzgeschichte  Oesterreichs  ohne  Beispiel  dastehen- 
den Eifer.  Nur  das  Steigen  des  Wechselcourses  und  des  Agios 
seit  October  trübte  einigermassen  die  Freude.  Die  Geschäftsleute 
im  lombardisch-venetianischen  Königreiche  entledigten  sich  der 
Schatzscheine,  indem  sie  dieselben  zu  Zahlungen  in  den  übrigen 
österreichischen  Provinzen  verwendeten,  wodurch  eine  nachtheilige 
Rückwirkung  auf  den  österreichischen  Geldmarkt  entstand.  In- 
dess  hoffte  er  des  Uebels  bald  Meister  zu  werden.  Die  im 
Umlaufe  befindlichen  Noten  betrugen  251  Millionen,  an  Cassen- 
anweisungen circulirten  47  Millionen,  an  lombardisch-venetianischen 
Schatzscheinen  14,  an  ungarischen  Anweisungen  28  Millionen, 
an  deutschen  Münzscheinen  S'/^,  an  ungarischen  Münzscheinen 
l'/2  Millionen  Gulden;  im  Ganzen  daher  345  Millionen. 

An  Stelle  der  mannigfaltigen  Umlaufsmittel  sollte  ein  neues 
Papiergeld,  die  Reichsschatzscheine  treten,  deren  Ausgabe 
unter  Mitwirkung  und  Controle  der  Nationalbank  statthaben  sollte. 


1)  Interessant  ist  folgende  Stelle  in  dem  erwähnten  Vortrage:  Nur  mit  Wider- 
streben schreite  ich  zu  dem  Antrage,  Aendenmgen  in  der  bisherigen  Besteuerung 
ohne  Mitwirkung  des  Reichstages  vorzunehmen. 
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Die  Verzinsung  derselben  wurde  für  die  Appoints  zu  100  Gulden 
mit  3%  festgesetzt,  die  Stücke  unter  100  Gulden  sollten  in  Serien 
eingetheilt  und  am  Schlüsse  des  Jahres  durch  Verlosung  die- 
jenigen bezeichnet  werden,  die  sammt  den  für  die  Vergangenheit 
verfallenen  Zinsen  bloss  rückzuzahlen  waren.  Als  Hypothek  wur- 
den die  Staatseisenbahnen  im  Werthe  von  67.534  Millionen,  sowie 
jene  Antheile  bestimmt,  welche  der  Staat  durch  angekaufte  Actien 
von  Privateisenbahnen  im  Betrage  von  22.4  Millionen  in  seinem 
Besitze  hatte,  endlich  die  Saline  Gmunden  mit  demjenigen  Be- 
trage, der  zur  vollen  Bedeckung  erforderlich  war  und  durch  die 
allmälige  Zurückzahlung  der  Schuld  an  die  Bank  frei  wurde. 
Die  Summe  der  auszugebenden  Reichsschatzscheine  sollte  genau 
fixirt  und  nur  dann  erhöht  werden  dürfen,  wenn  durch  einen  Zu- 
wachs an  Staatseisenbahnen  eine  Vermehrung  an  der  zugewiesenen 
Hypothek  gewonnen  würde.  ')  Vorläufig  hoffte  der  Finanzminister 
mit  etwa  50  Millionen  Reichsschatzscheinen  auslangen  zu  können. 
Der  Plan  ging  daher  auf  Einziehung  der  verschiedenen  Papier- 
sorten und  Ersetzung  derselben  durch  eine  neue  Kategorie,  er 
enthielt  jedoch  den  bedenklichen  Zusatz:  dass  das  neue  Papier 
vorübergehend  zur  Deckung  der  Staatserfordernisse  verwendet 
werden  sollte.  Eine  Verschlimmerung  in  den  Verhältnissen  des 
Geldumlaufes  befürchtete  der  Minister  nicht ;  „wenn  nicht  unvor- 
gesehene Ereignisse  eintreten,  die  jede  Berechnung  verrücken", 
hoffte  er  durch  die  zur  Verfügung  stehenden  Hilfsmittel  im  Laufe 
des  Jahres  1850  „nicht  nur  den  Uebergang  zu  einem,  unter  Mit- 
wirkung des  Reichstages  geordneten  Haushalte  zu  vollführen, 
sondern  auch  die  Menge  des  umlaufenden  Papiergeldes  zu  ver- 
mindern oder  den  demselben  zur  Grundlage  dienenden  Münzvor- 
rath  zu  vermehren".  2^ 

Die  Resultate  entsprachen  den  gehegten  Erwartungen  nicht. 
Die  Einnahmen  blieben  hinter  den  Voranschlägen  zurück,  die 
Ausgaben  übertrafen  dieselben.  Die  gesammten  ordentlichen  Ein- 
nahmen betrugen  1850  I8O.2S8,  1851  205.76  Millionen  Gulden, 
allerdings  eine  Steigerung  in  den  absoluten  Ziffern,  aber  wie  gross 
der  Rückstand  hinter  den  Voranschlägen  war,  geht  daraus  hervor, 
dass  bloss  bei  der  Grundsteuer  am  Schlüsse  des  Jahres  1851   ein 


>)  Vortrag  10.  September  1849. 
2)  Vortrag  28.  December  1849. 
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Zurückbleiben  von  I8.5  Millionen  zu  verzeichnen  war,  wovon 
4  Millionen  auf  die  deutsch-slavischen,  l.^  Millionen  auf  die  ita- 
lienischen und  13  Millionen  auf  die  ungarischen  Länder  entfielen. 
Bei  der  Häusersteuer  hatte  man  von  Ungarn  1.;  Millionen  er- 
wartet, es  liefen  0.3^3  Millionen  ein.  Die  Erwerbsteuer  war  mit 
3.2  Millionen  präliminirt  worden,  der  Ertrag  ergab  O.53  Millionen. 
Die  Einkommensteuer  blieb  jenseits  der  Leitha  mit  I.3  Millionen, 
im  lombardisch-venetianischen  Königreiche  sogar  mit  3  Millionen 
hinter  dem  Präliminare  zurück.  Der  Rückstand  bei  allen  directen 
Steuern  betrug  28  Millionen,  wovon  18 '/a  Millionen  auf  Ungarn, 
3  Millionen  auf  die  Lombardei  und  6'/2  Millionen  auf  die  anderen 
Länder  kamen.  Die  indirecte  Besteuerung  war  von  95.5gi  auf 
109.153  Millionen  gestiegen,  eine  Zunahme,  die  sich  lediglich  durch 
Uebertragung  einiger  Abgaben  auf  Ungarn,  durch  die  Aufhebung 
der  Zwischenzolllinie  seit  1.  November  1850  und  Einführung  des 
Tabakmonopols  seit  1.  März  1851,  erklärt.  Allein  in  noch  grösse- 
rem Umfange  waren  die  Ausgaben  gestiegen,  von  251.igt  im 
Jahre  1850  auf  278.52  Millionen  im  Jahre  1851.  Hieran  parti- 
cipirte  namentlich  die  Staatsschuld  mit  mehr  als  3  Millionen,  das 
Ministerium  des  Innern  mit  6,  die  Finanzen  mit  4,  die  Justiz  mit 
beinahe  7  Millionen.  Und  was  das  Heer  anbelangt,  so  war  von 
einer  Minderung  der  Ausgaben  nicht  nur  nichts  sichtbar,  der 
Rechnungsabschluss  für  1851  ergab  gegen  das  Vorjahr  sogar  eine 
Steigerung  von  über  6  Millionen.  Der  Aufwand  für  die  Kriegs- 
rüstungen im  Herbste  1850  hatte  I5.179  Millionen  verschlungen, 
die  Sendung  eines  Armeecorps  nach  Deutschland  3.391  Millionen 
in  Anspruch  genommen,  endlich  die  Zahlungen  an  Russland  in 
Folge  der  Intervention  vom  Jahre  1849  noch  1851  über  2'/3  Mil- 
lionen erfordert.  Dazu  kamen  beträchtliche  Summen  bei  den 
ausserordentlichen  Erfordernissen,  als :  Eisenbahnbauten,  Einlösung 
von  Privatbahnen,  Telegraphenbauten  u.  s.  w. ;  Ausgaben,  die  aller- 
dings im  strengsten  Sinne  des  Wortes  wirthschaftliche  Capitals- 
anlagen  bildeten,  deren  Bestreitung  aber  die  Yerlegenheiten  der 
Verwaltung  in  nicht  geringem  Grade  steigerte. 

Ein  dringendes  Haupterforderniss  war  die  Regelung  des 
Verhältnisses  des  Staates  zur  Bank.  Wir  haben  gesehen,  in  welchen 
Beziehungen  die  Regierung  zu  dem  Institute  seit  dem  dritten 
Jahrzehnte  stand;  Beziehungen,  von  denen  man  in  den  weiteren 
Kreisen  keine  vollständige  Kenntniss  besass.    Am  15.  März  1848 
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veröffentlichte  die  Bank  zum  ersten  Male  einen  genaueren  Aus- 
weis über  ihren  Status  vom  29,  Februar  1848.  Der  Noten- 
umlauf betrug  214,|4(;  Millionen,  der  Baarfond  65.05g  Millionen, 
die  Forderung  an  den  Staat  8I.387  Millionen  Gulden.  Volle  Wahr- 
heit hatte  man  damit  nicht  gesagt,  denn  50  Millionen  escomp- 
tirte  Cassenanweisungen  des  Staates  wurden  unter  den  escomp- 
tirten  Effecten  angeführt.  Die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank 
betrug  demnach  über  131  Millionen.  Die  öffentliche  Meinung 
fand  sich  durch  diesen  Ausweis  nicht  beruhigt,  da  man  nur  zu 
rasch  herausgerechnet  hatte,  dass  ein  grosser  Theil  des  Noten- 
umlaufes auf  dem  Staatscredit  beruhte  und  die  Deckung  der  Bank 
in  Staats-Schuldverschreibungen  bestand,  deren  Cours  von  103 
Ende  1847  auf  83  am  13.  März  1848  gefallen  war,  überdies  ein 
weiteres  Sinken  bevorstand,  wenn  an  die  Veräusserung  dieser 
Papiere  geschritten  wurde.  Der  Zudrang  zu  den  Umwechslungs- 
cassen  steigerte  sich  von  Tag  zu  Tag;  Ende  März  hatte  der 
Baarvorrath  um  12  Millionen  abgenommen.  Am  2.  April  1848  er- 
schien ein  Circular  der  niederösterreichischen  Regierung,  welches 
die  Ausfuhi-  von  Silbermünzen  untersagte,  zwei  Tage  später  ein 
anderes,  welches  das  Verbot  auch  auf  Goldmünzen  ausdehnte. 
Um  dem  Publicum  eine  grössere  Beruhigung  bezüglich  der  dem 
Staate  dargelielienen  Summe  zu  gewähren,  besagte  eine  Kund- 
machung vom  19.  April,  dass  das  Finanzministerium  der  National- 
bank eine  Deckung  von  45  Millionen  mittelst  Verhypothecirung 
der  nach  dem  jährlichen  Reinerträgnisse  von  3.t,o3  Millionen  Gulden 
auf  80  Millionen  zu  veranschlagenden  Aerarialsaline  in  Gmunden 
sammt  Zugehör,  dann  32  Millionen  an  5%igen  Obligationen  ge- 
währt habe.  Der  Nachsatz  schwächte  jedoch  den  Eindruck,  den 
die  Kundmachung  hätte  hervorbringen  können,  beträchtlich  ab, 
indem  die  Staatsverwaltung  zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse 
die  Ausgabe  von  Partial-Hypothekaranweisungen  im  Betrage  von 
höchstens  30  Millionen  unter  Controle  der  Bank  zu  5,  5'/2  und 
&%  und  binnen  4,  8  und  12  Monaten  zahlbar,  ankündigte.  Die 
Bemühungen  der  Bankdirection,  ihren  Metallschatz  zu  stärken, 
hatten  keinen  Erfolg.  Bis  zum  25.  April  war  der  Baarfond  auf 
35  Millionen,  also  seit  Anfang  des  Jahres  fast  auf  die  Hälfte 
herabgesunken.  Am  21.  Mai  erschien  in  der  Wiener  Zeitung  die 
Erklärung  des  Gremiums  der  Grosshändler,  des  bürgerlichen 
Handelsgremiums  und  des  niederösterreichischen  Gewerbevereins, 

Beer.   Die  Finanzen  Oesterreichs.  14 
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worin  diese  erklärten,  die  Banknoten  der  Nationalbank  bei  allen 
Zahlungen,  bei  Wechseln,  Käufen  und  Verkäufen  nach  ihrem 
vollen  Nennwerthe  ununterbrochen  anzunehmen.  Tags  darauf 
wurde  ein  Ministerialerlass  bekanntgemacht,  der  den  Zwangscours 
für  die  Noten  der  Bank  decretirte.  Jedermann  sollte  gehalten 
sein,  diese  bei  allen  Zahlungen  nach  ihrem  vollen  Nennwerthe 
anzunehmen.  Sei  die  Zahlung  in  einer  bestimmten  Münzsorte  be- 
dungen, so  solle  sie  nach  Wahl  des  Schuldners  in  dieser  Münz- 
sorte oder  nach  deren  Werth  zur  Zeit  der  Zahlung  in  Banknoten 
geleistet  werden.  Diese  Vorschrift  habe  nur  einstweilen,  und 
so  lange,  als  die  gegenwärtigen  ausserordentlichen  Verhältnisse 
dauern,  zu  gelten. 

Am  22.  Mai  wurden  die  Baarzahlungen  zeitweilig  auf  die 
Hinausgabe  von  25  Gulden  für  die  Person  beschränkt,  bald  darauf, 
am  31.  Mai,  da  man  trotzdem  das  vollständige  Abfliessen  des 
Metallschatzes  befürchtete,  ganz  eingestellt.  Der  Baarfond  der 
Bank  war  Ende  Juni  1848  auf  20.^^22  Millionen  herabgesunken, 
und  wenn  auch  während  des  zweiten  Halbjahres  insoferne  eine 
Besserung  in  dem  Stande  derselben  herbeigeführt  ward,  dass  sich 
die  Baarmittel  mit  Ende  December  auf  3O.425  Millionen  erhöht 
hatten,  so  war  auch  die  Notenemission  auf  222 .,,7^  Millionen  gestiegen, 
wonach  sich  also  das  Verhältniss  von  1  :  7  stellte.  Die  Steigerung 
der  umlaufenden  Noten  hatte  vornehmlich  ihren  Grund  in  den 
Vorschüssen,  welche  die  Staatsverwaltung  von  der  Bank  in  An- 
spruch genommen  hatte.  Die  innigen  Beziehungen  des  Staates 
zur  Bankverwaltung  dauerten  fort.  Am  Schlüsse  des  Jahres  ge- 
währte die  Bank  einen  Vorschuss  von  20  Millionen  auf  das  in 
Aussicht  genommene  Anlehen  und  erhielt  durch  Uebergabe  von 
Eisenbahnactien  und  Verpfandung  der  nördlichen  Staatseisen- 
bahn eine  Deckung.  Weitere  Dienste  leistete  die  Nationalbank 
durch  Uebernahme  von  25  Millionen  Cassenanweisungen  beim  Be- 
ginn des  Jahres  1849.  Endlich  verfügte  ein  Ministerialerlass  vom 
24.  Februar  1849  die  Einlösung  des  ungarischen  Papiergeldes  zu 
Ein  und  Zwei  Gulden  gegen  Noten  der  Bank.  Der  Bankausweis  vom 
29.  Mai  1849  wies  eine  Verschlechterung  in  dem  Verhältniss  des 
Notenumlaufes  zum  Baarschatz  auf.  Die  circulirenden  Noten  be- 
trugen 244,7^9,  der  Baarfond  3O.944,  demnach  ein  Verhältniss  wie  1 :8. 
Das  Silberagio,  welches  sich  im  Vorjahre  im  Grossen  und  Ganzen 
innerhalb  massiger  Grenzen  bewegt  hatte,  war  allgemach  auf  122 
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gestiegen   und   die   Folgen   übermässiger  Notenemission   machten 
sich  nun  bemerkbar. 

Bereits  am  25.  Juni  1849  erstattete  der  Finanzminister  einen 
Vortrag  über  die  Ordnung  der  Finanzverhältnisse.  Die  Anträge 
waren  nicht  danach  angethan,  um  für  die  nächste  Zukunft  irgend 
eine  Aenderung  in  den  Verhältnissen  des  Staates  zur  Bank  her- 
beiführen zu  können.  Sie  lauteten :  Aufnahme  eines  freiwilligen 
Anlehens,  Hinausgabe  von  3%igen  Cassenanweisungen  bis  zum 
Betrage  von  25  Millionen  mit  Zwangscours  und  Escomptirung  der- 
selben durch  die  Nationalbank,  Zuweisung  der  Kriegsentschädi- 
gung an  die  Nationalbank,  Bekanntmachung  einer  Erklärung  von 
Seite  der  Bankdirection,  dass  sie  bemüht  sein  werde,  der  Ent- 
werthung  der  Banknoten  zu  begegnen,  die  Baarzahlungen  bald 
wieder  aufzunehmen  und  die  noch  in  ihrem  Besitze  befindlichen 
Bankactien  zu  geeigneter  Zeit  hinauszugeben,  Aufhebung  des 
Goldausfuhrverbotes  und  endlich  Ansprache  an  das  Publicum  zur 
Beruhigung  der  Gemüther.  In  dem  einige  Tage  darauf  erlassenen 
Patente  wurde  in  der  That  der  Grundsatz  verkündigt,  dass  die 
Natix)nalbank  zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  mit  einer  weiteren 
Vermehrung  ihrer  Noten  nicht  herangezogen,  und  die  Beträge, 
welche  aus  dem  aufzunehmenden  Anlehen  einfliessen  würden,  der 
Nationalbank  zugewiesen  w^erden  sollen,  insoweit  sie  nicht  für  den 
laufenden  Bedarf  erforderlich  sind,  i) 

Ein  Uebereinkommen,  mit  der  Bank  am  6.  December  1849 
abgeschlossen,  regelte  die  Verzinsungs-  und  Rückzahlungs-Moda- 
litäten. Es  wurden  der  Bank  60  Millionen  aus  den  Eingängen 
des  Anlehens  und  24  Millionen  der  sardinischen  Kriegsentschädi- 
gung zugew^iesen.  Die  Schuldposten  aus  der  Wiener  Währungs- 
Papiergeldeinlösung,  dann  50  Millionen  3%ige  Centralanweisungen, 
beide  im  Gesammtbetrage  von  I28.475,  sowie  verschiedene  Bürg- 
schaften des  Staates,  zusammen  im  Betrage  von  2.619  Millionen 
Conventionsmünze  blieben  durch  das  Uebereinkommen  unberührt; 
die  übrigen  14  Schuldposten  an  Zahl  wurden  in  eine  einzige,  mit 
2"/„  verzinsliche  Schuld  im  Gesammtbetrage  von  96.943  Millionen 
zusammengezogen. 


')  Zugschwerdt,  das  Bankwesen  und  die  privilegirte  österreichische  NS-tional- 
bank.  Wien  1855,  S.  307  fg. 
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Der  Staat  kam  den  übernommenen  Verpflichtungen  nach. 
Bereits  Ende  December  hatte  die  Bank  aus  den  Eingängen  des 
Anlehens  33.5  Millionen  und  6  Millionen  der  sardinischen  Kriegs- 
entschädigung erhalten;  im  folgenden  Jahre  flössen  der  Bank 
weitere  Beträge  zu,  bei  27  Millionen  aus  dem  Anlehen  und  6  Mil- 
lionen in  Silber  aus  der  Kriegsentschädigung.  Ende  1850  war 
die  neue  Schuld  des  Staates  auf  24:.^^^  Millionen  herabgemindert. 

Die  gute  Wirkung  dieser  Abtragung  wurde  jedoch  durch 
die  Ausgabe  von  Staatspapiergeld  paralysirt.  Im  Juni  wurde  die 
Hinausgabe  von  verzinslichen  Reichsschatzscheinen  in  Appoints 
zu  1000,  500  und  100  unter  Mitwirkung  der  Bank  angekündigt 
und  im  December  die  Emission  von  unverzinslichen  Reichsschatz- 
scheinen zu  50,  10,  5,  2  und  1  fl.  angeordnet.  Beide  Gattungen 
hatten  Zwangscours.  Die  3%igen  Cassenanweisungen,  die  Reichs- 
schatzscheine und  die  ungarischen  Landesanweisungen  füllten  die 
Gassen  der  Bank,  Avelche  davon  am  Schlüsse  des  Jahres  beträcht- 
liche Mengen  besass.  Das  Agio,  welches  beim  Beginne  des  Jahres 
1850  mit  112  notirt  wurde,  stieg  in  den  nächstfolgenden  Monaten 
und  schwankte  zwischen  113  bis  120,  im  November  erreichte  es 
130,  da  die  politischen  Beziehungen  zu  Preussen  Kriegsbesorg- 
nisse wachriefen.  Am  25.  November  erhob  sich  das  Agio  auf 
139,  am  26.  auf  150,  fiel  jedoch  in  den  nächsten  Tagen  in  Folge 
der  Olmützer  Gonferenzen  auf  133  am  Schlüsse  des  Monats. 

Immer  mehr  trat  die  Nothwendigkeit  einer  grossen  Mass- 
regel hervor.  Zwei  Jahre  waren  verstrichen,  seit  die  inneren 
Verhältnisse  eine  freundliche  Gestalt  gewonnen  hatten,  und  noch 
war  eine  T^ösung  der  Geldwirren  nicht  gefunden.  Der  Finanz- 
minister besprach  wohl  in  vielen  Vorträgen  die  Nothwendig- 
keit das  zerrüttete  Geldwesen  zu  heilen  und  er  setzte  auch  die 
Grundsätze,  nach  denen  hierbei  vorgegangen  werden  sollte, 
auseinander.  In  einem  Vortrage  vom  22.  August  1849  hatte 
er  darauf  hingewiesen,  dass  „die  Rückkehr  zur  Ordnung  im 
Geldwesen,  die  Begründung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaus- 
halte die  zwei  Zwecke  seien ,  auf  deren  Erreichung  die 
vereinten  Kräfte  der  Regierung  und  der  Völker  Gesterj-cichs 
gerichtet  werden  müssen,  nur  dadurch  könne  die  Heilung  der 
Wunden  eifolgen  und  eine  dauerhafte  Grundlage  für  die  Fest- 
stellung der  materiellen,  sowohl  staatlichen  als  volkswirthschaft- 
lichen  Verhältnisse   erzielt   werden".     Bereits   am   13.  September 
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1849  war  auf  ministeriellen  Antrag  eine  Commission  aus  Ver- 
trauensmännern zusammengesetzt  worden,  um  im  Einvernehmen 
mit  der  Bankdirection  und  unter  Mitwirkung  derselben  Vorschläge 
über  die  das  Bankinstitut  betreffenden  Massnahmen  und  Einrich- 
tungen zu  treffen.  Die  Berathungen  dauerten  längere  Zeit.  Die 
Commission  sprach  sich  gegen  die  Ausgabe  von  Reichsschatz- 
scheinen in  Appoints  unter  100  Gulden  aus,  befürwortete  ein 
Uebereinkommen  des  Staates  mit  der  Bank,  die  Einziehung  der 
kleineren  Noten  bis  Ende  December  1852,  Zurückführung  des  Geld- 
umlaufes auf  Metallgeld,  Ausgabe  von  Scheidemünze  behufs  bal- 
diger Einziehung  in  Münzscheinen,  Reform  des  Münzwesens  über- 
haupt, Anbahnung  einer  Einigung  mit  Deutschland,  Tilgung  der 
Schuld  des  Staates  an  die  Bank  bis  auf  die  Wiener  Währungs- 
Schuld,  Regelung  des  Banknotenumlaufes  der  Art,  dass  derselbe 
niemals  das  Dreifache  des  Gesammtvermögens  der  Bank  über- 
schreiten dürfe  und  mindestens  ein  Drittel  durch  Münze  gedeckt 
sein  müsse.  Daneben  liefen  eine  Anzahl  theils  unpraktischer  theils 
überflüssiger  Anträge. 

Das  ganze  Elaborat,  wie  es  aus  dem  Schoosse  der  Commission 
hervorging,  sowie  die  Berathungsprotokolle  zeigen  auf  das  klarste, 
wie  wenig  blosse  Praktiker  die  Fähigkeit  besitzen,  tiefeinschnei- 
dende Probleme  lösen  zu  können.  Wichtiges  und  Unwichtiges 
findet  sich  bunt  durcheinander  gemischt,  und  neben  den  ange- 
führten Anträgen  werden  andere  mit  Gründlichkeit  erörtert,  die 
mit  dem  Gegenstand  nur  nebensächlich  im  Zusammenhange  stehen. 
Allerdings  nicht  ohne  Schuld  des  Ministers,  der  sich  in  seiner 
Fragestellung  nicht  streng  an  den  eigentlichen  Kern  der  Sache 
hielt,  sondern  mit  der  Herstellung  eines  metallischen  Geldwesens 
auch  eine  gänzliche  Reform  der  Bank  verbinden  wollte,  und  da- 
durch den  Kaufleuten  und  Industriellen  ein  weites  Feld  für  ihre 
Wünsche  und  Begehren  eröffnete. 

Die  Bankdirection,  aufgefordert  ihre  Wohlmeinung  abzu- 
geben, zeigte  sich  im  Grossen  und  Ganzen  mit  den  Anträgen  ein- 
verstanden; ihre  Bemängelungen  betrafen  nur  die  Details  der  Aus- 
führung, die  allerdings  der  Kritik  grossen  Spielraum  boten.  Die 
Direction  bezweifelte  es,  ob  es  möglich  sein  dürfte,  wie  die  Com- 
mission vorgeschlagen,  ein  Anlehen  von  150  Millionen  aufzubringen, 
ob  es  räthlich  sei  im  Falle  des  Misslingens  zur  Ausschreibung 
eines  Zwanganlehens  zu  greifen,  ob,  wenn  die  Aufbringung  einer 
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solchen  Summe  gelingen  sollte,  dem  Verkehre,  der  Industrie  und 
Handel  durch  das  Entziehen  von  Capital  nicht  ein  grösserer  Nach- 
theil zugefügt  würde.  Sie  bemängelte  den  comraissionellen  Vor- 
schlag, den  Banknotenumlauf  ziffermässig  regeln  zu  wollen,  da 
sich  dafür  keine  feste  Norm  festsetzen  lasse  und  das  richtige 
Verhältniss  zwischen  Münzvorrath  und  Notenumlauf  von  den  Be- 
dürfnissen und  Zuständen  des  Verkehres  abhänge  und  im  steten 
Wechsel  begriffen  sei,  auch  hielt  sie  aus  erklärlichen,  nur  das 
Interesse  der  Bank  berücksichtigenden  Ursachen  die  Hinausgabe 
der  Bankactien  nicht  für  angezeigt. 

Wie  es  scheint,  machte  die  Darlegung  der  Bankdirection 
Eindruck  auf  den  Minister.  Im  April  1850,  als  die  Bankcommis- 
sion ihre  Schlussanträge  vorgelegt  hatte,  war  die  Verwaltung  mit 
der  Ausschreibung  eines  lombardisch-venetianischen  Anlehens  im 
Betrage  von  beiläufig  50  Millionen  Gulden  beschäftigt.  Bei  der 
Durchführung  der  commissionellen  Anträge  fürchtete  man  an  den 
Geldmarkt  fast  unerfüllbare  Ansprüche  stellen  zu  müssen,  indem  die 
Emission  eines  neuen  Anlehens  von  150  Millionen  und  der  gleich- 
zeitige Verkauf  von  Actien  denselben  mit  der  allzugrossen  Anfor- 
derung von  190  Millionen  in  Anspruch  genommen  hätten.  Zu  einer 
solchen  grossartigen  Creditoperation  mochte  sich  der  Minister, 
der  Mann  kleiner  Mittel,  nicht  entschliessen,  und  im  Herbste 
tauchten  Kriegsbefürchtungen  auf,  die  nun  jeden  grossen  Friedens- 
act  in  den  Hintergrund  drängten.  Kraus  kam  aus  seiner  Un- 
schlüssigkeit nicht  heraus  und  Hess  die  ganze  Sache  einige  Zeit 
ruhen.  Die  Initiative  zur  Wiederaufnahme  der  Berathungen  ging 
von  der  Krone  aus.  Am  Schlüsse  des  Jahres  erfloss  vom  Mon- 
archen, wahrscheinlich  von  Kübeck  angeregt,  der  Auftrag,  mit 
dem  Präsidenten  des  Reichsrathes  über  die  Mittel  zur  Verbesse- 
rung der  Finanzlage  in  Berathung  zu  treten.') 

Der  Reichsraths-Präsident  Kübeck  war  mit  seinem  Gutachten 
schon  nach  einigen  Tagen  fertig.  Brück  aufgefordert  zur  Darlegung 
seiner  Ansichten,  übergab  seine  knapp  gehaltene  Arbeit,  vielleicht 
die  interessanteste  aller  Elaborate  damaliger  Tage,  im  Februar. 
Der  Finanzminister  konnte  sich  mit  den  Anschauungen  beider  nicht 
befreunden  und  widerlegte  dieselben  in  einer  Anzahl  von  Denk- 
schriften.    Wer  es  nicht   schon   früher  wusste,    musste  bei  Wür- 
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digung  der    ministeriellen  Vorschläge  zur  klaren  Erkenntniss  ge- 
langen^ dass  der  Finanzminister  der  Situation  nicht  gewachsen  war. 
Das  Gutachten  Kübecks  enthielt  im    Wesentlichen  folgende 
Gesichtspunkte:    Das  Papiergeld    sei  eine  Schuldenbelastung  des 
Staates  der  theuersten,  drückendsten  und  gefahrlichsten  Art,  Die 
erste  und  unmittelbarste  Folge  dieser  Verschuldungsform  sei  der 
Verlust,    den  der   Staat  dadurch    erleide,    indem  Münze  aus  dem 
Umlaufe   bis  zum  gänzlichen  Verschwinden  aus  dem  Lande  ver- 
scheucht werde.    Allerdings  bleiben  grosse  Summen   der  gemünz- 
ten   edlen  Metalle   im  Verstecke,    welche    dem   Staate   nicht  ver- 
loren   sind,    aber  ebenso  grosse  Summen  ziehen   nach   dem  Aus- 
lande, um  dort  Anlage  und  Verwendung  zu  finden.  Diese  Summen 
seien  Verluste  an  realen  Werthen,  da  das  Metallgeld  nicht  allein  als 
beständiger  Werthmesser,   sondern  auch  als  selbstständiger  Werth, 
der  es  desshalb  so  sehr  zum  Werthmesser  eignet,   zu   betrachten 
sei.    Es  sei  eine  Täuschung,    wenn  man  wähne,  dass  ein  Zwangs- 
papier den  V(3lkern  keine  oder  geringere  Lasten  auflege,  als  eine 
im    Creditwege     unter   selbst   sehr    lästigen   Bedingungen    aufge- 
brachte verzinsliche  Staatsschuld,    Einmal  muss  jede  Auslage  für 
Werthe    durch    andere    Werthe    ersetzt,    oder   der   Werth    selbst 
verloren   werden,    was   nur    ein    anderer   Ausdruck    für    dieselbe 
Thatsache  und  dasselbe  Gesetz  sei.    Es  gebe  keine  Finanzkunst, 
welche   diesem  Gesetze    entgehen    könnte;    keine   Gewalt,    welche 
ihm   nicht  unterliege.     Die  Zwangspapierschuld  sei  die  theuerste 
und  drückendste  Art  Auslagen  zu  bedecken.  Die  theuerste,  weil 
sie  das  Capital  unmittelbar  und  in  kaum  zu  berechnenden  Phasen 
treffe.  Man  erwäge  nur  den  Aufwand,  welchen  das  Zwangspapier 
koste.     Die  Summe  des  umlaufenden  Papiers  in  Oesterreich  auf 
350  Millionen  und  der  Silbercours  zu  30%  angenommen,    kosten 
die  350  Millionen  105  Millionen,  d.  i.  beinahe  ein  Dritttheil   des 
ganzen  Umlaufscapitals,  Dieser  Verlust  müsse  nach  dem  bemerkten 
Gesetze  von  irgend  Jemandem,    hier  von  den  Völkern  der  öster- 
reichischen Monarchie,  getragen  werden. 

Wenn  irgend  eine  Gesammtheit  einen  Aufwand  zu  bestreiten 
oder  einen  Verlust  zu  tragen  habe,  so  komme  es  wesentlich  darauf 
an,  eine  gerechte,  d,  h.  so  viel  als  möglich  den  relativen  Kräften 
der  Betheiligten  entsprechende  Vertheilung  oder  Umlage  zu  veran- 
lassen. Die  Verluste  einer  Zwangspapierschuld  werden  aber  durch 
die    ungerechteste    und    zum    Theile    zufälligste    Vertheilung    im 
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höchsten  Grade  drückend.  Alle  Staats-  und  Privatgläubiger,  alle 
auf  Besoldungen  und  fixe  Geldbezüge  angewiesenen  Staats-  und 
Privatbeschäftigungen,  ein  sehr  grosser  Theil  der  Lohnarbeiter, 
endlich  die  grosse  Zahl  der  Staatsangehörigen,  welche  von  der 
wahren  Natur  der  Zustände  wenig  unterrichtet,  Wirkungen  und 
Ursachen  verwechseln,  sich  daher  nicht  vorsehen :  diese  Classen 
sind  allein  verurtheilt,  Verluste  zu  tragen  und  den  anderen  Classen 
die  namhaftesten  Gewinnste  zu  bringen.  Hiezu  komme  endlich  die 
völlige  Verwirrung  der  Begriffe  über  Recht  und  Eigenthum.  Keine 
Art  Stipulation,  keine  durch  Verträge  und  Gesetze  geheiligten 
Ansprüche  schützen  dagegen,  mit  ZiflFernamen  statt  Werthen  von 
dem  ungerecht  begünstigten  Schuldner  und  Verpflichteten  abge- 
fertigt zu  werden. 

Mit  den  Grundgedanken  der  Commission  war  Kübeck  im 
Wesentlichen  einverstanden.  Auch  er  wünschte  die  Consolidirung 
des  Zwangspapiergeldes,  die  Zurückführung  der  Bank  in  ihren 
normalen  Zustand,  die  Beseitigung  des  Zwangscourses  und  Her- 
stellung von  Sicherheiten  für  die  genaue  Vollziehung  der  zu  be- 
schliessenden  praktischen  Massregeln.  Die  Bankcommission  hatte 
den  Satz,  dass  man  die  Metallmünze  als  Grundlage  des  Geld- 
umlaufs annehmen  solle,  weitläufig  zu  begründen  gesucht;  dies 
verstand  sich,  wie  Kübeck  meinte,  ganz  von  selbst.  Die  Annahme 
der  edlen  Metalle  als  die  beständigen  Werthmesser,  sei  eine  allge- 
meine Weltmeinung,  noch  dazu  eine  tief  begründete,  richtige  und 
in  den  Verkehrsbeziehungen  aller  Völker  geltende.  Es  würde  eine 
beklagenswerthe  Ideologie  sein,  sich  von  dieser  Meinung  trennen 
und  abstracten  Zwangszeichen  die  gleiche  Anerkennung  vindiciren 
zu  wollen.  Die  gegenwärtigen  Valutencourse,  die  so  viele  Unruhe 
bereiten;  die  kurze  Periode  der  Jahre  1811  und  1812,  in  welchen 
«ine  solche  ideologische  Papierherrschaft  mit  aller  Kraft  der 
Regieruugsgewalt  und  des  damaligen  finanziellen  Trägers  derselben 
behauptet  zu  werden  versucht  wurde,  stelle  die  Natur  der  Dinge 
imd   die   unwiderstehliche  Stärke   derselben  in    die    Erscheinung. 

Es  fragte  sich  nur,  wie  die  Consolidirung  des  Zwangspapier- 
geldes zu  bewerkstelligen  und  ob  das  verzinsliche  und  unver- 
zinsliche Papiergeld  bei  der  Durchführung  der  etwaigen  Operation 
gleichmässig  zu  berücksichtigen  sei.  Die  Ansicht  wurde  von  vielen 
Seiten  behauptet,  dass  die  verzinslichen  Reichsschatzscheine  eine 
schwebende  Schuld  seien,  gleich    den    englischen   Exchequerbills 
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und  den  französischen  Bons  du  tresor,  und  von  den  unverzins- 
lichen Scheinen,  als  dem  eigentlichen  Papiergelde  unterschieden, 
woraus  auch  auf  eine  verschiedene  Wirkung  in  der  Circulation 
und  eine  verschiedene  Behandlung  Schlüsse  gemacht  wurden. 

Ideologisch  und  abstract  aufgefasst,  sagte  Kübeck,  scheine 
eine  solche  Unterscheidung  berechtigt.  In  der  That  und  Wirklich- 
keit aber  sei  sie  ein  praktischer  Irrthum,  Schon  die  Vergleichung 
mit  den  englischen  Exchequerbills  und  den  französischen  Bons 
sei  gründlich  unrichtig.  Sodann  seien  zwei  Grössen,  die  in  allen 
wesentlichen  Merkmalen  übereinstimmen,  wenn  auch  quantitativ 
verschieden,  doch  qualitativ  gleich.  Nun  unterscheiden  sich  die 
verzinslichen  Zwangspapiere  von  den  unverzinslichen  in  keiner 
Beziehung,  als  in  dem  Zuwachs  der  mit  demselben  Papier  be- 
zahlten Zinsen.  Der  Wechsel  eines  Schuldners,  der  beliebig  dafür 
Zinsen  in  gleichen  Wechseln  entrichte,  vermehre  seine  Schuld, 
aber  nicht  den  Credit  des  Wechsels.  Da  bei  den  vej'zinslichen 
Zwangspapieren  noch  die  Unbequemlichkeit  und  Schwierigkeit 
der  Zinsenberechnung  und  Zinsenberichtigung  hinzukomme,  so 
begreife  sich  im  praktischen  Leben  vollkommen,  wie  wenig  Werth 
auf  die  Verzinsung  gelegt  und  wie  diese  Art  Papiere  von  den 
unverzinslichen  nur  durch  die  Ungunst  ihrer  Annahme  und  die 
Eile  unterschieden  werde,  mit  der  man  sie  gegen  unverzinsliche 
vertausche. 

Eine  andere  Kategorie  des  Papiergeldes  bilden  die  von 
der  Bank  ausgegebenen  Noten,  und  die  noch  im  Umlaufe  befind- 
lichen Einlösungs-  und  Anticipationsscheine,  welche  zu  ihrem 
tixirten  Course  von  250  zu  den  Banknoten  mit  diesen  als  iden- 
tisch betrachtet  werden  können. 

Auch  diese  tragen  gegenwärtig  dieselben  Merkmale,  wie 
das  Staatspapiergeld  an  sich,  können  nicht  realisirt  werden,  sind 
in  den  Zwangsumlauf  einbezogen  und  theilen  in  allen  Beziehungen 
insbesondere  auch  in  ihrem  Werthverhältnisse  zur  Silbermünze 
den  gleichen  opinellen  und  materiellen  Einfluss  auf  den  Geld- 
umlauf. Diese  Kategorie  könne  daher  von  der  allgemeinen  Be- 
handlung des  Papiergeldes  nicht  ausgeschlossen  oder  einer  be- 
sonderen Behandlung  unterzogen  werden. 

Die  Consolidirung  müsse  daher  im  Principe  auf  die  ganze 
Summe  des  wie  immer  gearteten  Zwangspapiergeldes  ausgedehnt 
werden,    und   eine  Finanzpolitik,   welche  durch  partielle  ungleich- 
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artige  Vorgänge  auf  ihre  eigenen  Scliritte  und  Massregeln  störend 
wirke,  bereite  sich  selbst  zahllose  Verlegenheiten  und  verrücke 
das  Vertrauen  in,  dem  Masse,  als  sich  ihr  Gang  von  allgemein 
verständlicher  Einfachheit  und  Berechnung  entferne;  abgesehen 
von  der  durch  solche  partielle  Massregeln  stets  mehr  und  mehr 
erweiterten  Oeffnung  des  Feldes  der  Agiotage,  welche  eine  un- 
mittelbare natürliche  Folge  solchen  Ganges  sei  und  bei  der  fort- 
während und  steigernd  wirkenden  Ursache  durch  Repressionen  wohl 
auf  Tage  eingeschüchtert,  aber  nicht  unterdrückt  werden  könne. 

Aus  diesem  Grunde  tadelte  der  Reichsraths-Präsident  die  im 
lombardisch-venetianischen  Königreiche  ergriffenen  und  in  Aus- 
führung stehenden  Massregeln  zui'  Einziehung  der  daselbst  im 
Zwangsumlaufe  befindlichen  Schatzscheine.  Es  wäre  zu  wünschen 
gewesen,  dass  man  jenes  Papiergeld  nicht  isolirt  behandelt  und 
die  lombardisch-venetianischen  Kronländer  als  unzertrennliche 
Bestandtheile  des  Reichs  an  den  Vortheilen  und  Lasten,  welche 
die  allgemeine  Consolidirung  des  Papiergeldes  gewähren  und  er- 
fordern, zur  angemessenen  Theilnahme  berufen  hätte. 

Aus  dieser  Gleichstellung  aller  Gattungen  von  Staatspapier- 
geld folgerte  Kübeck,  dass  der  Staat  die  Banknoten  und  das 
Staatspapiergeld  gleichmässig  behandeln  müsse.  Durch  die  Ent- 
lehnung so  grosser  Summen  von  der  Bank,  welche  die  Zahlungs- 
unfähigkeit derselben  gesteigert  haben,  sei  nicht  die  Bank  sondern 
der  Staat  directer  Schuldner  der  Banknotenbesitzer.  Eine  un- 
gleiche Behandlung  sei  schon  in  Folge  der  factischen  Gleichheit, 
welche  zwischen  beiden  Kategorien  von  Papiergeld,  Staatspapier- 
geld und  Banknoten  bestehe,  nicht  möglich.  Auch  würde  es  dem 
eigenen  Credite  des  Staates  Nachtheile  bringen,  wenn  er  die  Bank- 
notenbesitzer in  irgend  einer  Art  günstiger  als  die  Besitzer  des 
eigenen  Papiergeldes  behandeln  wollte.  Er  könne  es  nicht,  wenn 
er  die  Regelung  der  Bank  nicht  auf  eine  ganz  unabsehbare  Zu- 
kunft verschieben,  und  die  Vortheile,  welche  die  Bank  für  die 
Verbesserung  des  Geldumlaufes  und  die  mercantilischen  Interessen 
sogleich  gewähren  könne,  entbehren  wolle. 

Der  praktische  Vorschlag  Kübeck's  mündete  dahin,  dass  der 
Staat  die  ganze  im  Umlaufe  befindliche  Schuld  an  Banknoten 
direct  und  untei*  gleicher  Behandlung  mit  dem  Staatspapiergelde 
auf  sich  nehmen  und  dafür  einstehen  müsse,  wogegen  die  für 
eben  diese  Schuld    an    die  Bank    in  was   immer  für  Weise  zuge- 
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sicherten  Leistungen  erlöschen^  und  die  dafür  eingelegten  nicht 
aus  dem  unmittelbaren  Eigenthum  der  Bank  hervorgegangenen 
Tausch-  und  Pfandwerthe  an  den  Staat  zurückgestellt  werden 
sollten.  In  Folge  dieser  Massregel  ständen  sodann  Baarfond,  Ver- 
mögen und  Geschäftsführung  der  Bank  im  normalen  Verhältnisse. 
Die  Bank  müsse  sodann  nur  die  Berechtigung  erlangen,  statt  der 
Banknoten  andere  Zahlungspapiere,  vielleicht  unter  dem  Namen 
Bankwechsel,  nicht  unter  50  Gulden,  mit  der  Verbindlichkeit 
ihrer  Verwechselung  in  Silber,  auszugeben  5  sie  müsse  in  ihrem 
Geschäftsbetriebe  jedes  Zwangscourses  enthoben  werden,  und  der 
Staat  sich  von  der  unbedingten  Verbindlichkeit,  die  neuen  I3ank- 
papiere  in  seinen  Gassen  anzunehmen,  lossagen,  da  er  diese  Ver- 
bindlichkeit dermal  nur  für  sein  eigenes  Papiergeld  festhalten 
könne,  und  die  Bank  dieser  Begünstigung  weder  bedürfe,  noch 
in  ihrer  neuen  Gestaltung  ansprechen  könne.  Die  Vermehrung 
des  Bankfonds  durch  theilweise  oder  vollständige  Hinausgabe  der 
noch  zurückbehaltenen  Actien  sei  eine  Frage,  deren  Lösung  der 
Zukunft  vorbehalten  bleiben  soll.  Die  von  so  vielen  Seiten,  ins- 
besondere auch  von  der  Bankcommission  und  der  Journalistik, 
empfohlene  Hinausgabe  der  Bankactien  sei  unterständlich.  Für 
die  mercantilen  Geschäfte  der  Bank  in  ihrem  heutigen  Umfange 
benöthige  die  Bank  die  Vermehrung    ihrer  Fonds   ohnehin  nicht. 

Hand  in  Hand  mit  diesen  Massnahmen  müsste  sodann,  als 
eine  der  wesentlichsten  Bedingungen  für  die  Wiederherstellung 
normaler  Geldverhältnisse  und  eines  beruhigenden  Rechtszustandes 
der  Zwangscours  aufgehoben  werden. 

Endlich  müsste  das  Staatspapiergeld  in  eine  verzinsliche 
Staatsschuld  convertirt  werden.  Dies  auf  einmal  zu  thun,  sei  nicht 
einmal  nöthig.  Im  Durchschnitte  10  Millionen  monatlich  ergebe 
in  zwei  Jahren  240  Millionen,  diese  erfordern  im  ersten  Jahre 
2.ß  Millionen,  im  zweiten  7.ß  Millionen  an  Zinsen,  deren  Auf- 
bringung durch  die  Ersparung  der  Zahlungen  an  die  Bank  und 
andere  Zuflüsse  möglich  sei.  Die  Convertirung  werde  von  Jahr 
zu  Jahr  in  dem  Masse  schwächer  werden,  als  die  Verminderung 
und  der  Courswerth  des  Papiergeldes  fortschreite. 

So  weit  Kübeck. ') 


')    Ansichten    über    die    österreichischen   Geldverhältnisse   in   Folge    eines 
allerhöchsten  Cabinetsbefehls  vom   18.  December  1850  entwickelt  und  dargestellt. 
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Das  Gutachten  Bruck's,  des  damaligen  Handelsministers, 
ist  vom  10.  Februar  1851  datirt.  Möglichst  schnelle  Abhilfe^ 
heisst  es  darin,  thue  Noth;  nur  dadurch,  dass  man  das  Ende  der 
Krisis  als  einen  Fixstern  zeige,  nach  welchem  man  unverrückt 
hinzusteuern  habe,  und  den  man  mit  Beisetzung  aller  Segel  zu 
erreichen  bemüht  sein  wolle,  könne  man  das  zu  solchen  Opera- 
tionen nöthige  Vertrauen  gewinnen.  Es  seien  aber  entscheidende, 
den  Knoten  zerhauende,  den  Krebsschaden  ausätzende  Massregeln 
nöthig ,  denn  in  Finanzsachen  seien  Halbheiten  und  Schwan- 
kungen am  gefährlichsten.  Alle  Welt  schreie  nach  Abhilfe,  jeder 
Werthmesser  sei  verschwunden,  alle  Oeschäfte  seien  gelähmt; 
man  sei  zu  grossen  Opfern  bereit,  da  man  den  Abgrund  erkannt 
habe,  an  dem  man  stehe.  Dies  beziehe  sich  auf  die  politischen 
Zustände,  die  besser  geworden  seien,  Oesterreich  stehe  gross 
und  geachtet  da;  aber  irgend  ein  Umschwung,  jede  neue  Be- 
fürchtung würde  unbeschreibliche  Uebol  erzeugen,  daher  müsse 
rasch  gehandelt  werden,  ehe  der  günstige  Augenblick  entrinne, 
denn  alle  innern  und  äussern  Verhältnisse  seien  davon  abhängig, 
alles  sei  gebannt  in  diesen  Zauberkreis. 

Den  Vorschlag  des  lieichsraths-Präsidenten  bezeichnet  Brück 
als  eine  weittragende,  das  Uebel  bei  der  Wurzel  fassende  Mass- 
regel, aber  er  könne  damit  nicht  einverstanden  sein ;  die  Anträge 
des  Finanzministers  seien  hinhaltend,  abwehre tid,  allzu  vertrauend 
auf  die  gesunde  Natur  des  Kranken,  der  vielleicht  geheilt  werden, 
jedoch  auch  hinsiechen  und  seine  Kräfte  aufreiben  könnte. 

Brück  fasste  seine  positiven  Anträge  dahin  zusammen:  Lösung 
der  Bank  von  den  Fesseln  des  Staates;  wenn  dieser  die  im  Betrage 
von  125  Millionen  umlaufenden  Noten  von  5,  2  und  1  Gulden 
übernehme,  so  sei  mit  Ausnahme  der  Wiener  Währung-Schuld  die 
gesammte  Schuld  an  die  Bank  getilgt.  Rechne  man  zu  den 
75  Millionen  noch  57  Millionen  für  Escompte  und  Vorschüsse 
hinzu,  80  ergebe  dies  132  Millionen,  in  Appoints  von  1000,  100, 
50  und  10  Gulden,  umlaufende  Noten.  Zur  Deckung  dieses  Be- 
trages in  dem  „normalen  Fusse  von  3:1  an  Silber"  wären  44  Mil- 
lionen nöthig.  Im  Besitze  der  Bank  befinden  sich  32  Millionen, 
es  fehlen  demnach  noch  12  Millionen,  welche  baldmöglichst  her- 
beizuschaffen, der  Bank  aufzuerlegen  sei,  entweder  durch  theil- 
weise  Hinausgabe  der  Reserveactien  oder  auf  andere  Weise. 
Die    Actionäre    seien   meistens   im  Auslande,   werden   sich   daher 
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gerne  betheiligen ;  gleichzeitig  müsse  aber  die  Reform  des  Instituts 
in  die  Hand  genommen  und  durchgeführt  werden. 

Die  von  der  Bank  übernommenen  Noten  im  Betrage  von 
125  Millionen,  sowie  die  100  Millionen  Staatsnoten,  müssen  con- 
vertirt  werden,  da  erst  dann  die  Bank  ihre  Baarzahlung  wieder 
aufnehmen  könnte.  Zu  diesem  Behufe  seien  100  Millionen  unver- 
zinslicher Reichsschatzscheine  in  Appoints  von  5,  2  und  1  Gulden 
auszugeben,  ferner  100  Millionen  5%iger  Rentenscheine  und  50  Mil- 
lionen 3%iger  Cassenanweisungen,  wodurch  man  einen  Ueberschuss 
von  25  Millionen  zur  Bestreitung  der  laufenden  Bedürfnisse  ge- 
winne. Die  Regierung  müsse  erklären,  dass  sie  die  Reichsschatz- 
scheine  baldmöglichst  einziehen  werde,  zunächst  jene  von  1  Gulden, 
sodann  die  Appoints  von  2  und  5  Gulden.  Bis  zu  diesem  Zeit- 
punkte seien  alle  Giebigkeiten  an  den  Staat  in  Reichsschatz- 
scheinen  zu  entrichten,  wodurch  dieselben  nach  allen  Richtungen 
der  Monarchie  sich  verbreiten  und  ihren  Nennwerth  erhalten 
werden.  Behufs  Convertirung  der  100  Millionen  in  Bankscheine 
sollte  die  Regierung  den  Cours  auf  95  festsetzen  und  alle  Hebel 
in  Bewegung  setzen,  um  diese  Massregel  zu  einer  Ehrensache  zu 
machen.  Was  auf  diese  Weise  nicht  convertirt  werden  könnte, 
soll  durch  ein  Anlehen  aufgebracht  werden.  Die  50  Millionen 
S'Yoiger  Cassenanweisungen  dürften  um  so  leichter  in  Umlauf  zu 
bringen  und  zu  erhalten  sein,  wenn  man  ihnen  eine  Realhypothek 
zuwenden  würde.  Endlich  seien  die  Münzscheine  so  schnell  als 
möglich  gegen  Scheidemünze  einzuziehen.  Für  die  laufenden  Be- 
dürfnisse des  Staates  sei  durch  die  von  diesen  Operationen  er- 
übrigenden 25  Millionen,  durch  das  italienische  Anlehen  und  die 
sardinische  Entschädigung  gesorgt.  Brück  war  so  sehr  von  der 
Richtigkeit  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Massnahmen  überzeugt, 
dass  er  schon  binnen  wenigen  Monaten  eine  Verbesserung  im 
Geldumlaufe  und  eine  Behebung  der  finanziellen  Bedrängnisse 
erwartete. 

Der  Finanzminister  suchte  in  einer  Gegenschrift  die  theore- 
tischen Grundsätze  und  praktischen  Vorschläge  des  Reichsraths- 
Präsidenten  und  des  Handelsministers  zu  widerlegen  und  die 
Divei-genz  in  den  einzelnen  Massnahmen  zu  beleuchten.  Während 
Kübeck  die  gesammte  umlau-fendc  Banknotensumme  vom  Staate 
übernommen  wissen  wollte,  schlug  Brück  dies  bloss  bezüglich  der 
Appoints  von  1,  2  und  5  Gulden  vor.    Durch  die  erste  Massregel, 
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meinte  Kraus,  würde    die  Nationalbank   in   ihrer   bisherigen  Ein- 
richtung aufgehoben  und  als  ausschliesslich  kaufmännische  Anstalt 
neu  errichtet,    die  Verpflichtung,    die    sie    dem   Staate   gegenüber 
zur  Einlösung  des  alten  Papiergeldes    (Einlösungs-  und   Anticipa- 
tionsscheine)  eingegangen  war  und  die  einen  der  Hauptzwecke  der 
ursprünglichen  Errichtung  derselben  ausgemacht    hatte,  wäre  ge- 
löst,   und  statt  ihrer   müsste  der  Staatsschatz   nicht    nur    für    die 
Einlösung  seines  alten  Papiergeldes,  sondern  auch  der  Banknoten 
selbst  sorgen,  ohne  dass  ihm  der  Vortheil,  einen  Betrag  von  74  Mil- 
lionen Gulden  in  einer  Reihe  von  30  Jahren  gegen  2%  Verzinsung 
allmälig  tilgen  zu  können,   für  die  Zukunft  zu  statten  käme,  den 
Banknoten   endlich  würde  der  bisherige  Fond,  namentlich  der  in 
baarer    und    klingender   Münze,    bei    der   Nationalbank    stehende 
Vorrath  entzogen ;  das  Bankgeschäft  selbst  könnte  durch  mehrere 
Jahre    nur    ein   beschränktes    sein,    da   für   die  Bewegungen   des 
Verkehres  durch  die  für  Rechnung  des  Staates  im  Umlaufe  ver- 
bleibenden   Banknoten    und    Reichsschatzscheinc    mehr    als    hin- 
reichend gesorgt  wäre.     Die   zweite  Massregel   würde   zur  Folge 
haben,    dass  der  Umfang   der  Geschäftsthätigkeit   der  Bank   bei- 
läufig auf  die  Hälfte  herabgesetzt  und  das  Einkommen  der  Actio- 
näre   bedeutend   vermindert   würde.     Der  Staatsschatz   hätte    für 
die  Einziehung  oder  Fundirung  von  225  Millionen  Gulden  Sorge 
zu  tragen,  die  Verpflichtung  der  Bank,  zu  diesem  Behufe  mitzu- 
wirken,   wäre    aufgehoben.     Eine    solche,    den    Stand    der   Bank 
wesentlich  ändernde  Anordnung  könnte   nur  dann    als   begründet 
erkannt  werden,  wenn  durch  dieselbe  ermöglicht  würde,  unmittel- 
bar   oder    doch    innerhalb    eines    beschränkten    Zeitraumes    zur 
Wiederaufnahme  der  Baarzahlung  zu  schreiten ;  dieses  sei  jedoch 
wegen  der  bei  einer  solchen  plötzlichen  Aenderung  des  Werthes 
der  Papiergeldwährung   unvermeidlich   eintretenden  Störung  viel- 
facher Verhältnisse  nicht  rathsam,    zugleich  aber   bei  der  Grösse 
des    noch    immer    im    Staatsvoranschlage   bestehenden   Abganges 
nicht  ausführbar.    Dagegen  hielt  der  Finanzminister  seine  eigene 
Massnahme  für  die  allein  zweckentsprechende,  da  sie  nach  keiner 
Richtung  eine  gewaltsame,  plötzliche,  mit  einem  Male  eintretende 
sein  würde.     Die  Nationalbank  kehre    zu  ihrem  statutenmässigen 
Stande  vor  1848  zurück,   der  Staatsschatz  erhalte    nebst   der  Er- 
leichterung in  der  Zinsenentrichtung  von  den  bei  der  Bank  erlie- 
genden Reichsschatzscheinen  und  Cassenanweisungen  den  Vortheil, 
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dass,  da  die  kleinen  Noten  von  1  und  2  Gulden  sich  ihrer  Be- 
schaffenheit nach  ohne  Zwang  im  Umlaufe  erhalten  dürften,  der 
Zeitpunkt  der  Aufhebung  des  Zwangscourses  für  das  Papiergeld 
näher  gerückt  und  der  Uebergang  zur  Metallwährung  mehr  er- 
leichtert werde,  als  wenn  der  Staat  die^  5-Guldennoten  oder  gar  die 
Gesammtsumme  der  umlaufenden  Noten  auf  sich  nehmen  würde.  ^) 
Bis  in  die  Mitte  des  Jahres  1851  zogen  sich  in  den  Kreisen 
der  Finanzverwaltung  die  Berathungen  über  die  zu  ergreifenden 
Massnahmen,  und  zum  grossen  Theil  lag  es  an  der  Unschlüssig- 
keit und  Unklarheit  des  Mannes,  dem  die  Leitung  der  Finanzen 
anvertraut  war,  dass  man  sich  so  schwer  zu  einem  Entschlüsse 
emporraffte.  Darüber  herrschte  wohl  volle  Einstimmigkeit,  dass 
grosse  Opfer  gebracht  werden  müssten,  um  die  in  dem  Geldum- 
laufe eingetretenen  Missverhältnisse  so  schleunig  als  möglich  zu 
beheben,  die  Schwankungen  in  dem  Werthe  der  Landeswährung 
zu  beseitigen  und  die  Rückkehr  ähnlicher  Störungen  zu  hindern. 
Nur  über  die  Mittel  gingen  die  Ansichten  auseinander.  Die  Bank- 
commission hielt  eine  Verminderung  des  umlaufenden  Papier- 
geldes für  geboten,  um  Ordnung  im  Geldwesen  herzustellen.  Der 
Finanzminister  A^ar  zum  Theil  anderer  Ansicht.  Einer  unbe- 
fangenen Beurtheilung  der  Geldverhältnisse,  setzte  er  auseinander, 
bieten  sich  Wahrnehmungen  dar,  die  man  vergebens  durch  die 
Menge  des  im  Umlauf  befindlichen  Papiergeldes  zu  erklären  ver- 
suchen würde.  Nicht  bloss  Gold  und  Silber,  auch  alle  Arten 
Scheidemünze  seien  aus  dem  Verkehre  verschwunden  und  werden 
mit  einer  Aufzahlung  aufgekauft  oder  verborgen  gehalten,  obgleich 
der  innere  Werth  dieser  Münzen  tief  unter  jenem  des  Papier- 
geldes stehe.  Aehnlicher  Art  sei  auch  das  Benehmen  derjenigen, 
welche  den  Zinsgenuss  von  den  3%igen  Cassenanweisungen  oder 
Reichsschatzscheinen  nicht  beachten  und  sich  derselben  gegen 
unverzinsliches  Papiergeld  entäussern;  die  an  sich  sehr  geringe 
Unbequemlichkeit,  den  Zinsbetrag  auf  dem  Rücken  der  An- 
weisung oder  des  Schatzscheines  aufsuchen  zu  müssen,  erkläre 
diesen  Vorgang  keineswegs.  Es  sei  unrichtig,  wenn  vorausgesetzt 
oder  behauptet  worden,  dass  das  Papiergeld  die  Gold-  und  Silber- 
münzen, sodann  die  Scheidemünze  aus  dem  Verkehr  verdrängt 


')  Betitelt:    Vergleichung  der  drei  Vorschläge.     Eigenhändige  Denkschrift 
von  Kraus. 
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habe.  Gerade  umgekehrt,  habe  das  Verschwinden  der  Münze  die 
Ausgabe  und  Vermehrung  des  Papiergeldes  unumgänglich  noth- 
wendig  gemacht.  Dies  habe  sich  deutlich  bei  der  Hinausgabe 
der  1-  und  2-Guldennoten  gezeigt,  die  eiligst  geschaffen  werden 
mussten,  um  die  durch  Zurückhalten  der  Silbermünze  in  dem 
Verkehre  entstandene  höchst  unbequeme  Lücke  auszufüllen.  Noch 
auffallender  trete  dies  hervor,  wenn  man  die  Ausgabe  der  kleinen 
Münzscheine  berücksichtige,  was  bloss  geschehen  sei,  um  dem 
Missbrauche  zu  steuern,  dass  Wirthe  und  andere  Private,  um  die 
aus  dem  Verkehre  verschwundene  Scheidemünze  zu  ersetzen, 
Privatzeichen  ausgaben.  In  einigen  Theilen  des  Reiches  sei  mau 
sogar  so  weit  gegangen,  diese  kleineren  Scheine  noch  weiter  zu 
theilen,  nur  um  die  Kupfermünze  aufbewahren  und  verhandeln 
zu  können. 

Auf  diese  Weise  sei  es  gekommen,  dass  das  an  Hilfsquellen 
jeder  Art  überreiche  Oesterreich  das  äussere  Aussehen  eines 
Landes  zur  Schau  trage,  das  aller  Geldmittel  bar,  nur  auf 
schwankende  Werthzeichen  im  Umlaufe  beschränkt  sei.  In  der 
Wirklichkeit  sei  es  jedoch  nicht  zweifelhaft,  dass  in  Oesterreich 
kaum  je  grössere  Vorräthe  an  Gold  und  Silber  aufgehäuft  waren, 
als  eben  jetzt.  Bis  zum  März  1848  seien  namhafte  Summen 
Silbermünze  im  Umlauf  gewesen,  seitdem  von  der  Nationalbank 
nicht  weniger  als  73.o3  Millionen  in  Silber  ausgegeben  worden. 
Die  Speculation  habe  ebenfalls  grosse  Beträge  in  Gold  hieher 
gezogen;  auch  in  den  Handelsbeziehungen  Oesterreichs  sei  keine 
so  nachtheilige  Aenderung  eingetreten,  welche  seit  dem  Jahre 
1848  einen  namhaften  Abfluss  von  edlen  Metallen  in  das  Ausland 
veranlasst  hätte.  Die  in  dem  Courswerthe  des  Papiergeldes  ein- 
getretene Verschlimmerung  habe,  weit  entfernt  eine  Zunahme  des 
Bezugs  ausländischer  Waaren  und  eine  Verminderung  der  Aus- 
fuhr inländischer  Erzeugnisse  in  das  Ausland  hervorzurufen,  viel- 
mehr in  beiden  Beziehungen  günstig  gewirkt  und  dem  einhei- 
mischen Erzeugnisse  die  Concuri'cnz  mit  ausländischen  Waaren 
erleichtert.  Auch  komme  die  Verscldimmerung  der  österreichischen 
]..andeswährung  den  ausländischen  Capitalistcn  so  sehr  zu  statten, 
dass  sie  fortwährend  nicht  nur  die  Zinsen  von  den  in  ihrem  Be- 
sitze befindlichen  österreichischen  Papieren  in  Effecten  Oester- 
reichs anlegen,  sondern  auch  bedeutende  Summen  zum  Ankaufe 
von  österreichischen  Staatsschuldverschreibungen  verwenden.  Nicht 
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nur  habe  kein  äusserer  Feind  die  Geldkräfte  des  österreichischen 
Staates  durch  Kriegsauf  lagen  geschwächt,  sondern  Oesterreich 
empfing  noch  von  Piemont  eine  Kriegsentschädigung,  die  in  den 
bedungenen  Fristen  eingezahlt  wurde. 

Die  Erklärung  für  diese  „in  der  Thatsache  gelegenen  Wider- 
sprüche" erblickte  der  Finanzminister  darin,  dass  durch  die  inneren 
Erschütterungen  des  Reiches  das  Vertrauen  in  die  Zukunft  be- 
deutend geschwächt  worden  sei  und  unter  höchst  ungünstigen  Ver- 
hältnissen die  beträchtlich  gesteigerten  Staatserfordernisse  durch 
Papiergeld  gedeckt  werden  müssten.  Die  Speculation  habe  alles 
angewendet,  um  das  Uebel  zu  steigern,  die  verderblichen  Wir- 
kungen zu  erhöhen,  die  BegriiBFe  zu  verwirren  und  die  Dauer 
dieses  Zustandes  zu  verlängern,  Rückkehr  des  Vertrauens  werde 
eine  Besserung  bewerkstelligen,  „die  Erscheinungen,  welche  sich 
gegenwärtig  höchst  bedenklich  darstellen,  auf  ihren  wahren  Gehalt 
zurückführen,  und  den  Theil,  den  Umtriebe  und  Trug  an  der  Ver- 
schlimmerung unserer  Zustände  haben,  zu  Tage  legen". 

Zu  diesem  Behufe  sei  erforderlich:  eine  stufenweise  Ver- 
minderung des  Missverhältnisses  zwischen  den  Staatsausgaben  und 
Einnahmen,  weil  sonst  die  Besorgniss  nicht  behoben  werden  könne, 
dass  entweder,-die  Summe  des  umlaufenden  Papiergeldes  noch 
weiter  vermährt  und  von  den  durch  Creditoperationen  aufgebrach- 
ten Summe^  wenig  oder  nichts  zur  Verbesserung  der  Landes- 
währung erübrigt  werden  dürfte.  Ferner  sei  die  Festsetzung  be- 
stimmter Grenzen  nothwendig,  über  welche  hinaus  die  Summe 
des  umlaufenden  Papiergeldes  nicht  vermehii;  werden  solle.  Es 
sei  zweifellos,  dass  wenn  mit  dem  Schwinden  des  Misstrauens 
die  verborgen  gehaltenen  Mengen  Gold  und  Silber  wieder  in 
Umlauf  treten  sollten,  der  Verkehr  offenbar  mit  Metallmünze  und 
Papiergeld  weit  über  den  gegenwärtigen  Bedarf  überbürdet  würde. 
Es  sei  daher  nothwendig  dem  durch  die  Wiederbelebung  der  Me- 
tallcirculation  entbehrlich  werdenden  Papiergeld  einen  Abzug  zu 
eröffnen  und  dadurchXdie  Rückkehr  zu  dem  regelmässigen  Geld- 
umlaufe zu  erleichter n.\  Die  Rückkehr  zu  dem  Metallgelde  dürfe 
nicht  plötzlich,  sondern  nur  allmälig  erfolgen.  Der  Wechselcours 
wirke  auf  die  Preise  der  aus  dem  Auslande  bezogenen  Waaren 
und  der  aus  denselben  verfertigten  Erzeugnisse  des  einheimischen 
Gewerbfleisses  ein.  „Eine  gesetzliche  Zurückführung  der  umlaufen- 
den Landeswährung  auf  den  vollen  Metallwerth  würde  daher  nam- 
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hafte  Verluste  und  eine  bedenkliehe  Störung  in  allen  Zweigen 
der  Production  hervorbringen". 

Möglichst  geringe  Belastung  ^ea  Staatsschatzes,  Vermeidung 
jeder  Störung  in  den  Verkehrsverhältnissen  und  bestehenden  Credit- 
einrichtungen,  lautete  das  Stichwort  des  Finanzministers,  und  um 
am  sichersten  zum  Ziele  zu  gelangen,  hielt  er  es  für  den  einfachsten 
und  sichersten  Vorgang,  „dass  man  in  entgegengesetzter  Richtung 
denselben  Weg  zurückmache,  auf  den  man  in  die  gegenwärtige 
Verwicklung  gerathen  sei."  Die  Nationalbank  vermöge  die  Um- 
wechslung  ihrer  Noten  nicht  vorzunehmen ,  weil  ihr  Münzvor- 
rath  zu  beschränkt  und  ihr  Notenumlauf  zu  bedeutend  sei,  dess- 
halb  müsse  der  erstere  vermehrt,  der  letztere  vermindert  werden. 

Letzteres  war  gewiss  unumstösslich  richtig.  Es  fragte  sich 
nur  um  das  Wie.  Und  in  dieser  Beziehung  beharrte  der  Minister 
bei  seinen  kleinlichen  Mitteln.  Er  hielt  es  fast  für  genügend,  dass 
man  der  Bank  die  sardinische  Kriegsentschädigung  überlassen 
hatte  und  wies  mit  Selbstgefälligkeit  darauf  hin,  dass  nunmehr 
der  Münzvorrath  bereits  mehr  als  42  Millionen  ausmache.  Und 
in  Bezug  auf  die  Verminderung  der  umlaufenden  Noten  schloss 
er  sich  den  von  der  Bankcommission  entwickelten  Ansichten  an, 
die  er  schon  in  seinem  früheren  Votum  dargelegt  hatte,  dass 
die  Noten  in  Appoints  von  1  und  2  Gulden  vom  Staate  zu  über- 
nehmen seien.  Die  Verausgabung  dieser  Noten  entspreche  der  Be- 
stimmung der  Nationalbank  durchaus  nicht,  indem  die  Bank  unter 
geordneten  Verhältnissen  nie  zu  so  geringen  Beträgen  herabsteigen 
dürfe.  Der  Staat  bringe  durch  die  Uebcrnahmc  die  Zinsen  von 
den  im'  Besitze  der  Bank  befindlichen  Reichsschatzscheinen  und 
Cassenanweisungen  in  Ersparung,  und  die  Noten  oder  Scheine 
in  grösseren  Appoints  als  1  und  2  Gulden  in  beschränkter,  dem 
Bedarfe  angemessener  Summe,  können  auch  ohne  Verwechslung 
sich  im  vollen  Werthe  erhalten,  bis  es  möglich  sein  werde,  die- 
selben gänzlich  aus  dem  Verkehre  zu  ziehen.  Die  im  Umlaufe 
behndlichen  1  und  2  Gulden  Banknoten  betragen  etwas  über 
62  Millionen  Gulden  und  stellen  diejenige  Summe  dar,  um  welche 
die  Nationalbank  ihren  Notenumlauf  in  Folge  der  Umwälzungen 
und  Kriege  der  Jahre  1848  und  1849  vermehren  musste.  Sie 
werde  nach  der  Ueberweisung  dieses  Theilcs  der  Noten  auf  den 
Staatsschatz  beiläufig  zu  demjenigen  Stande  zurückkehren,  in 
welchem    sie  sich  vor  den  März-Ereignissen  1848  befunden  hatte. 


Die  Neuordnung  Oesterreichs.  227 

Das  Verhältiiiss  des  Metallvorrathcs  zum  Notenumläufe  werde  sich 
in  wenigen  Monaten  auf  42 :  188^  das  ist:  1  : 4.5  daher  günstiger 
stellen,  als  es  in  den  Jahren  1826,  1830,  1831,  1832,  1836,  1837 
bis  1841  gewesen. 

Was  die  Einziehung  des  Staatspapiergeldes  anbelange,  bieten 
sich  zwei  Wege  dar:  Die  Umgestaltung  dieses  Umlaufsmittels  in 
eine  feste  verzinsliche  Staatsschuld  oder  die  Verwendung 
des  Staatspapiergeldes  zur  Anlegung  in  eine  von  dem  Papier- 
gelde verschiedene  Art  schwebender  Schuld,  welche  gleich 
den  Hypothekaranweisungen  weder  als  Umlaufsmittel  im  gewöhn- 
lichen Verkehre  verwendbar,  noch  mit  dem  Zwangscourse  ver- 
bunden sein  solle. 

Mit  dem  Vorschlage  der  Commission  ein  Anleihen  von  150 
Millionen  Gulden,  selbst  im  Zwangswege  einzubringen,  konnte  sich 
der  Finanzminister  nicht  befreunden.  Ein  Uebermass  an  Umlaufs- 
mitteln war  seiner  Ansicht  bei  Weitem  nicht  in  dem  Masse,  als 
es  nach  dem  Stande  der  Wechselcourse  vermuthet  werden  könnte, 
vorhanden.  Die  Summe  aller  ausser  den  Staats-  und  Bankcassen 
im  Umlaufe  befindlichen  Arten  des  Papiergeldes  mit  Zwangscours 
erreiche  nicht  360  Millionen  Gulden.  Nun  betrug  aber  der  Bank- 
notenumlauf Ende  October  1847  nicht  weniger  als  224,894.240 
Gulden  und  überdiess  waren  sehr  bedeutende  Beträge  klingender 
Münze  im  Umlauf;  veranschlagte  man  diese  mit  100  Millionen 
Gulden,  so  wurde  der  Geldumsatz  im  Jahre  1847  durch  324  Mil- 
lionen Gulden  in  Banknoten  und  Münze  vermittelt.  Seitdem 
aber,  meinte  der  Minister,  seien  wichtige  Aenderungen  ein- 
getreten, die  das  Erforderniss  nach  Umlaufsmitteln  bleibend  und 
namhaft  steigern,  als:  die  Aufhebung  der  Urbarial-  und 
Zehentleistungen,  die  Vermehrung  der  aus  den  Staats- 
cassen  baar  besoldeten  Beamten  und  Diener,  statt  der 
grossentheils  mit  Naturalgenüsscn  betheilten  Patrimonial-  und  Ge- 
meindebeamten, die  Erhöhung  der  öffentlichen  Steuern, 
und  überhaupt  der  Geldbeträge,  welche  den  Weg  durch  die 
Staatscassen  nehmen,  endlich  die  rege  Bewegung,  die_  durch 
die  Hervorbringung  und  den  Umsatz  der  Werthe  in  Folge 
der  Entlastung  des  Bodens,  der  Entfesslung  des  inneren  Verkehrs  und 
der  Zunahme  des  Wohlstandes  im  Volke  eingetreten  sei.  Eine  plötz- 
liche sehr  bedeutende  Verminderung  der  Umlaufsmittel  würde  unter 
diesen  Umständen  bedenkliche  Verlegenheiten  und  Unordnungen 
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hervorrufen.  Zwar  setzen  diejenigen,  welche  erachten,  durch  die 
Verminderung  des  Papiergeldes  das  Uebel  an  der  Wurzel  zu 
heben,  voraus,  dass  eben  die  Geldnoth,  die  dadurch  erzeugt  würde, 
das  einfachste  Mittel  enthielte,  die  versteckt  gehaltenen  Gold-  und 
Silbermünzen  aus  ihren  Verstecken  herauszutreiben  und  in  den 
Verkehr  zu  bringen.  Dabei  scheine  aber  nicht  hinreichend  erwogen 
zu  werden,  dass  der  Handel  und  die  Industrie  diejenigen  Pro- 
ductionszweige  seien,  welche  zunächst  durch  einen  Mangel  an 
Umlaufsmitteln  getroffen  würden  und  dass  gerade  der  grösste 
Theil  der  verborgenen  edlen  Metalle  sich  in  ganz  anderen  Händen, 
als  in  jenen,  die  des  umlaufenden  Geldes  bedürfen,  befinde,  dass 
also  die  Verlegenheit  der  Handel-  und  Gewerbtreibenden  noch 
keineswegs  die. Besitzer  des  Goldes  und  Silbers  zwingen  werde, 
ihre  Schätze  loszuschlagen.  So  lange  nicht  das  Vertrauen  in  die 
Zukunft  wieder  hergestellt  sei,  müsste,  um  durch  Verminderung  des 
umlaufenden  Geldes  diese  Wirkung  zu  erzielen,  der  Zinsfuss  so  hoch 
steigen,  dass  dadurch  selbst  die  ungemessene  und  ihrer  Natur  nach 
unmessbare  Vorstellung  überboten  würde,  welche  die  Furcht  dem 
Besitzer  des  Geldes  rücksichtlich  der  möglichen  Verluste  einflösst. 
Bezüglich  der  Verwerthung  der  im  Besitze  der  Bank  befind- 
lichen Actien  schloss  sich  der  Minister  ganz  der  Auffassung  der 
Bankdirection  an  und  rieth  davon  ab.  Ein  unmittelbares  und 
dringendes  Bedürfniss  war  seiner  Ansicht  nach  nicht  vorhanden, 
überdies  eine  „Störung  des  Geldmarktes"  zu  befürchten,  wenn 
die  Actien  gleichzeitig  mit  dem  beabsichtigten  Anlehen  auf  den 
Markt  geworfen  wurden.  Erst  dann  sollte  man  zu  dieser  Mass- 
regel greifen,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  der  Bank  sich  erhöhen 
würde.  Auch  verwarf  der  Minister  die  Festsetzung  bestimmter 
Beschränkungen  für  den  Notenumlauf,  aber  nicht  etwa  aus  dem 
Grunde,  weil  er  von  dem  Grundsatze  der  sogenannten  bank- 
mässigen  Deckung  erfüllt,  die  Befolgung  desselben  für  allein  aus- 
reichend hielt,  um  die  Noteneinlösbarkeit  zu  sichern,  sondern 
weil  er  durch  den  Hinweis  auf  den  Stand  der  Bank  vor  1847 
die  Aufrechterhaltung  der  Baarzahlungen  selbst  mit  einem  ge- 
ringeren Münzvorrathe,  als  der  Drittelbedeckung,  fiir  möglich 
hielt.  Weil  der  Werth  der  Noten  selbst  zu  einer  Zeit  keine  Er- 
schütterung erfahren  hatte,  als  das  Verhältniss  derselben  zur  Münze 
sich  wie  1  :  IO.77  verhalten  hatte,  und  eine  Beschränkung  der 
Baarzahlungen    eintrat,    als    die    weit    günstigere    Proportion   von 
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1  ;  3.2  vorhanden  war^  folgerte  er,  dass  in  dieser  Beziehung  eine 
gesetzliche  Regelung  nicht  nothwendig  sei.  Gewiss  war  er  im 
vollen  Rechte,  wenn  er  den  Nutzen  einer  solchen  Bestimmung 
nicht  allzuhoch  angeschlagen  wissen  wollte,  und  in  dem  Ver- 
hältnisse des  Notenumlaufes  zum  Vermögen  und  dem  Baarvor- 
rathe  wohl  ein  wichtiges,  aber  nicht  ein  entscheidendes  Moment 
sah.  Aber  seine  Scheu  vor  einer  anderen,  von  der  herkömm- 
Hchen  abweichenden  Form  wurzelte  in  dem  Mangel  eines  genauen 
Einblickes  in  das  Wesen  und  die  Aufgabe  der  Bank.  Wollte  er 
doch  die  geschäftlichen  Beziehungen  des  Staates  zur  Bank  nicht 
gelöst  wissen.  Die  Frage,  meinte  er,  in  welchem  Umfange  der 
Staatsschatz  für  die  Zukunft  die  Bank  für  Staatserfordernisse  in 
Anspruch  zu  nehmen  berechtigt  sein  solle,  stünde  mit  der  Fest- 
setzung des  Verhältnisses,  in  welchem  der  Notenumlauf  zu  dem 
Bankvermögen  und  den  Münzvorräthen  der  Bank  zu  stehen  habe, 
im  Zusammenhange.  Kraus  bewegte  sich,  wie  man  sieht,  im 
Kreise  herum.  Ohnehin  schien  ihm  auch  die  endgiltige  Lösung 
dieses  Punktes  nicht  dringend,  da  derselbe  erst  bei  der  Aufhebung 
des  Zwangscourses  von  Wichtigkeit  sei. 

Die  Commission  hatte  die  Einziehung  der  in  kleinern 
Appoints  umlaufenden  Reichsschatzscheine,  namentlich  jener  von 
1  und  2  Gulden,  befürwortet.  Kraus  fand,  dass  diese  Ansicht 
begründet  sei,  aber  es  sei  noch  nicht  an  der  Zeit,  sie  zur 
Geltung  zu  bringen.  In  gleicher  Weise  fand  er  Gründe  sich 
zum  Theil  wenigstens  gegen  die  Aufhebung  des  Zwangscourses 
auszusprechen.  Seiner  Behauptung  nach  musste  ein  Unterschied 
gemacht  werden  zwischen  dem  unverzinslichen  und  verzinslichen 
Staatspapiergelde.  Ersteres  bedürfe  des  Schutzes,  der  in  dem 
Zwangscourse  gelegen  sei,  letzteres  hingegen  habe  eine  zweifache 
Eigenschaft,  und  zwar  als  Umlaufsmittel  und  als  bequemes  Effect 
zu  Capitalsanlagen.  In  dieser  Eigenschaft  sei  dasselbe  dazu  ge- 
schaffen, grosse  Summen  in  sich  aufzunehmen  und  dem  Umlaufe 
zu  entrücken.  Wenn  die  3^/,)igen  Cassenanweisungen  und  die 
Reichsschatzscheine  bisher  vorwaltend  als  Umlaufsmittel  und  nicht 
als  Capitalsanlage  Verwendung  fanden,  so  sei  der  Grund  in  der 
beschränkten  Verzinsung  und  vorzüglich  in  dem  unverkennbaren 
Erfordernisse  nach  Umlaufsmitteln  und  in  dem  Misstrauen,  das  über- 
all gegen  dieses  Papiergeld  erregt  und  durch  allerlei  Mittel  erhalten 
wurde,  dann  in  dem  Umstände   zu   suchen,    dass  ohnehin   höchst 
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namhafte  Summen  baaren  Greldes  in  der  Metallmünze,  die  man 
verbirgt,  unverzinslich  und  in  Wechseln  auf  fremde  Plätze  gegen 
sehr  massige  Zinsen  zurückgehalten  werden,  dass  also  in  gleichem 
Masse  die  Beträge  geringer  sind,  welche  die  Anlegung  in  dem 
verzinslichen  Papiergelde  suchen  können;  es  leuchte  von  selbst 
ein,  dass,  sobald  das  öffentliche  Vertrauen  wiederkehren,  und  der 
Wahn,  bei  der  unverzinslichen  Aufbewahrung  des  Goldes  und 
Silbers  sei  etwas  zu  gewinnen,  schwinden  werde,  und  nachdem 
man  die  Menge  des  umlaufenden  Papiergeldes  vermindert  haben 
werde,  bedeutende  Summen  sich  der  Anlegung  in  der  schweben- 
den Staatsschuld  zuwenden  dürften,  besonders  wenn  man  höhere 
Zinsen  gewähren  würde. 

Von  diesen  Sätzen  ausgehend,  musste  der  Finanzminister 
zum  Schlüsse  gelangen,  dass  mindestens  bei  dem  verzinslichen 
Papiergelde  die  Aufhebung  des  Zwangscourses  sich  als  nothwendig 
herausstelle,  wenn  die  Regelung  des  Geldwesens  angestrebt  werden 
sollte.  Aber  diese  Folgerung  zog  er  nicht,  und  seine  weiteren 
Erörterungen  über  diesen  Punkt  verrathen  Mangel  an  Einsicht 
und  Verständniss  und  hatten  auch  nur  den  Zweck,  die  Schlüssig- 
raachung  für  die  Zukunft  zu  vertagen. 

Noch  ehe  man  einen  Entschluss  über  die  wichtigste  Frage 
gefasst  hatte,  sah  man  sich  zur  Aufnahme  eines  Anlehens  gc- 
nöthigt,  um  die  laufenden  Staatsbedürfnisse  zu  bedecken,  dessen 
Betrag  jedoch  höher  fixirt  wurde,  um  zwei  Drittel  desselben  zur 
Einziehung  und  Fundirung  des  im  Umlauf  befindlichen  Papier- 
geldes zu  verwenden.  Der  Versuch,  das  neue  Anlehen  im  Wege 
der  Submission  aufzubringen,  wie  der  Reichsrath  gerathen  hatte, 
misslang,  da  die  mit  ausländischen  Wechselhäusern  geführten  Ver- 
handlungen ergaben,  dass  Niemand  die  ganze  Summe  oder  auch 
nur  den  grösseren  Theil  auf  eigene  Rechnung  übernehmen  wollte. 
Dagegen  erwartete  der  Finanzminister  und  mit  ihm  der  Minister- 
rath  durch  eine  Subscription  einen  nicht  ungünstigen  Erfolg.  Um 
auch  die  Betheiligung  des  Auslandes  zu  ermöglichen,  sollten  die 
Einzahlungen  in  Silber  und  in  Papiergeld  erfolgen  können.  Aus 
diesem  Grunde  beantragte  der  Minister,  „das  Verhältniss,  in  wel- 
chem die  Zahlung  in  Silber  zu  jenem  im  Papiergelde  zu  stehen 
habe,  im  Vorhinein  festzusetzen".  Er  hoflte  damit  eine  Besse- 
rung des  Courses  zu  erzielen ;  damit  aber  dieselbe  nicht  zu  schnell 
erfolge,  und  um   bedenklichen  Erschütterungen   des  Geldmarktes 
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ZU  begegnen,  sollte  eine  Scala  festgesetzt  werden.  Die  Höhe  des 
Anlehens  wurde  auf  80  Millionen  festgesetzt.  Die  Auszahlung 
der  Zinsen  zum  Theil  in  Papiergeld,  wurde  mit  Rücksicht  auf 
das  Ausland  festgesetzt,  weil  „bei  der  Besserung  der  Währung 
in  dem  inneren  Werthe  des  Zinsengenusses  zu  gewinnen  war". 
Man  legte  dem  Gelingen  der  ganzen  Operation  auch  eine  poli- 
tische Bedeutung  bei,  denn  der  Erfolg  musste  zeigen,  „ob  den 
Feinden  der  Ordnung  und  des  monarchischen  Prinzips  vereint 
mit  den  politischen  Gegnern  Oesterreichs,  die  gewiss  Alles  auf- 
bieten würden,  um  das  Anlehen  misslingen  zu  machen  und  da- 
durch der  Macht  und  dem  Ansehen  Oesterreichs  eine  empfind- 
liche Wunde  beizubringen",  der  Sieg  verbleiben  würde,  i) 

Trotz  aller  angewendeten  Mittel,  in  den  weitesten  Schichten 
der  Bevölkerung  eine  rege  Betheiligung  hervorzurufen,  trotz  der 
Inanspruchnahme  auch  auswärtiger  Geldkräfte,  wurden  bloss 
58.669  Millionen  untergebracht  und  nur  geringe  Beträge  konnten 
zur  Behebung  oder  mindestens  Besserung  der  Papiermisere  ver- 
wendet werden. 

Mittlerweile  waren  die  Berathungen  über  die  zur  Beseitigung 
der  Papierwirthschaft  zu  ergreifenden  Massnahmen  zu  einem  Ab- 
schlüsse gediehen  und  ein  Ergebniss  zu  Tage  gefördert,  welches 
kläglich  genug  war.  Im  Ministerrathe  trugen  die  Ansichten  des 
Ministers  den  Sieg  davon,  im  Reichsrathe  bekämpfte  Kübeck  die 
gemachten  Anträge,  und  man  einigte  sich  zu  einem  nichtssagenden 
Vorschlage,  dass  durch  ein  Patent  die  öffentliche  Meinung  zu  be- 
ruhigen und  die  Summe  anzugeben  sei,  über  welche  hinaus 
Staatspapiergeld  nicht  mehr  ausgegeben  werden  dürfe.  Das  Patent 
vom  15.  Mai  setzte  diesen  Betrag  auf  200  Millionen  fest  und 
stellte  als  Grundsatz  auf,  dass  die  Nationalbank  künftighin  zur 
Deckung  der  Staatsbedürfnisse  nicht  herangezogen  werden  dürfe, 
endlich  wurde  versprochen,  dass  die  Massnahmen  zur  allmäligen 
Einziehung  des  Staatspapiergeldes  thunlichst  beschleunigt  werden 
sollen. 

Auf  Grundlage  der  weiteren  Berathungen  im  Monate  Mai 
1851  fasste  der  Ministerrath  in  einem  Vortrage  vom  18.  Juni 
seine  Anträge  zusammen,  welche  dahin  gingen:  Einziehung  der 
von  der  Bank  ausgegebenen  1-  und  2-Guldennoten  und  Umtausch 


')  Kraus  an  Bach.     Hds. 
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derselben  gegen  Reichsschatzscheine  derselben  Kategorie  oder 
gegen  Banknoten  von  höheren  Appoints;  Beseitigung  des  Staats- 
papiergeldes durch  eine  oder  mehrere  Creditoperationen.  Bei  der 
Einzahlung  sollten  alle  Arten  von  Papiergeld  verwendet  und  auch 
ausländischen  Capitalisten  eine  Betheiligung  ermöglicht  werden, 
ferner  wurde  Bestellung  einer  Commission  bei  dem  Tilgungsfonde 
zur  Ueberwachung  der  Hinausgabe  und  der  Einziehung  des  Papier- 
geldes in  Antrag  gebracht.  Bis  zur  Durchführung  des  metal- 
lischen Geldwesens  soll  die  Nationalbank  Silberwechsel  in  Metall 
escomptiren. 

Die  Vorschläge  des  Ministerrathes  erhielten  im  Wesentlichen 
die  Genehmigung  des  Kaisers.  *) 

Die  Finanzverwaltung  erwartete  rasche  Erfolge  durch  bal- 
diges Aufhören  der  Valutaschwankungen,  Sie  sah  sich  getäuscht. 
Die  Course  wogten  auf  und  nieder,  die  Wechselcourse  stiegen. 
Die  Verwaltung  wähnte  die  Ursache  in  der  beträchtlichen  Aus- 
dehnung des  Escomptegeschäfts  der  Bank  zu  finden,  wodurch  der 
durch  das  Anlehen  bezweckten  Verminderung  des  umlaufenden 
Papiergeldes  entgegen  gewirkt  werde,  „Man  könne  nicht  zugeben," 
hiess  es  in  einer  Note,  „dass  der  Credit  der  Bank  für  Geschäfte 
in   Anspruch    genommen    werde,    welche    die    Befriedigung    der 


')  Unterzeichnet  auf  diesem  Vortrage  vom  18.  Juni  1851 :  Schwarzenberg, 
die  beiden  Kraus,  Bach,  Thunfeld,  Kühner,  Thun,  Csorich  und  Baumgartner, 
Die  kaiserliche  Resolution,  Schönbruim  24.  Juni  1851,  lautet  wörtlich,  wie  folgt: 

Die  in  diesem  Vortrage  aufgenommenen  Erörterungen  habe  Ich  zur 
Kenntniss  genommen.  Was  die  am  Schlüsse  in  sechs  Punkte  zusammengefassten 
Anträge  betrifft,  so  ist  die  unter  2  berührte  Einziehung  des  Papiergeldes,  welche  in 
dem  Patente  vom  15.  Mai  d.  J.  angekündigt  und  von  Mir  daselbst  angeordnet 
wurde,  die  unmittelbar  dringendste  Massregel,  lieber  die  Art  der  thatsächlichen  Aus- 
führung derselben  erwarte  Ich  die  mit  thunlichster  Beschleunigung  zu  erstattenden 
Vorschläge.  Es  ist  sich  dabei  an  die  Grundsätze  zu  halten,  welche  in  der  unter 
Meinem  Vorsitze  mit  Beiziehung  des  Finanzministers  stattgehabten  Reichsraths- 
sitzung  besprochen  und   in  dem  Protokolle   vom  4.  Juni  d.  J.  angeführt  wurden. 

Die  in  den  Punkten  1  und  5  bezeichneten  Verfügungen  sind  in  der  Art 
aufzufassen  und  durchzuführen,  wie  sie  in  der  eben  berufenen  Reichsrathssitzung 
angedeutet  worden  sind. 

Die  in  den  übrigen  Punkten  3,  4  und  6  vorkommenden  Anträge  erhalten 
Meine  Genehmigung. 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  in  allen  den  Fällen,  wo  die 
Nationalbank  mitzuwirken  berufen  sein  soll,  mit  ihr  das  entsprechende  Ueberein- 
kommen  zu  treffen  sein  wird.  —  Franz  Josef, 
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Bedürfnisse  und  die  Schranken,  innerhalb  deren  die  Bank  sich  mit 
Rücksicht  auf  ihren  Vermögensstand  zu  halten  habe,  überschreiten. 
Gleichzeitig  wurde  die"  Bank  aufgefordert,  Anträge  zu  stellen,  wie 
dem  Missbrauche  und  der  übermässigen  Benützung  des  Bank- 
credits  Schranken  zu  setzen  sei.  *) 

Natürlich  sprach  sich  die  Bank  gegen  eine  Beschränkung 
des  Escomptegeschäftes  aus;  ein  etwaiger  Rückgang  von  4  Mil- 
lionen könne  bei  einem  Papiergeldumlaufe  von  360  Millionen  nicht 
in  die  Wagschale  fallen.  Der  Missstand  liege  nicht  im  Wechsel- 
portefeuille, sondern  im  Staatspapiergelde  und  in  der  150  Millionen 
betragenden  Schuld  des  Staates.  Und  dabei  wurde  die  Staatsver- 
waltung aufmerksam  gemacht,  dass  eine  Beschränkung  des  Es- 
comptes,  nachdem  auf  das  neue  Anlehen  noch  60  Millionen  ein- 
zuzahlen sind,  schwer  sei;  höchstens  künftighin  könne  man  daran 
denken.  Auch  gegen  eine  Vermehrung  des  Baarfondes  sprach  sich 
die  Bankdirection  aus;  der  gegenwärtige  reiche  für  die  Geschäfte 
vollkommen  hin,  die  politische  Lage  sei  der  Art,  dass  voraus- 
sichtlich die  Hinausgabe  der  vorhandenen  Bankactien  schwerlich 
von  einem  günstigen  Erfolge  begleitet  sein  werde;  auf  das  An- 
lehen seien  noch  beträchtliche  Summen  ausständig,  und  eine 
gleichzeitige  Emission  der  Actien  würde  den  Geldmarkt  allzusehr 
in  Anspruch  nehmen.  Der  Regierung  war  es  darum  zu  thun  den 
Baarschatz  der  Bank  zu  verstärken,  und  aus  diesem  Grunde  be- 
fürwortete sie  die  Ausgabe  der  Actien,  die  Bankherren  wünschten 
ungeschmälerte  Dividenden  und  waren  dagegen. 

Auch  ein  weiteres  Project  der  Regierung,  allerdings  von 
etwas  zweifelhaftem  Werthe,  was  aber  doch  einen  gesunden  Ge- 
danken enthält,  fand  bei  den  Bankdirectoren  keine  Gnade.  Sie 
brachte  die  Errichtung  einher  Creditcasse  für  Werthzahlungen 
ans  Ausland  in  Anregung  und  hoffte  damit  den  grossen  Schwan- 
kungen an  der  Börse  Einhalt  zu  thun.  Man  werde  den  Industriellen 
geringe  Hilfe  gewähren,  sagte  der  Eine,  der  Agiotage  werde  Thür 
und  Thor  geöffnet,  behauptete  der  Andere,  und  endlich  der  Dritte 
verstieg  sich  zu  der  Ansicht,  es  sei  unmöglich  zu  prüfen,  ob  die 
Ansprüche,  welche  an  die  Creditcasse  gemacht  werden,  auf  reellem 
Bedarf  gegründet  seien  oder  nicht.  2) 


')  Note  an  den  Bankgouverneur  vom  31.  October  1851. 

2)  Bericht  auf  Protokollen  zweier  Sitzungen  vom  6.  und  7.  Nov.  1851. 
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Der  Finanzminister  wurde  durch  die  Darlegung  der  Bank- 
direction  in  seinen  Ansichten  nicht  erschüttert  und  beharrte  auf 
Durchführung  seiner  Pläne.  Die  Aufnahme  des  freiwilligen  An- 
lehens,  legte  er  dem  Monarchen  dar,  sei  von  gutem  Erfolge  be- 
gleitet, dennoch  sei  der  Stand  der  Wechselcourse  nicht  so  günstig, 
als  man  zu  erwarten  berechtigt  gewesen,  in  dem  Börsenspiele 
und  in  „einer  auf  die  Benachtheiligung  des  Staates  geiüchteten 
Speculation",  sei  die  Ursache  des  Steigens  zu  suchen.  Die  Summe 
der  einlaufenden  Noten  nehme  nicht  im  Verhältniss  zu  den  Rück- 
zahlungen des  Staates  an  die  Bank  ab.  Vom  ersten  September  bis 
Ende  October  seien  10.28  Millionen  getilgt  worden,  und  der  Noten- 
umlauf habe  sich  bloss  um  6.425  Millionen  vermindert,  was  dadurch 
erklärlich  sei,  dass  der  Wechselescompte  von  37.7^7  auf  47.262  Millio- 
nen gestiegen  sei.  Eine  so  bedeutende  Zunahme  des  Wechselescomp- 
tes  könne  weder  aus  den  Bedürfnissen  des  Verkehres  und  des  Ge- 
werbsfleisses,  noch  aus  den  Einzahlungen  auf  das  Anlehen  erklärt 
werden.  Eine  Beschränkung  sei  unbedingt  erforderlich.  Alle 
Bemühungen  der  Finanzverwaltung,  die  Papiermenge  zu  mindern, 
müssten  vergeblich  sein,  wenn  diejenigen,  die  aus  dem  Schwanken 
der  Wechselcourse  Gewinn  ziehen,  durch  die  Bank  selbst  die 
Mittel  erhalten,  welche  sie  in  den  Stand  setzen,  fremde  Wechsel, 
edle  Metalle  und  andere  Waaren  zuräckzuhalten.  Der  Wechsel- 
escompte müsse  auf  eine  bestimmte  Summe  beschränkt  und  auch 
den  einzelnen  Wechselhäusern  nur  bestimmte  unüberschreitbare 
Credite  gewährt  werden.  ') 

Von  diesen  Massnahmen  erwartete  der  Finanzminister  einen 
nachhaltigen  Einfluss  auf  den  Stand  der  Wechselcourse  und  auf 
die  Geldverhältnisse.  Er  mochte  sich  erinnern,  dass  sein  Vorgänger 
im  Amte,  in  den  Vierziger  Jahren,  in  ähnlicher  Weise  gegen  die 
Matadore  der  Börse  vorgegangen  war.  Um  den  Rückwirkungen 
zu  begegnen,  welche  diese  Massnahmen  auf  den  niederen  Gewerbe- 
stand nach  sich  ziehen  könnten,  schlug  Kraus  die  Errichtung 
einer  ausserordentlichen  Creditcassa  vor,  die  vom  Staate  ihre 
Dotirung  erhalten  sollte.  Derselben  sollte  auch  die  Escomptirung 
von  Silberwechseln  an  diejenigen  Gewerbetreibenden  gestattet  sein, 
„welche  ein  aus  dem  aufrechten  kaufmännischen  Geschäftsbetrieb 
entsprungenes    Bedürfniss    nach    schwerer    Münze    oder    fremden 


')  Vortrag  vom  25.  November  1851. 
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Wechseln  ausweisen".  Auf  diese  Weise  werde  dem  Börsenspiele  das 
wichtigste  Hilfsmittel  zur  Steigerung  des  Preises  der  fremden 
Wechsel  und  der  Metallmünzen  ^  wenn  nicht  entzogen  doch  be- 
schränkt werden.  Die  Mittel  zur  Dotirung  dieser  Creditcasse  sollten 
durch  Ausgabe  von  in  Silber  verzinslichen  Hypothekaranweisungen 
beschafft  werden,  und  der  Minister  rechnete  mit  Sicherheit  darauf, 
dass  es  gelingen  werde,  verborgen  gehaltene  Silber-  und  Gold- 
münzen aus  ihrem  Verstecke  herauszuholen. 

Irren  wir  nicht,  so  waren  diese  Vorschläge  die  Veranlassung 
zur  Entfernung  des  Ministers.  Mochte  nun  die  Bankcoterie  ihren 
ganzen  Einfluss  eingesetzt  haben,  um  gegen  den  Mann  Sturm  zu 
laufen,  oder  mochte  man  endlich  zur  Ueberzeugung  gelangt  sein, 
dass  Freiherr  von  Kraus  dem  schwierigen  Amte  nicht  gewachsen 
war,  genug,  seine  Thätigkeit  endete  am  Schlüsse  des  Jahres  1851; 
am  26.  December  wurde  er  seiner  Stellung  als  Finanzminister 
enthoben.  Ein  genauer  Kenner  des  Zollwesens,  hatte  er  sich  in 
diesem  Zweige  der  Verwaltung  in  den  Vierziger  Jahren  mannig- 
fache Verdienste  erworben,  für  eine  tonangebende  Stellung,  als 
Leiter  der  Finanzen,  besass  er  nicht  die  erforderliche  Begabung  •, 
Umsicht  und  Tiefe  gingen  ihm  ab,  und  seine  zahlreichen  Aus- 
arbeitungen verrathen  durchwegs  eine  nur  geringe  Vertrautheit 
mit  den  schwierigen  Problemen  des  Geld-  und  Creditwesens. 
Manche  Entwürfe  athmen  einen  grenzenlosen  Leichtsinn  in  der 
Behandlung  schwerwiegender  Fragen.  Das  Einkommensteuergesetz 
arbeitete  er  selbst  aus,  ohne  auch  nur  irgend  welche  Motive  hin- 
zuzufügen, und  die  Männer,  denen  die  Durchführung  übertragen 
wurde,  konnten  sich  nur  mühselig  in  dem  Gedankengange  des 
Gesetzgebers  zurechtfinden;  die  rohe  Art  der  Veranlagung  hat 
eine  Fortentwicklung  auf  diesem  Gebiete  bis  zur  Stunde  aufge- 
halten und  die  Consequenzen,  die  man  aus  den  gesetzlichen  Normen 
zog,  haben  vielfach  schädigend  auf  das  wirth schaftliche  lieben 
Oesterreichs  gewirkt. 

Sein  Nachfolger,  der  ehemalige  Professor  der  Physik,  Baum- 
gartner,  hatte  schon  in  den  Wonnewochen  des  Jahres  1848  ein 
Portefeuille  im  Cabinet  Pillersdorf  als  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  innegehabt,  später  wurde  ihm,  nach  dem  Rücktritte 
Bruck's  die  Leitung  des  Handelsamtes  übergeben;  nun  traute  man 
dem  Manne  praktischen  Sinn  und  Gewandtheit  genug  zu,  um  sich 
in  dem  Finanzdepartement  zurecht  zu  finden.  Baumgartner  brachte 
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gewiss  den  besten  Willen  mit  und  Hess  es  an  unausgesetzten  An- 
strengungen nicht  fehlen,  sich  über  die  Mittel  zur  Lösung  der 
ihm  gewordenen  schwierigen  Aufgabe  volle  Klarheit  zu  verschaffen. 
Sein  Vorsatz  war,  nach  einem  zusammenhängenden,  das  Uebel  an 
der  Wurzel  fassenden  Plane  vorzugehen  und  nicht  plötzlich  die  Be- 
hebung der  Uebelstände  zu  bewerkstelligen.  Die  Massregeln,  setzte 
er  dem  Monarchen  auseinander,  werden  sich  auf  Jahre  hinaus  er- 
strecken müssen,  eben  darum  aber  der  Einwirkung  unberechenbarer 
Zeitverhältnisse  unterliegen;  es  werde  daher  getrachtet  werden 
müssen  sie  der  Art  zu  wählen,  dass  sie  durch  widrige  Einflüsse  nur 
in  ihrer  Wirkung  geschwächt,  nicht  aber  ganz  unwirksam  gemacht 
werden,  i)  Der  Minister  rechnete  mit  Zuversicht  auf  eine  Steigerung 
der  Staatseinnahmen;  die  Eingänge  aus  Ungarn  waren  bisher 
nicht  regelmässig  eingeflossen,  die  Rückstände  betrugen  in  Ungarn 
67Yo,  in  der  Wojwodina  QS^%,  in  Siebenbürgen  527o-  In  dieser 
Richtung  Hess  sich  viel  thun.  Die  Erwerbesteuer  war  der  Ver- 
besserung föhig  und  konnte  durch  eine  entsprechende  Reform 
einen  Mehrertrag  sichern.  Auch  die  indirecten  Abgaben  Hessen 
sich  ergiebiger  machen.  Mit  Fug  und  Recht  war  aus  den  Zöllen 
ein  höheres  Erträgniss  in  Folge  der  Zollreform  und  insbesondere 
durch  Aufhebung  der  Einfuhrverbote  zu  erwarten,  das  Stempel- 
und  Gebührenwesen  hatte  sich  noch  nicht  eingelebt  und  war  einer 
unabsehbaren  Entwicklung  fähig.  Von  diesen  Annahmen  und 
Berechnungen  ausgehend,  sollte  Ordnung  in  den  Staatshaushalt 
dadurch  gebracht  werden,  dass  alljährlich  einerseits  mit  Zuhilfe- 
nahme der  zu  erhöhenden  und  der  zu  reformirenden  Steuern  und 
andererseits  durch  Beschränkung  der  Ausgaben  das  Deficit  um  je 
10  Millionen  verringert  und  bis  zum  Jahre  1858  das  Gleichgewicht 
im  Staatshaushalte   erzielt  würde. 

Der  voraussichtliche  Abgang  berechnete  sich  auf  150  Millionen 
in  den  Jahren  1853 — 1858.  Ueberdies  musste  innerhalb  dieses 
Zeitraumes  das  umlaufende  Staatspapiergeld  aus  der  Welt  geschafft 
werden,  wozu  175  Millionen  erforderlich  waren,  endlich  war  die 
Bank  durch  Abzahlung  der  Staatsschuld  in  der  Höhe  von  75  Mil- 
lionen in  den  Stand  zu  setzen,  ihre  Baarzahlungen  aufzunehmen. 
AHe  diese  Summen  zusammen  machten  die  stattliche  Ziffer  von 
400  Millionen  aus,  die  im  Laufe  von   fünf  Jahren  durch  Finanz- 


')  Vortrag  vom  16.  April  1852. 
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Operationen,  demnach  alljährlich  80  Millionen,  herbeizuschaffen 
waren,  i)  Den  Innern  Markt  allein  hiefür  in  Anspruch  zu  nehmen 
ging  nicht  an,  von  dem  Auslande  war  ebenfalls  keine  solche 
starke  Betheiligung  zu  erhoffen,  und  „ein  Fehlschlagen  auch  nur 
ein  einziges  Mal,  konnte  auf  den  innern  Credit  höchst  nachtheilig 
wirken  und  weitere  Auskunftsmittel  unmöglich  machen,  somit  zu 
ferneren  Zwangsmassregeln,  wo  nicht  gar  zu  einem  Staatsbankerott 
unausweichlich  nöthigen".  Der  Minister  verfiel  auf  den  Ge- 
danken Eisenbahnactien  im  Betrage  von  225  Millionen  auszu- 
geben. Er  hoffte  dieses  Papier  zu  Pari  anzubringen,  wenn  er 
eine  Ö^oige  Zinsengarantie,  Theilnahme  an  der  Dividende  und 
Rückzahlung  nach  20  Jahren  in  Aussicht  stellte.  Der  Betrieb 
sollte  in  Händen  des  Staates  bleiben,  ein  Comite  von  Actionären 
denselben  jedoch  überwachen.  Dieses  Project  kam  nach  der 
Ansicht  des  Ministers  der  herrschenden  Vorliebe  für  Eisenbahn- 
actien entgegen,  lieferte  der  Börse  ein  namhaftes  Object  der  Specu- 
lation  und  Hess  deshalb  ein  glückliches  Gelingen  erwarten.  Gelang 
die  Operation,  so  waren  noch  175  Millionen  nothwendig.  Der 
grössere  Theil  dieser  Summe  konnte  entweder  durch  zwangsweise 
Convertirung  der  Schatzscheine  in  eine  Obligationsschuld  auf- 
gebracht werden,  oder  aber  es  musste  der  ganze  Betrag  durch 
ein  Anlehen,  demnach  alljährlich  35  Millionen,  beschafft  werden. 
Behufs  Vermehrung  des  Metallvorrathes  der  Bank,  ein  un- 
bedingtes Erforderniss,  wenn  an  eine  Aufnahme  der  Baarzahlungen 


')  Folgende  Tabelle  zeigt,  wie  sich  die  Verwaltung  den  Umlauf  der  Bank- 
noten und  des  gesammten  Papiergeldes  zum  Silbervqjrrath  von  Jahr  zu  Jahr 
vorstellte. 

Gesammtes     . ,  ,,    ,  ..,,   . 

Verhaltniss 

C  :  A  C  :  B 


Banknoten 

Papiergeld 

Silbervorrath 

A 

B 

C 

i  n 

M 

illionen 

1852 

205 

380 

42 

1853 

190 

340 

62 

1854 

175 

295 

62 

1855 

160 

245 

62 

1856 

145 

190 

62 

1857 

130 

130 

62 

4-88  1 

3-06  1 

2.82  1 

2-58  1 

2.34  1 

2.A0  1 


^•04 
0-49 

3.95 


Den  Zuwachs  der  Jahreszinsen  berechnete  man  auf  21  Millionen,  und  da 
damals  der  Aufwand  der  Staatsschuld  58  Millionen  erheischte,  so  waren  Ende  1857 
79  Millionen  erforderlich.     Vortrag  29.  April  1852. 
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geschritten  werden  sollte,  wurde  die  Ausgabe  eines  Theiles  der 
Reserveactien,  vorläufig  bloss  25.000  Actien,  in  Aussicht  genom- 
men. Bei  einem  Preise  der  Actie  von  800  Gulden  in  Silber 
konnten  20  Millionen  eingebracht,  und  der  Bankfond,  der  42  Mil- 
lionen betrug,  auf  62  Millionen  erhöht  werden.  Die  Opfer,  welche 
dem  Staate  durch  diese  Operationen  erwuchsen,  berechnete  der 
Finanzminister  auf  beiläufig  21  Millionen,  ') 

Die  Vorschläge  des  Finanzministers  bildeten  ein  einheitliches 
Ganzes,  dessen  Verwirklichung  nur  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen möglich  war.  Der  Friede  musste  erhalten  bleiben,  Er- 
sparnisse in  der  Militärverwaltung  erzielt  werden,  die  Einnahmen 
sich  stetig  erhöhen.  Unmöglich  war  die  Gesundung  des  öster- 
reichischen Geldwesens  nicht,  wenn  mit  Energie  vorgegangen 
wurde.  Aber  nur  einer  willensstarken  Persönlichkeit  konnte  die 
Lösung  der  grossen  Aufgabe  glücken,  Baumgartner  war  der  Mann 
nicht,  der  einen  einmal  gefassten  Plan  mit  unerbittlicher  Folge: 
richtigkeit  zu  verfolgen  suchte.  Fleissig  und  sorgfaltig  im  Kleinen, 
gebrachen  ihm  die  für  einen  Finanzminister  in  solch  schwierigen 
Zeitläuften  erforderlichen  Eigenschaften:  unerbittliche  Energie  und 
ausdauernder  Wille.  Auch  war  seine  Stellung  keine  tonangebende, 
in  vielfacher  Beziehung  sogar  eine  untergeordnete.  Seine  Elabo- 
rate wanderten  nicht  selten  zuerst  in  die  Wipplingergasse,  um 
von  dem  damals  allmächtigen  Minister  des  Innern  geprüft  zu 
werden,  che  sie  dem  Monarchen  zugingen.  Der  Selbsterhaltungs- 
trieb Hess  den  Mann  über  das  Scheitern  mancher  Pläne  hinweg- 
sehen, wenn  es  ihm  nur  gelang,  jahraus  jahrein  die  erforderlichen 
Summen  zur  Bedeckung  des  Deficits  mühselig  aufzubringen,  und 
er  beschwichtigte  sein  Gewissen  mit  dem  Hinweise  auf  die  kolos- 
salen Beträge,  welche  die  Kriegsverwaltung  in  Anspruch  nahm. 
War  68  doch  nicht  seine  Schuld,  wenn  seine  zahmen  Worte  ge- 
ringen Eindruck  machten,  die  Verantwortlichkeit  mochten  Jene 
übernehmen,  welche,  ohne  auf  die  Zukunft  Rücksicht  zu  nehmen, 
sich  vergnügt  die  Hände  rieben,  wenn  nur  die  Schwierigkeiten 
des  Augenblicks  überbrückt  wurden. 


')  Vortrag  16.  April  1852,  die  kaiserliche  Resolution  vom  29.  April  ge- 
nehmigte im  Allgemeinen  diese  Anträge  und  ermächtigte  den  Minister  zur  Auf- 
nahme eines  Anlehens  von  65  Millionen  Gulden. 
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Die  ersten  Schritte  des  neuen  Ministers  waren  von  Erfolg 
gekrönt.  Die  Aufnahme  eines  Silberanlehens  im  Auslande  wurde 
durch  den  Ministerialrath  Brentano  der  zu  diesem  Behufe  nach 
Frankfurt,  Paris  und  London  geschickt  wurde,  glücklich  zu  Stande 
gebracht.  Am  13,  Mai  wurde  zu  Frankfurt,  am  24.  Mai  zu  Tjondon 
der  darauf  bezügliche  Vertrag  vereinbart;  die  emittirte  Summe 
betrug  3.5  Millionen  L.  St.  ')  Im  Inlande  beabsichtigte  der  Minister 
ein  Lotterieanlehen  aufzulegen,  gab  jedoch  den  Plan  wieder  auf, 
„weil  zur  gänzlichen  Regelung  der  Cleldlage  noch  mehrere  Anlehen 
nöthig  sein  werden  und  man  nicht  gleich  anfangs  die  stärksten 
Reizmittel  anwenden  dürfe,  sondern  dieselben  einer  vielleicht  oder 
doch  möglicher  Weise  ungünstigen  Zukunft  vorbehalten  müsse," 
Man  entschloss  sich  zur  Aufnahme  einer  Summe  von  86  Millionen 
in  den  althergebrachten  Formen,  zum  Emissionscourse  von  94  und 
Gewährung  einer  Provision  von  IV'iVo  f^^"  Jene,  die  mindestens 
eine  halbe  Million  zeichnen.  Der  geringste  Betrag  war  auf  1000  Gul- 
den festgesetzt.  Die  Zeichnungen  übertrafen  die  Erwartungen; 
am  9.  September  eröffnet  und  am  18.  geschlossen,  beliefen  sie  sich 
auf  116.082  Millionen  Gulden.  Von  den  Eingängen  waren  15  Mil- 
lionen zur  Zahlung  an  die  Bank,  25  Millionen  zur  Einziehung 
des  Staatspapiergeldes,  20  Millionen  für  den  Eisenbahnbau  und 
der  Rest    für  die  Bedeckung  des  Deficits  bestimmt. 

Die  ofliciösen  Blätter  überströmten  von  wahrhaft  rosenroth 
gefärbten  Ergiessungen  über  die  neue  Aera  der  Finanz  Verwaltung. 

')  In  der  englischen  Hauptstadt  wurde  der  ganze  Betrag,  in  Frankfurt 
1,093.350  gezeichnet  (und  zwar  416.700  von  Kothschild,  416.650  von  B.  H.  Gold- 
schmid,  260.000  von  Grunelius  &  Comp.).  Die  nicht  gezeichnete  Summe  wurde 
in  den  Jahren  1853  bis  1855  durch  Grunelius  veräussert.  Die  Subscribenten  er- 
hielten die  Obligationen  zu  'J0%,  eine  5'y,|ige  Verzinsung  vom  Subscriptionstage 
an,  für  Vorauszahlungen  einen  Discont  von  30/,,  5  femer  bekamen  die  Wechsel- 
häuser für  die  Besorgung  des  Anlehensgeschäftes  1%  Commissionsgebühr,  '/4% 
für  Spesen  und  Sensarie  vom  Nominalbetrage  der  Subscriptionen ;  für  die  Zinsen- 
berichtigung und  Capitalsrückzahlung,  zu  welch'  letzterer  1%  des  ganzen  An- 
lehensbetrages  in  halbjährigen  Terminen  bestimmt  wurde,  erhielt  das  Haus  Roth- 
schild 72''A)  i"  London,  V3%  ^^  Frankfurt  und  Paris.  Die  bei  den  Wechsel- 
häusern eingegangenen  Beträge  wurden  denselben  gegen  Verzinsung  und  zur  Be- 
streitung der  im  Auslande  zu  leistenden  Zahlungen  der  Staatsschuld,  für  Tabak 
und  Militär  belassen,  tmd  in  den  Gebahrungsübersichten  erscheinen  als  Zu- 
flüsse: 1852  18,235.794  Gulden,  1853  12,675.851,  1854  682.105,  1855  43.413 
zusammen  31,637.163  Gulden. 
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Wollte  man  ihnen  Glauben  schenken,  so  war  das  Ziel:  Herstellung 
des  Grleichgewichts  im  Staatsliaushalte,  bald  erreicht,  und  es  musste 
mit  besonderer  Grenugthuung  erfüllen,  dass  das  Ausland,  welches 
noch  vor  einem  Jahre  sich  spröde  gegen  österreichische  Papiere 
gezeigt  hatte,  wieder  für  dieselben  erschlossen  wurde. 

Die  Berechnungen  des  Finanzministers  erwiesen  sich  jedoch 
als  unrichtig.  Das  Präliminare  für  1852  war  mit  einem  Erforder- 
niss  von  279.53  Millionen  und  einer  Bedeckung  von  227. Qjg  Millionen, 
daher  mit  einem  Abgange  von  62.475  angesetzt  worden.  Das  Er- 
gebniss  stimmte  mit  diesen  Ansätzen  nicht  überein,  das  Deficit 
war  beträchtlicher  und  die  Finanzverwaltung  bestritt  das  Erfor- 
derniss  mit  einigen  übrig  gebliebenen  Resten  der  Vorjahre.  Der 
ungünstige  Erfolg  des  Verwaltungsjahres  konnte  nicht  ganz  dem 
Minister  zur  I>ast  gelegt  werden,  da  er  sein  Amt  einige  Wochen 
nach  Beginn  desselben  übernommen  hatte,  aber  der  Abgang  hätte 
doch  bei  einer  etwas  energischeren  Persönlichkeit  geringer  sein 
können,  wenn  der  Minister  Mehranforderungen,  sie  mochten  von 
welcher  Seite  immer  kommen,  entgegen  getreten  wäre.  Das  Prä- 
liminare für  1853  war  jedoch  ganz  sein  Werk;  es  ergab  einen 
Abgang  von  100  Millionen.  Die  bange  Sorge  des  Monarchen  über 
die  Beschaffung  der  kolossalen  Beträge  suchte  der  Minister  durch 
den  Hinweis  auf  die  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  zu  beschwich- 
tigen. ')  Wurden  diese  aber,  zumeist  von  dem  September- Anlehen 
herrührend,  zur  Bedeckung  des  Deticits  verM^endet,  so  fiel  der 
mühselig  aufgezimmerte  Plan  zusammen,  da  die  Verwaltung  nicht 
im  Stande  war,  die  zur  Einlösung  des  Papiergeldes  bestimmte 
Summe  zu  diesem  Behufe  zu  verwenden.  Dass  man  bei  der  Auf- 
nahme des  Anleh*ens  andere  Zwecke  im  Auge  gehabt  hatte, 
kümmerte  den  Minister  wenig,  die  Gebahrung  der  Verwaltung 
wurde  mit  dem  tiefsten  Schleier  umhüllt,  und  es  ist  bezeichnend, 
dass  der  Minister  es  war,  der  sich  gegen  eine  Veröffentlichung 
der  Voranschläge,  welche  der  Kaiser  gewünscht  hatte,  aussprach. 
Die  neue  Organisirung  der  Verwaltungsbehörden,  setzte  er  in  dem 
betreffenden  Vortrage  auseinandei-,  sei  noch  nicht  beendet,  daher 
der  zur  Deckung  nöthige  Geldaufwand,  kaum  annäherungsweise 
bekannt,  die  Ausgaben  für  das  Militär  unverhältnissmässig  gross, 
das   Steuer-    und    Gefallswesen    in    einigen    Kronländern    nur    im 

')  Vortrag  19.  Januar  1864. 
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ersten  Stadium  der  Entwicklung,  in  keinem  Theil  der  Monarchie 
vollkommen  ausgebildet,  jede  Annahme  über  Bedarf  und  Zufluss 
höchst  unsicher,  die  Einnahmen  wahrscheinlich  zu  hoch  ange- 
schlagen, daher  das  Schlussergebniss  nicht  beruhigend  genug. 

In  Folge  der  ausschliesslichen  Verwendung  der  aus  dem 
Anlehen  eingehenden  Beträge  für  staatliche  Zwecke  musste  ein 
anderer  Weg  eingeschlagen  werden,  um  der  gegen  die  Bank 
übernommenen  Verpflichtung  gerecht  zu  werden.  Die  Schuld 
des  Staates  an  die  Bank  betrug  Ende  1851  noch  145.54g  Millionen. 
Eine  Reihe  von  Forderungen  der  Bank,  im  Ganzen  Tl.^  Millionen 
Grulden,  wurden  in  eine  vom  1.  Februar  1852  mit  2%  verzins- 
liche Post  zusammengezogen,  i)  Zur  Deckung  dieser  Schuld, 
sowie  der  Hypothekaranweisungen,  die  künftighin  höchstens  bis 
zum  Maximalbetrag  von  40  Millionen  Gulden  ausgegeben  werden 
sollten,  erhielt  die  Bank  die  Salinen  von  Gmunden,  Hallein  und 
Aussee  als  Hypothek. 

An  geordnete  Geldverhältnisse  war  jedoch  so  lange  nicht  zu 
denken,  als  beträchtliche  Beträge  von  Staatspapiergeld  sich  im 
Umlaufe  befanden.  Von  71. ,39  Millionen  Ende  1849  waren  diese 
auf  167. n2  Millionen  Ende  1851  gestiegen,  und  wenn  auch  in  den 
nächsten  Monaten  12  Millionen  in  die  Gassen  des  Staates  zurück- 
strömten, so  befanden  sich  noch  immer  155.7gg  Millionen  Ende 
1852  im  Verkehr. 

Die  Finanzverwaltung  verharrte  in  voller  Unthätigkeit  und 
das  im  Frühjahre  von  dem  Minister  entworfene  Reformprogramm 
schien  ganz  vergessen.  Der  Kaiser  war  es,  der,  wahrscheinlich 
über  Anrathen  Kübeck's,  die  Berathung  und  endgiltige  Feststel- 
lung der  zu  ergreifenden  Massnahmen  wieder  in  Fluss  zu  bringen 
suchte,  indem  er  am  17.  Januar  1853  ein  Handschreiben  an  den 
Finanzminister  erliess.  Ueberzeugt,  lautet  dasselbe,  dass  Sie  über 
den  Gang  der  fortzusetzenden  Ausführung  der  Fundirung  des 
Staatspapiergeldes,  der  Regelung  der  Bank  in  ihrem  Verhältnisse 
zur  Staatsverwaltung  und  zu  dem  Geldwerthe  und  zur  Erhaltung 
und   Belebung    des    Staatscredits    sich    angestrengt    beschäftigen, 

1)  Es  waren  folgende  Beträge:  7.5  Millionen  als  Restbetrag  der  durch  den 
Vertrag  vom  6.  December  1849  zusammengezogenen  Staatsschuld,  37  Millionen 
3%  gegen  Realhypothek  escomptirte  Anweisungen  (13  Millionen  waren  bereits 
getilgt),  24., 55  Millionen  verzinsliche,  in  den  Gassen  der  Bank  befindliche  Reichs- 
schatzscheine und  3.2,3  Millionen  unverzinsliche  Reichsschatzscheine. 
Beer.   Die  Finanzen  Oesterreichs.  16 
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fordere  ich  Sie  auf,  mir  über  diese  hochwichtige  Angelegenheit 
im  Zusammenhange  mit  den  von  mir  festgesetzten  Grundsätzen 
und  den  bereits  im  Zuge  befindlichen  Massregeln,  Ihre  Ansichten 
und  Rathschläge  zu  entwickeln,  um  nach  gründlicher  Würdigung 
derselben  das  weitere  Verfahren  rechtzeitig  und  entsprechend  be- 
stimmen zu  können. 

Der  Finanzminister  kam  nach  wenigen  Wochen  der  kaiser- 
lichen Aufforderung  nach.  Er  plante  die  Abzahlung  der  Schuld 
des  Staates  an  die  Bank  bis  auf  die  Summe  von  80  Millionen, 
die  künftighin  mit  2'y„  verzinst  werden  sollte ;  ferner  die  Vermin- 
derung des  Staatspapiergeldes.  Zu  diesem  Behufe  sollte  ein  neues 
Anlehen  von  100  Millionen  am  Schlüsse  des  Verwaltungsjahres 
emittirt  werden.  Die  Summe  wurde  hoch  gegriflfen,  weil  man 
dabei  auch  den  vermuthlichen  Abgang  im  Staatshaushalte  für 
1854  in  der  Höhe  von  32,5  Millionen  in's  Auge  fasste  und  20  Mil- 
lionen für  Eisenbahnbauten  zu  verwenden  gedachte.  Eine  „rasche 
und  vollständige  Regelung  der  Geldverhältnisse"  wurde  in  Aus- 
sicht genommen  und  mit  Rücksicht  darauf  die  „Vermehrung  der 
Zinsenlast"  vollständig  gerechtfertigt.  Ferner  sollte  der  Fond  der 
Bank  durch  Hinausgabe  der  Reserveactien  verstärkt  werden. 
Während  noch  im  April  die  Emission  von  25.000  Stück  für  ge- 
nügend erachtet  wurde,  glaubte  man  jetzt  49.379  Stück  zu  je 
800  Gulden  auf  den  Markt  bringen  zu  sollen.  Die  Einzahlungen 
sollten  sich  auf  einen  Zeitraum  von  18  bis  24  Monaten  erstrecken, 
„damit  der  Geld  verkehr  weniger  beengt  und  der  Bank  die  Ver- 
wendung des  bedeutenden  Capitalzuwachses  leichter  ermöglicht 
werde". 

Der  Minister  erhielt  die  Ermächtigung,  zur  Bedeckung  der 
Staatsbedürfnisse  für  das  Verwaltungsjahr  1854   ein  Anlehen    bis 
zum  Betrage  von  100  Millionen  aufnehmen    zu  dürfen,   in  Bezug'' 
auf  die    Regulirung   der   Geldverhältnisse    mit    dem    Reichsraths- 
Präsidenten  Rücksprache  zu  halten.  ') 

Der  Minister  beabsichtigte  vornehmlich  die  Erzielung  eines 
günstigeren  Verhältnisses  zwischen  Baarfond^  und  Notenumlauf 
anzubahnen,  ^)  und  zwar  einerseits   durch  Vermehrung  des  Baar- 


')  Kaiserliche  Entschliessiing  vom  27.  März  1853. 

2)  Am  Schlüsse  des  Monats  Februar  betrug  der  Baarfond  der  Bank  43., 27 
Millionen,   der    Notenumlauf   lOT.jj^,    das  Verhältniss   stand   demnach   wie  1:4.5. 
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fonds,  sodann  durch  Verminderung  des  Papiergeldes.  Beide  Mittel, 
meinte  er,  sind  nicht  von  gleicher  Wirksamkeit  und  auch  nicht 
beide  gleich  zulässig.  Eine  Vermehrung  des  Silbervorrathes  um 
eine  Million  hielt  er  für  viermal  wirksamer,  als  eine  Verminde- 
rung des  Notenumlaufes,  und  daher  für  angezeigt,  durch  das  erst- 
genannte Mittel  vorzugsweise  zu  wirken,  umsomehr,  da  andere 
Umstände  die  Verminderung  des  Papiergeldes  als  bedenklich 
erscheinen  lassen.  Papiergeld  könne  nämlich  fast  ebenso  wenig 
entbehrt  werden,  als  Wechselbriefe.  Die  Verminderung  des  Staats- 
papiergeldes, ja  die  gänzliche  Einziehung  desselben  sei  weit  drin- 
gender, als  eine  Beschränkung  des  Notenumlaufes,  Vornehmlich 
von  der  Ausgabe  der  Reserveactien  erwartete  er  eine  Besserung 
der  Verhältnisse.  Den  weiteren  Vorgang  dachte  er  sich  in  folgender 
Weise:  Sobald  die  Einzahlungsraten  einen  grösseren  Zufluss  des 
Silbers  vom  Auslande  bewirken  und  dadurch  der  Cours  sich  gün- 
stiger stellen  würde,  solle  die  Bank  Silber  gegen  Papiergeld  auf- 
kaufen, sobald  sich  aber  in  Folge  dieses  Ankaufes  der  Silber- 
cours  wieder  hebe,  sei  der  weitere  Ankauf  von  Metall  zu  sistiren. 
Da  die  Bank  nur  unter  günstigen  Conjuncturen  zu  kaufen  brauche, 
die  Uebernehmer  der  neuen  Actien  im  Auslande  aber  den  An- 
kauf von  Papiergeld  nicht  über  den  Einzahlungstermin  hinaus 
verschieben  können,  so  sei  nicht  zu  besorgen,  dass  die  gute  Wir- 
kung von  der  einen  Seite,  durch  die  ungünstige  von  der  anderen 
werde  aufgehoben  werden,  sondern  es  werde  nunmehr  ein  Theil 
des  guten  Effectes  übrig  bleiben.  Es  werde  nicht  nöthig  sein, 
den  ganzen  Erlös  für  die  ausgegebenen  Actien  zum  Silberankauf 
zu  verwenden,  sondern  ein  Theil  werde  verwendet  werden  können, 
um  die  „Lagune"  auszufüllen,  welche  durch  die  noch  weitere  Ein- 
ziehung des  Staatspapiergeldes  in  den  circulirenden  Geldzeichen 
entsteht,  dadurch  aber  werde  die  Erwerbsfähigkeit  der  Bank  ge- 
steigert, den  vermehrten  Actien  ein  erhöhter  Gewinn  zugeführt 
und  sonach  die  jährliche  Dividende  auf  das  Mass  gebracht,  welches 
der  Speculation  den  nöthigen  Reiz  zum  Ankaufe  dieser  Papiere 
verleihe.  Wenn  mich  nicht  Alles  täuscht,  schloss  der  Finanz- 
minister seine  Darlegung,  so  wird  die  vorgeschlagene  Massregel 
eine  Verbesserung  des  Papiergeldcourses   um   einige  Procent  zur 


Das  umlaufende  Staatspapiergeld  betrug  151. 239  Millionen,  zusammen  Noten  und 
Staatspapiergeld  348.56,  Verhältniss  zum  Baai"vorrath  1  :  8. 

16» 
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Folge  haben  und  dadurch  die  Herbeiführung  jener  Zustände  be- 
fördern,  unter  welchen  der  Zwangscours  aufgehoben  werden  könne, 
und  die  Bank  werde  in  die  Lage  kommen,  ihre  Baarzahlungen 
aufzunehmen,  ^) 

Am  9.  Mai  1853  wurde  die  Stärkung  des  Baarfondes  durch 
die  Ausgabe  der  49.379  Reserveactien  beschlossen.  Der  Emis- 
sionspreis war  mit  800  Gulden  per  Actio  festgesetzt  und  den 
Actionären  ein  Vorzugsrecht  eingeräumt.  Die  Einzahlungen  der 
Raten  wurde  auf  die  Jahre  1853  und  1854  vertheilt.  Da  bloss  der 
Bezug  von  49.104  Actien  angesprochen  wurde,  blieb  ein  Rest  zur 
Verfügung  der  Bank  zurück  und  man  erwartete,  dass  39.283  Mil- 
lionen Grulden  in  Bankvaluta  einfliessen  würden.  Wenn  diese 
Massregel  jedoch  einigermassen  einen  Erfolg  nach  sich  ziehen 
und  eine  dauernde  Verminderung  des  Notenumlaufes  eintreten 
sollte,  musste  damit  gleichzeitig  eine  Beschränkung  der  Credit- 
verleihung  Hand  in  Hand  gehen,  oder  mindestens  keine  Erwei- 
terung desselben  platzgreifen.  Gerade  das  Gegentheil  geschah ; 
das  Escomptegeschäft  wurde  um  17,  das  Leihgeschäft  um  6  Mil- 
lionen erhöht.  Die  Folge  war,  dass  der  Notenumlauf,  welcher 
am  Schlüsse  1852  194.y4  Millionen  Gulden  betrug,  im  Jahre  darauf 
188.309  Millionen  ausmachte,  obgleich  Ende  1853  für  19.039  neue 
Actien  die  Einzahlungen  fast  vollständig,  für  die  übrigen  Raten- 
zahlungen geleistet  waren  und  auch  die  Staatsverwaltung  8.949  Mil- 
lionen an  die  Bank  abgeführt  hatte.  Der  Baarfond  hatte  um 
1.633  Millionen  Gulden  zugenommen,  der  Notenumlauf  bloss  um 
6.6  Millionen  Gulden  sich  verringert.  Die  Wirkung  der  ganzen 
Massregel  war  demnach  gleich  Null,  die  Situation  der  Bank  nicht 
wesentlich  besser  als  vor  der  Emission,  Das  Silberagio  hielt  sich 
wohl  innerhalb  sehr  massiger  Grenzen,  es  schwankte  zwischen 
108  und  110,  aber  seit  October  stieg  es  auf  116. 

Waren  die  erwarteten  Wirkungen  der  Emission  der  Bank- 
actien  nicht  eingetreten,  beschäftigte  man  sich  deshalb  in  den 
Kreisen  der  Verwaltung  mit  der  Berathung  über  die  fernerhin 
zu  ergreifenden  Massnahmen,  so  stand  noch  eine  weitere  Cala- 
mität  in  Sicht,  nämlich  ein  Agio  der  Reichsschatzscheine  gegen 
Banknoten.  Ohnehin  lagen  beträchtliche  Summen  in  den  Gassen 
der  Bank,  die  bei  der  Einzahlung  dei-  Raten  auf  die  ausgegebenen 


')  6.  April  1863.  Ermächtigung  vom   19.  April   1853. 
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Actien  einflössen,  ein  Zeichen,  dass  das  Publicum  sich  des  Staats- 
papiergeldes zu  entledigen  suchte. 

Der  Finanzminister  plante  nun  die  Uebernahme  der  im  Um- 
laufe befindlichen  Reichsschatzscheine  durch  die  Bank  und  die 
Ersetzung  derselben  durch  Banknoten  von  1,  2  und  5  Gulden. 
Die  Haftung  für  dieselben  sollte  von  der  Staatsverwaltung  über- 
nommen werden,  und  die  Verpflichtung  der  Nationalbank,  ihre 
Noten  gegen  Metall  umzuwechseln,  sich  bloss  auf  die  Noten 
höherer  Kategorie,  von  10  Gulden  aufwärts,  erstrecken.  Bis  zu 
einem  gewissen  Zeitpunkt  sollte  es  Jedermann  frei  stehen,  die 
Noten  kleiner  Appoints  gegen  jene  von  10  Gulden  einzutauschen. 
Die  Regierung  soll  gemeinschaftlich  mit  der  Bankverwaltung 
bemüht  sein,  Massregeln  zu  treffen,  um  alle  Arten  gegen  Münze 
baldigst  umwechseln  zu  können,  bis  dies  der  Fall  sei,  sollten  die 
Reichsforste  für  alle  Noten  bis  zu  10  Gulden  haften  und  die 
aus  dem  Verkauf  derselben  eingehenden  Beträge  zur  Einziehung 
verwendet  werden.  Die  Staatsverwaltung  sollte  sich  endlich  des 
Rechtes,  Papiergeld  in  Umlauf  zu  setzen,  begeben  und  für  die 
Emission  der  Banknoten  eine  Grenze  bis  zum  Betrage  von  350  Mil- 
lionen festgesetzt  werden,  über  welche  hinaus  keine  Vermehrung 
stattfinden  dürfe.  Damals  kam  auch  die  mittlerweile  auf  dem 
Geldmarkte  sich  vollziehende  Acnderung  des  Werthverhältnisses 
der  edlen  Metalle  zur  Sprache.  Der  Minister  befürchtete,  dass 
es  zur  Stärkung  des  Baarfondes  der  Bank  nicht  möglich  sei,  den 
nöthigen  Betrag  in  Silber  aufzubringen,  „da  dieses  Metall  in  zu 
geringer  Menge  auf  dem  Geldmarkte  vorhanden  und  vom  Golde 
fast  überflügelt  sei.  Die  Bank  müsse  daher  ermächtigt  werden, 
auch  Zahlungen  in  Gold  empfangen  und  leisten  zu  dürfen". 

Die  Vorschläge  des  Finanzministers  waren  in  einer  Denk- 
schrift: Andeutungen  zur  Regulirung  unserer  Geld-  (Valuta-)  Ver- 
hältnisse, betitelt,  zusammen  gefasst.  Sie  wanderten  in  die  Hände 
Kübeck's,  der  in  den  wichtigsten  politischen  und  finanziellen  Fragen 
der  eigentliche  Vertrauensmann  des  Kaisers  war.  Der  Reichsraths- 
Präsident  erstattete  ein  ziemlich  eingehendes  Gutachten,  welches 
den  Vorschlägen  der  Finanzverwaltung  nicht  günstig  war.  Mit 
dem  Grundgedanken,  „der  vorläufigen  Uebertragung  des  Staats- 
geldes an  die  Bank"  zeigte  er  sich  einverstanden,  da  zu  befürchten 
war,  „dass  die  Course  des  Bank-  und  des  Staatspapiergeldes  sich 
abscheiden  können  und  dann  zu  den  schon  bestehenden  Uebeln  ein 
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neues  hinzutreten  und  statt  zwei,  drei  Valuten  mit  verschiedenen 
Coursen  entstehen  dürften". 

Allein  das  vorgeschlagene  Verfahren  schien  ihm  weder  dem 
Zwecke,  für  das  im  Umlauf  befindliche  Staats-  und  Bankpapier- 
geld eine  gemeinschaftliche  Grundlage  zu  gewinnen,  zu  ent- 
sprechen, noch  der  Besorgniss  zu  begegnen,  dass  das  emittirte 
Staatspapiergeld  sich  in  seinem  Cours-  und  Werthverhältniss  von 
den  Banknoten  trenne.  Sodann  erhob  er  Bedenken  gegen  die 
Verpfändung  der  Staatsforste,  da  nach  den  Statuten  des  Tilgungs- 
fondes  die  im  Veräusserungsfalle  eingehenden  Beträge  des  ge- 
sammten  Staatseigenthums  demselben  zuzufliessen  haben,  auch  eine 
solche  Hypothek  durchaus  keine  Sicherheit  gewähre.  Die  Bank- 
noten würden  in  Folge  dieser  Massregel  in  zwei  Schichten  zer- 
fallen ,  und  für  die  eine  die  vorhandene  Sicherheit  der  Bank,  für 
die  andere  die  offenbar  ungenügende,  zweifelhafte  Forstverpfan- 
dung eintreten.  Die  ganze  Welt  würde  wissen,  dass  die  Kategorie 
der  Banknoten  von  1,  2  und  5  Gulden  in  weit  geringerem  Masse 
als  die  Banknoten  höherer  Kategorie  gesichert  seien,  diese  daher 
sich  dem  Silberwerthe  nähern,  jene  schwankenden  Coursen  vei*- 
fallen.  Diesen  Besorgnissen  solle  allerdings  dadurch  begegnet  wer- 
den, dass  es  bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  Jedermann  freistehen 
möge,  die  Banknoten  von  1 — 5  Gulden  gegen  die  höheren  Appoints 
umzutauschen,  allein  dieses  werde  zur  Folge  haben,  dass  die  Spe- 
culation  sich  auf  die  Sammlung  der  niederen  Kategorien  werfen 
werde,  um  sie  gegen  höhere  umzuwechseln. 

Aus  den  Berathungen,  welche  in  Folge  der  divergirenden 
Ansichten  des  Ministers  und  des  Reichsraths-Präsidenten,  gepflogen 
wurden,  gingen  dann  schliesslich  jene  Massnahmen  hervor,  die 
in  dem  Uebereinkommen  mit  der  Bank  am  23.  Februar  1854 
ihren  Ausdruck  fanden.  Das  gesammte  mit  Zwangscours  im  Um- 
lauf befindliche  Staatspapiergeld  sollte  an  die  Nationalbank  über- 
tragen und  von  ihr  in  Banknoten  ausgewechselt,  Staatspapiergeld 
mit  Zwangscours  künftighin  nicht  mehr  ausgegeben  werden.  Die 
Staatsverwaltung  haftete  der  Bank  für  das  von  ihr  übernommene 
Staatspapiergeld  und  verpflichtete  sich,  alljährlich  bis  zui-  vollstän- 
digen Begleichung  wenigstens  10  Millionen  an  die  Bank  zu  be- 
zahlen und  zur  Vermehrung  des  Baarfondes  der  Nationalbank, 
um  die  Baarzahlungen  baldmöglichst  aufnehmen  zu  können,  mit- 
zuwirken.    Zur  vollen  Sicherheit  der  Bank  wurden  ihr  die  Zoll- 
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einkünfte  überwiesen.  Die  Bank  übernahm  auch  die  Vermittlung 
zur  Herausgabe  von  Staatsschuldverschreibungen  mit  Silberver- 
zinsung gegen  Einlage  von  Banknoten,  insofern  die  Besitzer  der 
letzteren  sie  in  eine  verzinsliche  Schuld  umzuwechseln  wünschen 
sollten.  Am  Tage  des  Abschlusses  des  Uebereinkommens  war 
die  Summe  des  umlaufenden  Staatspapiergeldes  auf  149.^^  Millionen 
angegeben,  und  da  alljährlich  mindestens  10  Millionen  abgetragen 
werden  sollten,  so  war  eine  vollständige  Tilgung  des  Gesammt- 
betrages  innerhalb  15  Jahren  in  Aussicht  genommen. 

Die  Regelung  der  Valuta  wurde  leider  in  Oesterreich  durch 
die  Verhältnisse  des  Staatshaushaltes  erschwert.  Die  Einnahmen 
reichten  zur  Bedeckung  des  ordentlichen  Erfordernisses  nicht  hin, 
traten  ausserordentliche  Ausgaben  dazu,  so  gerieth  die  Finanzver- 
waltung in  grosse  Verlegenheiten.  Von  jeher  haben  die  österreichi- 
schen Staatsmänner  die  Tugend  der  Enthaltsamkeit  nicht  geübt 
und  der  Grossmachtstcllung  des  Staates  alle  Rücksichten  auf  die 
wirthschaftlichen  Zustände  geopfert.  Der  Gedanke  über  die  Be- 
schaffung der  erforderlichen  Mittel  behelligte  den  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  nicht,  die  Sorge  dafür  mochte  der 
Finanzminister  tibernehmen.  Schon  in  den  letzten  Monaten  des 
Jahres  1853  wurde  die  europäische  Diplomatie  von  der  orienta- 
lischen Frage  gewaltig  in  Anspruch  genommen,  und  die  Haltung 
des  österreichischen  Cabinetes  konnte  auf  die  Finanzen  nicht  ohne 
Rückwirkung  bleiben.  Das  für  1854  i»m  Sommer  1853  prälimi- 
nirte  Deficit  betrug  95.95  Millionen  Gulden.  Für  die  Armee  allein 
waren  112., 44  Millionen  angesetzt,  aber  schon  in  den  ersten  drei 
Monaten  des  Finanzjahres  wurden  über  115  Millionen  in  Anspruch 
genommen.  Die  Finanzverwaltung  sah  sich  zur  Aufnahme  eines 
Anlehens  gedrängt,  um  den  momentanen  Verlegenheiten  zu  ent- 
gehen; für  den  Fall  eines  Krieges  sah  sie  kein  anderes  Mittel, 
als  abermals  zur  Ausgabe  von  Staatspapiergeld  zu  schreiten.  ') 

Die  theoretische  Begründung  des  Finanzministers  ist  nicht 
ohne  Interesse.  Das  einzige  Mittel,  welches  ein  Staat,  dessen  Aus- 
gaben nachhaltig  grössere  sind  als  seine  Einnahmen,  ohne  bedeu- 
tenderen Nachtheil  ergreifen  könne,  ja  das  für  die  Länge  über- 
haupt anwendbar  sei,  waren,  seiner  Meinung  nach,  freiwillige 
Anlehen.    Durch  Erhöhung  von  Steuern   oder   durch  Einführung 


')  Vortrag  8.  Januar  18ö4. 
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neuer  Abgaben  Hessen  sich  nur  kleine  Abgänge  bedecken,  denn 
sollte  dies  bei  einem  grösseren  Deficit  geschehen,  so  würde  die 
Steuerkraft  für  die  Zukunft  gefährdet  werden.  Der  Minister  schlug 
dj£  JElörjn  eines  Lotterieanlehens  mit  theilweiser  Verzinsung  vor, 
„weil  Lotterielose  nur  in  sehr  beschränktem  Massstabe  auf  dem 
Geldmarkte  vorköiiinien,  -  «ehr  beliebt  seien  und  das  Publicum  nun 
einmal  derlei  Speculationsobjecte  ungern  ausgehen  sehe". 

Die  kaiserliche  Ermächtigung  erfolgte  am  17.  Januar  1854 
zur  Hinausgabe  von  Obligationen  im  Capitalsbetrage  von  40  Mil- 
lionen Gulden  und  zum  Emissionspreise  von  95.  Allein  während 
die  Vorbereitungen  zur  Ausgabe  getroffen  wurden,  hatte  sich  der 
Geldmarkt  ungünstiger  gestaltet,  es  konnte  daher  die  Anbringung 
zu  diesem  Course  nicht  erwartet  werden  und  der  Minister  erhielt 
auf  Grund  eines  Vortrages  vom  3.  März  die  Ermächtigung,  den 
Capitalsbetrag  auf  50  Millionen  zu  erhöhen  und  den  Emissionspreis 
nach  Umständen  festzusetzen.  Am  7.  März  erfolgte  die  Eröffnung 
des  Anlehens  zum  Preise  von  90  Gulden  im  Wege  freiwilliger 
Subscription.  Die  Staats-Schuldverschreibungen  wurden  auf  den 
Betrag  von  250  Gulden  ausgestellt,  mit  4%  verzinst  und  sollten 
binnen  50  Jahren  rückgezahlt  werden.  Das  Lottoanlehen  wurde 
vollständig  gezeichnet,  aber  die  Einzahlungsmodalitäten  waren  der 
Art,  dass  die  Verwaltung  bei  der  Bestreitung  der  Auslagen  nicht 
ihr  Auslangen  fand. 

Die  SendTimg '  (^verrnffl^-im  März  1854  nach  Paris  hatte  den 
Zweck,  bezüglich  eines  Anlehens  vorbereitende  Schritte  zu  thun, 
und. wenn  der  Geldmarkt  sich  spröde  erweisen  sollte,  mindestens 
die  Beschaffung '  des  für  die  drei  nächsten  Monate  erforderlichen 
Silbervorrathes  zu  erzielen,  wozu  das  Haus  Rothschild  durch  Er- 
theilung  von  Vorschüssen  bewogen  werden  sollte.  Die  Aussichten 
zu  einem  Anlehen  waren  nicht  sehr  günstig.  Die  politische  Situation 
war  eine  düstere,  der  bevorstehende  Krieg  zwischen  Russland 
und  den  Westmächten  ängstigte  die  Geldwelt.  Auf  dem  Pariser 
Platze  war  nichts  anzubringen.  Die  Anleihe  der  französischen 
Regierung  nahm  die  disponiblen  Capitalien  in  Anspruch.  Auch  in 
London  war  Geld  sehr  knapp  und  die  Kauflust  nicht  rege.  Das 
daselbst  zur  Emission  gelangte  türkische  Anlehen  fand  trotz  der 
Aegide  der  Rothschilds  keine  Abnahme,  „In  Amsterdam,  Ant- 
werpen und  Frankfurt",  heisst  es  in  einem  Briefe  an  den  Minister 
vom  3,  April,  „gibt  es  ein  Publicum  für  österreichische  Papiere, 
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dort  ist  Interesse  für  österreichische  Zustände  und  bessere  Wür- 
digung der  unvergleichlichen  Hilfsquellen  des  Reiches.  In  Paris 
und  London  ist  bisher  kein  Markt  für  österreichische  Effecten, 
vor  1852  wurden  sie  auf  der  Börse  gar  nicht  cotirt,  seitdem 
geschieht  dies,  aber  die  Course  sind  nur  nominell,  das  grosse 
Publicum  kennt  österreichische  Papiere  nicht,  die  sich  bloss  in 
Händen  einiger  Capitalisten  befinden".  Glücklicher  als  in  Paris 
war  Czörnig  in  Frankfurt  am  Main  und  Amsterdam.  Nach  man- 
nigfacher Verhandlung  kam  am  30,  April  zu  Heidelberg  ein  Ver- 
trag mit  Rothschild  und  Söhne  in  Frankfurt  am  Main  und  Becker 
und  Fould  über  ein  Anlehen  von  35  Millionen,  10  Millionen  in 
Frankfurt  und  25  in  Amsterdam,  zu  Stande.  Den  nicht  gezeich- 
neten Betrag  übernahmen  die  erwähnten  Wechselhäuser  zur  com- 
missionsweisen  Veräusserung;  sie  erhielten  für  die  Negotiation 
der  Anleihe  P/o  Provision,  '/4  ^lo  Sensarie  vom  Nominalbetrage, 
wenn  die  commissionsweise  Veräusserung  jedoch  unter  dem  Sub- 
scriptionspreise  geschehen  sollte,  nur  V2V0  Provision  und  V4V0  Cour- 
tage. Der  Emissionspreis  betrug  für  Frankfurt  75.5  ^^i"  1^0, 
wobei  5  Gulden  Conventionsmünze  mit  6  Gulden  süddeutscher 
Währung  gerechnet  wurde,  in  Amsterdam  TP/j  für  100  "Gulden. 
Die  für  Frankfurt  und  Amsterdam  ausgeworfenen  Beträge  wurden 
daselbst  nicht  gezeichnet;  bei  Rothschild  betrug  die  Subscription 
3.529  Millionen,  bei  Fould  I5.577  Millionen;  8.035  Millionen  erhielten 
die  Häuser  Rothschild  in  Paris  und  London  für  vorschussweise 
geleistete  Zahlungen,  ö.ggj  Millionen  wurden  commissionsweise 
veräussert. 

In  Folge  der  politischen  Ereignisse  sanken  die  österreichischen 
Metalliques  um  10%,  das  Silberagio  stieg  rasch  von  108  auf  134. 
Die  Finanzverwaltung  gerieth  in  bange  Sorge.  „Zur  Beruhigung 
der  Gemüther,  die  als  Basis  des  Vertrauens  in  die  Geldverhältnisse 
angesehen  werden  muss",  schlug  der  Finanzminister  vor,  den  seit 
1848  sistirten  Verkauf  von  Staatsgütern  im  ausgedehnten  Masse 
aufzunehmen  und  den  Erlös,  der  durch  Patent  vom  22.  Januar  1817 
dem  allgemeinen  Tilgungsfonde  zugewiesen  werde,  zur  Tilgung 
der  Schuld  an  die  Bank  zu  verwenden.  Den  Werth  veranschlagte 
man  auf  400  Millionen  und  wies  zur  Rechtfertigung  dieser  Mass- 
regel auf  die  französische  Regierung  hin,  welche  den  Staatscredit 
in  schlimmen  Zeiten  dadurch  gerettet  habe,  dass  sie  die  Staats- 
forste   zur  Tilgung  der  Staatsschuld  bestimmt  habe.     Sei  einmal 
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die  Schuld  an  die  Bank  getilgt,  so  sollen  die  einfliessenden  Kauf- 
schillinge nach  den  Patenten  vom  22.  Januar  1817  und  1.  Octo- 
ber  1829  ihre  Verwendung  linden. 

Diese  Anträge  wurden  im  Allgemeinen  genehmigt,  nur  sollte 
der  Finanzminister  vor  Vollziehung  dieser  Massregel  die  Modali- 
täten der  Veräusserung  darlegen,  die  Frage  über  die  Widmung 
der  aus  den  Verkäufen  der  Staatsgüter  eingehenden  Kaufschillinge 
mit  Beachtung  aller  Creditsverbindlichkeiten  darlegen  und  für 
die  Bedeckung  des  Deficits  Vorsorge  treffen.  ') 

Schon  einige  Tage  darauf,  am  7.  April,  erstattete  der  Minister 
seine  Anträge  behufs  Deckung  des  ausserordentlichen  Staatsbe- 
darfs. Die  Aufgabe  war  eine  schwierige.  Für  das  Jahr  1 854  ver- 
anschlagte der  Minister  den  noch  zu  bedeckenden  Abgang  auf 
15^4  Millionen  in  Silber  und  11  Millionen  Papier.  Erst  kürzlich 
hatte  man  im  Inlande  ein  Lotterieanlehen  aufgelegt  und  ziemlich 
glücklich  zu  Stande  gebracht;  eine  neue  Anleihe  schien  wenig  zu 
versprechen.  Vom  Auslande  war  auch  nicht  viel  zu  hoifen,  „da 
der  frühere  nur  befürchtete  Krieg  inzwischen  zu  einem  wirklichen 
geworden  war,  und  die  Geldmänrier,  die  meistens  dem  Judenthum 
angehören  durch  die  mittlerweile  beschlossene  Realerwerbsunfähig- 
keit sich  tief  gekränkt  fühlten,  wie  sie  dieses  bei  jeder  Gelegen- 
heit unverholen  aussprachen"  '^).  Die  Finanz  Verwaltung  beabsichtigte 
nun  allerdings  in  Frankfurt  und  Amsterdam  Versuche  zu  machen, 
um  einen  namhaften  Betrag  aufzubringen;  aber  keineswegs  reichte 
dieser  hin,  selbst  wenn  die  Operation  vollständig  gelang,  um  aller 
Schwierigkeiten  Herr  zu  werden.  Sonst  blieb  man  auf  die  heimi- 
schen Hilfsmittel  angewiesen.  Der  Minister  fasste  verschiedene 
Modalitäten  in's  Auge.  Zunächst  die  Einhebung  der  Zölle  in  Münze. 
Eine  Steigerung  der  Einnahmen  konnte  dadurch  nicht  erzielt 
werden,  wohl  aber  wurden  wenigstens  Zuflüsse  verschafft,  um  den 
staatlichen  Verpflichtungen  bezüglich  der  Zahlungen  in  Silber 
nachkommen  zu  können.  Sodann  sollten  den  Staatsgläubigern, 
jedoch  nur  auf  jedesmaliges  Verlangen  derselben,  für  fällige  Zinsen- 
coupons in  Silber  verzinsliche  Schuldverschreibungen  al  pari  ge- 
geben werden.  Schon  1851  Avurde  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen 
und  gegen   30  Millionen  Obligationen  ausgegeben,    nunmehr   ver- 


0  Vortrag  6.  März  1854. 
*)  Worte  des  Ministers. 
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anschlagte  der  Minister  die  Höhe  des  auf  diese  Weise  zu  be- 
deckenden Betrags  auf  10  Millionen.  Für  den  Fall  eines  unvor- 
gesehenen  Geldbedarfs  sollten  Schuldverschreibungen  des  Tilgungs- 
fondes  bei  der  Nationalbank  gegen  Vorschüsse  deponirt  werden. 
Alle  Voraussetzungen  wurden  durch  die  politischen  Ereignisse  zu 
nichte.  Ende  Mai  sah  sich  die  Finanzverwaltung  Forderungen  von 
60  Millionen  gegenüber,  die  innerhalb  der  nächsten  fünf  Monate 
zu  berichtigen  kamen  und  vorläufig  unbedeckt  waren.  Die  Bedürf- 
nisse des  Heeres  erschöpften  die  Staatscassen  fast  vollends.  Für 
das  nächste  Jahr  stand^  ein  Deficit  in  Aussicht.  Unter  diesen 
Verhältnissen  kam  der  grosse  Plan  eines  Nationalanlehens  zur 
Reife.  Nicht  allein  die  laufenden  grossen  Ausgaben  konnten  da- 
durch ihre  Bedeckung  finden,  sondern  auch  die  Mittel  beschafil 
werden,  die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  bis  auf  80  Millionen 
herabzumindern.  Die  Operatio!rsolltg",5*der  Versuch  einer  Radical- 
cur"  des  Geldwesens  sein,  dä'es"  „endlich  an  der  Zeit  sei,  eine 
durchgreifende  und  das  Uebel  im  ganzen  Umfange  erfassende 
Massregel  in  Anwendung  zu  bringen,  und  von  einem  grossartigen 
Unternehmen  die  lang  ersehnte  Rettung  zu  erwarten  sei".  In  einer 
solch  kritischen  Zeit  konnte  der  Staat,  nach  der  Annahme  des 
Finanzministers,  auf  die  'l'heilnahme  seiner  Angehörigen  am  sicher- 
sten rechnen  und  die  grössten  Anstrengungen  von  den  Besitzenden 
fordern.  Der  Finanzminister  wies  in  seinem  Vortrag  auf  die  Vor- 
schläge Boscarolli's  in  Innsbruck  hin  und  veranschlagte  das  neue 
Anlehen  auf  500  Millionen,  welches  zu  dem  Course  von  90  aus- 
gegeben werden  sollte.  Wurden  die  Summen  freiwillig  nicht  ge- 
zeichnet, dann  sollte  zu  einem  Zwangsanlehen  geschritten  werden, 
letzteres  mit  4%,  ersteres  mit  57o  verzinst  werden. 

Die  allerhöchste  Entschliessung  vom  1,  Juni  1854  ermäch- 
tigte den  Minister  fachkundige  Männer  einzuberufen,  die  des  Ver- 
trauens würdig  wären ;  mit  denselben  sei  zu  berathen,  in  welchem 
Betrage  das  Anlehen  aufzulegen  wäre,  auf  welche  Anzahl  von 
Jahren  die  Einzahlung  vertheilt  und  wie  hoch  der  Emissions- 
preis festgesetzt  werden  soll,  damit  mit  Grund  ein  sicherer  Er- 
folg erwartet  werden  könne. 

Am  7.  Juli  fand  unter  dem  Vorsitze  des  Ministers  die  Sitzung 
der  Vertrauensmänner  statt.  Anwesend  waren:  J.  G.  Sina,  Eskeles, 
Rothschild,  Dürk,  Theodor  Hornbostel,  die  Hofräthe-Bf^nmöTiina 
Vestenek.     Sina  und  Rothschild  »pmi^^'sföh  unbedingt  für  die 
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grossartige  Massregel  aus.  Eskeles  drückte  über  die  patriotische 
Form  des  Anlehens  seine  bescheidenen  Zweifel  aus,  „die  idealen 
Regionen  führen  bei  derlei  Angelegenheiten  leicht  zu  Täuschun- 
gen", der  Patriotismus  allein  sei  kein  starkziehender  Magnet  für 
das  Gold,  Am  Ende  wären  alle  Anlcheh  der  letzten  Jahre  in 
gleicher  Richtung  patriotisch  gewesen,  da  wenig  bei  denselben  zu 
gewinnen  war,  und  nur  ein  kleiner  Kreis  dafür  sorgen  musste, 
ihnen  Eingang  zu  verschaffen,  während  das  grosse  Publicum  theil- 
nahmslos  geblieben  sei.  Wenn  auch  ein  juridischer  Zwang  nicht 
stattfinden  könne,  so  sei  doch  ein  moralischer  Zwang  nicht  zu 
vermeiden,  wenn  überhaupt  etwas,  gelingen  soll.  Je  grösser  diese 
„nachdrückenden  Hebel",  desto  sicherer  der  Erfolg,  Rothschild 
sprach  sich  üb«i*^'^äen  Emissionscours  dahin  aus,  dass,  wenn  das 
Anlehen  nur  zu  dem  Börsencourse  oder  unter  demselben  ausge- 
geben werde,  so  verliere  die  ganze  Sache  ihren  patriotischen  An- 
strich, Die  Operation  sei  die  grossartigste,  die  je  in  Oesterreich 
gemacht  worden  sei.  Würde  das~Aiilehen  nur  als  eine  Geschäfts- 
sache aufgefasst,  dann  müsste  man  sagen,  dass  es  für  Geldsachen 
keinen  Patriotismus  gebe.  Jeder  Theil  der  Bevölkerung  müsse 
beitragen,  der  Adel,  der  sich  bisher  fern  gehalten,  müsse  mit 
mehr  als  moralischem  Zwange  dazu  gebracht  werden,  sich  daran 
zu  betheiligen. 

Am  10.  Juni  fand  eine  zweite  Sitzung  statt;  zwei  Tage  darauf 
erstattete  der  Finanzminister  seine  Anträge  an  den  Monarchen, 

Das  Patent  vom  26.  Juni  1854  kündigte  die  Aufnahme  eines 
freiwilligen  Anlehens  von  mindestens  350  und  höchstens  500  Mil- 
lionen an.  Der  Subscriptionspreis  wüTdS-  auf  95%  festgesetzt  und 
eine  5%ige  Verzinsung  in  Silber  oder  Papier  zugesichert.  Die 
Einzahlungen  sollten  bei  einem  gezeichneten  Gesammtbetrage  von 
400  Millionen  auf  drei  Jahre,  wenn  derselbe  jedoch  bis  450  aus- 
machte, auf  vier  Jahre,  bei  500  Millionen  auf  fünf  Jahre  vertheilt 
werden.  Als  Zweck  wurde  angegeben:  Die  Entwerthung  der 
Landeswährung  zu  beheben,  dieselbe  wieder  auf  Münze  zurück- 
zuführen, sowie  die  Mittel  zur  Bedeckung  der  ausserordentlichen 
Erfordernisse  zu  beschaffen.  Und  der  Ministerialerlass  vom  5.  Juli 
sprach  die  Zusicherung  aus,  da  die  Wiederherstellung  des  Voll- 
werthes  der  Landeswährung  von  der  Tilgung  der  Staatsschuld  an 
die  Bank  abhänge,  derselben  ein  Betrag  werde  überwiesen  werden, 
der  in  Verbindung    mit   den  bereits   festgestellten  Zahlungen  von 
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lioneii  Gulden  jährlich  aus  den  Zollerträgnissen  hinreichen  würde, 
die  gesammte  Schuld  innerhalb  der  Einzahlungsperiode  des  neuen 
Anlehens  bis  auf  80  Millionen  herabzumindern. 

Nach  dem  Stande  vom  1 .  September  1 854  schuldete  der  Staat 
dem  Institute  32,758.501_jG!;ulden  unverzinslich,  und  31,907.141 
Gulden  zu  27ü  verzinslich,  daher  im  Ganzen  64,665.642  Gulden 
der  ältesten  Staatsschuld,  55  Millionen  als  Rest  in  Folge  der 
Vereinbarung  vom  Februar  1852  und  endlich  148,205  Millionen 
für  das  bisher  eingelöste  oder  noch  einzulösende  Staatspapiergeld,  i) 
Die  gesammte  Schuld  betrug  demnach  268  Millionen.  In  Folge 
der  mit  der  Bank  bestehenden  Abmachungen''  hatte  die  Bank 
13,629.334  Gulden  zur  Tilgung  der  ältesten  Schuld  zu  erhalten, 
für  Zölle  nach  dem  Uebereinkommen  vom  23.  Februar  1854 
innerhalb  der  nächsten  vier  Jahre  40  Millionen,  es  erübrigte  daher 
ein  Restbetrag  von  214.5  Millionen,  der  bis  auf  80  Millionen  ab- 
gezahlt werden  sollte.  Es  mussten  in  Folge  dieser  guten  Vorsätze 
134.5  Millionen  aus  den  Eingängen  Hes  Nationalanlehens  der  Bank 
zugeführt  werden.  Man  überwies  ihr  in  der  That  die  bei  den 
Bankfilialen  gezeichneten  Beträge  in  der  Höhe  von  52  Millionen, 
sodann  jene  Summen,  die  bei  den  Staatscassen  in  Oesterreich  ob 
der  Enns,  Böhmen,  Mähren  und  im  Pest-Ofener  Verwaltungs- 
gebiete subscribirt^  waren,  im  Ganzen  daher  168  Millionen.  Die 
Bank  sollte  seinerzeit  die  Ueberschüsse  an  die  Finanzverwaltung 
abführen  und  baldmöglichst  zu  einer  von  dem  Finanzministerium 
nach  Einvernehmen  der  Direction  zu  bestimmenden  Frist  die 
Einlösung  ihrer  Noten  mit  Metallmünze  aufnehmen.  '^) 

Mittlerweile  hatte  sich  die  Regierung  genöthigt  gesehen,  die 
Hilfe  der  Bank  in  Anspruch  zu  nehmen,  um  den  grossen  Anfor- 

')  Die  noch  ausstehende  Summe  betrug  30  Millionen. 

2)  Die  Staatsschuld  an  die  Bank  wird  in  dem  Erlasse  vom  31.  August  1854 
auf  268  Millionen  Gulden  angegeben,  während,  wenn  man  die  bekannten  Schuld- 
posten zusammenrechnet,  50  Millionen  weniger  sich  ergeben.  Dies  erklärt  sich 
dadurch,  dass  in  dem  Vertrag  vom  23.  Februar  1854  die  Bank  sich  verpflichtete, 
die  Einlösung  des  im  Umlaufe  befindlichen  Staatspapiergeldes  im  Betrage  von 
149  Millionen  zu  bewerkstelligen,  in  der  That  aber  50  Millionen  mehr  coursirten  und 
die  Bank  dies  erst  gewahr  wurde,  als  sie  bereits  eine  höhere  Summe  eingezogen 
hatte.  In  verblümter  Weise  geht  dies  auch  aus  der  Schrift;  Die  österreichische 
Nationalbank  seit  ihrer  Gründung.  Wien  1861,  S.  23  fg.  hervor. 
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derungen,  welche  die  Militärverwaltung  im  Sommer  stellte,  zu 
entsprechen.  Die  Eingänge  des  Anlehens  genügten  hierzu  nicht, 
und  am  9.  Juli  erhielt  der  Finanzminister  die  erbetene  Ermäch- 
tigung, die  Bank  zur  Ertheilung  von  Vorschüssen  auf  das  National- 
anlehen heranzuziehen.  Für  die  "Monate  August  bis  Ende  October, 
also  für  das  Schlussquartal  des  Verwaltungsjahres,  beliefen  sich 
dieselben   auf  59,5  Millionen  Gulden. 

Der  am  15.  October  abgefasste  Voranschlag  für  1855  ergab 
ein  Gesammterforderniss  von  414.043  Millionen,  während  die  Ge- 
sammtbedeckung  nur  249.47-,  "Millionen  ausmachte ,  daher  ein 
Jahresdeficit  von  I65.475  Millionen  in  Sicht  stand.  Für  Militär- 
zwecke wurden  184,o46  Millionen  in  Anspruch  genommen.  Allein 
schon  nach  wenigen  Wochen  stellte  sich  heraus,  dass  mit  diesem 
Betrage  das  AuslangeQ_iiLicht  würde  gefunden  werden  können, 
wenn  die  militärischen  Rüstungen  in  derselben  Ausdehnung  wie 
bisher  fortgesetzt  würden.  Die  Militärverwaltung  veranschlagte 
schon  im  November  den  weiteren  Bedarf  auf  73,o2.i  Millionen 
Gulden,  den  gesammten  Militäraufwand  daher  auf  257 .(„  Millionen, 
wodurch  sich  das  Deficit  auf  238.^  Millionen  erhöBen  hätte.  Der 
Finanzminister  erklärte  rundweg  ausser  Stand  zu  sein ,  diesen 
Anforderungen  nachzukommen.  Die  EinzaKTungen  auf  das  National- 
anlehen konnten  höchstens  85  Millionen  liefern.  Allein  selbst 
wenn  ein  höherer  Betrag  einging,  so  blieb  doch  noch  eine  zu 
bedeckende  Summe  übrig,  für  welche  die  Verwaltung  schlechter- 
dings rathlos  war,  Sie  hatte  von  der  Bank  weitere  Vorschüsse 
in  Anspruch  genommen,  Ende  Januar  1855  beti-ugen  dieselben 
schon  85  Millionen.  Die  in  den  Monaten  Februar  erforderlichen 
Zahlungen  konnten  mit  den  vorhandenen  Mitteln  nicht  bestritten 
werden,  die  Ansprüche  der  Militärverwaltung  verstiegen  sich  zu 
Summen,  die  weit  mehi"  als  die  Monatstangente  der  gesammten 
Staatseinnahmen  betrugen. 

Es  scheint,  dass  die  finanzielle  Situation  für  die  nunmehrige 
Haltung  Oesterreichs  in  der  orientalischen  Frage  ausschlaggebend 
war.  Kübeck  rieth  entschieden,  mit  Rücksicht  auf  das  düstere 
Gemälde,  welches  der  Finanzminister  entworfen  hatte,  von  kriege- 
rischen Massnahmen  ab.  „Aus  Gründen  der  Politik  und  der 
militärischen  und  finanziellen  Zustände,"  meinte  er,  „solle  ein 
Offensivkrieg  gegen  Russland  allein  oder  mit  den  Verbündeten 
ausser  Berechnung  gelassen  werden,"  Es  mag  dahin  gestellt  bleiben, 
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ob  die  Rücksicht  auf  die  dem  Staate  zur  Verfügung  stehenden 
materiellen  Mittel  die  Diplomatie  damaliger  Tage  allein  bewogen 
hätte,  die  wenigstens  eine  Zeit  lang  gehegten  offensiven  Gedanken 
aufzugeben,  aber  es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  Nie- 
mand Geringerer  als  Hess  dem  armen  Finanzminister,  zu  Hilfe 
kam,  indem  er  in  einem,  ausführlichen  Memoire,  und  früher  als 
Kübeck,  für  den  Frieden  und  gegen  eine  Betheiligung  an  der 
Coalition  gegen  Russland  eintrat.  ') 

So  viel  schien  schon  einige  Monate  nach  erfolgter  Aufnahme 
des  neuen  Anlehens  gewiss,  dass  auch  diese  grossartige  Massregel 
nicht  hinreichen  werde,  um  "eine  Wiederherstellung  der  Valuta  zu 
erreichen.  Noch  in  den  ersten  'l'agen  des  September  gab  man  sich 
diesem  Wahne  hill." "Kiii"^T S'^lemüer  18ö4  war  ein  allerhöchstes 
Handschreiben  an  den  Finanzminister  erflossen,  welches  besagte: 
Da  nunmehr  das  mit  dem  Patente  vom  26.  Juni  angeordnete  An- 
lehen  zum  Abschlüsse  gelaugt  sei^  so  müssten  auch  die  durch 
dasselbe  angestrebten  Ziwecke' sichergestellt  werden.  Im  Einver- 
nehmen mit  dem  Minister  des  Innern  seien  daher  alle  Massnahmen 
zu  erörtern,  die  einerseits  die  entsprechende  Vermehrung  des 
Metallvorrathes  der  Nationalbank  und  die  baldigste  Wiederauf- 
nahme der  Baarzahlungen  ermöglichen,  andererseits  zur  Herstellung 
des  Gleichgewichts  zwischen  den  ordentlichen  Staatsausgaben  und 
Einnahmen  nothwendig  erscheinen.  Zu  diesem  Behufe  sei  auch 
das  bisherige  System  der  Besteuerung  eindringlicher  Prüfung  zu 
unterziehen,  um  klar  zu  stellen,  ob  nicht  neue  Steuern  ausfindig 
gemacht,  das  Mass  der  Belastung  einzelner  Steuerobjecte  in  ge- 
rechteren Einklang  gebracht,  die  Art  der  bestehenden  Steuerum- 
lage verbessert  oder  die-  Kosten  der  Steuereinhebung  vermindert 
werden  können.  Bezüglich  der  Staatseisenbahnen,  Domänen  und 
Bergwerke  seien  insbesondere  die  Modalitäten  einer  ergiebigeren 
Benützung  oder  anderweitigen  günstigen  Verwendung  in  Erwägung 
zu  ziehen. 

Das  kaiserliche  Handschreiben  enthielt  ein  vollständiges  Pro- 
gramm der  nächsten  Zukunft.  Vorläufig  nahmen  die  Sorgen  des 
Tages  den  Minister  zu  sehr  in  Anspruch,  als  dass  er  sich  einschnei- 
denden reformatorischen  Plänen  hätte  zuwenden  können.  Einige 
Zeit  lang  mochte  man  sich  in  den  Räumen  des  Finanzministeriums 


')  Beruht  auf  Papieren,  die  sich  im  Privatbesitze  befinden. 
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damit  beschäftigt  haben,  wie  dem  allerhöchsten  Befehle  nachzu- 
kommen sei,  dies  war  aber  auch  Alles.  Jene  volltönenden  Ver- 
sprechungen, die  man  im  Juni  in  die  Oeflfentlichkeit  hinausge- 
schleudert hatte,  konnten  mit  den  vorhandenen  Mitteln  nicht 
erfüllt  werden,  man  musste  nach  neuen  Objecten  auslugen,  um 
den  Bedürfnissen  des  Staatshaushaltes  Rechnung  tragen  zu  können. 
Unter  diesen  Verhältnissen  kam  der  Plan  zur  Reife,  einen  Theil 
der  Staatsbahnen  zu  veräussern. 

Seit  dem  Sommer  schon  stand  die  Finanzverwaltung  mit 
französischen  Capitalisten  über  den  Verkauf  von  Staatseisenbahnen 
in  Verhandlung.  Französische  Ingenieure  nahmen  im  Auftrage  | 
derselben  die  Staatsdomänen  und  die  Aerarialkohlenwerke  in  | 
Augenschein.  Der  ehemalige  Chef  eines  grossen  Pariser  Hauses,  | 
Andre,  kam  nach  Wien  und  setzte  sich  mit  Sina  und  Eskeles  in  | 
Verbindung.  Die  Anbote,  welche  der  Verwaltung  gemacht  wurden,  | 
waren  so  gering,  dass  sie  trotz  der  Nothlage  darauf  nicht  ein-  1 
gehen  wollte.  Nur  mühselig  gelang  es  bessere  Bedingungen  zu  i| 
erzielen.  Die  Bahnen:  Bodenbach- Brunn -Olmütz,  Marchegg- 
Szolnok-Szegedin,  Oravitza-Bazias,  im  Ganzen  144  Meilen,  endlich 
die  noch  aus  Staatsmitteln  zu  vollendende  Bahn  von  Szegedin 
nach  Temesvär,  sollten  durch  90  Jahre  vom  1.  Januar  1858  ab, 
dem  Zeitpunkte  der  Vollendung  der  letztgenannten  Strecke,  bis 
Ende  1947  Eigenthum  der  Gesellschaft  für  170  Millionen  Francs. 
(65.5  Millionen  Gulden  Conventionsmünze)  werden.  Die  Gesell- 
schaft forderte  aber  als  unerlässliche  Bedingung  der  Uebernahme 
der  Eisenbahnen  die  käufliche  Ueberlassung  des  Steinkohlen- 
lagers Sobiesleben  in  Böhmen,  der  Steinkohlenwerke  von  Kladno 
und  Brandeisel,  der  Kohlen-  und  Eisenwerke  im  Banate,  wofür 
30  Millionen  Francs,  (beiläufig  11. 5  Millionen  Gulden  Conventions- 
münze geboten  wurden.  *)  Diese  Summe  sollte  in  36  Monatsraten 
entrichtet  werden.  Hiefür  wurde  die  Garantie  einer  5.2  '^^((,igen 
Verzinsung  beansprucht,  die  Bewilligung  zur  Einfuhr  von  Eisen- 
bahnschienen und  Maschinen  zu  der  Hälfte  des  tarifmässigen  Zolles 

')  Die  Kosten  der  Bahnen  beliefen  sich  auf  94  Millionen  Gulden  Con- 
ventionsmünze und  zwar  pro  Bodenbach-Olmütz  48.5  Millionen,  die  Südostbahn 
mit  Inbegriff  der  noch  zu  erbauenden  Strecke  ^8.5  Millionen,  die  Oravitzaer  Bahn 
7  Millionen.  Nimmt  man  auch,  wie  es  die  Finanzverwaltung  that,  einen  Abschlag 
von  '/e  an,  weil  ein  Theil  der  Auslagen  mit  Papiergeld  bestritten  wurde,  so  er- 
gab sich  73.3  Millionen  Gulden  in  Silber. 
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durch  fünf  Jahre  bis  zum  Maximalbetrage  eines  Iraportwerthes 
von  1.5   Millionen  Gulden. 

So  schwerwiegend  die  Bedingungen  waren,  welche  die  Ge- 
sellschaft stellte,  die  Verwaltung  glaubte  darauf  eingehen  zu  sollen, 
„weil  es  "unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nöthig  sei,  für 
Vermehrung  des  Baargeldes  im  Inlande  zu  sorgen  und  die  Opfer 
zu  bringen,  ohne  welche  ein  so  grosser  Zweck  nicht  erreicht 
werden  könne.  Es  sei  unabweislich,  für  Vermehrung  des  Baar- 
fondes  der  Bank  zu  sorgen,  und  die  Bedürfnisse  des  Staates  an 
Metallmünze  zu  decken.  Sollte  dieses  im  abgenützten  Wege  von 
Anl-ehen  geschehen,  so  würde  man  gewiss  höchstens  80*>/o  für  100 
erhalten  und  um  77  Millionen  Metall  aufzubringen,  ein  Capital 
von  96  Millionen  verschreiben  und  mit  jährlich  4.^2  Millionen  ver- 
zinsen müssen,  während  man  durch  die  Verkäufe  einen  Betrag 
von  77  Millionen  mit  einer  Verminderung  der  Staatseinnahmen 
von  4^/4  Millionen  in  Papier  oder  3Y4  Millionen  in  Silber  erkaufe. 
Vom  national-ökonomischen  Standpunkte  dürfte  das  in  Rede 
stehende  Geschäft  nur  wohlthätig  wirken;  es  werde  fremdes 
Capital  in's  Land  gebracht,  fremde  Intelligenz  eingeführt  und  in 
der  bekannten  Betriebsamkeit  und  Rührigkeit  französischer  In- 
dustrieller und  Ingenieure  dem  stets  eines  Spornes  bedürfenden 
Inländer  ein  mächtiges  Vorbild  zur  Nacheiferung  geboten.  Was 
der  Staat  an  Bahnen  aus  der  Hand  gebe,  werde  er  durch  fort- 
gesetzte Neubauten  bald  ersetzt  haben". 

Die  kaiserliche  Ermächtigung  wurde  am  21.  October  ertheilt. 
Der  Abschluss  des  Geschäftes  konnte  jedoch  nicht  alsogleich 
erfolgen,  weil  sich  die  Concessionswerber  eine  Frist  von  zwei  Mo- 
naten zur  Abgabe  einer  definitiven  Erklärung  ausbedungen  hatten. 
Diese  wurde  bis  zum  Januar  1855  gewährt.  Im  December  erschienen 
französische  Bevollmächtigte  in  Wien,  erklärten  jedoch  auf  die 
im  October  verabredeten  Bedingungen  nicht  eingehen  zu  können. 
Als  Grund  gaben  sie  an,  dass  sich  mittlerweile  der  politische 
Himmel  verdüstert  habe  und  auch  ein  im  Zuge  befindliches  fran- 
zösisches Anlehen  den  Geldmarkt  stark  in  Anspruch  nehme.  Neue 
Verhandlungen  folgten,  die  schliesslich  zu  einer  Vereinbarung 
führten.  Nach  den  früher  festgestellten  Bestimmungen  sollten  die 
Zahlungen  vom  1.  März  1855  beginnen  und  in  gleichen  Monats- 
raten bis  zur  Tilgung  der  36  Raten  fortgesetzt  werden,  der  Staat 
sollte  aber  das  Recht  haben  gegen  4''/o  Escompte  früher  Zahlungen 
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in  Anspruch  zu  nehmen.  Nach  den  neuen  Bestimmungen  wurden 
die  13  ersten  Schuldverschreibungen  in  6  Raten  zusammengezogen, 
und  zwar  waren  bei  der  Unterzeichnung  zu  zahlen  11. 04  Millionen 
Gulden,  ebenso  viel  am  1.  April,  beide  ohne  Escompte,  am  1.  Mai, 
1.  Juni,  1.  Juli,  je  11. 04  Millionen  und  am  1.  August  I6.56  Mil- 
lionen, unter  Abschlag  des  4"/yigen  Discont  vom  Zahlungstage 
bis  zur  ursprünglichen  Verfallszeit. 

Es  war  der  letzte  bedeutsame  Act,  der  unter  der  Aegide 
des  Finanzministers  zum  Abschlüsse  gelangte.  Er  trug  sich  noch 
mit  Plänen  der  Veräusserung  von  Staatsgut,  an  deren  Ausführung 
er  durch  sein  Scheiden  aus  dem  Amte  verhindert  wurde.  Mit 
welch'  kühnen  Hoffnungen  h^tte  er  vor  mehr  als  vier  Jahren  seine 
Thätigkeit  begonnen!  Als  er  am  16.  April  1852  dem  Monarchen 
'sein  Project  übergab,  durch  welches  die  Heilung  des  zerrütteten 
Finanzwesens  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes  bewerkstelligt 
werden  sollte,  mochte  er  sich  als  Regenerator  gefeiert  und  bewundert 
sehen,  bei  dem  Abschluss  seines  Wirkens  als  Finanzminister  nahm 
er  wohl  das  Bewusstsein  mit,  das  Gute  gewollt  zu  haben,  ohne 
jedoch  das  heissersehnte  Ziel  zu  erreichen;  kann  ihm  auch  nicht 
die  ganze  Verantwortlichkeit  aufgebürdet  werden,  zum  Theil  fallt 
ein  reichlich  Mass  von  Schuld  auf  sein  Haupt.  Nicht  deshalb 
trifft  ihn  der  Tadel,  dass  er  für  die  Allüren  österreichischer 
Grossmachtpolitik  die  erforderlichen  Mittel  zusammenraffte  und 
nicht  energisch  genug  seine  abmahnende  Stimme  geltend  machte;  in 
dem  absolutistischen  Oesterreich  würden  auch  energischere  Worte, 
als  sie.  dem  ehemaligen  Professor  der  Physik  zur  Verfügung 
standen,  verhallt  sein.  Wohl  aber  ist  es  sein  Verschulden,  wenn 
abermals  Jahre  verstrichen,  ohne  dass  auch  nur  ein  Schritt  ge- 
schehen wäre,  um  für  den  ordentlichen  Staatsbedarf  die  erforder- 
f  liehen  Mittel  herbeizuschaffen,  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  Steuer- 
wesens  gibt  es  keine  einzige  reformatoi'ische  Massregel,  die  an 
den  Namen  Baumgartner  geknüpft  werden  könnte,  nicht  einmal 
die  nöthigen  Vorstudien  wurden  eingeleitet,  um  die  Mängel  der 
Gesetzgebung  später  beseitigen  zu  können. 


SIEBENTES  CAPITEL. 
Die   Verwaltung   Bruck's. 


Die  Ernennung  des  Nachfolgers  erregte  in  den  weitesten 
Kreisen  die  besten  Hoffnungen.  Freiherr  von  Brück  hatte  sich 
durch  sein  Wirken  als  Handelsminister  im  Ministerium  Schwarzen- 
berg  einen  guten  Namen  gemacht.  Am  Rhein  zu  Hause,  kam 
er  beim  Beginn  der  Zwanziger  Jahre  nach  Triest,  wo  er  sich  durch 
eigene  Kraft  eine  hochangesehene  Stellung  zu  erringen  wusste. 
Seine  Beziehungen  zu  dem  ehemaligen  Gouverneur  von  Triest, 
dem  nachmaligen  Minister  des  Innern,  Grafen  Stadion,  bahnten 
ihm  den  Weg  zum  Handelsamte.  Sind  auch  manche  Massnahmen, 
die  unter  ihm  durchgeführt  wurden,  von  seinen  Vorgängern  ein- 
geleitet worden,  und  gebührt  ihm  nur  das  Verdienst,  dieselben 
weitergeführt  und  zum  Abschlüsse  gebracht  zu  haben,  so  hat 
er  sich  doch  dadurch  in  den  Annalen  des  österreichischen  Staats- 
wesens eine  hervorragende  Stellung  erworben,  dass  er  es  gewesen, 
der  auf  dem  Gebiete  der  Handelspolitik  den  vollen  Bruch  mit 
der  Vergangenheit  vollzog  und  dem  grossen  Gedanken,  einer  Zoll- 
einigung mit  Deutschland,  einen  concreten  Ausdruck  gab.  Als 
Handelsminister  wahrhaft  schöpferisch  und  bahnbrechend,  bekun- 
dete Brück  auch  bei  diplomatischen  Verhandlungen  sein  bedeu- 
tendes Talent.  Als  Unterhändler  mit  Sardinien,  sowie  als  Inter- 
nuntius, erwarb  er  sich  vollen  Anspruch  auf  die  Anerkennung  des 
Monarchen  und  einen  in  allen  Schichten  der  Bevölkerung  geach- 
teten Namen.  Eine  glücklichere  Wahl,  so  schien  es,  konnte  nicht 
getroffen  werden,  als  einen  Mann  an  die  Spitze  des  Schatzamtes 
zu  berufen,  der  umfassenden  Blick,  grosse  Erfahrung  in  vielen 
Zweigen  wirthschaftlichen  Lebens  mit  grossartiger  Energie  in  sich 
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vereinigte.  Und  dabei  hatte  der  Mann  es  verstanden,  sich  persön- 
lich in  massgebenden  Kreisen  beliebt  zu  machen,  ein  Umstand, 
der  in  einem  Staate  wie  Oesterreich  in  den  Fünfziger  Jahren 
nicht  gering  in  die  Waagschale  fiel.  War  es  doch  keine  Kleinig- 
keit, dass  in  der  Concordatsepoche  ein  Protestant  zur  Leitung 
des  Staates  berufen  wurde. 

Man  hat  Brück  darob  getadelt,  dass  er  an  der  Befestigung 
des  Systems,  welches  so  viel  Unheil  über  Oesterreich  gebracht, 
mitgearbeitet  hat.  Wie  uns  scheint,  nicht  ganz  mit  Recht.  Einem 
realistischen  Kopfe  musste  die  Aufgabe  eine  verlockende  erscheinen, 
bei  der  finanziellen  Neuordnung  des  Staates  mitwirken  zu  können. 
Seinem  stark  ausgeprägten  Selbstbewusstsein  schmeichelte  der  Ge- 
danke, dass  seinem  Muthe,  seiner  Energie  gelingen  könnte,  was 
seit  einer  Reihe  von  Jahren  vergebens  angestrebt  wurde.  Und 
vielleicht  mochte  er  auch  im  Stillen  dem  Gedanken  fröhnen,  dass 
sein  Einfluss  allmälig  mächtig  genug  sein  würde,  um  sich  an  die 
Beseitigung  mancher  Auswüchse  des  absolutistischen  Regimes  wagen 
zu  dürfen. 

Die  finanzielle  Lage  des  Staates  war  keine  anheimelnde.  Die 
Staatsschuld  war  zu  einer  kolossalen  Höhe  angewachsen ;  schon 
die  Bezahlung  der  Zinsen  erforderte  beträchtliche  Summen*,  die 
Einnahmen  befanden  sich  wohl  in  einer  Steigerung,  aber  sie 
reichten  zur  Bestreitung  des  Aufwandes  nicht  im  Entferntesten 
hin,  das  Geldwesen  war  zerrütteter  denn  je.  Trotz  aller  Versuche 
zur  Bannung  der  Calamität  stand  das  Agio  auf  2870?  ^nd  eine 
Ordnung  der  Finanzen  schien  in  weite  Ferne  gerückt,  fast  alle 
Mittel  schienen  erschöpft.  Nicht  bloss  Schulden  waren  auf  Schul- 
den gehäuft  worden,  in  der  letzten  Zeit  hatte  man  auch  einen 
Theil  der  mühsam  erbauten  Eisenbahnen  unter  den  Hammer  ge- 
bracht. An  den  staatlichen  Ausgaben  für  die  Administration  war 
wenig  zu  sparen,  im  Gegentheil  musste  man  sich  gefasst  machen, 
grösseren  Ansprüchen  Genüge  zu  leisten.  Fast  in  jedem  Zweige 
der  Verwaltung  waren  die  Mittel  knapp  bemessen.  Sparsamkeit 
war  nur  bei  Militär  und  Marine  möglich,  hier  mussten  die  Hebel 
angesetzt  werden,  um  die  militärische  Clique  wenigstens  einiger- 
massen  mit  dem  Gedanken  einer  Beschränkung  visrtraut  zu  machen. 
Obgleich  zur  Zeit,  als  Brück  sein  Amt  als  Finanzminister  antrat, 
die  lang  gehegten  Oflfensivpläne  gegen  Russland  aufgegeben  waren, 
nahm  die  Militärverwaltung  noch  gewaltige  Beträge  in  Anspruch. 
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Bruck^  der  selten  eine  Gelegenheit  vorübergehen  Hess,  ohne  auf 
die  Nothwendigkeit,  Ersparnisse  im  Staatshaushalte  vorzunehmen, 
hinzuweisen,  sprach  sich  bald  nach  der  Uebernahme  seines  Amtes 
in  dieser  Beziehung  unumwunden  aus.  Höcl^tens  10  Millionen 
monatlich  können  die  Finanzen  der  Militärverwaltung  zur  Ver- 
fügung stellen,  setzte  er  bei  der  Vorlage  des  Präliminares  für 
1856  auseinander, ')  und  seitdem  wiederholte  er  jahraus  jahrein 
in  den  mannigfachsten  Tonarten  den  Satz :  nur  bei  Marine  und 
Heer  seien  Ersparnisse  möglich.  Seinem  Andringen  war  es  ge- 
lungen, das  Ileereserforderniss  für  1858  auf  80  Millionen  fest- 
setzen zu  lassen.  Allein  die  Kriegsverwaltung  erklärte  bald  nach 
Beginn  des  Verwaltungsjahres  mit  dieser  Summe  nicht  auslangen 
zu  können,  sie  heischte  102  Millionen,  und  wies  zur  Begründung 
ihrer  Forderung  auf  die  Stellung  Oesterreichs  als  europäische  und 
deutsche  Grossmacht  hin;  Russland  habe  im  Frieden  um  144.700 
Mann  und  28.407  Pferde  mehr,  als  Oesterreich,  auch  Frankreichs 
Heer  sei  dem  österreichischen  numerisch  überlegen.  „Eine  Redu- 
cirung  wäre  eine  vollständige  Erschütterung  der  neuen  Organi- 
sation, durch  welche  die  Schlagfertigkeit  zu  einem  Schattenbilde 
herabgedrückt  würde".  Brück  erörterte  den  Gegenstand  in  einer 
Gegenschrift  in  ausführlicher  Weise  und  drückte  sein  Bedauern 
aus,  „dass  von  jener  Seite,  welche  mit  so  vieler  Einsicht  bestrebt 
sei,  Oesterreich  eine  glänzende,  grosse  und  verheissende  Armee 
zu  schaffen,  nicht  auch  die  Mittel  gefunden  werden  konnten,  den 
Fortbestand  dieser  Armee  mit  den  finanziellen  Quellen  und  den 
Friedenszuständen  des  Staates  in  ein  vereinbares  Verhältniss  zu 
setzen".  Und  im  weiteren  Verlaufe  seiner  Darlegung  zählte  er 
die  kolossalen  Summen  auf,  welche  das  Heer  seit  1845  in  An- 
spruch genommen.  Es  waren  stattliche  Colonnen  von  Ziffern,  die 
der  Minister  aufmarschiren  Hess,  allein  nachhaltigen  Eindruck 
machten  sie  nicht.  Zeitweilig  wurden  die  Anforderungen  herab- 
gemindert, um  bei  irgend  einer  geeigneten  Gelegenheit  in  grösse- 
rer Ausdehnung  erhoben  zu  werden.  Befehle,  wiederholte  Ein- 
schärfungen, die  von  massgebender  Stelle  in  Folge  der  Vor- 
stellungen des  Ministers  an  die  Militärverwaltung  ergingen,  führten 
zu  ähnlichen  Ergebnissen,  wie  in  früheren  Jahrzehnten;  es  ver- 
ging kein  Jahr,   in  welchem  der  Voranschlag  eingehalten  wurde. 
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Es  waren  herbe  Täuschungen,  die  Brück  erlitt.  Andere 
sollten  folgen.  Unmittelbar  nach  Antritt  des  Amtes  beschäftigte  sich 
der  Minister  mit  dem  Problem  der  Herstellung  eines  geordneten 
Geldwesens,  und  er  gewann,  wie  er  selbst  sagt,  die  Ueberzeugung, 
dass  dieses  Ziel  mit  den  Zuflüssen  aus  dem  Nationalanlehen 
nicht  werde  erreicht  werden  können;  die  noch  zu  erwartenden 
Zahlungen,  sowie  die  Eingänge  für  den  Verkauf  der  Staats- 
bahnen, konnten  seiner  Meinung  nach  bloss  die  zur  Bestreitung 
der  Staatsbedürfnisse  erforderlichen  Summen  für  die  nächsten 
drei  Jahre  liefern.  Seinen  Berechnungen  zu  Folge  waren  von 
Juli  bis  Ende  October  1855  noch  50  Millionen  erforderlich,  zu 
deren  Bedeckung  er  die  Eingänge  aus  dem  Nationalanlehen  und 
die  Ratenzahlungen  der  Staatsbahn  bestimmte.  Das  Deficit  für 
1856  veranschlagte  er  mit  95,  für  1857  mit  85  Millionen,  für  1858 
mit  75  Millionen.  Hiefür  nahm  der  Minister  die  weiteren  Raten 
des  Nationalanlehens,  den  Verkauf  der  italienischen  Bahnen, 
endlich  eine  Erhöhung  der  Einnahmen  in  Aussicht,  i) 

Dagegen  sollte  die  Abtragung  der  Staatsschuld  an  die  Bank 
durch  den  Verkauf  der  Staatsgüter  herbeigeführt  werden. 

Diese  Massregel,  die  Ueberlassung  der  Staatsgüter  an  die 
Nationalbank,  sollte  nicht  vereinzelt  dastehen,  sondern  noch  andere 
ergriffen  werden,  um  die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlungen  zu 
beschleunigen,  gleichzeitig  aber  auch  einem  in  der  gesammten  Mon- 
archie tiefgefühlten  Bedürfnisse  durch  Gründung  eines  Realcredit- 
instituts  abgeholfen  werden,  dessen  Verbindung  mit  der  Nationalbank 
schon  bei  dem  Inslebentreten  derselben  geplant  worden  war.  Die 
Ausführung  hatte  aus  dem  Grunde  auf  sich  warten  lassen,  weil 
die  Finanzverwaltung  die  Verbindung  des  Hypothekargeschäftes 
mit  einer  Bank  als  nicht  zweckmässig  ansah.  Auch  Brück  theilte 
die  Ansicht,  dass  Darleihen  auf  mehrjährige  Fristen  mit  den 
Verpflichtungen  einer  Anstalt  schwer  zu  vereinbaren  seien,  welche 
Noten  in  jedem  Augenblicke  jedem  Ueberbringer  einzulösen  die 
Verpflichtung  habe. 

Nach  Bruck's  Plane  sollte  zu  diesem  Behufe  eine  selbst- 
ständige Creditanstalt  gegründet  werden.  Da  dieselbe  jedoch 
durch  Beschränkung  auf  das  Hypothekargeschäft,  seiner  Meinung 
nach,  nur  einen  massigen  Nutzen  abwerfen  würde,  so  sollten  mit 
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ilir  „noch  andere  Geschäftszweige  verbunden  werden,  welche  gleich- 
falls dem  allgemeinen  Wohle  förderlich  wären  und  lucrative  Resul- 
tate in  Aussicht  stellen",  und  zwar  Betheiligungen  an  Credit- 
operationen  des  Staates,  der  Kronländer  oder  anderer  Corpora- 
tionen,  an  Eisenbahn-,  Bergwerks-  und  anderen  Industrieunter- 
nehmungen  innerhalb  der  österreichischen  Monarchie,  Ein-  und 
Verkauf  österreichischer  Werthpapiere  und  Actien  und  Darleihen 
auf  dieselben.  Das  Gründungscapital  wurde  mit  100  Millionen 
angenommen,  „Die  Absicht  einer  wesentlichen  Einflussnahme  auf 
die  Wiederherstellung  der  Zahlungsfähigkeit  der  Nationalbank 
sowohl,  als  die  den  Gründern  der  Anstalt  einerseits,  den  Realitäten- 
besitzern andererseits  zu  gewährende  Sicherheit  gegen  Schwan- 
kungen in  dem  Werthe  der  Landeswährung,  mache  es  nöthig, 
dass  dieser  Fond  in  Metallmünze  einbezahlt  werde,  und  dass 
die  ganze  Gebahrung  der  Anstalt  unter  Enthebung  vom  Zwangs- 
course  des  Papiergeldes  in  Metallmünze  stattfinde."  Zur  Erwei- 
terung seiner  Leistungsfähigkeit  sollte  das  neue  Institut  ermächtigt 
werden,  Darlehen  im  In-  und  Auslande  zur  Vermehrung  des  eigenen 
Capitals  aufzunehmen,  verzinsliche  Pfandbriefe  auszustellen,  wo- 
gegen „die  eingehenden  Ratenzahlungen  der  Nationalbank  zu 
gegenseitig  billigen  Bedingungen,  in  Metallmünze  darzuleihen 
wären,  um  den  48  Millionen  betragenden  Metallvorrath  der  Bank 
auf  denjenigen  Stand  zu  erhöhen,  der  bei  gehöriger  Regelung  und 
Verminderung  ihres  Notenumlaufes  hinreichen  würde,  um  die  Bank 
zur  Wiederaufnahme   der  Zahlungen   in  Metall    zu    befähigen",  *) 

Diese  erste  grössere  Arbeit  Bruck's  gewährt  einen  bedenk- 
lichen Einblick  in  den  Gesammtplan  des  Ministers.  Mit  Hilfe 
eines  dem  Credit  mobilier  nachgebildeten  Instituts,  wähnte  Brück 
das  zerrüttete  Geldwesen  heilen  zu  können!  Einem  Napoleon  war 
es  gelungen,  sich  durch  eine  Gesellschaft  zeitweilig  die  Mittel 
zur  Durchführung  seiner  politischen  Pläne  zu  verschaffen,  in 
Oesterreich  sollte  eine  ähnliche  Anstalt  zur  Herstellung  der  Valuta 
in's  Leben  gerufen  werden. 

In  einer  Reichsrathssitzung  vom  9,  August  1855  bildete  der 
Vortrag  Bruck's  die  Basis  der  Berathungen.  Anwesend  waren: 
Brück,  Kübeck,  Krieg,  Purkhart,  Kraus,  Zichy,  Salvotti,  Salm, 
Haimberger,  Heitzinger  und  Geringer,  Als  Referent  fungirte  Baron 
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Geringer.  Die  Anträge  des  Ministers  fanden  mannigfache  An- 
fechtung, Die  Ueberlassung  der  Staatsgüter  an  die  Nationalbank 
wurde  bemängelt,  indem  auf  ähnliche  Vorschläge  des  Barons  Baum- 
gartner  hingewiesen  wurde,  welche  die  Billigung  des  Kaisers  nicht 
gefunden  hätten,  weil  sie  im  Widerspruche  zu  den  bestehenden 
Gesetzen  stehen,  welche  den  Erlös  der  Staatsgüter  für  den  Tilgungs- 
fond bestimmen.  Nach  der  Ansicht  des  Referenten  sollte  dem 
Monarchen  angerathen  werden,  den  Finanzminister  zum  Vollzug 
der  allerhöchsten  Entschliessungen  vom  23.  Februar  1854  anzu- 
weisen. Brück  erwiderte :  er  wolle  nicht  bestreiten,  dass  eine  Rege- 
lung der  Geldverhältnisse  auf  dem  durch  das  Uebereinkommen 
mit  der  Bank  am  23.  Februar  1854  vorgezeichneten  Wege  viel- 
leicht ebenfalls  zu  erreichen  gewesen  wäre,  allein  der  von  ihm 
selbst  vorgelegte  Plan  sei  angemessener.  Auf  dem  ersteren  Wege 
würden  dem  Umlaufe  sehr  bedeutende  Massen  Circulationsmittel 
plötzlich  entzogen.  Wohl  sei  eine  Beschränkung  derselben  erforder- 
lich, um  zu  einer  Ordnung  in  den  Geldverhältnissen  zu  gelangen, 
aber  diese  dürfe  nicht  plötzlich  in  sehr  grossem  Umfange  vor  sich 
gehen,  wenn  für  Industrie  und  Handel  nicht  die  grössten  Ver- 
legenheiten entstehen  sollen.  Sein  Antrag  erziele  daher  die 
Errichtung  eines  anderen  Instituts,  dessen  Operationen  zur  Be- 
schränkung des  umlaufenden  Papiergeldes  beizutragen,  und  die 
Wirkungen  dieser  Beschränkung  gut  zu  machen  hätten.  Die  Auf- 
bringung von  Geldmitteln  von  Seite  des  Staates  sei  nur  unter  un- 
günstigen Bedingungen  möglich,  während  zur  Abnahme  der  Pa- 
piere der  Gesellschaft,  die  er  in  Vorschlag  bringe,  ein  grosser 
Andrang  stattfinden  werde. 

Kraus  sprach  sich  gegen  die  Gründung  einer  neuen  Gesell- 
schaft aus,  zumeist  aus  dem  Grunde,  weil  er  von  der  Emission 
eines  neuen  Papieres  einen  bedenklichen  Rückschlag  auf  den  Stand 
der  Staatspapiere  für  unvermeidlich  hielt.  Ferner  habe  man  keine 
Garantie,  dass  der  Staat,  welcher  neuerdings  grosse  Opfer  zur 
Fundirung  des  Papiergeldes  bringen  solle,  nicht  abermals  wieder 
zu  einer  Vermehrung  desselben  werde  schreiten  müssen.  Auch 
erfordere  bei  der  hohen  Erschütterung  des  Vertrauens  die  Fun- 
dirung des  Papiergeldes  einen  der  Menge  der  Banknoten  gleich 
oder  doch  nahe  kommenden  Metall vorrath.  Die  Herstellung  der 
Valuta  sei  erst  dann  anzustreben,  wenn  das  Gleichgewicht  im 
Staatshaushalte  hergestellt  sein  werde;  dies  sei  die  Vorbedingung; 
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erst  wenn  in  dieser  Beziehung  durch  Ersparungen  eine  grössere 
Sicherheit  erlangt  sein  werde,  könne  man  die  Valutafrage  in's 
Auge  fassen.  Brück  erwiderte:  Staatsschatz,  Handel  und  Industrie 
leiden  unter  der  Entwerthung  der  Landeswährung.  Nur  Salvotti 
votirte  unbedingt  für  die  Vorschläge  Bruck's,  Graf  Salm  war  der 
Ansicht,  dass  keine  Massregeln  zur  Wiederherstellung  der  Valuta 
zu  ergreifen  seien,  vor  Allem  sei  das  öffentliche  Vertrauen  zu 
heben,  man  möge  keine  Versprechungen  machen,  die  sodann 
nicht  erfüllt  werden  können.  Man  erwarte  durchgreifende  Mass- 
nahmen von  Seite  der  Regierung,  zeige  sie  ernsten  Willen,  so 
werde  das  öffentliche  Vertrauen  geweckt  und  'gekräftigt  werden. 
Der  Referent  Krieg  forderte  eine  Trennung  der  auf  Realer edit 
berechneten  Vorschläge  von  allen  andern  Operationen  und  sprach 
sich  für  Gründung  von  Provinzial-Hypothekenbanken  aus.  Kraus 
erklärte  sich  gegen  die  Gründung  einer  Creditanstalt  im  Sinne 
Bruck's.  0 

Der  Widerstand,  den  die  Pläne  des  neuen  Finanzministers 
im  Reichsrathe  fanden,  zwang  ihn  zur  Modification  derselben. 
Er  schloss  ein  Uebereinkommen  mit  der  Bank,  dessen  Genehmi- 
gung von  Seite  des  Monarchen  am  12.  October  erfolgte.  Am  18. 
fand  die  Unterzeichnung  durch  die  Finanzverwaltung  und  die 
Bank  statt.  Die  Forderung  der  Bank  aus  dem  Titel  Einlösung  der 
Wiener  Währungsschuld,  welche  durch  eine  monatliche  Tilgungs- 
quote zu  berichtigen  war,  sodann  der  noch  restirende  Betrag  aus 
der  Einlösung  der  Reichsschatzscheine  nebst  der  dafür  verein- 
barten Tilgungsweise  wurde  unberührt  gelassen.  Es  handelte  sich 
daher  damals  um  155  Millionen  Gulden  Conventionsmünze,  und 
zwar  55  Millionen  als  Rest  von  den  71. 5  Millionen,  die  durch  das 
Uebereinkommen  vom  23,  Februar  1852  zu  2%  verzinslich  waren 
und  um  100  Millionen  Vorschüsse  des  Vorjahres,  wovon  20  Millionen 
gegen  Deponirung  von  Staatspapieren,  die  dem  Tilgungsfonde  ge- 
hörten, dargeliehen  worden  waren,  die  zu  einer  unverzinslichen 
Schuld  gegen  Uebergabe  von  Staatsgütern  in  dem  Schätzungs- 
werthe  von  156,4g5  Millionen  zusammengezogen  wurden.  Die  Bank 
erhielt  die  Verwaltung  der  Staatsdomänen  und  die  Erträgnisse 
derselben  zugewiesen,  ferner  das  Recht  der  Veräusserung,  Die 
Finanzverwaltung    erzielte    auf    diese    Weise    eine    beträchtliche 


')  Protokoll  einer  Reichsrathssitzung  vom  9.  August  1856. 
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Erleichterung  für  die  Staatscasse,  da  die  Zinsen  fiir  die  155  Millionen 
im  Betrage  von  ö.j  Millionen  erspart  wurden.  Allerdings  entfiel 
andererseits  das  Jahreserträgniss  der  Güter  mit  8.5  Millionen, 
welches  nun  zur  Abtragung  des  Schuldcapitals  verwendet  wurde, 
dennoch  trat  eine  Verminderung  der  Staatsausgaben  um  l.g  Mil- 
lionen Gulden  ein. 

Gleichzeitig  wurde  eine  Hypothekenbank  mit  dem  Institute 
verbunden.  Die  neue  Hypothekarabtheilung  des  Bankinstitutes 
sollte  vorläufig  mit  einem  Capital  von  35  Millionen  Gulden,  die 
durch  50.000  Actign  a  700  Gulden  aufgebracht  werden  sollten, 
in's  Leben  gerufen  werden.  Die  Bank  wurde  für  alle  Geschäfte 
dieser  Hypothekaranstalt  von  allen  Wuchergesetzen  entbunden 
und  erhielt  auch  sonst  noch  eine  Reihe  anderer  Begünstigungen. 
Die  Hypothekarabtheilung  war  nicht  dazu  bestimmt  Darlehen  auf 
Realitäten  zu  gewähren,  sondern-  Pfandbriefe  auszugeben.  Diese 
sollten  zur  Anlegung  von  Capitalien  der  Gemeinden,  Körperschaften, 
Stiftungen,  sodann  der  Pupillen-  und  Depositengelder  verwendet 
werden.  Die  Bank  wurde  ermächtigt,  Pfandbriefe  bis  zum  fünf- 
fachen Betrage  des  für  die  Geschäfte  der  Hypothekar-Creditab- 
thcilung  bestimmten  Fonds,  also  bis  zu  175  Millionen,  hinaus- 
zugeben. 

Durch  die  Gründung  der  Hypothekarabtheilung  sollte  die 
Absicht  auf  Vermehrung  des  Baarfonds  verwirklicht  werden.  In 
der  That  gelang  es  auch  in  den  nächsten  Jahren  die  Münzvor- 
räthe  des  Instituts  zu  erhöhen.  Noch  Ende  1855  kaum  4Q.^  Mil- 
lionen betragend,  zeigten  die  Ausweise  Ende  1856  87.24  Millionen 
und  Ende  1857  98.04  Millionen,  wozu  noch  Devisen  im  Betrage 
von  13.ß  Millionen  Gulden  kamen. 

Einige  Wochen  später  trat  die  von  Brück  geplante  Credit- 
anstalt  in's  Leben.  Am  6.  November  1855  veröffentlichte  die 
Wiener  Zeitung  das  Statut.  Der  Fond  sollte  aus  500.000  Actien, 
von  denen  bloss  drei  Fünftel  ausgegeben  werden  sollten,  a  200  Gulden 
bestehen.  Das  neue  Institut  sollte  Bankgeschäfte  aller  Art  betreiben, 
den  Bau  von  österreichischen  Bahnen  übernehmen,  industrielle 
und  sonst  das  öffentliche  Wohl  fördernde  Institute  in's  Leben 
rufen.  Die  ersten  Namen  der  hohen  Finanz,  an  ihrer  Spitze  die 
Bankhäuser  Rothschild  und  Lämmel,  die  ältesten  Adelsgeschlechter, 
wie  die  Fürsten  Max  von  Fürstenberg,  Adolf  von  Schwarzenberg, 
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Vincenz  von  Auersperg,  Graf  Otto  von  Chotek  glänzten  unter 
den  Gründern. 

So  wohlgemeint  auch  die  Intentionen  sein  mochten,  welche 
bei  den  ersten  Schöpfungen  Bruck's  obwalten  mochten,  das  Er- 
gebniss  blieb  hinter  den  Erwartungen  zurück.  Die  grossen  Erfolge 
des  Credit  mobilier  in  Paris  eiferten  zur  Verpflanzung  eines  ähn- 
lichen Instituts  nach  Oesterreich  an,  hier  wie  dort  knüpfte  man 
die  ungewöhnlichsten  Erwartungen  daran,  in  Wien  wie  in  Paris 
folgte  die  Ernüchterung  auf  dem  Fusse  nach.  Im  Schwindel 
wurde  Oesterreich  den  westlichen  Culturstaaten  bald  ebenbürtig. 
Anstatt  300  Millionen  waren  Ende  December  über  644  gezeichnet, 
die  Course  stiegen  von  Tag  zu  Tag  zu  riesiger  Höhe,  man  träumte 
von  kolossalen  Gewinnsten,  fetten  Dividenden.  Das  Genie  des 
Finanzministers,  der  mit  einem  Zauberschlage  eine  neue  Aera 
wirthschaftlichen  Aufschwunges  an  der  Donau  eingeleitet,  wurde 
im  Inlande  und  auswärts  von  feilen  Federn  masslos  gepriesen. 
Diese  Auswüchse  des  Creditwesens  können  indess  Brück  nicht 
zur  Last  gelegt  werden,  wenn  er  sich  auch  über  die  vermeint- 
liche Blüthe  des  wirthschaftlichen  Lebens  zeitweilig  einer  Täu- 
schung hingeben  mochte. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Thätigkeit  der  Creditanstalt 
einer  kritischen  Beleuchtung  zu  unterziehen.  Gewiss  scheint  es, 
dass  Brück  von  dem  neuen  Institute  nicht  bloss  eine  Weckung 
der  unerschöpflichen  Hilfsquellen  Oesterreichs,  sondern  auch  eine 
Unterstützung  für  die  staatlichen  Bedürfnisse  erwartete.  Bald  nach 
der  Constituirung  der  Gesellschaft  wurden  die  Verhandlungen  über 
den  Ankauf  der  lombardischen  Staatsbahnen,  die  Strecke  von 
Verona  nach  Südtirol  ausgenommen,  eingeleitet.  Am  14.  Mai  1856 
kam  der  Vertrag  mit  der  Creditanstalt,  dem  Herzog  von  Galliero, 
Rothschild,  Talabot  und  Laing  zu  Stande.  Die  Regierung  erhielt 
einen  Kaufschilling  von  100  Millionen  Francs,  wovon  10  Millionen 
in  drei  Monaten,  50  in  fünf  gleichen  Jahresraten  und  der  Rest 
von  der  Hälfte  des  Erträgnisses  bezahlt  werden  sollten,  sobald 
letzteres  sich  über  7^0  hob. 

Brück  erkannte,  dass  eine  jede  Besserung  der  finanziellen 
Verhältnisse  nur  im  Zusammenhange  mit  einer  Kräftigung  der 
Volkswirthschaft  erfolgen  könne.  Die  Hindernisse,  welche  dem 
Aufschwünge  und  der  Entwicklung  auf  gewerblichem  und  commer- 
ciellem  Gebiete  entgegen  standen,  wünschte  er  zu  beseitigen.  Den 
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leitenden  Gedanken  seiner  staatsmännisclien  Thätigkeit,  die  wirth- 
schaftliclie  Einigung  Oesterreichs  mit  Deutscldand,  verlor  er  nicht 
aus  dem  Auge;  Ermässigung  der  Durchfuhrzölle,  Vereinfachung 
der  Zollmanipulation,  Verringerung  der  Zölle  auf  einige  Rohpro- 
ducte  Avurde  von  ihm  angestrebt.  Mit  grosser  T^ebhaftigkeit  be- 
trieb er  die  Münzeinigung  mit  Deutschland  durch  den  Abschluss 
des  Münz  Vertrages  vom  24.  Januar  1857  und  Hess  Oesterreich 
mit  Neujahr  1859  die  Baarzahlungen  der  Nationalbank  zusichern. 
Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  scheute  er  kein  Opfer,  Die  Be- 
düi-fnisse  des  Staatshaushaltes  sowie  die  Herstellung  der  metal- 
lischen Währung  waren  für  ihn  ausschlaggebend,  die  Südbahn 
mit  ihren  theils  vollendeten  theils  im  Bau  befindlichen  Linien  zu 
verkaufen.  In  seinem  Vortrage  vom  2ij.  August  1858  begründete 
er  seinen  Antrag,  nachdem  er  einige  Tage  zuvor  dem  Monarchen 
die  Angelegenheit  mündlich  vorgetragen  hatte  und  durch  ein 
Handschreiben  vom  20,  August  aufgefordert  worden  war  eine 
ausführliche,  schriftliche  Darlegung  zu  liefern, ')  Die  bevor- 
stehende, so  hochwichtige  Aufnahme  der  Baarzahlungen  finde 
darin  die  wesentlichste  Unterstützung.  Es  sei  nicht  nöthig,  dass 
der  Kaufschilling  sogleich  einfliesse,  sondern  es  sei  genug,  wenn 
man  wisse,  dass  die  Staatsverwaltung  Schuldverschreibungen  in 
Händen  habe,  mit  denen  sie  nöthigenfalls  in  der  kürzesten  Frist 
viele  Millionen  Silber  beziehen  könne.  Der  Erlös  für  die  an  die 
Staatseisenbahn-Gesellschaft  concessionirten  Bahnen  sei  bereits 
ganz  eingeflossen,  es  bleiben  nun  noch  die  wenigen  Raten  für 
die  lombardisch-venetianischen  Eisenbahnen  zu  beheben.  Diese 
decken  aber  nur  den  sechsten  Theil  der  jährlich  zu  leistenden 
Zahlungen,  und  erst  nach  einigen  Jahren,  wenn  die  Bank  vollständig 
rehabilitirt,  das  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  hergestellt,  die 
Erzeugungskraft  der  österreichischen  Kronländer  weiter  entwickelt 
sein  werde,  mag  es  gelingen  können,  diese  Zahlungen  vom  Inlande 
aus  zu  leisten,  ohne  dass  dadurch  neue  Gefahren  für  die  Landes- 


')  Die  Eisenbahnangelegenheit,  welche  Sie  mir  neulich  mündlich  aus- 
einandergesetzt haben,  ist  sowohl,  was  den  Verkauf  der  Südbahn  anbelangt,  als 
besonders  in  Bezug  auf  die  Vereinigung  eines  so  ausgedehnten  Eisenbahnnetzes 
in  einer  einzigen,  grossentheils  ausländischen  Gesellschaft,  von  so  grosser  finan- 
zieller und  politischer  Wichtigkeit,  dass  ich  Sie  ersuchen  muss,  mir  Ihr  ganzes 
Project  sammt  den  der  Verhandlung  zu  Grunde  zu  legenden  Ziffern  und  Berech- 
nungen baldigst  schriftlich  zu  unterlegen. 
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Währung  entstehen.  Man  würde  sonst  ein  Anlehen  im  Auslande 
aufnehmen  müssen ,  welches  schwerlich  höher  als  zu  75"/(,  in 
Silber  abgeschlossen  werden  könnte,  es  müsste  daher  eine  um 
25"/o  höhere  Summe  als  der  Betrag,  den  man  für  die  Conces- 
sionirung  der  Südbahn  erlangen  könne,  aufgenommen  und  ver- 
zinst werden.  Es  sei  besser  zu  verkaufen  was  man  hat,  als  neue 
Schulden  zu  machen. 

Die  Finanz  Verwaltung  suchte  sich  den  Anschein  zu  geben,  als 
seien  es  nicht  bloss  finanzielle,  sondern  auch  wirthschaftliche  Gründe, 
die  sie  zu  dem  Verkaufe  der  Südbahn  bestimmten.  Ein  von  Baron 
Brentano,  der  in  Fragen  dieser  Art  vielleicht  massgebendsten  Per- 
sönlichkeit, verfasste  Denkschrift  gibt  einen  klaren  Einblick  in 
den  Gedankenkreis  des  Schatzamtes.  Die  Vereinigung  zweier 
oder  mehrerer  Verkehrsunternehmungen,  heisst  es  daselbst,  habe 
bisher  immer  grosse  Vortheile  gebracht.  Dies  zeige  das  Vorbild 
Frankreichs  und  Englands,  dort  habe  die  französische  Regierung 
behufs  Bildung  von  Fusionen  grosse  Opfer  gebracht,  in  dem  Insel- 
staate werde  fortwährend  die  Frage  erörtert,  wie  durch  Vereini- 
gung grosser,  sowie  kleiner,  unter  sich  concurrirender  Linien, 
welche  sich  gegenseitig  schaden,  das  Interesse  nicht  bloss  der 
Actionäre,  sondern  auch  des  Publicums  geschützt  werden  könne. 
In  allen  Ländern  suche  man  grosse  Eisenbahnen  und  Dampfschiff- 
Unternehmungen  zu  bilden,  selbst  Russland  habe  sich  dies  zu 
Nutzen  gemacht  und  sein  ganzes  grosses  Eisenbahnnetz  einer  ein- 
zigen Gesellschaft  übergeben. 

Eigentlich  habe  man  in  Oesterreich  längst  ähnliche  Ziele 
verfolgt.  Die  Nordbahn  bilde  eine  grosse  Stammlinie,  welcher 
leider  die  natürliche  Vervollständigung  von  Brunn  und  Olmütz 
über  Prag  fehle,  daher  rühren  die  vielen  nachtheiligen  Reibungen 
zwischen  der  Nordbahn  und  der  Staatsbahn,  welche  auf  eine  ge- 
waltsame Lösung  hindrängen,  da  der  bestehende  unnatürliche  Zu- 
stand nicht  lange  dauern  könne.  Im  Grunde  sollten  ihr  An- 
schlüsse an  Baiern  und  Sachsen  nicht  fehlen  und  alle  Bahnen 
auf  dem  linken  Ufer  der  Donau  anschliessen,  um  ein  grosses,  zu- 
sammenhängendes, sich  ergänzendes  Bahnnetz  bilden  zu  können. 
In  ähnlicher  Weise  solle  die  Staatsbahn  alle  Bahnen  am  rechten 
Donauufer  in  Ungarn  in  sich  vereinigen  und  über  Siebenbürgen 
nach  der  Walachei  fortgesetzt  werden.  Die  galizische  Bahn  könne 
in  sich  selbst  eine    grosse  Ausdehnung,    dann   gegen  Südrussland 
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und  die  Moldau  erlangen.  Im  lombardisch-venetianischen  König- 
reiche habe  die  Staatsverwaltung  bereits  alle  Bahnen  in  die  Hände 
einer  Gesellschaft  gelegt  und  dabei  den  grossen  politischen  Zweck 
verfolgt,  die  central-italienischen  Bahnen  mit  denselben  zu  ver- 
binden und  zu  verhindern,    dass  solche   in   andere  Hände    fallen. 

Ausser  diesen  vier  grossen  Gruppen :  Nordbahn,  Staatsbahn, 
galizische  Bahn,  lombardisch-venetianisches  Netz,  bleibe  noch  das 
wichtige  Gebiet  am  rechten  Ufer  der  Donau,  in  welchem  die 
grosse  Stammlinie  Wien-Triest  nunmehr  vollendet,  und  die  nicht 
minder  wichtige  Westbahn  (Wien -Salzburg)  im  Bau  begriffen 
sei.  An  die  erstere  schliessen  sich  die  croatischen  und  kärnt- 
nerischen Bahnen,  Marburg-Kanizsa-Ofen  und  Oedenburg-Kanizsa- 
Esseg  an.  In  der  Vereinigung  aller  dieser  Linien  liege  die  eigent- 
liche Entwicklung  der  Südbahn,  die  nur  dadurch  zu  ihrer  wahren 
Bedeutung  gelangen  könne.  Auch  andere  Gründe  sprechen  dafür. 
Für  die  croatischen  Bahnen,  Steinbrück-Agram-Sissek-Carlstadt, 
werde  es  schwer  sein,  eine  selbstständige  Gesellschaft  zu  finden. 
Die  kärntnerische  Bahngesellschaft  habe  nicht  vervollständigt  wer- 
den können,  weil  die  Unie  von  Villach  bis  an  die  Tiroler  Bahn, 
in  strategischer  Beziehung  von  grosser  Wichtigkeit,  kein  Erträg- 
niss  von  Bedeutung  verspreche.  Die  Orientbahn-GescUschaft  be- 
stehe zwar  und  habe  den  Bau  in  der  Richtung  von  Marburg- 
Kanizsa  begonnen,  aber  zu  wiederholten  Malen  erklärt,  dass  zur 
Erfüllung  der  ihr  gestellten  Aufgabe  weitere  Begünstigungen  noth- 
wendig  seien;  ihre  Actien  stehen  beträchtlich  unter  Pari,  bei 
weiteren  Einzahlungen  sei  zu  befürchten,  dass  die  auswärtigen 
Theilnehmer  dieselben  nicht  leisten  würden,  wodurch  nicht  allein 
eine  Krise  auf  dem  Wiener  Geldmarkte  hervorgerufen,  sondern 
auch  das  ganze  österreichische  Eisenbahnwesen  für  viele  Jahre 
dem  Misscredit  preisgegeben  werden  könnte. 

Diesem  Uebfil  könne  vorgebeugt  werden,  wenn  mit  der  Ueber- 
lassung  der  Südbahn  die  bezeichneten  Linien  zusararaengefasst 
und  zu  einer  Gruppe  verbunden  werden.  Nur  die  Frage  sei  zu 
erörtern,  ob  diese  neue  Gruppe  für  sich  bestehen  oder  mit  der 
lombardisch -venetianischeh  Gesellschaft  vereinigt  werden  sollte. 
Die  Finanzverwaltung  spreche  sich  für  letztere  aus.  Die  lombar- 
disch-venetianische  Gesellschaft  bestehe  aus  bedeutenden  Geld- 
kräften, und  die  Beschaffung  für  die  Vervollständigung  der 
Eisenbahnbauten  erfordere  grosse  Summen,    die  eine   bedeutende 
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Gesellschaft,  ohne  den  Geldmarkt  zu  beschweren,  leichter  zu  be- 
schaffen im  Stande  sei.  Auch  bereite  die  Bildung  neuer  Gesell- 
schaften grössere  Schwierigkeiten,  als  die  Erweiterung  des  Wir- 
kungskreises der  schon  bestehenden.  Man  müsste  es  als  ein 
Glück  bezeichnen,  solche  Gesellschaften  zu  besitzen.  Die  lombar- 
disch-venetianischen  Bahnen  erfordern  100  Millionen,  die  Tiroler 
Bahnen  werden  70  Millionen  kosten,  worauf  18  Millionen  ausge- 
legt sind,  die  croatischen  Bahnen  benöthigen  zum  Ausbau  23  Mil- 
lionen, worauf  2  Millionen  verwendet  worden  sind,  die  Kärntner 
Bahn,  von  Marburg  über  Klagenfurt  und  Villach  an  die  Tiroler 
Bahn  anschliessend,  werde  45  Millionen,  die  Orientbahn  60  Mil- 
lionen kosten.  Im  Ganzen  seien  daher  276  Millionen  erforderlich. 
Füge  man  die  Flügelbahn  von  Kanizsa-Esseg  nach  Fünfkirchen 
und  Vukovär  einerseits,  nach  Fiume  andererseits  hinzu,  zu  deren 
Ausführung  sich  die  Gesellschaft  verbinden  müsste,  so  ergebe 
dies  weitere  44  Millionen,  demnach  320  Millionen.  Rechne  man 
80  Millionen  als  Kaufpreis  der  Südbahn,  so  sei  ein  Capital  von 
400  Millionen  Gulden  nothwendig. 

Die  Südbahn  habe  125  Millionen  Gulden  gekostet,  ihr  Rein- 
ertrag sei  für  1858  auf  2  Millionen  veranschlagt.  Selbst  bei  der 
Annahme  einer  Steigerung  der  Bruttoeinnahme  auf  10  Millionen 
Gulden  in  den  nächsten  Jahren,  und  bei  Herabminderung  des 
80"/o  derselben  betragenden  Betriebes  auf  60"/„,  was  einen  Rein- 
ertrag von  4  Millionen  ergebe,  und  von  der  Annahme  ausgehend, 
dass  die  österreichischen  Staatspapiere  6%  abwerfen,  könnte  ein 
höherer  Preis,  als  66 Yg  Millionen  Gulden,  also  beiläufig  54"/(, 
der  Kosten,  nicht  gefordert  werden.  Zwar  waren  auf  die  Tiroler 
Bahn  18  Millionen  verausgabt  worden,  aber  diese  konnten  nach 
der  ministeriellen  Auseinandersetzung  nur  als  eine  massige  Ent- 
schädigung für  den  Bau  über  den  Brenner  angesehen  werden; 
die  zwei  auf  die  croatischen  Bahnen  verausgabten  Millionen 
konnten  nicht  in  Betracht  kommen,  da  der  Bau  lange  Zeit  ver- 
nachlässigt worden  war.  ') 

Die  Ermächtigung  zur  Einleitung  der  Verhandlungen  erfolgte 
am  30.  August,  die  kaiserliche  Einwilligung  zum  Abschlüsse  des 
Geschäftes  am  23.  September.  Die  Wien-Triester  Linie  sammt 
der  im  Bau  begriffenen  Steinbrück- Agramer  Zweigbahn,  die  pro- 


')  Beruht  auf  einer  von  Brentano  ausgearbeiteten  Denkschrift. 
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jectirtcii  Schienenwege  in  Kärnten,  Ungarn,  Croatien:  Marburg- 
Klagenfurt- Villach,  Ofen-Kanizsa-Pragerhof,  Agram-Sissek,  Agram- 
Carlstadt,  endlich  die  Strecken  Kufstein-Innsbruck  und  Bozen- 
Verona  wurden  einer  ausländischen  Gesellschaft,  unter  dem  Namen 
Südbahngesellschaft,  verkauft.  Die  neue  Compagnie  übernahm 
die  Verpflichtung,  den  Ausbau  der  noch  nicht  vollendeten  Linie 
durchzuführen,  für  die  in  Betrieb  stehenden  Strecken  hatte  sie 
100  Millionen  in  Silber  zu  zahlen,  wofür  eine  ÖYs^ige  Garantie 
geleistet  wurde. ')  Für  die  Tiroler  und  Südbahn  waren  noch  be- 
deutende Rückstände  vom  Staate  zu  begleichen,  deren  Betrag  auf 
etwa  8  Millionen  Gulden  Conventionsmünze  geschätzt  wurde.  Die 
Concessionäre  wurden  bewogen,  die  Bezahlung  derselben  ganz  auf 
sich  zu  nehmen,  wogegen  ihnen  die  im  November  1866  verfallende 
letzte  Rate  des  Kaufschillings  von  10  Millionen  Gulden  als  Ent- 
schädigung zufallen  sollte. 

Bereits  am  30,  August  erfloss  die  wichtige  kaiserliche  Ver- 
ordnung, welche  die  Valutafrage  endgiltig  zu  regeln  bestimmt  war. 
Die  auf  Conventionsmünze  lautenden  Noten  sollten  hiernach  vom 
1.  November  an  gegen  Noten  österreichischer  Währung  umgetauscht 
werden.  Bei  der  Bestimmung  der  Einlösungstermine  wurde  auf 
den  mit  den  deutschen  Staaten  abgeschlossenen  Münzvertrag  vom 
24.  Januar  1857  Rücksicht  genommen,  wornach  keiner  der  contra- 
hirenden  Staaten  Papiergeld  mit  Zwangscours  auszugeben,  oder 
ausgeben  zu  lassen  berechtigt  sein  sollte,  und  schon  das  kaiser- 
liche Patent  vom  27.  April  1858  hatte  die  Verhältnisse  des  Münz- 
verkehrs und  die  Anwendung  der  neuen  österreichischen  Währung 

^)  10  Millionen  einen  Monat  nach  allerhöchster  Genehmigung,  10  Millionen 
am  1.  November  1859,  in  den  Jahren  1860  bis  1864  und  zwar  am  1.  November 
je  6  Millionen,  1865  und  1866  je  10  Millionen,  die  restirenden  30  Millionen  aus 
der  Hälfte  des  Reinerträgnisses  der  sämmtlichen,  den  Concessionären  überlassenen 
sowie  der  nach  §§.  1  und  2  concessionirten  Bahnen,  sofern  dieses  Erträgniss  7% 
des  Anlagecapitals  übersteigt,  vom  Betriebsjahre  1870  angefangen.  Wenn  die 
Concessionäre  vor  dem  I.November  1866  erklären,  auf  Rechnung  der  erwähnten 
30  Millionen  Gulden  in  den  Jahren  1871 — 1874  je  5  Millionen  Gulden  öster- 
reichischer Währung  bezahlen  zu  wollen,  ohne  Rücksicht  auf  das  Reinerträgniss 
der  Eisenbahnen,  so  werden  sie  von  der  Zahlung  der  noch  erübrigenden 
10  Millionen  enthoben. 

Das  Protokoll  vom  23.  September  1858  unterzeichneten  Brück,  Toggenburg, 
Adolf  Schwar/enberg,  Fürstenberg,  Lämmel,  A.  F.  Rothschild,  Talabot,  Blount, 
Laing,  Uzielli. 
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auf  die  Rechtsverhältnisse  geregelt.  Vom  1,  November  1858  an, 
sollte  die  Nationalbank  nur  auf  österreichische  Währung  lautende 
Noten  zu  1000,  100  und  10  Gulden  ausgeben  dürfen  und  ver- 
pflichtet sein,  dieselben  bei  ihrer  Hauptcasse  in  Wien  gegen  Silber- 
münze einzulösen.  Brück  hatte  auch  die  Bestimmung  hinzugefügt, 
dass  es  der  Bank  freistehe,  solche  Noten  schon  vor  dem  fest- 
gesetzten Termine  zu  verwenden,  und  er  hatte  in  der  That  im 
Einvernehmen  mit  dem  Bankgouverneur  bereits  die  Vereinbarung 
getroffen,  dass  mit  der  Emission  neuer  Noten  allsogleich  begonnen 
würde  und  bis  zum  1.  November  eine  grössere  Summe  in  den 
Verkehr  gelangen  sollte.  Durch  diesen  Vorgang,  meinte  er, 
„werde  auch  das  Verlangen  nach  Silber  gemindert  werden, 
welches,  abgesehen  von  irgend  einem  Misstrauen  in  die  Dauer 
der  Silberzahlung,  sich  wahrscheinlich  stärker  einstellen  würde, 
wenn  die  Möglichkeit,  sich  Silber  zu  verschaffen,  später  an  einem 
lange  voraus  bestimmten  Tage  plötzlich  eintreten  würde". 

Zur  Sicherung  der  Einlösbarkeit  wurde  bestimmt,  dass  künf- 
tighin wenigstens  ein  Drittel  der  Noten  mit  Silbermünze,  Silber- 
barren, theilweise  mit  Goldmünze  und  Goldbarren,  der  Rest  aber 
mit  bankmässigen  Effecten  bedeckt  sein  müsse.  Der  angenom- 
mene Bedeckungsmodus  entsprach  der  damals  in  Deutschland 
fast  allgemein  gebilligten  Theorie,  und  der  Minister  hielt  die  Fest- 
setzung dieses  Betrages  für  vollkommen  ausreichend  zur  Aufnahme 
der  Baarzahlungen.  Die  Bank  besass  damals  einen  Baarschatz, 
mit  Einschluss  der  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze,  von  beiläufig 
130  Millionen,  den  sie  durch  Benützung  der  Reserve  und  der 
noch  nicht  verfallenen  Pfandbriefe  um  20  Millionen  vermehren 
konnte.  Die  Noten  in  Appoints  von  5,  2  und  1  Gulden  Conven- 
tionsmünze, deren  Umlaufshöhe  139.724  Millionen  ausmachte,  sollten 
baldmöglichst  auf  den  Betrag  von  100  Millionen  herabgemindert  und 
später  gänzlich  aus  dem  Umlaufe  gezogen  werden.  Für  diese 
ohne  Bedeckung  bleibende  Menge  wurden  der  Nationalbank  Staats- 
güter übergeben,  deren  Erträgnisse  und  Erlös  zur  Tilgung  zu  ver- 
wenden waren.  Als  Zeitpunkt  für  die  Aufnahme  der  auf  die 
grösseren  Noten  beschränkten  Baarzahlungen  wurde  später  der 
1.  Januar  1859  bestimmt. 

Bereits  einige  Wochen  nach  Aufnahme  der  Baarzahlungen 
stellten    sich   bei   den  Mitgliedern    der  Bankdirection  Besorgnisse 

Beer.   Die  Finanzen  Oesterteichs.  18 


274  Siebentes  Capitel. 

ein,  ')  und  in  der  Sitzung  vom  25.  November  einigte  man  sich 
einstimmig,  dass  die  Bank,  auf  ihre  eigenen  Mittel  angewiesen 
und  beschränkt,  sich  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  sehen  würde, 
ihren  Verpflichtungen  in  der  bisherigen  Weise  nachzukommen. 
Das  einzige  Mittel  war  nach  der  Ansicht  der  Bankdirection  eine 
rasche  und  ausgiebige  Unterstützung  durch  den  Staat  und  zwar 
mindestens  bis  zur  entsprechenden  Dritteldeckung  der  von  der 
Bank  für  Rechnung  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Bank- 
noten. Einseitige  Massnahmen  der  Bank  durch  Operationen  auf  der 
Wiener  und  den  auswärtigen  Börsen,  durch  Eröffnung  von  Crediten, 
durch  Beschränkung  des  Escomptes  und  des  Lombards,  schienen 
der  Direction  nur  Palliative,  von  denen  sich  kein  dauernder  und 
kein  bedeutender  Erfolg  versprechen  lasse.  Geschäftsbeschrän- 
kungen und  Erhöhung  des  Zinsfusses,  um  den  Notenumlauf  zu 
mindern,  würden  nur  der  heimischen  Industrie  zur  Last  fallen. 
Die  Bankdirection  empfahl  auf  das  dringendste  eine  Creditoperation, 
„da  es  sich  hier  um  die  letzte  entscheidende  That  handle,  welche 
es  ermöglichen  soll,  das  Begonnene  zur  Ehre  des  Reiches  und 
zum  Nutzen  des  allgemeinen  Wohles  durchzuführen  und  zu  voll- 
enden". 

Die  Darstellung  machte  auf  den  Minister  insofern  Eindruck, 
als  er  dem  ausgesprochenen  Wunsche  nachzukommen  sich  vor- 
setzte. Das  Uebereinkommen  vom  26.  December  1858  regelte 
zu  diesem  Behufe  die  Abzahlungsmodalitäten  der  Staatsschuld, 
Der  Bank  wurden  Wertheffecten  überwiesen,  nämlich  die  vom 
1.  November  1860  bis  zum  1.  November  1864  fälligen  Kaufschillings- 
raten der  Südbahn  im  Betrage  von  30  Millionen  Gulden,  23.o7  Mil- 
lionen Grundentlastungs-Obligationen,  wogegen  die  Bank  auf  die 
Zahlung  jener  Summe,  die  sie  für  unbemittelte  kleinere  Gewerbs- 
leute im  Jahre  1848  vorgestreckt  hatte,  und  auf  andere  Forde- 
rungen von  geringerem  Betrage  verzichtete. 

Der  kaiserliche  Erlass  vom  26.  December  war  insofern  eine 
Modiiication  der  Verordnung  vom  August  d.  J.,  als  auch  die  im 
Umlaufe  befindlichen  5-,  2-  und  1-Gulden-Noten  für  einlösbar  er- 
kläi*t  wurden  und  die  Noten  dieser  Appoints  bis  zum  3L  Decem- 
ber 1859  aus  dem  Umlaufe  gezogen  und  durch  neue  Einsernoten 
ersetzt  werden  sollten.  Die  praktischen  Bankpolitiker  der  National- 


')  Die  Baarzahlung  wurde  partiell  bereitH  hm  6.  September  aufgenommen. 
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bank"  zeigten  sich  mit  den  neuen  Massnahmen,  wodurch  der  Bank 
Wertheffecten  überwiesen  wurden,  vollkommen  einverstanden,  in- 
dem sie  dieselben  für  geeignet  hielten,  jederzeit  eine  namhafte  Ver- 
stärkung ihres  Münzschatzes  zu  bewirken.  In  der  Jahresversamm- 
lung des  Bankausschusses  vom  17.  Januar  1859  bezeichnete  man  das 
Uebereinkommen  vom  26.  December  als  ein  günstiges,  welches 
allen  billigen  Anforderungen  entspreche  und  die  Lage  der  National- 
bank unter  der  wohlwollenden  Einwirkung  des  Finanzministeriums 
dauerhaft  kräftige.  Nur  insofern  kann  die  Massregel  des  Ministers 
angefochten  werden,  dass  bei  der  Ueberweisung  der  Effecten  an  die 
Bank  keine  bestimmte  Abmachung  behufs  der  wirklichen  Realisi- 
rung  derselben  getroffen  und  die  Veräusserung  in  das  freie  Belieben 
der  Bankdirection  gestellt  wurde.  Aber  die  Tendenz  des  Ministers, 
den  Baarschatz  der  Bank  verstärken  zu  wollen,  geht  aus  den 
Worten  des  Bankgouverneurs  auf  das  unzweideutigste  hervor.') 
Br^ck  war  fest  überzeugt,  dass  nunmehr  die  Lage  der  Bank 
eine  vollständig  gesicherte  sei  und  die  Baarzahlungen  der  Bank 
eine  Störung  nicht  erleiden  würden,  daneben  nahmen  Sorgen  be- 
hufs Bedeckung  des  Deficits  seine  Thätigkeit  in  Anspruch.  Welche 
Pläne  und  Erwartungen  hatten  sich  an  das  Nationalanlehen  ge- 
knüpft !  Alle  Schichten  der  Bevölkerung  wurden  zur  BetheUigung 
herangezogen  und  über  500  Millionen  gezeichnet,  um  endlich  Ord- 
nung in  das  zerrüttete  Geldwesen  zu  bringen.  Von  den  487.35  ^^^' 
lionen,  welche  effectiv  aus  der  Subscription  zu  erwarten  waren, 
sollten  in  die  Staatscassen  349.35  Millionen  einfliessen,  der  Rest, 
138  Millionen,  wurde  der  Bank"  zugewiesen,  und  bis  Ende  1856 
waren  wirHich  235.52  eingezahlt,  daher  noch  113.83  ausständig. 
Für  1857  konnten  den  Zahlungsmodalitäten  gemäss  bloss  47  Mil- 
lionen erwartet  werden.  Diese,  sowie  die  anderen  Eingänge,  auf 
welche  man  sich  Rechnung  machte,  genügten  jedoch  nicht,  um 
das  Deficit  für  1857  zu  decken.^)  Der  Finanzminister  betrat  da- 
mals jene  abschüssige  Bahn,  die  später,  als  die  Angelegenheit 
bekannt  wurde,  mit  Recht  hart  getadelt  worden  ist  und  ein  dunkles 


1)  Vergl.  Wagner:  Herstellung  der  Nationalbank.  Wien,   1862.    S.  28. 

'^)  Von  dem  1854er  Anlehen  waren  noch  2  Millionen  disponibel,  deren 
Veräusserung  I.7  Millionen  abwarf,  von  der  österreichi&cben  Staatseisenbahngesell- 
schaft 25.5  Millionen  als  Rate  für  1857,  von  der  italienischeh~  Gesellschaft  als 
Rate  10  Millionen  u.  s.  w.,  im  Ganzen  88  Millionen,  während  125.g  Millionen  zu 
bedecken  waren. 

18* 
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f  Blatt  in  der  Geschichte  seines  Lebens  bildet,  er  erbat  sich  münd- 
\lich  die  Ermächtigung,  50  Millionen  über  die  subscribirte  Summe 
ausgeben  zu  dürfen.  Kurz  darauf  in  den  ersten  Tagen  des  Monats 
Januar  1858  zeigte  sich,  dass  zur  Bedeckung  des  Deficits  für  1858 
1  (die  Mittel  nicht  vorhanden  wären,  wozu  etwa  88.5  Millionen  nach 
I  jangestellter  Berechnung  erforderlich  waren,  und  der  Minister  ver- 
[  lausgabte  abermals  50  Millionen.  Dem  Präliminare  für  1859  hatte 
er  ein  gründliches  Studium  zugewendet  und  in  allen  Verwaltungs- 
zweigen Ersjiarnisse  veranlasst.  Dennoch  schloss  dasselbe  mit 
dem  beträchtlichen  Abgange  von  71  Millionen,  die  jedoch  durch 
die  persönliche  Einflussnahme  des  Monarchen,  der  insbesondere 
bei  dem  Militär  Reductionen  vornehmen  Hess,  auf  56.39  Millionen 
herabgemindert  wurden.  Zur  Bedeckung  dieses  Betrages  plante 
Brück  die  Aufnahme  eines  Anlehens  in  England,  welches  nebstbei 
auch  dazu  dienen  sollte,  den  Silbervorrath  der  Bank  zu  stärken. ') 
^,  'a^j^  Der  Neujahrsgruss  Napoleons  zerstörte  alle  Pläne  des  Mini- 
sters. Das  Scheitern  der  Anleihe  war  der  erste  harte  Schlag. 
Brentano  war  am  12.  Januar  in  London  '^hr^troffStiT^  um  mit 
Rotliscliild  in  Untci-handlungen  zu  treten.  Der  Cours  dei'l^'ätional- 
anrebens  war  auf  79  gefallen,  Lbncfon  wurde  mit  106  notirt,  wäh- 
rend in  der  letzten  DcceinberwÖche'der  Paricours  Äst  erreicht  war. 
Dennoch  kam  eine  Vereinbarung  zu  Stande.  Am  31.  Januar 
sollten  6  Millionen  Ij.  St.  zum  Course  von  80  aufgelegt  werden, 
zahlbar"'vom  15.  Februar  bis  14.  October  1859,  mit  Zinsengenuss 
vom  1.  Januar  an.  Man  erwartete  unter  diesen  günstigen  Bedin- 
gungen einen  Erfolg,  da  die  Times  am  22.  Januar  einen  Artikel 
brachte,  der  die  Betheiligung  anricth.  Die  Täuschung  war  eine 
herbe,  als  am  Schlüsse  der  Subscription,  am  ll.  Februar,  nicht 
mehr  als  1  'Million  gezeichnet  war,  wovon  dann  später  noch 
Ö.63  Millionen  zurückgekauft  wurden,  um  den  Cours  zu  halten,  da 


')  Die  Genehmigung  des  Kaisers  erfolgte  am  31.  December  1858.  Hier- 
nach ist  die  Aeussening  IJrentanos  im  Processe  Richter  zn  berichtigen,  wornach 
das  Anlehen  zum  Zwecke  der  Consolidirung  und  Herstellung  der  Valuta  beschlossen 
wurde.  Dies  war  nicht  der  Fall.  Es  sollte  zunächst  zur  Bedeckung  des  Deficits 
dienen  und  überdies  den  von  Brentano  angedeuteten  Zweck  haben.  Dass  der 
Neujahrsgniss  die  Aufnahme  des  Anlehens  nicht  veranlasste,  geht  schon  aus  dem 
Datum  der  kaiserliclien  Entschliessnng  hervor.  Die  Kritik  Wagner'«  a.  a.  O.  S.  51, 
die  sich  auf  die  Aeussemngen  Brentano's  und  Richter's  sttitzte,  fällt  damit  auch 
zusammen. 
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die  öffentliche  Meinung  umgeschlagen  hatte,  nachdem  die  Times 
in  einem  Artikel  vom  2.  Februar  aus  politischen  Gründen  von 
jeder  Betheiligung,  als  einem  Acte  von  Thorheit  und  Schlechtig- 
keit, abrieth. 

Die  Kosten  des  italienischen  Krieges  wurden  durch  die 
Nationalbank  bestritten.  Nur  mit  Widerstreben  griff  Brück  zu 
jenen  Massnahmen,  welche  die  Bank  nöthigten,  ihre  Baarzahlungen 
bis  auf  Weiteres  ^einzustellen.  Seine  Vorschläge  über  die  Be- 
schaffung der  für  die  Kriegsrüstungen  erforderlichen  Mittel  hatten 
die  Zustimmung  des  Ministerrathes  nicht  gefunden;  er  beabsich- 
tigte die  Steuerkraft  des  Staates  anzuspannen,  um  das  mühselig 
zu  Stande  gebrachte  Werk',  die  Consolidirung  der ,  Bank,  nicht 
selbst  zerstören  zu  müssen ;  erst  im  letzten  Augenblicke,  als  die 
Noth  schon  an  den  Mann  ging,  entschloss  er  sich,  die  Mittel  der 
Bank  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Bank  wurde  zu  einem  mit  2%  verzinslichen  Vorschusse 
von  133  Ys  Millionen  Gulden  auf  ein  später  zu  begebendes  An- 
lehen  von  200  Millionen  Gulden  herangezogen,  und  setzte  zu  y 
d^iesem  Iseliufe  Noten  in  Stücken  zu  5  Gulden  in  Umlauf.  Da  '^ 
jedoch  die  Herstellung  dieser  neuen  Notenkategorie  nicht  rasch 
erfolgen  konnte,  so  griff  man  einstweilen  zur  Ausgabe  anderer 
Appoints.  Gleichzeitig  nahm  der  Staat  auch  den  Baarfond  der 
Bank,  in  der  Höhe  von  20  Millionen,  in  Anspruch,  gegen  Ver- 
pfandung eines  Theiles  der  T)bligationen  des  im  Januar  1859  in 
London  aufgelegten  Anlehens.  Endlich  übernahm  die  Bank  zwei 
am  1.  November  1859  und  1865  fallige  Raten  der  Südbahn  zu  je 
10  Millionen,  und  zwei  der  lombardischen  Bahnen  von  je  3.5  Mil- 
lionen, welch'  letztere  erst  am  17.  Juli  1860  und  1861  fällig  waren, 
und  zahlte  dieselben  mit  27  Millionen  in  Noten  aus.  Die  Vor- 
schüsse der  Bank  betrugen  im  Jahre  1859  im  Ganzen  160  Mil- 
lionen Gulden  in  Noten  und  20  Millionen  in  Silber,  wofür  der  Staat 
bloss  eine  Verzinsung  von  2.6«  Millionen  zu  leisten  hatte. 

Brück  plante  auch  die  Aufnahme  eines  Zwangsanlehens  im 
lombardisch  -  venetianischen  Königreiche,  die  Behörden  daselbst 
sprachen  sich  jedoch  entschieden  dagegen  aus,  riethen  auch  von 
der  Ausgabe  von  Tresorscheinen  und  von  jeder  Steuererhöhung 
ab  und  befürworteten  ein  freiwilliges  Anlehen.  Brück  bezweifelte 
es,  ob  man  auf  diesem  Wege  irgend  ein  Ergebniss  zu  Tage  fördern 
würde.     Man  entschloss    sich   endlich   zu   einer  Anleihe   auf  den 
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lombardisch-venetianischen  Monte  in  der  Höhe  von  100  Millionen 
Gulden  österreichischer  Währung,  bis  zur  Verwerthung  sollte  der 
Monte  die  Obligationen  mit  zwei  Dritttheilen  belehnen  und  in- 
zwischen Scheine  unter  dem  Namen :  Vaglie  del  Monte  lombardo- 
veneto,  in  Appoints  zu  b,  10,  100  und  1000  Gulden,  ausgeben. 

Niemand  empfand  schmerzlicher  den  Misserfolg  der  öster- 
reichischen Waffen  als  Brück.  Stumm  und  gebrochen  kauerte  er 
Stunden  lang  in  einer  Ecke  seines  Arbeitszimmers  im  Finanz- 
ministerium, ohne  auf  die  an  ihn  gerichteten  Ansprachen  zu  ant- 
worten, nachdem  er  die  Nachricht  von  Solferino  erhalten  hatte. 
Alle  seine  Hoffnungen,  Ordnung  in  den  Staatshaushalt  zu  bringen, 
die  er  seit  der  Uebernahme  des  Finanzportefeuilles  angestrebt 
hatte,  schienen  ihm  in  Italien  begraben  worden  zu  sein.  Nur 
schwer  bemeisterte  er  die  Niedergeschlagenheit,  die  sich  seiner 
bemächtigt  hatte,  erst  nach  Wochen  fand  er  die  Spannkraft  seines 
Geistes  wieder,  um  die  Sysiphusarbeit  von  vorne  zu  beginnen. 
Noch  war  der  Friede  nicht  unterzeichnet,  und  schon  ging  er  an 
die  Aufnahme  des  durch  den  Krieg  unterbrochenen  Werkes.  Am 
8.  Juli  stellte  er  den  Antrag,  ein  Papieranlehen  von  500  Millionen, 
auf  die  einzelnen  Kronländer  vertheilt,  aufzubringen,  die  Schuld  an 
die  Bank  abzutragen,  um  einer  weiteren  Entwerthung  der  Noten 
vorzubeugen;  ferner  im  Auslande  eine  Anleihe  von  100  Millionen 
in  Silber  zu  machen.  Diese  Anträge  erhielten  die  Genehmigung 
nicht.  Am  12.  November  Hess  er  ein  kaiserliches  Schreiben  au 
sich  richten,  worin  ihm  die  Abstellung  des  Deficits  für  1860  und 
1861  aufgetragen  war.  Man  hat  ihn  ob  dieser  „Farce",  wie  man 
sich  auszudrücken  beliebte,  bitter  getadelt-,  er  wollte,  sagte  man, 
der  Welt  nur  Sand  in  die  Augen  streuen.  Brück  wusste,  was  er 
that.  Eine  Einschränkung  des  Staatshaushaltes  war  nur  durch 
Verminderung  des  Heeres  möglich,  und  auf  Grund  des  kaiserlichen 
Handschreibens,  wähnte  der  Minister,  der  Militärverwaltung  gegen- 
über energischer  auf  Ersparnisse  dringen  zu  können. 

Durch  das  Patent  vom  23.  December  1859  wurde  der  Tilgungs- 
fond aufgehoben.  Seit  dem  Jahre  1848  war  das  Einkommen  des- 
selben an  Dotation  und  Zinsen  nicht  zum  Rückkaufe  von  Obli- 
gationen verwendet,  sondern  als  sogenannter  Ueberschuss  an  die 
Staatscassc  abgeführt  und  zu  anderen  Staatszwecken  benutzt 
worden.  Mit  diesen  anomalen  Verhältnissen  wurde  gebrochen. 
Es  widerstreitet  einer  vernünftigen  Finanzpolitik,  heisst  es  in  dem 
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Vortrage  vom  10.  November  1859,  einen  Theil  des  ohnehin  un- 
zureichenden Einkommens  zur  theilweisen  Tilgung  von  Schulden 
zu  verwenden  und  dagegen  neue  unter  lästigen  Bedingungen  zu 
contrahiren.i)  J)[q  Tilgung  der  Staatsschuld  wurde  auf  jene  Schuld- 
verschreibungen beschränkt,  welche  der  ausdrücklich  ertheilten 
Zusicherung  gemäss  theils  durch  Verlosung,  theils  durch  börsen- 
mässige  Einlösung  abgetragen  werden  mussten.  Von  den  5"/oigen 
auf  österreichische  Währung  lautenden  Staatsschuldverschreibun- 
gen sollte  alljährlich  wenigstens  '/a  Vo  ^^^'  Gresammtsumme  börsen- 
mässig  eingelöst  und  vertilgt  werden.  Ferner  wurden  Massnahmen 
zur  allmäligen  Umwandlung  aller  nicht  in  die  Verlosung  einbe- 
griffenen Staatsschuldverschreibungen  in  auf  österreichische  Wäh- 
rung lautende  und  zu  5Vo  verzinsliche  vorbehalten.  Eine  frei- 
willige Convertirung  war  schon  durch  kaiserliche  Entschliessung 
vom  3.  September  1858  gestattet  worden,  ohne  dass  davon  ein 
grosser  Gebrauch  gemacht  worden  wäre.  Die  5%ige  auf  öster- 
reichische Währung  lautende  Schuld  betrug  allerdings  bloss 
40^74  Millionen  Gulden,  wodurch  sich  der  Staat  vorläuhg  bloss 
eine  kleine  Last  auflud,  nämlich  eine  jährliche  Ausgabe  von 
höchstens  0,2  Millionen,  Diese  Bestimmung  mochte  vielleicht  mit 
dazu  beigetragen  haben,  dass  die  in  Aussicht  gestellte  Umwandlung 
der  verschiedenen  Staatsschuldkategorien  in  eine  5^/oige  Schuld 
unterblieb,  indem  sich  der  Tilgungsaufwand  bei  einem  Schuld- 
betrage von  1608  Millionen  österreichischer  Währung  sodann  auf 
6 — 7  Millionen  erhöht  hätte. 

Gleichzeitig  schritt  man  an  die  Errichtung  einer  Staats- 
schulden-Commission;  es  war  dies  unleugbar  eine  Concession, 
welche  man  der  Oeffentlichkeit  machte.  Zunächst  ging  ihre  Auf- 
gabe dahin,  den  Stand  des  gleichzeitig  aufgelösten  Tilgungsfondes 
zu  erheben  und  dem  Kaiser  Bericht  zu  erstatten,  das  in  Staats- 
schuldverschreibungen bestehende  Vermögen  des  Fondes  in  den 
Büchern  der  Universalschuldcasse  zu  löschen  und  die  Obligatio- 
nen öffentlich  vertilgen  zu  lassen.  Sie  bestand  aus  sieben  Mit- 
gliedern, von  denen  der  Kaiser  den  Präsidenten  und  zwei  Beisitzer 
aus  dem  Stande  der  Grundbesitzer  und  Capitalisten  zu  ernennen 


1)  Das  unveräusserliche  Vermögen  des  Tilgungsfondes,  welches  am  31.  Oc- 
tober  1829  mit  211. 55  Millionen  Capitalertrag  und  7.34  Millionen  Zinsen  aus- 
gewiesen war,  erscheint  nach  dem  Berichte  der  Hofcommission  vom  7.  Juli  1859 
mit  187.246  Millionen  und  7.549  Millionen  Zinsen. 
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hatte.  Zwei  sollte  die  Nationalbank ,  je  einen  die  niederöster- 
reichische Handels-  und  die  Wiener  Börsenkammer  wählen.  Halb- 
jährlich hatte  sie  Bericht  an  den  Monarchen  über  den  Stand  des 
Staatsschuldenwesens  zu  erstatten. 

Die  Staatsschulden-Commission  machte  in  dem  Vortrage  vom 
21.  Januar  1860  den  Vorschlag,  die  bei  dem  aufgelösten  Tilgungs- 
fonds vorgefundenen  Werthpapiere,  nämlich  Grundentlastungs- 
obligationen, Schuldverschreibungen  der  Nordbalm  und  galizischen 
Carl  Ludwigsbahn  und  Prioritätsobligationen  der  Theissbahn,  an 
die  Nationalbank  als  Abschlagszahlung  für  die  auf  das  Anlehen 
vom  24'.  April  1859  zu  leistenden  Vorschüsse  zu  überweisen. 
Nach  erfolgter  Genehmigung  von  Seite  des  Monarchen,  wurde 
am  1.  April  1860  ein  Uebereinkommen  mit  der  Bank  geschlossen, 
wornach  diese  Effecten  im  Nennwerthe  von  42.275  Millionen  für 
34.517  Millionen  Gulden  übernahm,  die  von  der  Schuld  von  133 
Millionen  abgeschrieben  wurde.  *)  Die  Grundentlastungsobligationen 
wurden  hiebei  zum  Tagescourse,  die  Theissbahnprioritäten  zu 
83  73%,  die  anderen  Effecten  auf  Grund  einer  5%igen  Verzinsung 
berechnet.  Die  Wirkung  dieser  Vereinbarung  bestand  darin, 
dass  die  Staatsschuld  an  die  Bank  um  den  erwähnten  Betrag 
herabgemindert  wurde,  eine  Besserung  der  Bank  wurde  dadurch 
nicht  erzielt.  Die  Effecten  wurden  nicht  veräussert,  einige  hätten 
auch  gar  nicht  begeben  werden  können,  selbst  wenn  der  gute 
Wille  vorhanden  gewesen  wäre. 

Einige  Tage  früher,  am  22.  März  1860,  ordnete  ein  Finanz- 
ministerialerlass  die  Begebung  des  Anlehens  vom  24.  April  1859 
in  Form  eines  5  %igen  mit  Prämien  rückzahlbaren  Anlehens  an, 
dessen  Erlös  in  erster  Linie  zur  Rückzahlung  an  die  Bank  ver- 
wendet werden,  der  Rest-  aber  dem  Staatsschatz  zu  Gute  kommen 
sollte.  Die  Operation  misslang  vollständig,  obgleich  grosse  An- 
strengungen gemacht  wurden,  ein  glückliches  Ergebniss  zu  erzielen. 
Anstatt  200   Millionen  wurden   bloss   76.,  77    Millionen  gezeichnet, 


')  Die  Bank  übernahm  folgende  Effecten:  Ö^/^ige  Gmndentlastungsobli- 
gationen  im  Betrage  von  9,998.531,  4  0/oige  Schuldverschreibungen  der  Nordbahn, 
rückzahlbar  vom  1.  Juli  bis  zum  Jahre  1863  1,837.500;  vom  1.  Januar  1863  an  zu 
30/0  verzinsliche  und  vom  1.  Januar  1862  bis  1.  Januar  1873  rückzahlbare 
Schuldverschreibungen  der  galizischen  Carl  Ludwigsbahn  I5.75  Millionen,  5%  ige 
von  1871  — 1906  verlosbare  Prioritätsobligationen  der  Theissbahn  14,689.000  ^ 
42,276.154. 
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von  denen  die  Bank  keinen  Heller  bekam.  Diese  erhielt  die 
nicht  untergebrachten  Lose  im  Betrage  von  123  Millionen  Gulden 
als  Pfand  für  den  Vorschuss  von  99  Millionen  mit  der  Be- 
fugniss,  diese  Papiere  nach  dem  1.  November  thunlichst  zu  ver- 
äussern. 

Es  war  ein  harter  Schlag  für  den  Minister,  seine  Mass- 
nahmen so  wenig  vom  Erfolge  gekrönt  zu  sehen.  Aber  er  verlor 
den  Muth  nicht.  Am  22.  April  wurde  das  Ergebniss  der  Zeich- 
nungen in  der  Wiener  Zeitung  bekannt  gemacht  und  durch  einen 
Artikel  illustrirt.  „Die  I^age  der  Bank",  heisst  es  daselbt,  „darf  in 
der  That  nach  der  Emission  des  Anlehens  als  consolidirt  betrachtet 
werden.  Die  Einlösung  ihrer  Noten  werde  in  nicht  ferner  Zeit 
erfolgen  können,  wenn  die  allgemeinen  Verhältnisse  die  ernsten 
Bestrebungen  der  Staatsverwaltung  zur  Herstellung  der  Landes- 
währung und  die  Anstrengungen  der  Bank  zur  Erfüllung  ihrer 
statutenmässigen  Wirksamkeit  einigermassen  unterstützen." 

Es  war  der  letzte  grössere  Act,  der  unter  Bruck's  Amts- 
führung zu  Stande  kam. 

Die  Verwaltung  Bruck's  ist  schon  bei  seinen  Lebzeiten  und 
noch  mehr  nach  seinem  Tode  Gregenstand  herbsten  Tadels  ge- 
worden, und  es  ist  nur  zu  begreiflich,  dass  durch  die  Angriffe 
gegen  seine  Wirksamkeit  manche  Thatsachen  beleuchtet  wurden, 
dje  seine  Handlungsweise  in  einem  grellen  Lichte  erscheinen 
lassen.  Bei  näherer  Prüfung  ergeben  sich  mancherlei  Erklärungs- 
gründe, die  einer  milderen  Beurtheilung  Raum  geben.  Absolu- 
tistische Minister  haben  nicht  immer  und  überall  freie  Hand. 
Brück  befand  sich  oft  in  der  Lage  gegen  seine  bessere  Ueber- 
zeugung  zur  Durchführung  einer  Massregel  die  Hand  bieten  zu 
müssen.  Die  Mehrausgabe  des  Nationalanlehens  um  100  Millionen 
liefert  hiefür  einen  Beleg.  In  den  Jahren  1857  und  1858  wurden, 
wie  oben  dargelegt  wurde,  je  50  Millionen  durch  Vermittlung 
eines  Pariser  Hauses  allmälig  untergebracht,  um  laufende  unvor- 
hergesehene Bedürfnisse  zu  decken.  Es  ist  nicht  ersichtlich,  ob  der 
Gedanke  zu  dieser  Operation  von  dem  Minister  ausgegangen  ist. 
Genug,  dass  er  sich  zur  Durchführung  hergab.  Erst  am  10.  Octo- 
ber  1859  brachte  die  Wiener  Zeitung  die  officielle  Kuride,  die 
öffentliche  Meinung  beschuldigte  den  Minister  der  Verheimlichung, 
der  absichtlichen  Täuschung.  Ohne  Grund.  Nicht  ihn  trifft  aus- 
schliesslich die  Schuld,  dass  die  Veröffentlichung  so  spät  erfolgte. 
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Zu  wiederholten  Malen  hat  er  dieselbe  gewünscht  und  nur  noth- 
gedAingen  seine  Vorsätze  zurückgedrängt. 

Der  Tadel  gegen  seine  Bankpolitik  scheint  mir  ebenfalls 
kein  ganz  begründeter.  Die  Ueberweisung  von  Domänen  war 
damals  das  einzige  Mittel,  die  Lage  der  Bank  zu  bessern.  Noch 
waren  Eingänge  auf  das  grosse  Nationalanlehen  ausständig,  und 
Brück  hielt  es  nicht  für  angezeigt,  mit  einer  neuen  Finanz- 
operation auf  dem  Markte  zu  erscheinen.  Er  mochte  hoffen  und 
wünschen,  dass  die  Gütercomplexe  viel  früher  an  den  Mann 
gebracht  werden,  als  dies  später  wirklich  der  Fall  war,  und  die 
so  vielfach  getadelte  Verbindung  der  Hypothekarabtheilung  mit 
dem  Bankinstitute,  die  als  eine  durchaus  zweckmässige  in  der 
That  nicht  erscheint,  lag,  wie  wir  gesehen,  nicht  ursprünglich  in 
seiner  Absicht  und  wurde  nur  behufs  leichterer  Realisirbarkeit 
der  Domänen  in's  Leben  gerufen.  Unrichtig  ist  es  ferner,  wenn 
man  meint,  dass  Brück  trotz  mancher  Bedenken  die  Bank  ihre 
Baarzahlungen  aufnehmen  Hess,  er  hegte  die  Ueberzeugung,'  dass 
das  Institut  so  weit  gestärkt  sei,  um  ohne  Gefahr  an  die  Ein- 
lösung schreiten  zu  können. 

Vielfach  ist  die  Frage  erörtert  worden,  ob  der  Plan  Bruck's, 
das  Geldwesen  Oesterreichs  auf  eine  metallische  Währung  zu- 
rückzuführen, von  Erfolg  gekrönt  gewesen  wäre,  wenn  der  omi- 
nöse Neujahrsgruss  Napoleons  am  L  Januar  1859  nicht  jene 
Verwicklungen  herbeigeführt  hätte,  die  alle  Berechnungen  zu 
Schanden  machten.  Eine  nüchterne,  von  vorgefassten  Ansichten 
unbeirrte  Prüfung  der  Sachlage  dürfte  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  zu  einem  bejahenden  Ergebnisse  führen.  Lässt  sich  auch  in 
Einzelnheiten,  je  nach  dem  theoretischen  Standpunkte  des  Beur- 
theilers,  manches  bemängeln,  im  Grossen  und  Ganzen  waren  alle 
Vorbereitungen  der  Art  getroffen,  dass  der  Erfolg,  wenn  auch 
nach  mancherlei  Fehlgriffen,  fast  zweifellos  schien.  Auch  würde 
ein  Misserfolg  nicht  ausschliesslich  Brück  zur  Last  gelegt  werden 
können.  So  energisch  er  auch  vorging,  wenn  er  sich  einmal  eine 
bestimmte  Ansicht  gebildet  hatte,  in  Fragen  von  solch'  tief  ein- 
schneidender Bedeutung,  horchte  er  nach  allen  Richtungen,  ging 
auf  alle*  Einwürfe  ein,  erörterte  mit  grosser  Aufmerksamkeit  die 
Details  und  war  stets  bereit,  den  Gegenstand  abermals  und  aber- 
mals einer  sorgfältigen  Prüfung  zu  unterziehen.  Gewiss,  Brück 
war  seiner  ganzen  Anlage  nach  «ine  autokratische  Natur,  aber  im 
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Bewusstsein  der  Mängel  seines  Wesens  für  den  Rath  erfahrener, 
im  Staatsdienste  ergrauter  Männer  nicht  unzugänglich,  und  die 
Bankmassnahmen  wurden  im  Grossen  und  Ganzen  von  den  mass- 
gebendsten  Persönlichkeiten  gebilligt.  Wenn  Brück  einen  Fehler 
beging,  war  es  vielleicht  der,  dass  er  auch  bei  den  Massen  jene 
Vertrauensseligkeit  in  das  Erstarken  Oesterreichs  voraussetzte, 
von  der  er  durchdrungen  war.  Mit  dem  Pessimismus,  einem 
höchst  wichtigen  Factor  in  Oesterreich,  rechnete  er  nicht.  Der 
grösste  Fehler  wurde  damals  von  der  Bank  selbst  begangen,  dass 
sie  mit  Rücksicht  auf  die  Herstellung  der  Valuta,  keine  Ein- 
schränkungen bei  dem  Discont-  und  Lombardgeschäfte  vornahm 
und  den  Zinsfuss  nicht  erhöhte.  ^) 

Die  Bemühungen  Bruck's  zur  Regelung  des  Geldwesens 
bilden  jedoch""!!!!?  die  eine  Seite  seiner  Thätigkeit.  Auch  auf 
anderen  Gebieten  war  er  beflissen,  den  Staatshaushalt  für  die 
Dauer  auf  sicheren  Grundlagen  zu  ordnen.  Hieher  gehören  nament- 
lich seine  Bestrebungen,  eine  Reform  der  directen  Steuern  zu  be- 
werkstelligen. Die  österreichische  Steuergesetzgebung  in  ihrer 
damaligen  und  auch  noch  gegenwärtigen  Gestalt  ist  ein  Product 
des  neunzehnten  Jahrhunderts,  und  die  Normen  über  die  Grund-, 
Gebäude-  und  Erwerbsteuer  wurden  im  zweiten  Jahrzehnt  erlassen. 
Damals  bezeichneten  sie  einen  wesentlichen  Fortschritt  und  erfreuten 
sich  auch  jenseits  der  Marken  Oesterreichs  einer  grossen  Anerken- 
nung, und  selbst  in  der  jüngsten  Zeit  haben  einige  finanzwissen- 
schaftliche Schriftsteller  die  den  österreichischen  Steuergesetzen 
zu  Grunde  liegenden  Principien  zum  Theil  wenigstens  als  muster- 
gültig hingestellt.  In  Oesterreich  selbst  täuschte  man  sich  jedoch 
über  die  Mangelhaftigkeit  nicht,  bemühte  sich  durch  Verordnun- 
gen fortwährend  zu  bessei'n  und  die  Lücken  durch  neue  Gesetze 
auszufüllen,  besonders  da  seit  der  Revolution  des  Jahres  1848  die 
staatlichen  Ausgaben  in  ganz  kolossaler  Weise  zunahmen  und  die 
Einnahmen  damit  verhältnissmässig  nicht  gleichen  Schritt  hielten. 
Bis  zur  Besiegung  des  ungarischen  Aufstandes  fanden  die  in  den 
Jahren  1812  bis  1820  erlassenen  Gesetze  nur  in  den  deutsch- 
slavischen  Ländern  Anwendung,  Ungarn  und  die  Nebenländer 
brachten  die  vom  Landtage  bewilligte  Steuerquote  selbstständig 
auf,  und  von  jeher  bildete    die   geringfügige  Beitragsleistung    der 
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transleithanischen  Länder  eine  stehende  Klage  österreichischer 
Finanzminister. 

Die  Ereignisse  am  Ende  der  Vierziger  Jahre  brachten 
auch  hier  eine  Veränderung  hervor,  die  österreichischen  Steuer- 
gesetze erhielten  auch  in  Ungarn  mit  einigen  Modificationen  Gültig- 
keit. Eine  vollständige  Gleichartigkeit  wurde  dadurch  nicht  herbei- 
geführt. Die  Einführung  des  stabilen  Katasters  in  Ungarn  und 
Siebenbürgen  wurde  wohl  durch  das  Patent  vom  20.  October  1849 
angeordnet,  allein  die  Lösung  dieser  Aufgabe  erheischte  einen 
beträchtlichen  Zeit-  und  Kostenaufwand,  und  es  wurde  daher  am 
4.  März  1850  die  Einführung  eines  Grundsteuerprovisoriums  be- 
schlossen, welches  in  Bezug  auf  die  Erhebung  des  Grundertrages 
im  Allgemeinen  auf  den  Hauptgrundsätzen  des  stabilen  Katasters 
beruht.  Auch  die  Einführung  der  beiden  andern  Steuergattungen, 
der  Gebäude-  und  Erwerbsteuer,  erfolgte  nicht  durchweg  nach 
den  in  den  deutsch-slavischen  Ländern  giltigen  Normen. 

Das  Patent  vom  29.  October  1849  vervollständigte  die  öster- 
reichische Steuergesetzgebung  durch  die  Einführung  einer  Ein- 
kommensteuer, welche  in  den  folgenden  Jahren  auch  auf  die  un- 
garischen Länder  mit  einigen  Abweichungen  ausgedehnt  wurde. 
Das  Gesetz  ist  insofern  ein  bedeutender  P^ortschritt  und  bildete 
eine  wünschenswerthe  Ergänzung  der  bisherigen  Steuern,  als  durch 
dasselbe  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  von  Staatsbürgern,  die 
bisher  ganz  steuerfrei  waren,  zur  Tragung  von  Staatslasten  heran- 
gezogen wurden.  So  z.  B.  Dienst-  und  Lohnbezüge,  das  Ein- 
kommen der  Aerzte,  Advocaten,  der  Privatlehrer  oder,  wie  der 
allgemeine  Ausdruck  damals  hiess,  der  liberalen  Beschäftigungen. 
Auch  das  Einkommen  von  dem  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
unterliegenden  Besitzthum  wurde  der  neuen  Steuer  unterzogen,  nur 
fanden  die  Vorschriften  der  Einschätzung  und  Erhebung  des  Ein- 
kommensteuergesetzes nicht  darauf  Anwendung,  sondern  der  Zu- 
schlag eines  Drittels  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  vertrat  hier 
die  Einkommensteuer.  Auch  wurde  dieser  Drittclzuschlag  nicht  in 
Ungarn  und  den  dazu  gehörigen  I^ändern  eingeführt. 

Trotz  der  Vermehrung  der  Einnahmsquellen  reichten  diese  zur 
Bestreitung  des  Aufwandes  nicht  aus,  und  in  ausserordentlichen 
Fällen,  z.  B.  in  Kriegszeiten,  wenn  eine  noch  grössere  Anspannung 
der  Steuerkraft  erforderlich  war,  versagte  die  bestehende  Gesetzge- 
bung, die  lediglich  die  Ausbildung  der  Ertragsbesteuerung  in's  Auge 
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gefasst  hatte,  ihren  Dienst,  Dieselbe  Erscheinung,  die  auch  in  an- 
dern Länder  die  Mängel  der  Ertragssteuern  in  scharfer  Weise  hervor- 
treten Hess,  machte  sich  auch  in  Oesterreich  bemerkbar,  da  auch 
die  seit  1849  fungirende  Einkommensteuer  im  Grunde  genommen 
nur  eine  Ergänzung  des  bestehenden  Steuermodus  war  und  ihrem 
Namen  nicht  durchweg  entsprach.  Bei  der  Abfassung  des  Gesetzes 
war  man  mit  einer  solchen  Eile  und  Flüchtigkeit  vorgegangen, 
dass  der  rohe  Charakter  des  ganzen  Gesetzes  dadurch  leicht  er- 
klärlich ist.  Während  einiger  Vormittagsstunden  hatte  der  da- 
malige Finanzminister  Kraus  das  Gesetz  abgefasst  und  allsogleich, 
ohne  eingehende  Berathung  mit  seinen  Käthen  zu  pflegen,  der 
kaiserlichen  Sanction  unterbreitet,  und  erst  nachträglich  traten 
bei  der  Durchführung  solche  Massen  von  Schwierigkeiten  hervor, 
welche  der  Gesetzgeber  in  seinem  kindlichen  Geist  nicht  geahnt 
hatte.  Dadurch  kam  es,  dass  bei  einer  Erhöhung  der  Steuerfor- 
derung die  einfache  Steigerung  des  Procentsatzes  der  Einkommen- 
steuer und  die  Aufrechterhaltung  der  Ertragssteuerquote  unmöglich 
war,  da  bei  dieser  Methode  nur  einige  Classen  der  Bevölkerung 
zu  einer  grösseren  Steuerleistung  herangezogen  worden  wären. 
Man  half  sich  durch  Zuschläge  zu  den  bestehenden  Steuern,  schuf 
dadurch  eine  grosse  Ungleichmässigkeit  der  Belastung  der  einzelnen 
Steuerträger,  war  aber  selbst  nach  dem  Wegfall  des  ausserordent- 
lichen Ereignisses,  welches  zu  dem  „ausserordentlichen  Zuschlage" 
geführt  hatte,  nicht  in  der  Lage  auf  den  Mehreingang  leichten 
Kaufes  zu  verzichten,  da  die  mittlerweile  ebenfalls  beträchtlich  ange- 
wachsene Staatsschuld  eine  grössere  Einnahme  dringend  erheischte. 
Hievon  abgesehen  gab  es  Ungleichmässigkeiten  anderer  Art 
in  der  Steuerverlegung.  Einzelne  Reformen  versagten,  und  der  Ge- 
danke einer  Reform  der  gesammten  directen  Steuern  gew^ann  immer 
mehr  an  Boden.  Fast  unmittelbar  nach  dem  Eintritte  Bruck's  in's 
Amt  ging  man  an  die  Arbeit,  und  eingehende  Berathungen,  an  denen 
sich  Vertreter  der  verschiedenen  Ministerien  betheiligten,  wurden 
gepflogen.  Die  Grundlage  bildete  dabei  eine  Arbeit  Wildschgo's, 
den  Brück  mit  dem  Entwürfe  eines  Gesetzes  betraut  hatte,  der 
einige  sehr  interessante  Anregungen  für  die  gänzliche  Reform  der 
directen  Besteuerung  gab,  doch,  so  scheint  uns,  ist  das  Elaborat 
Wildschgo's  mehr  in  seinem  kritischen  Theil,  der  sich  bisweilen 
zu  einschneidender  Schärfe  erhebt,  als  in  seinen  positiven  Vor- 
schlägen beachtenswert!!.    Brück  selbst  wohnte  den  Sitzungen  bei 
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und  nahm,  nachdem  er  sich  genau  oi'ientirt  hatte,  an  den  Debatten 
Th(!il.  Es  dauerte  indcss  geraume  Zeit,  ehe  die  Verhandkmgen 
zum  Abschlüsse  kamen,  und  nach  mannigfachen  Stadien  konnte 
erst  im  Jahre  1859  ein  vollständig  ausgearbeiteter  Gesetzentwurf 
dem  Monarchen  zur  Sanction  unterbreitet  werden^^  Dieses  in 
vielfacher  Beziehung  interessante  Elaborat,  welches  durch  eine 
kaiserliche  Entschliessung  einer  Commission  zur  nochmaligen 
Ueberprüfung  vorgelegt  wurde,  bildet  den  Ausgangspunkt  der 
mannigfachen  Reformentwürfe,  die  von  den  Nachfolgern  Bruck's 
ausgearbeitet  und  dem  Parlamente  vorgelegt  worden  sind. 

Von  welchen  grossen  Plänen  Brück  erfüllt  war,  bekundet 
eine  im  Mai  erschienene  Schrift:  Die  Aufgaben  Oesterreichs.  Sie 
ist  unstreitig  ein  Denkmal  hoher  staatsmännischer  Begabung,  ein 
Reformprogramm  im  grossartigsten  Style.  Im  Rathe  der  Krone 
vertrat  er  auf  das  entschiedenste  einen  totalen  Systemwechsel  und 
vermehrte  dadurch  die  Zahl  seiner  ohnehin  stets  wachsamen 
Gegner,  denen  der  Emporkömmling  und  Protestant  ein  Dorn  im 
Auge  war.  Die  geheimen  und  offenen  Feinde  des  Mannes  wagten 
sich  aber  erst  aus  ihrem  Verstecke  hervor,  als  bei  dem  Unter- 
schleifsprocesse  bezüglich  militärischer  Lieferungen  während  des 
italienischen  Krieges  auch  einige  Männer,  die  in  den  innigsten 
Beziehungen  zu  Brück  standen,  in  Haft  gezogen  wurden.  Der 
Minister  wurde  am  20.  April  in  seinem  Bureau  verhört,  und  dem 
Verdachte  wurde  damit  Thür  und  Thor  geöffnet.  Brück  verlangte 
am  21,  April  in  einer  Audienz  bei  dem  Monarchen  seine  Ent- 
hebung, wurde  aber  durch  die  Versicherung  des  unveränderten 
kaiserlichen  Vertrauens  zum  Bleiben  im  Amte  bewogen.  Tags 
darauf  fand  er,  aus  dem  Theater  heimkehrend,  seine  Entlassung. 
Der  ohnehin  auf  ihm  ruhende  Verdacht,  seine  Stelle  als  Schatz- 
kanzler zu  seiner  eigenen  Bereicherung  ausgebeutet  zu  haben, 
erhielt  neue  Nahrung  als  die  Kunde  von  seinem  Selbstmorde  am 
Morgen  des  23.  April  bekannt  wurde.  Die  Wiener  Zeitung  trug 
ihr  Schärflein  zur  Bekräftigung  der  Gerüchte  bei  durch  die  Mit- 
theilung, dass  Brück  mit  einigen  Zeugen  und  „Mitbeschuldigten" 
hätte  confrontirt  werden  sollen,  was  sie  Tags  darauf  als  auf  einem 
Druckfehler  beruhend,  dahin  berichtigte,  das  es  „mit  Beschuldigten" 
hätte  heissen  sollen.  Auf  alle  diejenigen,  welche  Bruck's  Charakter 
kannten,  machten  alle  damals  aufgetauchten  Beschuldigungen 
keinen  Eindruck,  sie  waren  von  der  Ehrenhaftigkeit  des  Mannes 
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überzeugt^  aber  es  dauerte  doch  einige  Zeit,  ehe  ein  Umschwung 
der  öffentlichen  Meinung  zu  Grünsten  des  hart  verleumdeten  Mannes 
eintrat.  Es  ist  ein  Verdienst  seines  Nachfolgers  im  Amte,  dazu 
beigetragen  zu  haben.  Der  Vortrag,  welchen  Plener  erstattete,  in 
Folge  dessen  ein  allerhöchstes  Handschreiben  an  die  Witwe  er- 
folgte, in  welchem  die  grossen  Verdienste  des  T3ahingeschiedenen 
um  den  Staat  hervorgehoben  wurden,  ist  ein  Denkmal  der  Ehren- 
haftigkeit des  Mannes,  und  es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  das 
Schriftstück  nicht  vollinhaltlich  in  die  (^)effentlichkeit  kam. 

Wie  man  auch  über  die  einzelnen  Massnahmen  während 
seiner  Finanzverwaltung  denken  mag.  Brück  war  ein  Staatsmann 
im  vollsten  Sinne  des  Wortes,  dessen  Bestrebungen  immer  den 
Staat  in  seiner  Ganzheit  in's  Auge  fassten.  Während  der  ganzen 
Zeit  seiner  Wirksamkeit  lag  er  mit  den  rückschrittlichen  Elementen 
in  herber  Fehde  und  nur  der  schablonenhafte  Liberalismus  kann 
ihn  darob  tadeln,  dass  er,  ein  Mann  des  Freisinns  und  des  Fort- 
schritts, dem  Absolutismus  seine  Dienste  lieh.  Die  absolutistische 
Epoche  Oesterreichs  hatte  eine  grosse  Aufgabe  zu  lösen:  Die  Ein- 
heit Oesterreichs  auf  unzerstörbarer  Grundlage  für  die  Dauer  zu 
sichern.  Nur  dieser  Regierungsform  wäre  dies  damals  möglich 
gewesen,  wenn  sie  auf  allen  Gebieten  sich  von  wirklich  culturellen 
Tendenzen  hätte  leiten  lassen:  es  ist  nicht  Bruck's  Schuld,  dass 
der  Absolutismus  in  solcher  Weise  bankerott  machte,  wie  es  that- 
sächlich  geschah.  Er  selbst  hat  auf  dem  ihm  zugewiesenen  Gebiete 
unverdrossen  dem  Fortschritte  gehuldigt  und  er  mochte  erst  spät 
zur  Erkenntniss  gelangt  sein,  dassseine  Kraft  allein  zur  Bewältigung 
der  grossen  Aufgaben  nicht  ausreiche.  Jedem  Rathe  zugänglich, 
so  lange  sich  eine  Angelegenheit  in  den  Vorstadien  befand,  neigte 
er  zur  rücksichtslosen  Autokratie,  wenn  es  sich  um  beschlossene 
Massnahmen  handelte,  und  er  scheute  vor  keiner  Schwierigkeit 
zurück,  um  das  fest  in's  Auge  gefasste  Ziel  zu  erreichen.  Seine 
Bestrebungen  scheiterten,  weil  er  nach  keiner  Seite  eine  ent- 
sprechende Unterstützung  fand,  um  in  fast  allen  Zweigen  der 
Verwaltung  eine  Reform  energisch  durchzuführen,  und  die  Allüren 
der  Grossmachts-  und  Concordätspolitik  die  Blicke  von  der  Lösung 
naheliegender  Probleme  ablenkten  und  eine  Vergeudung  von  Zeit 
und  Kraft  zur  Folge  hatten,  die  auf  die  Regeneration  des  Staates 
verwendet,  manche  Wirren  verhütet  hätten. 
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Der  grosse  Versuch,  im  Wege  des  Absolutismus  ein  ein- 
heitliches Staatsgebilde  zu  schaffen,  war  natürlich  ohne  gewaltige 
Geldopfer  nicht  durchführbar.  Die  gesammte  staatliche  Organi- 
sation musste  auf  neuen  Grundlagen  erfolgen.  Iviess  auch  die  Um- 
gestaltung, welche  in  fast  allen  Zweigen  der  Finanzverwaltung 
vorgenommen  werden  sollte,  eine  beträchtliche  Steigerung  der 
Ausgaben  erwarten,  so  erheischte  die  Anbahnung  gleichmässiger 
Einrichtungen  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  nicht  minder 
grosse  Opfer.  Die  Ausbildung  des  Communicationswesens,  die 
Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  und  des  Unterrichts- 
wesens nahmen  ebenfalls  ausserordentliche  Summen  in  Anspruch. 
Verhältnissmässig  unbeträchtlich  sind  die  Ausgaben  für  den  Hof- 
staat und  das  Ministerium  des  Aeussern  gewachsen;  jener  nahm 
1847  5.19,  1860  6.2  Millionen  Gulden  in  Anspruch-,  der  Aufwand 
für  das  letztere  stieg  von  1.33  auf  2.6  Millionen  "Gulden.  Bedeu- 
tend waren  die  Erhöhungen  in  den  übrigen  Centralstellen,  die 
zum  Theile  in  dem  Centralisationsprinzipe  ihre  Erklärung  finden, 
zumeist  aber  von  unabweisbaren  Reformen  gefordert  wurden. 
Eine  eingehende  Geschichte  der  Verwaltung  in  diesem  Zeitraum 
könnte  hiefür  die  detaillirten  Belege  bieten,  und  es  Hesse  sich  bei 
näherer  Beleuchtung  der  Nachweis  erbringen,  wie  viel  von  jenem 
Staatsaufwande  in  Folge  der  mannigfach  vorgenommenen  Organisa- 
tionen und  Reorganisationen  vergeudet  wurde.  Die  fortwährenden 
Aenderungen  in  vielen  Verwaltungszweigen  wurden  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Lage  der  Finanzen  in  Scene  gesetzt,  der  finanzielle 
Gesichtspunkt  stand  zumeist  immer  in  letzter  Linie,  wenn  er 
überhaupt  in  Betracht  kam.  Hält  man  diesen  Gesichtspunkt  im 
Auge,  so  rauss  man  eine  ganze  Reihe  von  Ausgaben  verurtheilen, 
während  andere  nur  zu  billigen  sind.  Die  Justizreformen  waren 
ohne  Geldaufwand  nicht  durchführbar,  und  nicht  unbeträchtHche 
Summen  mussten  bei  dem  Inslebentreten  neuer  Einrichtungen  ver- 
wendet werden.  Der  Etat,  der  1847  bloss  4.9  Millionen  bean- 
spruchte, erreichte  1852  über  I8.4  Millionen  Conventionsmünze 
und  sank  seitdem  langsam  auf  I4.3  Millionen  österreichischer 
Währung.  Treffend  bemerkt  Wagher:  Bedenkt  man,  dass  es  hier 
zunächst  auf  die  Schaffung  ganz  neuer  staatlicher  Einrichtungen 
ankam,  welche  so  zu  sagen  sofortige,  auf  einmal  erfolgende  Ver- 
wendung eines  bedeutenden  Anlagecapitals  erheischten,  so  wird 
man  die  starke  Steigerung  des  Justizetats    unmittelbar   nach   der 
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Revolution  begreifen^  aber  heute  das  Geschwornengericht  ein- 
führen, morgen  es  beseitigen,  heute  die  Trennung  zwischen  Justiz 
und  Verwaltung  bis  zur  untersten  Instanz  durchführen,  morgen 
wieder  gemeinsam  unterste  Organe  für  Administration,  Polizei, 
Justiz,  Besteuerung  u.  s.  w.  errichten,  alte  Provisorien  abschajßfen, 
um  sie  bloss  durch  neue  zu  ersetzen,  das  war  denn  freilich  eine 
Politik,  die  dem  Lande  theuer  zu  stehen  kam  und  wie  den  Rechts- 
sinn der  Bevölkerung,  so  auch  die  Finanzen  ruinirte.  *) 

Ganz  besonders  treten  die  Kosten  der  Centralisation  bei  dem 
Ministerium  des  Innern  hervor.  Die  Verwaltung  nahm  alljährlich 
grössere  Beträge  in  Anspruch.  Von  14.g7y  Millionen  im  Jahre 
1850  stiegen  die  Ausgaben  auf  29.5  Millionen  im  Jahre  1859,  in 
den  nächsten  Jahren  trat  allerdings  eine  kleine  Reduction  ein. 
Hievon  entfiel  der  grösste  Betrag  auf  die  politische  Verwaltung, 
welche  im  Jahre  1847  bereits  10.go4  Millionen  gefordert  hatte, 
sank  sodann  in  den  nächsten  Jahren,  wenn  auch  nur  vorüber- 
gehend, fast  auf  die  Hälfte  herab,  und  nahm  seit  1850  alljährlich 
zu.  Dabei  ist  aber  zu  berücksichtigen,  dass  die  Kosten  der  Grund- 
entlastungs-Commissionen  von  diesem  Ministerium  bestritten  wur- 
den. Diese  erscheinen  im  Jahre  1850  mit  O.455  Millionen,  1851 
0.(j75,  1852  0.82  Millionen,  in  den  folgenden  Jahren  jedoch  mit 
verhältnissmässig  nicht  bedeutenden  Summen.  Andererseits  muss 
maji  im  Auge  behalten,  dass  die  Summen,  welche  die  Einbe- 
ziehung Ungarns  in  das  Verwaltungsgebiet  des  Reiches  in  An- 
spruch nahm,  ziemlich  beträchtlich  waren  und  bloss  mit  Rücksicht 
auf  die  später  eingetretenen  staatsrechtlichen  Aenderungen  als  eine 
nutzlose  Ausgabe  erscheinen  können.  Die  von  dem  Ministerium 
des  Innern  getrennten  Agenden  der  Polizei  wurden  1852  einer 
obersten  Polizeibehörde  zugewiesen,  deren  Erforderniss  sich  von 
5.g  Millionen  1850  auf  IO.5  Millionen  im  Jahre  1857  steigerte, 
1858  nahm  sie  eben  so  viel  in  österreichischer  Währung,  1859 
9.3  Millionen,  1860  8.4  Millionen  österreichischer  Währung  in  An- 
spruch. Der  grösste  Theil  dieser  Beträge  entfiel  auf  die  seit  1850 
eingeführte  Gendarmerie,  und  zwar:  1850  S.^g  Millionen,  1851 
5.227;  1852  6.385,  1859  6.5,  1860  5.^  MÜlionen  Gulden. 

Kolossal  waren  die  Erfordernisse  für  das  Heer.  Dasselbe 
nahm   seit    dem    Revolutionsjahre    1920.;  Millionen   in   Anspruch, 
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demnach  im  Jahresdurchschnitte  beinahe  148  Millionen  Gulden, 
wodurch  sich  fast  ausschliesslich  das  unge]ho,ure  Deficit^es  zwölf- 
jährigen Zeitraumes  erklärt.  Selbst  wenn  man  die  Kriegskosten, 
die  zusammen  mit  700  Millionen  Gulden  Conventioiismünze  an- 
genommen werden  können,  abrechnet,  bleiben  noch  immer  für  den 
Friedensetat  des  Heeres  und  der  Marine  bei  1220.7  Millionen  übrig, 
somit  im  Durchschnitt  jährlich  etwas  über  90  Millionen,  ')  Einer 
ministeriellen  Zusammenstellung  zufolge  betrugen  in  den  Jahren 
1848  bis  1858  die  Zuschüsse  des  Staates,  d.  h.  die  Summen  aus 
den  eigenen  Einnahmen  der  Kriegsverwaltung  abgerechnet,  in 
Gulden  Conventionsmünze: 


1848 

*6'209 

1854 

195.712 

1849 

l'*4-468 

1855 

209.231 

1850 

119.799 

1856 

I23.908 

1851 

121.925 

1857 

107.507 

1852 

111.775 

1858 

104.154 

1853 

113.7a. 

in  dem  eilfjährigen  Zeiträume  daher  zusammen  1793-236  Millionen 
oder  im  jährlichen  Durchschnitte  163,o2i  Millionen,  Scheidet  man 
die  Jahre  1848  und  1849  als  Kriegsjahre,  sowie  die  Jahre  1854 
und  1855  wegen  des  höheren  Aufwandes  in  Folge  der  orientali- 
schen Wirren  aus,  so  ergibt  sich  für  die  Jahre  1850  bis  1853  ein 
durchschnittlicher  jährlicher  Aufwand  von  116  Millionen  Guld«n, 
für  1856  bis  1858  111.^5  Millionen  Gulden  Conventionsmünze.  Das 
Kriegsjahr  1859  erheischte  225.^7  Millionen,  1860  168.3,4  MilHonen 
Gulden,  von  letzteren  entfallt  eine  Quote  auf  die  Kriegskosten 
des  Vorjahres. 

Im  Verhältnisse  mit  diesen  grandiosen  Beträgen  kommen 
die  anderweitigen  Mehranforderungen  wenig  in  Betracht.  Die 
Centralleitung  des  Finanzministeriums,  sowie  die  verschiedenen 
Behörden  dieses  Ressorts  beanspruchten  schon  mit  Rücksicht  auf 
die  neuen  Einrichtungen  in  den  ungarischen  Ländern  einen  Mehr- 
aufwand. Erstere  betrug  1847  0.^^  Millionen  Gulden,  im  Jahre 
1860  1.J3  Millionen,  die  verschiedenen  Finanzdirectionen  2.,,  Mil- 
lionen und  6.3  Millionen  in  den  genannten  Jahren,  vor  der  Ab- 
tretung der  Lombardei  noch  mehr.    Die  Steuerämter,  für  welche 


')  Vergl.    die    sorgfältigen    Berechnungen    Wagner's    im    Staatawörterbuch 
von  Bluntschli.  VII,  614. 
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1850  l.„s5  Millionen  entfielen,  beanspruehten  1859  über  5  Mil- 
lionen, 1860  4.^5  Millionen,  die  Finanzwaehc  5.7  Millionen  1847, 
7.2  Millionen  1860.  Die  Grundsteuer-Katastrirung  war  noch  nicht 
vollendet  und  erheischte  namentlich  durch  die.  in  Ungarn  und  den 
Nebenländern  vorgenommenen  Arbeiten  alljährlich  einen  Aufwand 
von  durchschnittlich  2  Millionen.  Die  Controlsbehörden,  die  vor 
dem  Revolutionsjahre  2.g  Millionen  erforderten,  beanspruchten 
1860  3.5  Millionen.  'Die  Steigerung  der  Ausgaben  für  Cultus  und 
Unterricht  war  in  den  ersten  Jahren,  als  das  Ministerium  Thun 
eine  wahrhaft  schöpferische  Thätigkeit  entfaltete,  eine  bedeutende; 
im  Jahre  1847  verwendete  der  Staat  für  diese  Zwecke  die  win- 
zige Summe  von  2.49  Millionen,  1852  4.y,  seitdem  schränkte  man 
sich  auf  diesem  Gebiete  ungemein  ein,  und  aus  Sparsamkeits- 
rücksichten musste  man  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben  und 
dringende  Bedürfnisse  unbefriedigt  lassen;  1860  machte  der  Auf- 
wand für  Cultus  und  Unterricht  etwas  über  5  Millionen  aus.  Be- 
denkt man,  dass  von  dieser  Summe  mehr  als  I.5  Millionen  auf 
Religionsanstalten  entfallen,  so  bleiben  geringfügige  Summen  für 
eigentliche  Unterrichtszwecke  übrig. 

Vor  dem  Jahre  1848  haben  die  ordentlichen  Einnahmen  des 
Staates  sich  nur  langsam  gehoben.  Die  Jahre  1848  und  1849 
weisen  bei  den  directen  und  indirecten  Steuern  beträchtliche  Aus- 
falle auf.  Seit  1850  ist  jedoch  die  Zunahme  eine  stetige,  meist 
veranlasst  durch  die  Einbeziehung  Ungarns  in  das  diesseits  der 
Leitha  herrschende  System  der  Steuern,  welches  jedoch  mit  Rück- 
sicht auf  die  eigenartigen  Verhältnisse  der  Länder  der  Stefans- 
krone einige  Modificationen  erlitt.  Die  Krwerbsteuer  wurde  durch 
die  Personal -Erwerbsteuer  ersetzt,  die  früher  ganze  Schichten 
der  Bevölkerung  umfassende  Steuerbefreiung  hörte  ganz  auf. 
Durch  das  Patent  vom  29.  October  1849  kam  zu  den  drei  direc- 
ten Hauptsteuern,  der  Grund-,  Gebäude-  und  Erwerbsteuer,  noch 
die  Einkommensteuer  hinzu.  Beim  Realbesitze  wurde  dieselbe 
durch  einen  Drittelzuschlag  zur  Grund-  und  Haussteuer  erhoben, 
jedoch  den  Realitätenbesitzern  bei  Entrichtung  der  Zinsen  von 
den  auf  ihrem  Eigenthum  versicherten  Capitalien  umd  Renten  der 
Abzug  von  5%  gestattet.  In  drei  Classen  trifft  sie  das  Einkommen 
der  Erwerbsteuerpflichtigen,  welche  gleichfalls  berechtigt  sind,  die 
Steuer  mit  5**/,,  von  den  Zinsen  der  Capitalsschuld  abzuziehen, 
die   Bezüge  der   Beamten,    das  Einkommen   von   zinsentragenden 
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Capitalien.  In  Folge  dieser  Neuerungen  hoben  sich  die  directen 
Steuern  von  65,4  Millionen  im  Jahre  1850  auf  94.-  Millionen  Gul- 
den im  Jahre  1858  und  95  Millionen  im  Jahre  1860.  Die  Grund- 
steuer nimmt  an  dieser  Zunahme  mit  etwas  über  13.g  Millionen 
Theil,  sie  betrug  1850  45,,  Millionen,  erreichte  68.5  Millionen  im 
Jahre  1857  und  sank  bis  auf  58.9  Millionen  im  Jahre  1860  herab. 
Dagegen  zeigt  die  Gebäude-  und  Erwerbsteuer  ein  constantes 
Steigen,  erstere  von  6,5  Millionen  im  Jahre  1850  auf  IS.^  Mil- 
lionen 1860,  letztere  von  4.;  Millionen  auf  10,9  Millionen.  Die  neu 
eingeführte  Einkommensteuer  warf  im  ersten  Jahre  1850  8,5  Mil- 
lionen ab,  war  bis  1858  mit  10,3  Millionen  in  stetiger  Zunahme, 
und  sank  1859  auf  9.,  Millionen  herab,  zeigte  aber  1860  mit 
9.5  Millionen  schon  wieder  eine  kleine  Steigerung. 

Die  Veränderungen  im  Jahre  1859  und  noch  mehr  1860  linden 
ihre  Erklärung  einmal  in  dem  Wegfalle  der  Lombardei,  wodurch  die 
Staatscassa  einen  Ausfall  von  14,^  Millionen  Gulden  erlitt,  sodann 
durch  die  Erhöhung  der  directen  und  indirecten  Steuern.  Durch 
die  kaiserliche  Verordnung  vom  13.  Mai  1859  wurde  die  Erhebung 
von  Kriegszuschlägen  „für  die  Dauer  der  durch  die  Kriegsereig- 
nisse herbeigeführten  Verhältnisse"  ausgeschrieben,  im  Betrage 
von  einem  Sechstel  des  Ordinariums  bei  der  Grund-  und  Haus- 
zinssteuer, der  Hälfte  bei  der  Hausclassensteuer  und  einem  Fünftel 
bei  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer.  Die  Personal-Erwerb- 
steuer in  Ungarn  und  Siebenbürgen  blieb  hiervon  ausgenommen. 
Die  Ausweise  liefern  jedoch  insofern  ein  unvollständiges  Bild,  als 
die  seit  April  1859  eingeführte  Couponsteuer,  welche  an  Stelle 
der  bisherigen  durch  Fassionen  eingehobenen  Einkommensteuer 
trat  und  unmittelbar  bei  der  Zahlung  der  fälligen  Zinsen  von 
Staats-  und  anderen  öffentlichen  Fondsobligationen  in  Abzug  ge- 
bracht wurde,  bei  den  Einnahmen  nicht  in  Rechnung  erschien, 
sondern  bei  dem  Erforderniss  der  Staatsschuld  abgerechnet  wurde. 

Das  Finanzbedürfniss  des  Staates  führte  zu  einer  anerkennens- 
werthen  reformatorischen  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  indi- 
recten Besteuerung. ')  Die  Verzehrungssteuer  zeigte  in  den  Jahren 
1848  und  18^9  einen  beträchtlichen  Ausfall,  indem  gerade  gegen 
diese  Steuergattung  das  Volk  seinem  Unwillen  Luft  machte,  und 


.  ')  Plenker,  die  Entwicklung  der  indirecten  Abgalten  in  Oesterreich.  Ocster- 
reich.  Revue  1863.  Bd.  VI,  S.  97, 
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nach  Herstellung  geordneter  Verhältnisse  einige  Artikel  als  steuer- 
frei erklärt  wurden.  Im  Jahre  1847  vom  1.  August  angefangen 
auch  auf  das  Krakauer  Gebiet  ausgedehnt,  brachte  sie  über  4  Mil- 
lionen ein,  1850  bloss  S.^.j.^  Millionen.  Zur  Steigerung  der  Zuflüsse 
aus  dieser  Steuergattung  trug  die  Einführung  derselben  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  und  in  der  Militärgrenze  im  Jahre 
1851  bei.  Nicht  unbedeutend  war  die  Steuererhöhung  bei  Brannt- 
wein, Das  gleiche  gilt  von  der  Biersteuer,  welche  1850  in  Ungarn 
und  im  darauffolgenden  Jahre  in  den  italienischen  Ländern  Ein- 
gang fand;  1852  wurde  ein  neuer  Besteuerungsmodus  eingeführt, 
der  jedoch  erst  seit  1,  Februar  überall  in  Wirksamkeit  trat. 
Das  Erträgniss  stand  jedoch  mit  dem  steigenden  Consum  nicht 
im  Verhältnisse  und  aus  diesem  Grunde  trat  schon  nach  zwei 
Jahren  eine  Aenderung  der  Steuervorschriften  ein.  Der  finanzielle 
Erfolg  blieb  nicht  aus.  Im  Jahre  1857  hob  sich  das  Erträgniss  auf 
9,.2,;fi  Millionen  (1858  über  12  Millionen  Gulden)  und  auch  die  Er- 
zeugung nahm  zu.  Die  Weinsteuer  wurde  durch  die  Erlässe  des 
Finanzministeriums  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  zunächst  auf 
jene  Orte  beschränkt,  deren  Bevölkerung  2000  Seelen  übersteigt. 
Croatien,  Slavonien  und  die  Militärgrenze  blieben  frei.  Der  Ertrag 
warf  1858  6.o,f)  Millionen  Gulden  ab. 

Neu  war  "die  Einführung  einer  Verbrauchsabgabe  von  der 
Erzeugung  inländischen  Zuckers,  Die  Zahl  der  Fabriken  betrug 
in  den  deutsch-sla vischen  Ländern  1846  62,  mit  einer  Production 
von  etwa  94,480  Centner,  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  bestanden 
19  Fabriken,  die  12,000  Centner  erzeugten.  Durch  den  Erlass 
vom  12.  December  1849  wurde  der  Zuckerzoll  herabgesetzt  und 
die  Erzeugung  heimischen  Zuckers  mit  1  Gulden  40  Kreuzer  Con- 
ventionsmünze per  Centner  Rohzucker  belegt.  Schon  im  darauf- 
folgenden Jahre  wurde  dieses  System  der  Productenbesteuerung 
verlassen  und  nach  dem  Vorbilde  des  Zollvereins  von  dem  Roh- 
producte  die  Steuer  mit  5  Kreuzer  per  Centner  Rübe  erhoben, 
indem  man  von  der  Annahme  ausging,  dass  20  Centner  derselben 
einen  Centner  Rohzucker  liefern.  Die  Zuckereinfuhr  nahm  stetig 
zu,  von  O.ßi  Millionen  Centner  im  Jahre  1850  auf  O.756  Millionen 
Centner  im  Jahre  1856,  während  die  Production  des  einheimischen 
Zuckers  von  123.560  Centner  auf  563.000  Centner  in  demselben 
Zeiträume  stieg,  obgleich  mittlerweile  der  Satz  für  den  Centner 
Rübe  im  Jahre  1853    auf  8  Kreuzer,    1855  auf  12,    endlich  1857 
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auf  18  Kreuzer  erhöht  und  damit  parallel  eine  Herabsetzung  des 
Zuckerzolles  vorgenommen  wurde.  Seitdem  fiel  die  Einfuhr  an 
Zucker  auf  486.900  Centner  im  Jahre  1858,  und  auf  177.560  im 
Jahre  1859,  während  die  Anzahl  der  Zuckerfabriken  sich  mehrte; 
1850  wurden  S.g  Millionen  Centner  Rübe  in  100  Fabriken,  1859 
16.i:)7  Millionen  Centner  in  159  Fabriken  verarbeitet,  Sämmt- 
liche  Steuergattungen,  die  unter  dem  Namen  Verzehrungssteuer 
zusammengefasst  werden,  lieferten  1847  einen  Erfolg  von  bloss 
20  Millionen  Gulden,  in  den  beiden  folgenden  Jahren  zeigten  sich 
namhafte  Ausfälle  (1848  16,  1849  18.,,  Millionen),  seit  1850  ist  ein 
constantes  Steigen  bemerkbar.  In  dem  Zeiträume  bis  1860  erhöhten 
sich  die  Einnahmen  von  22.,j  Millionen  auf  42,^  Millionen, 

Einschneidend  waren  die  Aenderungen  des  bisherigen  Zoll- 
wesens, Die  Zwischenzolllinie  zwischen  Ungarn  und  den  west- 
lichen Ländern  fiel  durch  das  Patent  vom  7.  Juni  1850  und 
ein  neuer  am  1.  November  1851  genehmigter  Tarif  gelangte  am 
1,  Februar  1852  in  Wirksamkeit,  am  19.  Februar  1853  kam  der 
Handels-  und  Zollvertrag  mit  Preussen  zum  Abschlüsse,  und  in 
Folge  desselben  musste  eine  neue  Revision  des  Tarifes  vorge- 
nommen werden.  Die  finanziellen  Ergebnisse  rechtfertigten  nicht 
die  hochgespannten  Erwartungen,  Die  Bruttoeinnahme  sank  von 
23.29  Millionen  im  Jahre  1852,  auf  22.,  ^  Millionen  im  Jahre  1858, 
was  jedoch  bloss  in  der  Verminderung  der  Ausgangszölle  seinen 
Grund  hat,  denn  die  Eingangszölle  waren  wenn  auch  in  lang- 
samer doch  in  stetiger  Zunahme.  Eine  beträchtliche  Einbusse  trat 
seit  dem  Wegfall  der  Lombardei  ein.  Im  Jahre  1859  betrugen 
die  Einnahmen  13.20  Millionen,  1860  12,34  Millionen  Gulden. 

Der  Bruch  mit  dem  Prohibitivsystem  war  eine  grosse  That. 
Wenn  irgendwo,  wurde  in  Oesterreich  der  Beweis  erbracht,  dass 
die  Prohibition  eine  blühende  Industrie  zu  schaffen  nicht  vermag. 
Länger  als  ein  halbes  Jahrhundert  in  voller  Kraft,  hatte  das  ge- 
werbliche Leben  während  dieser  Epoche  nur  spärliche  Fortschritte 
aufzuweisen,  und  eine  kostbare  Zeit  verstrich  ungenutzt,  ohne 
Oesterreich  zum  Wettkampfe  mit  anderen  Nationen  zu  befähigen 
oder  heranzuziehen.  Die  Industriellen  wurden  erst  aus  der  Lethar- 
gie emporgerüttelt,  seitdem  der  Abschluss  des  Februarvertrages 
mit  dem  Zollverein  zur  Anspannung  aller  Kräfte  zwang,  und  die 
grossen  Fortschritte  in  fast  allen  Zweigen  des  gewci  blichen  Lebens 
rechtfertigten  die  Voraussetzungen,   von  denen  die  massgebenden 
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Persönlichkeiten  getragen  waren.  Freilich  jener  grosse  Gedanke^ 
welcher  dem  Schöpfer  der  modernen  Handelspolitik  Oesterreichs 
vorschwebte,  nicht  bloss  eine  commercielle  Annäherung,  sondern 
eine  gemeinsame  Grundlage  der  ökonomischen  Verhältnisse  und 
der  ganzen  Volkswirthschaft  in  Deutschland  und  Oesterreich  zu 
begründen  und  die  Verschmelzung  der  beiderseitigen  Interessen 
herbeizuführen,  gelangte  nicht  zur  Verwirklichung,  Nach  dem 
Plane  Bruck's  war  die  Zolleinigung  mit  Deutschland  für  Oester- 
reich durch  die  gewichtigsten,  politischen,  nationalökonomischen, 
commerciellen  und  finanziellen  Verhältnisse  geboten.  Sie  verhiess 
seiner  Meinung  nach  Ersparnisse  in  der  Verwaltung,  eine  erhöhte 
Steigerung  der  wirthschaftlichen  Kräfte  der  sich  zusammen- 
schliessenden  Körper,  Weckung  und  Flüssigmachung  der  produc- 
tiven  Kräfte  des  österreichischen  Kaiserstaates. 

Um  volle  Früchte  zu  tragen  hätte  die  neue  Richtung  in  der 
Handelspolitik  allerdings  mit  einer  Reihe  von  Massnahmen  Hand 
in  Hand  gehen  müssen.  Auf  den  Gebieten  des  Unterrichtswesens 
namentlich  Hess  man  die  Zeit  ungenützt  verstreichen  und  that 
für  die  Entwicklung  des  gewerblichen  Schulwesens  fast  nichts. 
Die  Ausbildung  des  Creditwesens  und  der  Communicationen  Hess 
mancherlei  zu  wünschen  übrig,  fast  überall  fehlte  der  grosse  Blick, 
die  energische  Hand.  Darin  liegt  zumeist  die  Erklärung,  wenn 
Oesterreich  trotz  der  unleugbaren  Fortschritte,  die  es  während 
der  Fünfziger  Jahre  gemacht  hat,  hinter  anderen  Staaten  weit  zu- 
rückblieb und  vielversprechende  Intentionen  in  die  Brüche  gingen. 

Beträchtliche  Mehreinnahmen  lieferten  die  Monopole  von 
Salz  und  Tabak.  Nach  der  Aufhebung  der  Zwischenzolllinie 
zwischen  Ungarn  und  den  übrigen  Kronländern  trat  eine  Regu- 
lirung  der  Salzpreise  ein,  die  im  Grunde  genommen  nur  eine 
Steuererhöhung  war.  Eine  Herabsetzung  vorzunehmen,  wie  man 
zeitweilig  versprochen,  wagte  man  nicht;  im  Gegentheil  wurde 
im  Jahre  1856  eine  abermalige  Steigerung  der  Preise  beliebt,  nur 
für  chemisch-technische  Zwecke,  für  Viehlecksalz  und  Dungsalz 
wurden  niederige  Preise  gestattet.  Das  Reinerträgniss  warf  im 
Jahre  1847  25,g  Millionen  ab,  1856  schon  ^0.^^^^  MilHonen,  Einen 
kolossalen  Aufschwung  nahmen  die  Zuflüsse  aus  dem  Tabakmo- 
nopol, welches  seit  1,  März  1851  in  Ungarn  und  den  Nebenländern 
in  Wirksamkeit  trat.  Der  Gesammtverbrauch  von  Tabak  und 
Cigarren   ist   in    den   Jahren    1850 — 1858   beträchtHch   gestiegen. 


^90  Siebentes  Capitel.     Die  Verwaltung  Bruck's. 

Das  finanzielle  Ergebniss  war  1851  12.^73  Millionen,  1858  beinahe 
30  Millionen. 

Nebst  dem  Tabak  haben  auf  dem  Gebiete  der  indirecten 
Besteuerung  die  Erträgnisse  von  Stempel,  Taxen  und  Gebühren 
eine  ausserordentliche  Zunahme  aufzuweisen.  Das  Gesetz  vom 
9.  Februar  1850  regelte  die  Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  Ur- 
kundschaften  tind  Amtshandlungen  für  die  deutsch-slavischen  und 
italienischen  Länder  und  wurde  einige  Monate  später,  am  2.  Au- 
gust, auch  in  den  ungarischen  Gebieten  mit  geringen  Abänderun- 
gen eingeführt.  Die  Stempelgebühren  von  Spielkarten,  Kalendern, 
ausländischen  Zeitungen,  Ankündigungen  und  Inseraten  in  perio- 
dischen Schriften  wurden  ebenfalls  im  Jahre  1850  geregelt,  die 
inländischen  Zeitungen  erst  seit  1857  der  Stempelpflicht  unter- 
worfen. Das  Stempel-  und  Taxgefäll  hatte  im  Jahre  1847  in  den 
diesseits  der  Leitha  gelegenen  Ländern  bloss  1..^^^  abgeworfen; 
schon  1850  war  der  Ertrag  auf  8.; (,7  Millionen,  1859  auf  30.472  Mil- 
lionen Gulden  gestiegen.  Den  bedeutendsten  Antheil  daran  haben 
die  unmittelbaren  Gebühren,  besonders  bei  der  Uebertragung  un- 
beweglichen Eigenthums,  nebst  den  Aequivalenten  dafür  von  den 
Gütern  in  Händen  der  Gemeinden,  Institute  und  Körperschaften, 
sowie  von  Vermögensübertragungen  bei  Todesfallen. 

Das  Kriegsjahr  1859  brachte  auch  auf  dem  Gebiete  der  in- 
directen Besteuerung  eine  Reihe  von  Erhöhungen.  Die  Verzehrungs- 
steuer und  die  Verbrauchsabgabe  von  der  Zuckererzeugung  aus 
inländischen  Stoffen  wurde  durch  Verordnung  vom  17.  Mai  1859 
mit  einem  ausserordentlichen  Zuschlage  von  207i)  belegt,  die  Wein-, 
Most-  und  Fleischsteuer  auf  alle  Orte,  selbst  jene  mit  weniger  als 
2000  Einwohner  und  auf  alle  Staatsgebiete,  den  Ascher  Bezirk 
in  Böhmen  und  die  Militärgränze  ausgenommen,  ausgedehnt,  die 
Stempelscala  erhöht  und  die  Gebühren  für  Rechtsgeschäfte  mit 
einem  Zuschlage  von  15 — 25"/o  bedacht. 


ACHTES  CAPITEL. 
Die  letzten  Jahre  des  centralistischen  Reiches. 


JJer  Absolutismus  hatte  auf  finanziellem  Gebiet  Bankerott 
gemacht;  in  politischer  Beziehung  lag  dies  längst  offenbar  zu 
Tage.  Nicht  die  Niederlagen  auf  den  italienischen  Schlacht- 
feldern zwangen  Oesterreich  zum  Frieden,  sondern  die  Er- 
schöpfung der  Staatscassen,  die  bare  Unmöglichkeit,  trotz  aller 
Anstrengungen  den  Bedürfnissen  des  Krieges  zu  entsprechen. 

Der  Wahn,  mit  Palliativen  die  Vertrauenslosigkeit  in  den 
Bestand  des  herrschenden  Regimes  bannen  zu  können,  musste 
bald  schwinden.  Die  mannigfaltigen  Commissionen,  die  man  in's 
Leben  rief,  konnten  nach  keiner  Richtung  befriedigen.  Durch 
die  Einberufung  des  verstärkten  Reichsrathes  ging  man  einen 
Schritt  weiter.  Der  Berathung  desselben  wurde  die  Feststellung 
des  Staatsvoranschlages,  die  Prüfung  des  Rechnungsabschlusses, 
die  Vorlagen  der  Staatsschulden-Commission  überwiesen.  Obgleich 
mit  sehr  beschränkten  Befugnissen  ausgestattet,  hielt  mit  der 
neuen  Körperschaft  der  Parlamentarismus  seinen  Einzug  in  Oester- 
reich. Am  31.  Mai  1860  trat  der  verstärkte  Reichsrath  zusammen, 
um  sich  bald,  nach  Einsetzung  einer  einundzwanziggliedrigen 
Commission,  welcher  die  Prüfung  des  Staatsvoranschlages  für  1861 
übertragen  ward,  zu  vertagen.  Am  10.  September  begannen  die 
Debatten  im  Plenum.  Nicht  in  den  positiven  Vorschlägen,  welche 
während  der  Verhandlungen  gestellt  wurden,  liegt  die  grosse  Be- 
deutung dieser  Versammlung,  sondern  darin,  dass  Männer,  welche 
ausschliesslich  durch  die  Krone  berufen  waren,  eine  solch'  herbe 
und  vernichtende  Kritik  übten,  wie  sie  eine  freigewählte  Volks- 
vertretung nicht  schärfer  und  einschneidender  hätte  üben  können. 
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Das  Bach'sche  System  wurde  nicht  von   liberaler  Seite,    sondern 
von  den  conservativen  Tlochtorios  zu  Grabe  getragen. 

In  Finan?fragen  war  dem  verstärkten  Reichsrath  ein  bloss 
berathendes,  prüfendes  Votum  eingeräumt  worden.  Einige  Wochen 
nach  Eröffnung  desselben  ging  man  schon  einen  Schritt  weiter, 
und  ein  kaiserliches  Handschreiben  an  den  Reichsrathspräsidenten 
Erzherzog  Rainer  vom  17.  Juli  sprach  von  „zustimmenden  Be- 
fugnissen" bei  Einführung  neuer  oder  bei  Erhöhung  der  bestehen- 
den Steuern  und  Auflagen,  endlich  bei  Aufnahme  neuer  Anlehen. 
Nur  behielt  sich  der  Kaiser  eine  Ausnahme  hievon  für  den 
Fall  einer  Kriegsgefahr  insoferne  vor,  als  er  sich  mit  Rücksicht 
auf  die  Verhältnisse  zu  einer  ausserordentlichen  Einberufung  des 
verstärkten  Reichsrathes  nicht  bestimmt  finden  sollte. 

Das  Diplom  vom  20.  October  1860  bestimmte  im  zweiten 
Artikel:  Es  sollen  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche 
sich  auf  Rechte,  Pflichten  und  Interessen  beziehen,  die  allen 
Königreichen  und  Ländern  gemeinschaftlich  sind,  namentlich  die 
Gesetzgebung  über  das  Münz-,  Geld-  und  Creditwesen,  über  die 
Zölle  und  Handelssachen,  ferner  über  die  Grundsätze  des  Zettel- 
bankwcsens,  die  Gesetzgebung  im  Betreff  der  Grundsätze  des 
Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahnwesens,  über  die  Art  und  Weise 
und  die  Ordnung  der  Militärpflichtigkeit  in  Zukunft  in  und  mit 
dem  Reichsrathe  vei-handelt  und  unter  seiner  verfassungsmässigen 
Mitwirkung  erledigt  werden ;  die  Einführung  neuer  Steuern  und  Auf- ' 
lagen,  dann  die  Erhöhung  der  bestehenden  Steuern  und  Gebühren- 
sätze, insbesondere  die  Erhöhung  des  Salzpreises  und  die  Aufnahme 
neuer  Anlehen,  der  Entschliessung  vom  17.  Juli  gemäss,  desgleichen 
die  Convertirung  bestehender  Schulden  und  die  Veräusserung, 
Umwandlung  oder  Belastung  des  unbeweglichen  Staatseigenthums 
nur  mit  Zustimmung  des  Reichsrathes  angeordnet  werden,  endlich 
die  Prüfung  und  Feststellung  der  Voranschläge  der  Staats- 
auslagen, sowie  die  Prüfung  der  Staatsrechnungsabschlüsse  und 
der  Resultate  der  jährlichen  Finanzgebahrung  unter  Mitwirkung 
des  Reichsrathes  erfolgen. 

So  werthvoU  diese  Einräumungen  waren,  durch  welche  der 
Absolutismus  auf  eine  Fülle  von  Befugnissen  verzichtete,  die 
Finanzlage  der  Monarchie  wurde  dadurch  nicht  gebessert.  Die 
Stockungen  in  dem  Verwaltungsorganismus  jenseits  der  I^eitha 
blieben  nicht  ohne  Einfluss   auf  die  staatlichen  Einnahmen.     Die 
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neue  Aera  wurde  dort  in  charakteristischer  Weise  damit  begrüsst, 
dass  man  einfach  in  vielen  Theilen  des  Landes  die  Steuern  nicht 
zahlte.  Freiheit  und  Entlastung  von  allen  Abgaben  galten  für 
synonym.  Auch  in  den  deutschen  Provinzen  befriedigte  der  neue 
Zustand  der  Dinge  nicht.  Das  Octoberdiplom  war  ein  Missgriif 
und  hat  die  Consolidirung  der  Monarchie  entschieden  geschädigt. 
Die  Course  der  Staatspapiere  und  des  Agios  bewiesen  es  auf 
das  Klarste,  dass  das  Vertrauen  in  den  Bestand  des  Staates  in 
Abnahme  begriffen  war.  Das  Agio,  welches  nach  den  Tagen 
von  Magenta  und  Solferino  sich  um  116  bewegt  hatte,  erreichte 
im  November  1860  140  und  darüber.  Um  den  Entgang  der 
Steuern  zu  decken,  sah  sich  die  Finanzverwaltung  zur  Aufnahme 
schwebender  Schulden  und  anderer  Massnahmen  genöthigt.  Hieher 
gehören  die  Hypothekaranweisungen  und  die  Erhöhung  des  Zins- 
fusses  für  dieselben  am  23.  November  1860,  die  Einführung  des 
Zwangscourses  der  Banknoten  in  Venetien  und  die  zeitweilige 
Suspension  der  Zahlung  der  Nationalanlehenszinsen  in  Silber, 
die  Emission  von  12  Millionen  Gulden  Zehnkreuzerscheinen  durch 
Verordnung  vom  17.  November  1860,  endlich  die  Aufnahme  einer 
neuen  Anleihe  von  30  Millionen  am  18.  Januar  1861,  deren  Ver- 
zinsung fast  9^/q  betrug,  was  ausdrücklich  damit  gerechtfertigt 
wurde,  dass  die  Voraussetzungen  des  Präliminars  durch  das  Zu- 
rückbleiben der  Einnahmen  aus  dem  Königreiche  Ungarn  eine 
Aenderung  erfahren  hätten. 

Indess  war  noch  vor  Jahresschluss  mit  der  Octoberpolitik, 
deren  bedenkliche  Seiten  auf  dem  finanzwirthschaftlichen  Gebiete 
grell  hervortraten,  gebrochen  worden.  Die  Enthebung  des  Grafen 
Goluchowsky  und  die  Ernennung  Schmerlings  zum  Staatsminister 
verkündeten  den  Umschwung.  Das  Februarpatent  vom  26.  Fe- 
bruar 1861  zeigte,  dass  man  jene  Ideen,  welche  im  Octoberdiplom 
ihre  Verkörperung  gefunden,  über  Bord  geworfen  hatte. 

Seit  dem  22.  April  1860  stand  von  Plener  als  Leiter  des 
Finanzministeriums  an  der  Spitze  der  Verwaltung,  am  13.  December 
erhielt  er  seine  definitive  Ernennung  zum  Finanzminister,  in  wel- 
cher Stellung  er  bis  zum  Sturze  dGs  Ministeriums  Schmerling  blieb. 
Früher  bei  der  Landesdirection  in  Galizien  bestallt,  hatte  er  sich 
von  untergeordneter  Stellung  durch  Fleiss  und  Tüchtigkeit  alimälig 
emporgearbeitet  und  einen  geachteten  Namen  erworben.  Mit  den 
grossen  brennenden   Fragen    seines  Ressorts    musste   er  sich    erst 
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allmälig  vertraut  machen.  Die  Verhältnisse  waren  gerade  nicht 
anmuthend:  die  Staatsfinanzen  in  einem  traurigen  Zustande,  ein 
stehendes  Deficit,  welches  bisher  aller  Bemühungen  gespottet,  ein 
zerrüttetes  Geldwesen,  welches,  auf  den  Oi-edit  des  Staates  einen 
geradezu  verderblichen  Einfluss  hatte,  und  eine  erdrückende 
Schuldenlast.  Die  constitutionelle  Aera  musste  die  Probe  liefern, 
dass  ihr  gelingen  könne,  was  der  Absolutismus  vergeblich  ange- 
strebt hatte.  Die  Fülle  der  Aufgaben,  welche  dem  Finanzminister 
zufielen,  erforderte  Energie  und  Gewandtheit  in  hervorragendem 
Masse. 

Dringlich  war  die  Lösung  der  Valutafrage.  Bereits  am 
28.  December  1860  stellte.„der.  neue  Minister  an  die  Handels- 
kammern die  Anfrage,  in  welcher  Weise  die  Herstellung  der  Valuta 
in  Gemässheit  des  kaiserlichen  Patents  vom  27.  April  1858  und 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  20.  August  1858  bewirkt  und 
die  Landeswährung  vor  künftigen  Schwankungen  bewahrt  werden 
solle.  C_^lener  betrachtete  die  Regelung  der  Valutaverhältnisse 
als  die  wichtigste  "Aufgabe,  und  er  befand  sich  insoferne  in 
einer  glücklicheren  Lage  als  sein  Vorgänger,  als  er  die  Mit- 
wirkung der  Volksvertretung  in  Anspruch  nehmen  konnte.  Die 
Valutafrage  in  Oesterreich,  setzte  Plener  in  einem  ausführlichen 
Schriftstücke  auseinander,  berührt  nicht  nur  das  Wohl  des  Ein- 
zelnen als  die  Interessen  des  ganzen  Reiches,  und  eine  Beseitigung 
der  gegenwärtig  an  dem  Marke  der  Finanzen  zehrenden  Ca- 
lamität,  des  Banknotenagio ,  wird  die  Kraft  des  österreichi- 
schen Armes  und  das  Ansehen  und  die  Macht  des  österreichischen 
Namens  gegenüber  seinen  Feinden  in  achtunggebietender  Weise 
wieder  herstellen. 

Damals  wie  heute,  wo  man  derselben  Frage  nach  den 
mannigfachen  Wandlungen  der  letzten  anderthalb  Jahrzehnte  gegen- 
über steht,  wurde  und  wird  das  Bedenken  erhoben,  dass  vor  der 
Herstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte  die  Valuta- 
frage nicht  gelöset,  die  Parität  der  Banknoten  nicht  erreicht  und 
erhalten  werden  könne,  weil  sonst  die  Staatsfinanzen  im  Falle 
eines  dringenden  Geldbedarfes  möglicherweise  die  Hilfe  der  Bank 
im  Wege  der  Vermehrung  ihrer  Noten  in  Anspruch  nehmen 
müssten  und  dadurch  die  Einlösbarkeit  dieser  letzteren  wieder 
von  Neuem  in  Frag^  gestellt  würde. 


Die  letzten  Jahre  dess  ccntralistischen  Reiches.  o^l 

Dieses  Argument  Hess  der  Minister  nicht  gelten  und  schloss 
sich  vollinhaltlich  jener,  wie  uns  scheint,  begründeten  Auffassung 
an,  die  in  einer  damals  erschienenen  vortrefflichen  Schrift  ihren 
prägnanten  Ausdruck  gefunden  hat.  „Wollte  die  Richtigkeit  dieses 
offenbar  zu  viel  beweisenden  Arguments  zugegeben  und  die  Frage 
des  Delicits  der  Staatsfinanzen  von  jener  der  Landeswährung  unzer- 
trennlich gedacht  werden,"  heisst  es  daselbst,  „dann  gäbe  es  geradezu 
in  der  Welt  keine  Banknote,  deren  Parität  mit  dem  Metallgelde 
als  gesichert  zu  betrachten  wäre;  denn  jeder  Staat  ist  in  jedem 
Augenblicke  der  Grefahr  ausgesetzt,  durch  ausseroi'dentliche  Ereig- 
nisse das  Gleichgewicht  in  seinem  Budget  gestört  zu  sehen  und 
jeder  von  ihnen  könnte  früher  oder  später  die  Hilfe  einer  voll- 
ständig solventen  Bank  beanspruchen  und  möglicherweise  er- 
zwingen, falls  es  kein  wirksames  Mittel  gäbe,  diese  vor  Ueber- 
griffen  der  Executivgewalt  zu  bewahren". 

„Wenn  die  Bank- und  Valutafrage  in  Oester reich  von  der 
Frage  des  Finanzdeficits  zu  trennen  unmöglich  wäre,  so  wäre  sie 
auch  anderswo  nicht^  nachdem  jeder  europäische  Staat  entweder 
ein  Deficit  hat  oder  eines  bekommen  kann". 

„Diese  beiden  Fragen  unterscheiden  sich  wesentlich  von  ein- 
ander darin,  dass  die  Beseitigung  des  Deficits  zum  Theile  durch 
äussere  Factoren  bedingt  ist,  deren  Einfluss  keine  menschliche 
Voraussicht  berechnen  und  deren  Vorhandensein  keine  mensch- 
liche Macht  beseitigen  kann,  —  welche  es  sonach  durch  längere 
oder  kürzere  Zeit  nothwendig  machen  können,  den  erforderlichen 
Mehraufwand  im  Staatshaushalte  durch  Creditoperationen  aufzu- 
bringen, während  die  Herstellung  der  Valuta  bei  näherer  Betrach- 
tung wesentlich  eine  innere  Frage  darstellt,  deren  erfolgreiche 
Erledigung  in  dem  freien  Willen  und  der  Gewalt  des  Staates 
liegt,  durch  ihr  Gelingen  aber  gerade  am  sichersten  die  Durch- 
führung der  etwa  erforderlichen  Creditoperationen  erleichtert  und 
schliesslich  zur  Herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichtes  mit- 
wirkt".») 

Der  Finanzminister  war  darauf  bedacht,  ehe  er  an  die  Aus- 
arbeitung eines  Planes  ging,  die  Wünsche  und  Ansichten  aus  den 


')  (Mayer)  Grundzüge  für  die  Herstellung  und  Erhaltung  einer  conver- 
tiblen  Papierwährung  in  Oesterreich.  Wien,  1861.  Die  oben  angeführte  Stelle  aus 
der  Vorerinnerung  und  zum  Theile  wörtlich  in  der   ministeriellen  Arbeit. 
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verschiedenen  Fachkreisen  kennen  zu  lernen^  Es  wurde  schon  er- 
wähnt, dass  die  Handelskammern  um  ein  Gutachten  angegangen 
wurden,  eine  Anzahl  von  Fachmännern,  Theoretiker  und  Praktiker, 
wurden  einvernommen,  wobei  die  verschiedenartigsten  Auffassungen 
zu  Tage  traten.  Endlich  wurde  eine  bedeutende  Capacität  auf  dem 
Gebiete  der  Nationalökonomie  mit  der  Ausarbeitung  einer  Schrift 
betraut,  welche  die  theoretischen  Grundsätze,  die  als  Basis  bei 
der  Herstellung  der  Valuta  zu  dienen  hätten,  zusammenfassen 
und  auch  praktische  Fingerzeige  geben  sollte,  wie  das  zu  er- 
strebende Ziel  zu  erreichen  war.  „Grundzüge  für  die  Her- 
stellung und  Erhaltung  einer  convertiblen  Papierwährung  in 
Oesterreich"  war  die  im  ministeriellen  Auftrage  verfasste  Arbeit, 
die  zwar  nicht  als  endgültiges  Project,  aber  doch  als  Substrat 
desselben  betrachtet  werden  konnte.  Der  Verfasser,  ein  Anhänger 
der  Currencydoctrin,  empfahl  die  Adoptirung  jener  wirthschaft- 
lichen  Lehren,  die  in  England  praktische  Aneiliennung  in  der 
Peel' sehen  Bankacte  vom  Jahre  1844  gefunden  haben.  Hiernach 
bewahrte  die  Banknote,  wenn  sich  deren  Umlaufsquantum  auf 
den  Minimalbedarf  des  Verkehres  beschränkte,  dem  volkswirth- 
schaftlichen  Gesetze  der  Nachfrage  und  des  Angebotes  durch 
ihre  eigene  Uncntbehrlichkeit  folgend  das  Pari  mit  der  Münze 
und  bedurfte  streng  genommen  nur  eines  solchen  Deckungsbetrages, 
welcher  der  Differenz  entspricht  um  die  der  Notenumlauf  im 
gegebenen  Augenblicke  den  Minimalbedai-f  übersteigt. 

Weit  wichtiger  als  die  theoretische  Doctrin  war  jedoch  in 
den  „Grundzügen"  der  Hinweis,  dass  bei  Herstellung  der  Valuta 
„ausschliessend  nur  die  Mittel  der  Bank,  deren  Effecten  und  ein 
beträchtlicher  Theil  ihres  Baarschatzes,  ohne  alle  Mitanspruch- 
nahme  der  Staatsfinanzen,  angewendet  werden  sollen",  wogegen 
jedoch  von  vorneherein  viele  Stimmen  sich  geltend  machten. 

Vornehmlich  waren  es  drei  Ursachen ,  welche-  nach  der 
Ansicht  des  Finanzministers  die  Entwerthung  der  Landeswährung 
verschuldet  hatten.  Einmal  die  übergrosse  Menge  der  emittirten 
Noten,  welche  nicht  durch  volkswirthschaftliche  Gründe,  nicht 
durch  die  Bedürfnisse  des  Verkehres,  sondern  vielmehr  durch 
jene  der  Finanzen  hervorgerufen  ward.  Als  der  Staat  im  Jahre 
1851)  der  Bank  auf  Rechnung  des  nicht  begebenen  Anlehens 
133  Millionen  entnahm,  sei  das  Circulationsbedürfniss  durch  die 
vorhandenen  Umlaufsmittel  gesättigt  gewesen  und  der  nachtheilige 
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Einfluss  habe  sich  sogleich  in  der  Entwerthung  der  über  die  Nach- 
frage mehr  angebotenen  Banknoten  gezeigt.  So  richtig  die  Prämisse 
ist,  die  Folgerung  des  Ministers,  dass  die  Zi£Ferhöhe  des  Silber- 
agios so  ziemlich  die  mathematische  Formel  für  die  Grösse  der 
überflüssigen  Banknoten  und  der  sofort  nothwendigen  Vermin- 
derung derselben  gebe,  schoss  weit  über  das  Ziel  hinaus,  indem 
die  Quantität  der  umlaufenden  Noten  auf  das  Steigen  oder  Fallen 
des  Agios  nicht  der  einzige  ausschlaggebende  Factor  ist. 

Durch  Benützung  der  „gesunden  Lehren  der  Erfahrung  und 
der  Wissenschaft",  wollte  Plener  den  Leitfaden  für  die  zu  er- 
greifenden Massnahmen  "fiiiden."* Er  sprach  sich  auf  das  Entschie- 
denste gegen  das  in  der  „Presse"  —  damals  das  Organ  von  Au- 
gust Zang  —  vertheidigte'Tröject  einer  Liquidation  der  Bank 
aus,  welches  „unter  den  gegenwärtigen  Valutaverhältnissen  für 
den  Geldmarkt  'und  den  Verkehr  ebenso  bestürzend  und  verderb- 
lich wäre,  indem  die  Einziehung  und  beziehungsweise  Ersetzung 
der  Banknoten  durch  Staatspapiergeld  die  Entwerthung  der  Bank- 
noten nur  in  erhöhter  Potenz  auf  das  neue  Papiergeld  übertragen 
würde".  Für  Oesterreich  schien  ihm  der  Bestand  eines  einzigen 
Zettel-Emissionsinstituts  nicht  nur  eine  linanzielle  und  volkswirth- 
schaftliche,  sondern  eine  politische  Noth wendigkeit.  „Mit  der 
Einführung  von  Länderzettelbanken",  heisst  es  in  einer  ministe- 
riellen Denkschrift,  „müsste  der  Staat  sein  Schuldverhältniss  zur 
Nationalbank  reell  und  vollständig  lösen  und  auf  jeden  Vortheil 
aus  dem  Zettelwesen  verzichten ;  mit  dem  Wegfallen  des  cen- 
tralen Zettelinstitutes  würde  der  daran  gewohnte  Verkehr  auf  ein- 
mal seiner  Lebensbedingung  entbehren,  wofür  die  zerstreuten  Local- 
banken  mit  den  verhältnissmässig  kleinen  Mitteln,  zumal  in  Zeiten 
gefährlicher  Handels-  und  Geldkrisen,  durchaus  keinen  Ersatz 
bieten  würden,  endlich  bildet  die  Einheitlichkeit  des  Zettelwesens 
in  einer  Hand,  bei  den  zu  Tage  getretenen  Separationsgelüsten 
in  einem  grossen  Theil  des  Reiches  ein  unerlässliches  Bindemittel 
von  solch'  materieller  Kraft  und  Festigkeit,  dass  dessen  Preis- 
gebung als  einer  der  grössten  politischen  Fehler  beklagt  werden 
müsste."  ') 

Die  öffentliche  Meinung  sprach  sich  damals  dahin  aus,  dass 
es  unschwer  wäre,  die  Solvenz  der  Bank  zu  bewerkstelligen.  Der 


')  Einer  ministeriellen  Schrift  entnommen. 
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Staat  brauchte  nur  seine  beiläufig  220  Millionen  betragende  Schuld 
abzutrai^cn.  um  dieses  Ziel  zu  (rreicliep",  von  anderer  i5efEe~~Würde 
aber  auch  eine  Mitwirkung  der  Bank  insofern  gefordert,  als  sie 
durch  eine  Beschränkung  des  Escomptegeschäftes,  ferner  durch 
Veräusserung  der  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Effecten  ebenfalls 
zur  Verminderung  der  Notenmenge  beitragen  sollte.  Namentlich 
war  es  die  Bank  selbst,  die  sich  mit  aller  Entschiedenheit  da- 
gegen aussprach.  In  einer  Zuschrift  des  Bankgouverneurs  an  den 
Minister  wurde  dargelegt,  dass  die  Mitwirkung  der  Bank  zur 
Herstellung  eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Bank- 
notenumlauf und  dem  Metallschatz  nicht  eine  entscheidende,  son- 
dern nur  eine  unterstützende  sein  könne,  und  eine  wesentliche 
Verminderung  des  Banknotenumlaufes  durch  Einschränkung  des 
Escompte-  und  Darleihgeschäftes  nicht  zu  erzielen  sei,  ohne  Be- 
drängnisse heraufzubeschwören,  deren  unheilvolle  Wirkungen  das 
ganze  wirthschaftliche  Leben  des  Reiches  gefährden  müssten. 
Aber  auch  auf  anderem  Wege  sei  die  erfolgreiche  Thätigkeit  der 
Bank  für  eine  Verminderung  des  Notenumlaufes  in  enge  Grenzen 
eingeschränkt.  Von  den  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Effecten 
könnten  höchstens  die  Grundentlastungsobligationen  und  die  Theiss- 
bahnprioritäten  nach  einem  längeren  Zeitabschnitte  ein  Verkaufs- 
object  bilden;  die  Lose  vom  Jahre  1860  seien  erst  in  den  letzten 
Monaten  des  Jahres  1861  verkäuflich.  Die  Verhältnisse  der  Bank 
und  des  Geldverkehres  im  Allgemeinen  werden  sich  klären,  wenn 
es  der  Staatsverwaltung  gelungen  sein  werde,  die  Vorschüsse  an 
die  Bank  zurückzuzahlen.  Die  Zuweisung  von  Werthen  helfe 
dem  Uebel  an  der  Wurzel  nicht  ab.  Die  Finanzverwaltung  sei 
in  der  Lage,  dies  zu  thun.  P]inmal  durch  Verkauf  jener  3  Mil- 
lionen L.  St.  der  in  London  emittirten  Anleihe  vom  Jahre  1859, 
durch  Veräusserung  der  Staatsgüter,  endlich  durch  entsprechende 
Verwerthung  der  der  Bank  zur  Deckung  einer  Forderung  von 
99  Millionen  zugewiesenen  Obligationen  des  T^ottoanlehens  vom 
Jahre  1860.  •) 

Diese  Auffassung  wurde  von  der  Finanzverwaltung  nicht 
getheilt.  Denn  hienach  übernahm  der  Staat  allein  und  ausschliess- 
lich grosse  Lasten,  während  die  Bank  nicht  das  geringste  Opfer 
zu  bringen  hatte.     Die    unmittelbare  Beschaffung   des  Darlehens-. 


')  Note  des  Gouverneurs  vom  '28.  Mai. 


Die  letaten  Jahre  des  centralistischen  Reiches.  oUO 

betrages  von  Seite  der  Nationalbank,  heisst  es  in  einem  mini- 
steriellen Actenstücke,  sei  mit  keiner,  die  Fabrikationskosten  über- 
steigenden Mühewaltung  und  Capitalshintangabe  verbunden  ge- 
wesen. Allerdings  habe  die  Bank  ihren  Credit  eingesetzt,  ihn  aber 
nicht  realisirt,  so  lange  sie  unter  dem  Schilde  der  Suspension  der 
Baarzahlung  stehe,  aber  in  ihren  Forderungen  an  den  Staat  eine 
Quelle  reichlichen  Gewinnes  gefunden.  Den  grössten  Theil  der 
Dividenden  habe  die  Bank  aus  dem  Erträgnisse  der  Staatsschuld 
gezogen.  In  43  Jahren  des  Bestehens  der  Bank  habe  diö  Verzin- 
sung 2'/2''/o7  seit  1860  1.23%  betragen.  Aus  dem  Gesammtbe- 
trage  der  im  Jahre  1860  vertheilten  Dividende  von  8.4  Millionen 
participirte  das  Erträgniss  aus  den  Geschäften  der  Bank  mit  dem 
Staate  mit  beiläufig  3  Millionen  Gulden, 

Es  war  allerdings  ein  Fehlei*  des  Uebereinkommens  vom 
1,  April  1860  gewesen,  dass  für  die  damals  der  Bank  überwiesenen 
Effecten  bezüglich  eines  Veräusserungstermines  keine  bindende  Be- 
stimmung getroffen  worden  war.  Die  Freunde  und  Partisane  der 
Bank  hatten  aus  diesem  Grunde  die  Massregel  mit  grosser  Befrie- 
digung begrüsst.  Die  Bankactien  Hessen  eine  erhöhte  Rente  er- 
warten, stiegen  demgemäss,  und  ausdrücklich  wurde  versichert, 
dass  die  Bank  wohl  nie  in  die  Lage  kommen  werde,  diese  Papiere 
zu  veräussern.  Bis  auf  Tag  und  Stunde  wurde  berechnet,  wie 
lange  diese  Effecten  im  Besitze  der  Bank  bleiben  und  einen  unge- 
schmälerten Zins  abwerfen  würden,  und  die  auf  Veräusserung  der 
Effecten  gerichtete  Absicht  des  Finanzministers  fand  daher  in  den 
betheiligten  Kreisen  wenig  Anklang.  Die  Bank  beabsichtigte  auch 
nicht  sich  derselben  zu  entledigen,  obgleich  mit  gutem  Willen  und 
einigem  Geschick  eine  Realisirung  möglich  gewesen  wäre,  Sie  steifte 
sich  eben  auf  ihren  Schein  und  fand  es  dem  Interesse  ihrer  Actio- 
näre  zuträglicher,  die  Papiere  zu  behalten  und  die  Coupons  abzu- 
schneiden, die  hiefür  erhaltenen  Zinsen  als  Bankerträgniss  bei  der 
Dividendenvertheilung  zu  verwenden.  Auf  wiederholte  Aufforde- 
rungen des  Ministers  diesen  Effectenbesitz  auf  den  Markt  zu  brin- 
gen, antwortete  die  Bank  in  der  Regel  mit  dem  Hinweise  auf  die 
nothwendigen  Verluste,  welche  sie  dadurch  erleiden  würde,  und 
forderte  von  der  Regierung  den  Verkauf  der  bei  ihr  verpfändeten 
Lose  und  die  Abtragung  der  Schuld  mit  dem  Erlöse, 

Der  Minister  hatte  nicht  die  geringste  Neigung  darauf  einzu- 
gehen.    Die   Sechziger  Lose  standen  damals  kaum  auf  82  und  jede 
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ausgedehntere  Begebung  musste  natürlich  den  Cours  noch  mehr 
drücken.  Der  Staat^  äusserte  Plener  auf  dieses  Ansinnen,  soll  das 
Opfer  ausschliesslich  tragen,  damit  der  Bank  und  ihren  Actionären 
keine  Schmälerung  ihrer  Einnahme  erwachse.  Für  ihn  stand  es 
fest,  dass  nicht  der  Staat  allein,  sondern  auch  die  Mitwirkung 
der  Bank  in  Anspruch  genommen  werden  müsse,  um  die  Valuta- 
frage ihrer  Lösung  zuzuführen. 

Der  ursprüngliche  Plan  der  Regierung  vom  December  1861 
war  folgender:  Der  Staat  schuldete  der  Bank  251.257  Millionen 
Gulden,  und  zwar  für  die  Einlösung  des  Wiener  Währung- 
Papiergeldes  41.661,  die  durch  Staatsgüter  bedeckte  Schuld  betrug 
90,5<,6  Millionen,  der  Vorschuss  auf  das  Anlehen  vom  29,  April 
1859  99  Millionen,  endlich  Vorschüsse  in  Silber,  auf  die  3  Millionen 
L,  St.  der  in  London  in  demselben  Jahre  emittirten  Anleihe,  von 
20  Millionen.  Was  die  Wiener  Währungsschuld  anbelangt,  be- 
standen besondere  Vertragsbestimmungen,  wornach  bis  1870  die 
vollkommene  Tilgung  der  ganzen  Schuld  bewirkt  werden  sollte. 
Die  Abtragung  des  Silbervorschusses  von  20  Millionen  sollte  der 
Bank  in  Raten  zugesichert  und  die  Mittel  in  der  Verwerthung 
jener  Effecten  gefunden  werden.  Von  den  beiden  anderen  Posten 
im  Betrage  von  1 89.956  Millionen  sollte  eine  Summe  von  100  Mil- 
lionen als  permanente  Regierungsschuld  ausgeschieden  werden, 
es  erübrigte  daher  ein  Restbetrag  von  89.t,56  Millionen,  welcher 
dem  durch  die  Staatsgüter  bedeckten  Schuldposten  fast  gleichkam, 
und  die  ^inanzverwaltung  hatte  die  Absicht  einen  Theil  dieser 
Schuld  durch  Verkauf  jener  Güter  abzustatten,  sich  aber  auch 
nach  Umständen  vorzubehalten,  eine  andere  raschere  Abwicklungs- 
modalität zu  wählen.  Der  Staat  erhielt  123  Millionen  in  Schuld- 
verschreibungen des  Anlehens  vom  Jahre  1860  zurück,  womit 
ein  bedeutender  Theil  des  Deficits  für  das  Jahr  1862  bedeckt 
werden  konnte. 

Die  Einwirkung  auf  die  Verbesserung  der  Valuta  sollte  durch 
die  der  Nationalbank  aufzuerlegende  Verpflichtung  zur  Veräusse- 
rung  ihrer  Effecten  und  durch  die  vom  Staate  zu  leistenden 
Zahlungen  erzielt  werden.  Für  die  Herstellung  der  Notenparität 
musste  ohnehin  ein  etwas  längerer  Zeitraum  festgesetzt  werden, 
um  die  tiefgreifenden  Wirkungen  auf  die  Rechts-  und  Vcrmögens- 
verhältnissc  zu  mildern. 
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Auf  Grundlage  dieser  Vorschläge  erbat  sich  von  Plener 
Anfangs  December  1861  die  kaiserliche  Ermächtigung  ein  Ueber- 
einkommen  mit  der  Bank  abschliessen  zu  dürfen,  welches  auch 
in  der  That  im  Februar  des  folgenden  Jahres  zu  Stande  kam. 
Noch  ehe  aber  die  Angelegenheit  so  weit  gediehen  war,  machte 
der  Minister  schon  am  17.  December  bei  Einbringung  der  Finanz- 
vorlagen dem  Reichsrathe  die  ersten  Mittheilungen  über  die  Grund- 
züge seines  Planes,  und  die  Publicistik  bemächtigte  sich  fast  ein 
Jahr  lang  des  Gegenstandes,  um  den  Bankplan  des  Ministers  von 
den  verschiedensten  Seiten  anzugreifen.  Natürlich  wurden  dabei 
die  mannigfaltigsten  Einwendungen  geltend  gemacht,  während  die 
Einfachheit  des  Grundgedankens  vielleicht  mit  Ausnahme  eines 
einzigen  Beurtheilers,  unberücksichtigt  blieb.  ')  Deficit  und  Valuta 
bildeten  die  beiden  Calamitäten,  deren  Beseitigung  sich  der  Minister 
vorgesetzt  hatte,  und  während  er  für  das  erstere  durch  Wieder- 
erlangung der  Obligationen,  die  sich  im  Besitze  der  Bank  befanden, 
Vorsorge  traf,  bahnte  er  die  Herstellung  der  Valuta  mit  verhält- 
nissmässig  geringen  Kosten  für  den  Staat  an,  und  wenn  er  vielleicht 
der  Bankcoterie  einige  Concessionen  machte,  die  ursprünglich 
nicht  in  seiner  Absicht  lagen,  so  leitete  ihn  hierbei  der  politische 
Gesichtspunkt  dem  parlamentarischen  Ministerium  nicht  noch  zahl- 
reichere Gegner  auf  den  Hals  zu  ziehen,  als  es  ohnehin  schon 
besass.  Die  gegen  den  Plener'schen  Plan  vorgebrachten  Bedenken 
boten  vom  volkswirthschaftlichen  Standpunkte  manches  Beachtens- 
werthe,  aber  kein  einziger  Plan  schloss  sich  so  sehr  an  das  Beste- 
hende an,  dessen  Fortbildung  und  Entwickelung  angestrebt  wurde. 
Keiner  nahm  so  viel  Rücksicht  darauf,  dass  nicht  etwas  vollständig 
Neues  eingeführt  werde,  dessen  wohlthätige  oder  nachtheilige 
Folgen  doch  nicht  vollständig  zu  berechnen  waren.  Am  meisten 
hatten  Jene  Unrecht,  welche  es  tadelten,  dass  der  Minister  schon 
so  rasch  an  die  Herstellung  der  Valuta  Hand  anlegen  wollte, 
während  gerade  dieses  von  dem  wirthschaftlichen  Verständnisse 
des  Mannes  zeigt.  Aber  man  ist  in  Oesterreich  seit  1848  theore- 
tisch immer  für  die  Regulirung  des  Geldwesens,  tritt  jedoch  die 
grosse  Frage  unmittelbar  heran,  zeigt  man  eine  fast  unüberwind- 
liche Scheu,  die  Lösung  zu  beschleunigen. 


')  Wagner,    die    Herstellung   der   Nationalbank    mit    besonderer   Rücksicht 
auf  den  Bankplan  des  Finanzministers  von  Plener.  Wien,  1862. 
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Im  Wesentlichen  beruhte  die  Vorlage  des  Finanzministers, 
welche  dem  Abgeordnetenhause  am  13.  März  1862  zuging,  auf 
den  eben  dargelegten  Grundsätzen.  •)  Die  Wiener  Währungs- 
schuld sollte  demnach  bis  1870  getilgt,  der  Silbervorschuss  von 
20  Millionen  rückgezahlt  werden.  Dagegen  wurden  von  dem  Rest- 
betrage, nicht  wie  es  Anfangs  beabsichtigt  war  100,  sondern  bloss 
80  Millionen  ausgeschieden  und  dem  Staate  als  Entgelt  für  die 
Verlängerung  des  Privilegiums  als  Darlehen  überlassen,  welches 
bis  zur  Rückzahlung  mit  2  "/„  jährlich  verzinst  und  in  fünf 
Jahresraten  in  den  Jahren  vom  31.  December  1886  bis  31.  De- 
cember  1890  zurückgezahlt  werden  sollte.  Der  Schuldrest  sollte 
durch  die  Erträgnisse  der  in  Verwaltung  der  Nationalbank  be- 
findlichen Staatsgüter  und  durch  den  Erlös  der  Obligationen  des 
Anlehens  vom  Jahre  1860  beglichen  werden.  Bezüglich  der  Letz- 
teren verlangte  die  Finanzverwaltung  nicht,  wie  sie  es  ursprüng- 
lich in  Aussicht  genommen  hatte,  die  Uebcrmittlung  des  ganzen 
Betrages  an  den  Staat,  sondern  nach  erfolgter  Veräusserung  der 
Schuldverschreibungen  im  Betrage  von  123  Millionen,  die  Zuwei- 
sung von  41  Millionen  an  die  Bank  und  von  82  Millionen  an  den 
Staat.  Wenn  die  Bank  aus  dem  Domänenerlös  in  einem  Jahre 
weniger  als  10  Millionen  Gulden  herausschlagen  würde,  so  über- 
nahm der  Staat  die  Verpflichtung,  nach  vollendeter  Abzahlung 
der  Silberschuld  den  noch  fehlenden  Betrag  bis  zum  14.  Februar 
des  nächsten  Jahres  beizuschaffen.  Die  Bank  dagegen  hatte  ihre 
eigenen  Effecten  in  den  nächsten  Jahren  so  weit  zu  veräussern, 
als  zur  Erreichung  der  statutenmässigen  Bedeckung  der  Noten 
nothwendig  war. 

Die  dritte  Section  des  Finanzausschusses  des  Abgeordneten- 
hauses, mit  der  Vorberathung  betraut,  schritt  zunächst  an  die 
Vernehmung  von  Experten.  Die  Praktiker  waren  zumeist  für 
den  Plan  mit  geringen  Modilicationen,  die  Theoretiker,  mit  Aus- 
nahme Wagner's,  dagegen  ^) ;  Zang  redete  seinem  mit  grossem 
Scharfsinne  vertheidigten  Projecte,  die  ganze  Bank  aufzulösen  und 
zur  staatlichen  Papiergeldemission  überzugehen,  das  Wort,  wäh- 
rend der  tüchtigste  und  scharfsinnigste  Theoretiker  ( )c8tc)-reichs, 

')  Derselben  war  der  Stand  der  Staatsschuld  vom  81.  Januar  186'2  im 
Betrag  von  249.3,  Millionen  Gulden  zu  Grunde  gelegt. 

2)  Vergl.  den  Aufsata  Wagner's  in  „Unsere  Zeit"    1863,  Bd.  7,  8.  238. 
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R,  von  Mayer,  im  Wesentlichen  jene  Ginindsätze  vertheidigte,  die 
er  in  seiner  bereits  erwälmten,  im  Auftrage  des  Finanzministeriums 
ausgearbeiteten  Schrift  ausführlich  und  mit  einem  grossen  Auf- 
wand von  Scharfsinn  dargelegt  hatte. 

Die  Stimmung  des  Ausschusses  war  Anfangs  dem  vorgelegten 
Entwürfe  nicht  günstig.  Das  Resultat  der  Berathungen  der  dritten 
Section  des  Finanzausschusses  war  die  Ablehnung  der  Plener'schen 
Vorlage.  Die  Majorität,  deren  Wortführer  Dr.  Herbst  war, 
sprach  sich  principiell  für  die  Verwerfung  aus,  während  eine 
Minorität  von  zwei  Stimmen  Modificationen  beantragte.  Der  An- 
trag Hopfen's  wurde  im  Plenum  des  Ausschusses  angenommen, 
wonach  das  Uebereinkommen  als  nicht  annehmbar  in  seinen 
wesentlichen  Bestimmungen  befunden  und  die  dritte  Section  auf- 
gefordert wurde,  wegen  entsprechender  Aenderung  des  Ueber- 
einkommens  oder  Beantragung  anderer  Massregeln,  Anträge  zu 
stellen. 

Erst  im  September  gelangte  der  Ausschussbericht  an's  Haus. 
Der  Ausschuss  bemängelte  zunächst  die  Verlängerung  des  Privi- 
legiums auf  24  Jahre  und  war  überhaupt  der  Ansicht,  dass  das 
Uebereinkommen  weder  aus  finanziellen,  noch  aus  wirthschaft- 
lichen  Gründen  zu  billigen  sei,  dieses  nicht  weil  die  Abwicklung 
des  Schuldverhältnisses  des  Staates  in  zu  weite  Ferne  gerückt 
sei,  auch  die  Bank  zur  Veräusserung  ihres  Eflfectenbesitzes  nicht 
einmal  verpflichtet  werde,  daher  an  eine  Wiederaufnahme  der 
Baarzahlungen  erst  nach  Ablauf  eines  Jahrzehnts  werde  geschritten 
werden  können.  Allein  auch  vom  finanziellen  Standpunkte  könne 
das  vorgelegte  Uebereinkommen  nicht  als  vortheilhaft  angesehen 
werden,  weil  das  Entgelt,  welches  für  das  zu  überlassende  Privi- 
legium bedungen  werde,  mit  dem  Werthe  und  Erträgnisse  nicht 
im  Verhältnisse  stehe. 

Die  Anträge  des  Ausschusses  gingen  nun  dahin,  die  Rück- 
zahlungstermine abzukürzen.  Die  Regierungsvorlage  hatte  das 
Jahr  1870  zur  vollständigen  Tilgung  der  Staatsschuld  in  Aus- 
sicht genommen.  Der  Ausschuss  wollte  das  Verhältniss  zwischen 
Staat  und  Bank  bis  zum  letzten  December  1866  geregelt  wissen. 
Der  aus  der  Einlösung  des  Wiener  Währung  -  Papiergeldes  her- 
rührende Schuldposten  zu  ungefähr  gleichen  Theilen  theils  mit 
4**/o  verzinslich,  theils  unverzinslich,  sollte  vom  Tage  des  Ueber- 
einkommens   mit  2  %  verzinst   und  in   vier   gleichen  Jahresraten 
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von  Ende  December  1863  bis  zum  Schlüsse  1866  getilgt  werden. 
Die  Vorschüsse  mit  20  Millionen  Gulden  in  Silber  auf  das  in  I^on- 
don  1859  ausgegebene  Anlehen  sollten  nach  der  Regierungsvorlage 
in  zwanzig  monatlichen  Raten  in  den  Jahren  1863  und  1864 
rückgezahlt  werden.  Der  Ausschuss  hielt  diese  Bestimmung 
nicht  für  zweckmässig,  indem  dadurch  dem  Staate  drückende 
Verpflichtungen  auferlegt  und  weder  für  die  Bank,  noch  für  die 
Verbesserung  der  Valuta  Vortheile  erzielt  würden.  Die  Ver- 
mehrung des  Baarschatzes  werde  erst  dann  nothwendig  sein,  wenn 
die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlungen  nahegerückt  sein  werde, 
vorläufig  handle  es  sich  bloss  um  eine  Verminderung  der  Cir- 
culationsmittel.  Aus  diesem  Grunde  wurden  auch  die  Rück- 
zahlungsmodalitäten dieses  Schuldpostens  dahin  geregelt,  dass  dieser 
Betrag  in  zwei  gleichen  Raten  Ende  December  1865  und  1866 
abgetragen  werden  sollte.  Von  der  noch  restirenden  Gesammt- 
forderung  der  Bank  an  den  Staat  sollte  ein  Betrag  von  80  Mil- 
lionen ausgeschieden  und  dem  Staate  als  ein  Darlehen  überlassen 
werden,  welches  bis  zur  Aufnahme  der  Baarzahlung  unverzinslich, 
von  diesem  Zeitpunkte  angefangen  aber  mit  27o  jährlich  verzinslich 
sein  sollte,  eine  Bestimmung,  über  die  man  sich  erst  nach  mannig- 
fachen Debatten  geeint  hatte,  da  einige  Stimmen  das  künftige 
Erträgniss  der  Bank  ausserordentlich  hoch  veranschlagten  und 
erst  einige  publicistische  Enunciationen  der  Bank  eine  nüchterne 
Auffassung  Platz  greifen  Hessen,  Behufs  Rückzahlung  des  Restes, 
beiläufig  noch  68  Millionen  betragend,  wurden  zunächst  Ertrag 
und  Verwerthung  der  Staatsgüter  in  Aussicht  genommen. 

Die  grossen  Verpflichtungen,  welche  dem  Staate  für  die 
nächsten  Jahre  aufgebürdet  wurden,  wogen  leicht  im  Verhältnisse 
zu  dem  in's  Auge  gefassten  Ziele,"  da  nach  der  Ansicht  des  Aus- 
schusses „durch  die  Fortdajier  der  Valutacalamität  alle  volks- 
wirthschaftlichen  Interessen  auf  das  Tiefste  verletzt  wurden  und 
auch  die  Staatsfinanzen  Einbusse  erlitten". 

Nebst  der  Regelung  der  Staatsschuld  bildete  auch  das 
Deckungsverhältniss  der  Banknoten  einen  erwähnenswerthen  Punkt. 
Das  Bankstatut  vom  Jahre  1841  enthielt  in  dieser  Beziehung  nur 
die  mit  den  Ansichten  der  äussersten  Ivinken  unter  den  Bank- 
theoretikern übereinstimmende  Norm:  Der  Bankdirection  liege  ob, 
von  Zeit  zu  Zeit  ein  solches  Verhältniss  der  Notenemission  zu 
dem  Münzstande  festzusetzen,   welches  die  vollständige  Erfüllung 
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der  Verpflichtung,  die  Noten  auf  jedesmaliges  Verlangen  des  Ueber- 
bringers  sogleich  in  bankmässige  Silbermünze  nach  ihrem  vollen 
Nerinwerthe  auszuzahlen,  zu  sichern  geeignet  sei.  Das  Gesetz  vom 
30.  August  1858  sprach  sich  bestimmter  aus  und  forderte,  dass 
wenigstens  ein  Drittel  mit  Metall,  der  Rest  aber  mit  statuten- 
mässig  escomptirten  und  beliehenen  Effecten  bedeckt  sein  solle. 
Plener  war  ein.  Gegner  diesei*  von  Deutschland  nach  Oesterreich 
verpflanzten  Drittelbedeckung.  Dieses  Verhältniss  bot,  seiner 
Meinung  nach,  keine  ausreichende  Sicherheit  gegen  Notencalami- 
täten  und  erschien  „nach  Umständen  zu  gross  und  mit  einer  über- 
flüssigen Todtlegung  eines  sehr  theuern  Silbercapitals  verbunden, 
und  unter  andern  Verhältnissen,  namentlich  bei  einem  absolut  zu 
grossen  Notenumläufe,  zu  gering." 

Die  ministerielle  Vorlage  setzte  auf  Grundlage  der  mit  der 
Bank  getrofi"enen  Vereinbarung  die  Bedeckung  mit  einem  Drittel 
bis  zum  Betrage  von  330  Millionen  fest;  bei  einem  Notenumläufe 
bis  440  Millionen,  die  Drittelbedeckung  bis  zu  330  Millionen  und 
darüber  hinaus  die  Hälfte  des  Mehrbetrages,  endlich  bei  einem 
440  Millionen-  übersteigenden  Umlaufe  sollte  jede  diesen  Betrag 
überschreitende  Note  metallische  Bedeckung  erhalten.  Der  nicht 
auf  Silber  fundirte  Theil  der  Noten  sollte  in  allen  Fällen  mit 
statutenmässig  escomptirten  oder  beliehenen  Effecten  bedeckt  sein; 
Bankpfandbriefe  bloss  bis  zur  Höhe  von  20  Millionen  und  nur 
mit  zwei  Drittel  des  Nennwerthes  zur  Bedeckung  dienen  können. 
Der  Ausschuss  entnahm  der  Regierungsvorlage  bloss  die  allgemeine 
Bestimmung,  dass  die  Bankdirection  für  ein  solches  Verhältniss 
des  Metallschatzes  zur  Notencirculation  Sorge  zu  tragen  habe, 
welches  geeignet  sei,  die  vollständige  Noteneinlösbarkeit  zu  sichern. 
In  allen  übrigen  Punkten  wurde  die  Regierungsvorlage  verworfen 
und  die  Bestimmung  beliebt,  dass  jener  Betrag,  um  welchen  die 
Summe  der  umlaufenden  Noten  200  Millionen  übersteigt,  unbedingt 
in  gesetzlicher  Silbermünze  oder  Silberbarren  gedeckt  sein  müsse, 
der  gesammte  Notenumlauf  stets  eine  vollständige  bankmässige 
Deckung  erhalten  sollte.  Bis  zum  vierten  Theile  sollte  Gold  in 
Münze  oder  in  Barren  anstatt  des  Silbers  zur  Bedeckung  ver- 
wendet werden  können.  Obgleich  der  Ausschussbericht  sich  gegen 
das  System  der  Peel'schen  Acte  ausspricht,  weil  es  eine  grosse 
Schwierigkeit  mache,  das  Minimum  an  Noten,  dessen  der  Verkehr 
bedürfe,  festzusetzen,  so  wurde  doch  eine  Modalität  vorgeschlagen, 
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die  mit  dem  Peel'schen. Bedeckungsmodus,  die  Fixirung  einer  be- 
stimmten Quote,  welche  nicht  metallisch  bedeckt  zu  sein  braucht, 
gemein  hat,  und  sich  nur  darin  von  der  englischen  Bank  unter- 
scheidet, dass  dieser  bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  auf  Grund- 
lage von  Regierungssicherheiten  die  Ausgabe  von  Noten  gestattet 
ist,  während  die  österreichische  Bankacte  für  die  Notenmenge  bis 
zum  Betrage  von  200  Millionen  eine  bankmässige  Grundlage  fordert. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  im  Ausschusse,  platzten  im  Hause 
die  Gegensätze  aufeinander.  In  umfassender  und  geistreicher, 
wenn  arfch  etwas  doctrinärer  Weise  erörterte  Hasner  die  ver- 
schiedenen Banksysteme:  Staatsbank,  privilegirte  Centralbank, 
privilegirte  Landesbanken  und  Bankfreiheit;  er  erklärte  sich  gegen 
die  letztere,  weil  die  Erfahrung  gegen  sie  gesprochen  und  die- 
selbe nur  dort  denkbar  sei,  „wo  ein  ziemlich  isolirtes  Gemein- 
wesen sei,  wo  isolirte  Existenzen  vorkommen,  Ansiedlungen  in 
weiten  Zwischenräumen  entstehen,  wie  in  Amerika,  wo  aber  eine 
solche  Isolirung  nicht  möglich  sei,  sei  auch  Bankfreiheit,  ohne 
die  Calamitäten  des  mannigfachen  Variirens  der  Valuta  hervor- 
zurufen, nicht  möglich".  Im  Wesentlichen  befürwortete  er  die 
Anträge  des  Ausschusses;  nur  in  der  Bedeckungsfrage  begründete 
er  auf  eine  etwas  eigenartige  Weise  seinen  Standpunkt.  Theore- 
tisch, meinte  er,  würde  das  System  der  Freiheit  der  Bedeckung, 
d.  h.  der  bankmässigen  Deckung,  ohne  irgendwelche  Normen 
bezüglich  der  Höhe  des  Baarvorrathes  vorzuschreiben,  ihm  am 
entsprechendsten  erscheinen,  weil  es  das  elastischeste  sei  und  das 
kaufmännische  Interesse  am  leichtesten  befriedigen  könne,  aber  es 
habe  eine  Masse  praktischer  Bedenken  gegen  sich.  Dennoch 
gerieth  er  theilweise  mit  seiner  theoretischen  Anschauung  in  Wider- 
spruch, wenn  er  im  Laufe  seiner  Rede  es  als  möglich  hinstellt, 
dass  die  Bank  durch  eine  allzustarke  Emission  von  Noten  Krisen 
hervorrufen  könne.  Das  Hauptgewicht  legte  er  darauf,  dass  in 
einem  Lande,  wo  die  Valuta  zerrüttet  sei,  wo  Alles  darauf  an- 
komme, vorzugsweise  das  Vertrauen  zu  erwecken  und  einen  sichern 
Weg  zur  Regelung  der  Valuta  einzuschlagen,  ein  stringenteres 
System  gewiss  an  seinem  Platze  sei. 

Bei  der  Specialdebatte  suchte  der  Finanzminister  vergebens 
die  Verlängerung  des  Bankpiivilegiums  bis  zum  Jahre  1880  durch- 
zusetzen. Eine  regere  Debatte  erhob  sich  bei  der  Frage  über 
die  Antheilnahme  des  Staates  an  dem  Gewinnste  der  Bank,   Der 
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Ausschuss  hatte  beantragt,  dass  der  Nettogewinn  der  Bank,  so- 
bald er  6Yo  übersteigt,  zwischen  dem  Staate  und  den  Actionären 
getheilt  werden  soll.  Schon  bei  der  Generaldebatte  wurde  da- 
gegen der  principielle  Gegenantrag  eingebracht,  dass  als  Grund- 
satz zu  beschliessen  sei,  eine  Betheiligung  des  Staates  an  dem 
Gewinne  der  Bank  finde  nicht  statt,  dagegen  habe  die  Bank  als 
Entgelt  für  die  Verlängerung  des  Privilegiums  ein  unverzinsliches 
Darlehen  von  80  Millionen  zu  gewähren.  Ein  anderer  Antrag 
ging  dahin,  eine  2"/oige  Verzinsung  der  80  Millionen,  beginnend 
vom  Tage  der  Aufnahme  der  Baarzahlung,  festzusetzen.  Einige 
Redner,  die  im  Wesentlichen  mit  dem  Prinzipe  des  Ausschuss- 
antrages einverstanden  waren,  fanden  das  den  Actionären  ge- 
währte Präcipuum  zu  hoch,  andere  zu  niedrig;  so  Wintei'stein, 
der  erst  nach  einer  Dividende  von  7%  eine  Antheilnahme  des 
Staates  befürwortete,  ein  Antrag,  der  von  Szabel  „als  eine  reine 
Far9e  über  die  Betheiligung"  bezeichnet  wurde,  „da  man  das 
grosse  Prinzip  der  freien  Bewegung  der  Bank  um  eine  Bagatelle 
preisgebe,  indem  der  in  Aussicht  gestellte  Nutzantheil  des  Staates 
unmöglich  von  Belang  sein  könne".  Obgleich  die  Regierungs- 
vorlage eine  Gewinnstbetheiligung  des  Staates  nicht  enthielt,  sprach 
sich  der  Finanzminister  dafür  aus  und  suchte  die  Ansichten  jener 
zu  entkräften,  die  darin  eine  Geföhrdung  der  Unabhängigkeit  der 
Bank  zu  erblicken  wähnten,  stimmte  jedoch  im  Wesentlichen  den 
von  Winterstein  beantragten  Vorschlägen  bei,  und  befürwortete 
endlich  die  Verzinsung  mit  20/q,  Das  Haus  eijtschied  für  Nicht- 
betheiligung  des  Staates  an  dem  Gewinne  und  für  ein  unverzins- 
liches Darlehen  von  80  Millionen  während  der  Privilegiumsdauer.  ') 
'  Die  Bankacte  hatte  auch  nach  ihrer  Annahme  im  Abge- 
ordnetenhause manche  Fährlichkeit  zu  bestehen.  Die  Bank  war 
natürlich  mit  den  Beschlüssen  des  Hauses  nicht  einverstanden. 
Sie  bemängelte  die  Kürze  der  Privilegiumsdauer,  die  Unverzins- 
lichkeit des  Anlehens,  den  Bedeckungsmodus  und  dergleichen 
mehr.  Das  Herrenhaus  kam  theilweise  den  Forderungen  der 
Bank  entgegen,  änderte  die  Beschlüsse  des  anderen  Hauses,  in- 
dem es  sich  für  eine  vierzehnjährige  Privilegiumsverlängerung, 
eine  Verzinsung  für  die  dem  Staate  überlassenen  80  Millionen 
J3is  zum  Betrage  von  1  Million  Gulden,  eine  bankmässige  Deckung, 

')  Stenographisches  Protokoll  HO.  October  1862. 
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aber  bis  zu  350  Millionen  mindestens  Drittelbedeckung,  darüber 
hinaus  metallische  Deckung,  aussprach.  Erst  einer  gemischten 
Commission  beider  Häuser  gelang  es,  eine  Vereinbarung  zu  er- 
zielen, das  Herrenhaus  Hess  hinsichtlich  der  Pi-ivilegiumsdauer 
und  der  Bedeckungsfrage  seine  abweichenden  Beschlüsse  fallen 
und  begnügte  sich  mit  dem  Zusätze,  dass  die  Bank  im  Falle 
der  Unzulänglichkeit  des  festgestellten  Betrages  von  200  Mil- 
lionen Gulden,  berechtigt  sein  sollte,  ihre  begründeten  Anträge 
der  Finanzverwaltung  vorzulegen  und  die  verfassungsmässige  Be- 
handlung zu  verlangen.  Die  Verzinsung  des  Darlehens  von  80  Mil- 
lionen wurde  bedingungsweise  bis  zu  einem  Betrage  von  1  Million 
Gulden  festgesetzt,  insoweit  derselbe  zu  einer  7%igen  Dividende 
erforderlich  sei. 

Die  Bankdirection  verfolgte  mit  erklärlichem  Interesse  die  Ver- 
handlungen, und  suchte  durch  ihren  Generalsecretär  von  Lukam 
die  öffentliche  Meinung  aufzuklären.  Der  Ausschuss  des  Abge- 
ordnetenhauses hatte  auf  Grundlage  angestellter  Berechnungen 
eine  19  oder  mindestens  Ißynige  Verzinsung  des  Actiencapitals 
der  Bank  in  Aussicht  gestellt,  der  Vertreter  der  Regierung  nur 
9.7%  angenommen.  Die  Bank'  kam  bloss  zu  einem  Ergebnisse  von 
'^Vs^/o?  blieben  aber  die  80  Millionen  unverzinslich,  dann  würde 
das  Erträgniss  höchstens  6.75%  ausmachen,  und  daher  könne  auf 
die  2o/(|ige  Verzinsung  nicht  Verzicht  geleistet  werden.  Nicht 
minder  bemängelte  sie  die  Beschränkung  des  Privilegiums  auf 
10  Jahre  und  das  System  der  Notenbedeckung.  Um  die  Irrigkeit 
des  letzteren  auch  wissenschaftlich  darzulegen,  wurde  der  damals 
in  Wien  lebende  Nationalökonom  Adolf  Wagner  zur  Abfassung 
der  Schrift  veranlasst :  Die  Geld-  und  Credittheorie  der  Peel'schen 
Bankacte,  Allein  alle  Bemühungen  der  Bankdirection  blieben  frucht- 
los und  die  Polemik  hatte  nur  insofern  Einfluss,  als  das  Herren- 
haus den  Versuch  machte,  die  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses 
abzuändern.  Als  sich  jedoch  die  beiden  Häuser  geeinigt  hatten, 
machte  die  Bank  nur  noch  in  der  Verzinsungsfrage  Schwierig- 
keiten, fügte  sich  jedoch  schliesslich  in  Verhältnisse,  deren  Be- 
seitigung nicht  in  den  Händen  des  Finanzministers  lag. 

Am  Schlüsse  des  Jahres,  am  29.  December  1862,  gab  der 
Bankausschuss  seine  Zustimmung,  und  am  14.  Januar  1863  konnte 
die  Bankacte,  welche  sechs  Tage  zuvor  die  kaiserliche  Sanction 
erhalten  hatte,  veröffentlicht  werden. 
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Das  Verdienst  der  Plener'schen  Verwaltung  zur  Herstellung 
des  metallischen  Geldwesens  bleibt  ungeschmälert,  obgleich  in 
der  Folge  die  dafür  gebrachten  Opfer  nutzlos  waren.  Dagegen 
waren  die  Bemühungen  im  Staatshaushalte,  den  Abgang  dauernd 
zu  decken,  von  keinem  Erfolge  gekrönt. 

Nicht  so  sehr  die  Ueberzeugung  von  der  Erspriesslichkeit 
einer  parlamentarischen  Mitwirkung  in  allen  Fragen  staatlichen 
Lebens  hatte  den  constitutionellen  Einrichtungen  zum  Siege  ver- 
helfen, sondern  zumeist  die  Rücksicht,  dass  es  nunmehr  leichter 
gelingen  dürfte,  die  erforderlichen  Mittel  für  Heer  und  Marine  zu 
beschaffen,  nachdem  die  bisherigen  zur  Verfügung  stehenden  Hilfs- 
quellen fast  erschöpft  waren.  Und  gerade  der  kolossale  Aufwand 
der  Militärverwaltung  machte  es  zum  Theile  unmöglich,  den 
Staatsaufwand  in  entsprechender  Weise  zu  beschränken. 

Erst  am  Schlüsse  des  Jahres  1861  wurden  dem  Abgeordneten- 
hause die  Budgetvorlagen  übermittelt.  Nach  dem  Februarpatent 
war  nur  der  sogenannte  weitere  Reichsrath,  d.  h.  die  Ver- 
tretung des  Gesammtreiches,  zur  Berathung  über  diesen  Gegen- 
stand competent.  Allein  Ungarn  weigerte  sich  den  Reichsrath  zu 
beschicken,  und  die  Regierung  entschloss  sich  im  Herbste  die 
Finanzvorlagen  trotz  aller  Bedenken,  die  sich  einer  Behandlung 
derselben  in  der  unvollständigen  Reichsvertretung  entgegenstellten, 
einzubringen.  Der  Reichsrath,  erklärte  der  Staatsminister  Schmer- 
ling am  17.  December  1861,  wiewohl  als  gesammter  Reichsrath 
einberufen,  habe  sich  als  solcher  noch  nicht  constituiren  können, 
und  die  Regierung  wäre  daher  berechtigt  gewesen,  den  Staats- 
voranschlag für  1862  im  Verordnungswege  festzustellen,  allein  sie 
habe  sich  entschlossen,  „eine  freiwillige  Einschränkung  für  den 
einzelnen  Fall  eintreten  zu  lassen".  Hierin  liege  eine  neue  Ge- 
währ, dass  man  selbst  dann  im  Geiste  des  constitutionellen  Prin- 
zipes  vorzugehen  gesonnen  sei,  wenn  auch  die  grundsätzlichen 
Bestimmungen   eine  Ausnahme  von    der  Regel   gestatten  würden. 

Der  Widerspruch  der  Föderalisten,  die  sich  dagegen  sträub- 
ten, von  den  wichtigsten  parlamentarischen  Befugnissen  Gebrauch 
zu  machen,  verhallte  wirkungslos,  und  das  Haus  betraute  eine 
Commission  von  48  Mitgliedern  mit  der  Vorberathung.  Fast  ein 
halbes  Jahr  später  begann  erst  die  Verhandlung  über  das  Budget. 
Die  Veröffentlichung  des  Etats  erfolge    erst  zwei  Tage  nach  Ab- 
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lauf  des  Finanzjahres,  und  die  eingehende  Prüfung  im  Ausschusse, 
sowie  die  im  Hause  gepflogenen  Debatten,  hatten  in  der  That, 
wie  richtig  bemerkt  wurde,  bloss  „den  Werth  einer  theoretischen 
Studie".  1) 

Die  Berathungen  über  den  Staatshaushalt  bildeten  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  des  Parlaments  und  wurden  auch  mit  grosser 
Gründlichkeit  geführt.  An  einem  beträchtlichen  Theile  der  Aus- 
gaben konnte  die  Vertretung  nicht  rütteln.  Die  Staatsschuld  ver- 
schlang 45  bis  ÖO*^/,)  der  Nettoeinnahmen  und  bildete  eine  con- 
stante  Clrösse,  und  nur  jene  Beträge  waren  veränderlicher  Natur, 
die  in  Silber  zu  begleichen  waren.  Die  aus  Italien  an  Zoll  und 
Steuern  einfliessenden  Beträge  reichten  nicht  aus,  und  jährlich 
mussten  regelmässig  Silbereinkäufe  vorgenommen  werden.  Jedoch 
trat  allmälig  durch  das  Sinken  des  Agios  eine  Besserung  ein,  die 
dem  Staatshaushalte  zu  Gute  kam.  2)  Daneben  erforderten  die 
durch  die  Bankacte  festgesetzten  Rückzahlungen  an  die  Bank  be- 
trächtliche Summen.  Zu  diesen  Beträgen  kamen  die  Subventio- 
nen und  Zinsengarantien  an  Dampfschifffahrts-Gesellschaften  und 
an  Eisenbahnen,  Im  Vergleiche  mit  der  Gegenwart  waren  es 
goldene  Zeiten ,  da  die  Zinsengarantien  verhältnissmässig  unbe- 
deutende Summen  in  Anspruch  nahmen,  3) 

Hatte  der  Reichsrath  bei  diesen  Posten  keine  Handhabe, 
Ersparungen  vorzunehmen,  so  erhielt  er  diese  um  so  mehr  bei  den 
Ausgaben  der  verschiedenen  Verwaltungszweige.  Hier  konnte  er 
Kritik  üben  und  übte  sie  auch  in  reichlichem  Masse.  Jährlich 
wurden  die  einschlägigen  Posten  mit  einer  seltenen  Gründlichkeit 
erörtert,  und  die  Berichte  des  Finanzausschusses  gewähren  einen 
klaren  Einblick  in  den  Staatshaushalt.  Die  etwas  überspannten 
Hoffnungen,  dass  es  der  parlamentarischen  Körperschaft  gelingen 
werde,  eine  beträchtliche  Verminderung  der  Ausgaben  zu  bewerk- 
stelligen, gingen  indess  nicht  in  Erfüllung.  Gewisse  Bedürfnisse 
des  staatlichen  I^ebens  lassen  nur  schwer  Ersparnisse  zu,  und  die 


')  Rogge:  Oesterreich  von   Vilagos  bis  zur  Gegenwart.  II,   S,  151». 

-)  Münz-  und  Wechselverlust  186-2  noch  mit  12  Millionen  angesetzt,  er- 
forderte ISe.'i  bloss  1.04  Millionen,  die  Zinsen  der  Staatsschuld  betrugen  lHfi2 
11«.3-  Millionen,   1805    109,.,«  Millionen. 

^')  18ß2  waren  4.;,9  Millionen,  1865  bloss  3., 4  Millionen,  wovon  die  grösste 
Quote  auf  den  österreichischen  Lloyd  mit  fast  2  Millionen. 
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Mitwirkung  der  Volksvertretung  kann  eine  Verbilligung  des  Staats- 
haushaltes nicht  erzielen^  höchstens  eine  zweckmässigere  Verwen- 
dung mancher  Beträge  bewerkstelligen.  Den  verhältnissmässig 
kleinen  Streichungen  auf  der  einen  Seite  stehen  andere  unabweis- 
bare Mehransprüche  gegenüber.  Auch  lassen  sich  die  etwa  in 
der  Verwaltung  erforderlichen  Reformen^  die  zu  Ersparungeu 
führen  sollen,  nicht  mit  einem  Schlage  in's  Leben  rufen.  Die 
hochgespannten  Erwartungen,  dass  mit  dem  Eintritte  verfassungs- 
mässiger Institutionen  eine  entschiedene  Umgestaltung  des  Staats- 
haushaltes eintreten  werde,  leiden  in  der  Regel  Schiffbruch, 

Die  Abstriche  fielen  bei  diesem  Stande  der  Dinge  nicht 
sehr  beträchtlich  in  die  Wagschale.  Theilweise  lösten  sie  sich 
in  eine  Ueberwälzung  gewisser  Ausgaben  vom  Staate  auf  die 
Länder  und  Reiche  auf.  In  dem  Ressort  der  P^inanzverwaitung 
konnten  Ermässigungen  vorgenommen  werden,  da  in  der  That 
die  Erhebungskosten  der  indirecten  Einnahmen  manche  Verbesse- 
rungen zuliessen,  für  Centralleitung  und  Finanzdirectio;ien  allzu 
hohe  Beträge  verausgabt  wurden.  Eine  totale  Reform  Hess  sich 
jedoch  nicht  vornehmen,  da  sich  die  Abgeordneten  erst  allmälig 
mit  dem  Gange  der  Verwaltung  bekannt  machen  mussten,  um 
durchführbare  Anträge  stellen  zu  können.  Andere  Ressorts  be- 
durften einer  Erhöhung,  so  das  Unterrichtswesen,  für  welches 
jedoch  in  den  ersten  Jahren  des  parlamentarischen  Lebens  nicht 
sonderlich  viel  geschah.  Die  Schuld  traf  die  Regierung,  welche 
diesem  wichtigen  Gebiete  nicht  die  nöthige  Sorgfalt  zuwendete, 
indem  Unterricht  und  Cultus  seit  dem  Octoberdiplom  nur  eine 
Abtheilung  des  IVIinisteriums  des  Innern  bildeten,  und  der  Staats- 
minister nicht  die  nöthige  Müsse  fand,  sich  damit  zu  befassen. 
Im  Jahre  1862  wurden  hiefür  4.;^,  1865  sogar  nur  4.2  Millionen 
verausgabt.  Die  politische  Verwaltung  erforderte  in  den  beiden 
Jahren  2^.,^^  und  21.0,  Millionen  Gulden.  Die  erste  Ziffer  umfasste 
jedoch  einige  Posten,  die  später  in  anderen  Theilen  des  Budgets  er- 
scheinen. Immerhin  waren  einige  Ersparungon  beträchtlich  genug. 
So  namentlich  bei  der  Centralleitung  (O.,^^  Millionen  1862  gegen 
0.57  Millionen  1865),  bei  der  politischen  Verwaltung  (11.^7  Millionen 
gegen  9..-  Millionen),  bei  den  Baubehörden  (Lj,  Millionen  gegen 
0.4^9  Millionen)  u.  dergl.  m.  Eine  Herabminderung  fand  auch  bei 
der  Justiz  von  9.2^  Millionen  im  Jahre  1862  auf  T.g  Millionen  1865 
statt,  während  eine  Erhöhung  dringend  gewesen  wäre.     Dagegen 
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waren    die    Reductionen    füi-    Aeusseres,    Controlsbehörden    recht 
am  Platze  und  ungemein  verdienstlich. 

Einen  wesentlichen  Einfluss  auf  die  Höhe  des  Deficits  konn- 
ten nur  Abstriche  bei  Heer  und  Marine  üben.  Hier  hatte  der 
Aufwand  eine  unerschwingliche  Höhe  erreicht.  In  dem  ersten, 
dem  Hause  vorgelegten  Voranschlage  für  1862  waren  IO2.48  Mil- 
lionen im  Ordinarium,  45  Millionen  im  Extraordinarium  gefordert 
worden.  Die  Abstriche  waren  massig  genug,  sie  machten  etwas 
über  10  Millionen  aus.  Das  Endergebniss  des  Jahres  war  ver- 
hältnissmässig  günstig,  indem  bloss  I2I.74  Millionen  verausgabt 
worden  waren,  wozu  allerdings  die  eigenen  Einnahmen  der  Kriegs- 
verwaltung im  Betrage  von  I3.4  Millionen  gerechnet  werden 
müssen,  die  nach  den  Vorschlägen  des  Reichsrathes  künftighin  nicht 
mehr  unter  der  Staatseinnahme  verrechnet,  sondern  vorerst  von 
den  Ausgaben  in  Abzug  gebracht  werden  sollten.  Für  Marine 
wurden  1862  I6.97  Millionen  bewilligt,  IT.jg  Millionen  verausgabt. 
Hier  entspann  sich  in  den  nächsten  Jahren  der  härteste,  hart- 
näckigste Kampf,  und  die  errungenen,  wenn  auch  nur  halben  Er- 
folge werden  immer  eines  der  schönsten  Blätter  des  österreichi- 
schen Parlamentarismus  bilden,  wenn  man  bedenkt,  welche 
Kraft  darauf  verwendet  werden  musste,  sich  in  dem  Gewirre  von 
Ziffern  und  Details  zurechtzufinden.  Giskra  erwarb  sich  damit 
seine  parlamentarischen  Lorbeeren.  Seine  Berichte  geben  einen  ein- 
gehenden Einblick  in  die  Einzelnheiten  der  Militärverwaltung.  Die 
Verhandlungen  über  die  Festsetzung  eines  Friedensetats  führten 
nach  hartnäckigen  Kämpfen  zur  Fixirung  der  Ziffer  von  92  Mil- 
lionen, unter  Annahme  eigener  Einkünfte  der  Kriegsverwaltung  in 
der  Höhe  von  8  Millionen.  In  der  That  forderte  die  Regierung 
bloss  diesen  Betrag  für  das  Jahr  1863,  aber  im  Extraordinarium 
weitere  38  Millionen.  Die  Missstimmung  war  eine  grosse.  Der 
Ausschuss  beantragte  im  Ganzen  112.g  Millionen,  und  nach  Ab- 
rechnung von  5.777  Millionen  eigener  Einkünfte,  107 .q2  Millionen 
Gulden.  Weitergehende  Anträge,  die  im  Hause  gestellt  wurden, 
fanden  keine  Annahme,  obgleich  die  Begründung  mit  grossem 
Beifalle  begrüsst  wurde.  Rechbauer  trat  für  ein  Friedensbudget 
von  82  Millionen  auf.  Seine  Auseinandersetzungen  führten  zu 
einer  Kritik  der  auswärtigen  Politik.  Die  Reduction  des  Heeres 
auf  den  vollen  Friedensfuss  könne  von  keiner  Grossmacht  ein- 
seitig vorgenommen  werden,  sondern  müsse  Gegenstand  der  Ver- 
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einbarung  unter  den  Grossmächten  bleiben,  ist  seit  damals  die 
stehende'  Behauptung  Jener  geblieben,  die  gegen  Streichungen 
ihre  Stimme  erhoben.  Einen  schärferen  Ton  nahm  die  Debatte 
in  der  Regel  bei  dem  Marinebudget  an.  Die  Frage  über  die 
Stellung  Oesterreichs  als  Seemacht  bildete  seitdem  einen  stehenden 
Gegenstand  bei  den  alljährlichen  Debatten.  Die  militärische  und 
noch  mehr  commercielle  Bedeutung  der  Adria,  die  Pflicht  des 
Staates,  seine  günstige  Lage  an  derselben  zu  verwerthen,  die  Noth- 
wendigkeit,  bei  der  Entwickelung  der  italienischen  Seemacht  nicht 
zurückzubleiben,  diese  und  andere  Gesichtspunkte  kehren  mit 
stereotyper  Regelmässigkeit  wieder.  Im  Ganzen  bemühte  sich 
die  Verwaltung  einige  Zeit  lang  mit  der  bewilligten  Summe  zu 
haushalten,  sowohl  bei  der  Marine  als  auch  bei  dem  Heere 
wurde  im  Jahre  1863  gegenüber  dem  Voranschlage  ein  günstiger 
Erfolg  erzielt,  hier  wie  dort  ergaben  sich  einige  kleine  Erspar- 
nisse;  im  Ganzen  wurden  117.5Q  Millionen  verausgabt,  während 
im  Voranschlag  II8.5  Millionen  festgesetzt  waren.  Dagegen  fiel 
der  Erfolg  der  14monatlichen  Periode  des  Jahres  1864  sehr  un- 
günstig aus.  Der  Voranschlag  für  das  Heer  betrug  132.3g,  für  die 
Marine  lO.g^  Millionen,  das  Schlussergebniss  zeigte  dort  eine 
Mehrausgabe  von  ll.i  Millionen,  hier  von  l.^^  Millionen,  anstatt 
133  Millionen  hatte  man  145.46  Millionen  benöthigt,  während  die 
Mehreinnahmen  (Voranschlag  15,, -4,  Erfolg  I6.Ü47  Millionen),  nur 
ein  Plus  von  beiläufig  1  Million  ausmachten.  Auch  im  Jahre 
1865  stimmte  das  Ergebniss  nicht  mit  dem  Voranschlag  überein. 
Fasst  man  während  dieser  ganzen  Periode  den  Bedarf  für  das 
Heer  zusammen,  so  verschlang  dasselbe  beinahe  40^/^  der  ge- 
sammten  Einnahme  und  wurde  damals  bloss  von  England  und 
Preussen  übertrofi"en.  Wenn  damals,  so  wie  heute  bei  den  aus 
officiellen  Quellen  stammenden  Berechnungen  ein  geringerer  Per- 
centsatz herauskömmt,  so  liegt  die  Erklärung  darin,  dass  dem- 
selben die  Bruttoausgabe  zu  Grunde  liegt,  wornach  sich  allerdings 
das  Verhältniss  günstiger  stellt,  aber  kein  richtiges  Bild  liefert. 
Bei  diesem  Stande  der  Dinge  ergab  sich  die  Nothwendigkeit 
für  einen  jährlichen  Abgang  von  beiläufig  50  Millionen  Sorge  zu 
tragen,  wenn  das  Deficit  dauernd  verschwinden  sollte.  So  gross 
das  Verdienst  der  Vertretung  bei  Prüfung  des  Budgets  ange- 
schlagen werden  muss,  in  Beziehung  auf  die  zur  Bedeckung  er- 
forderliche Summe   blieb    man    hinter   der    zu   lösenden    Aufgabe 
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zurück.  Ging  es  nicht  an  die  Ausgaben  noch  um  ein  Erkleckliches 
herabzumindern,  so  blieb  eben  nichts  übrig,  als  die  Einnahmen 
zu  vermehren.  Nur  mühselig  konnte  man  in  dieser  Beziehung  die 
Zustimmung  der  Vertretung  erringen.  Die  Anträge  der  Regierung 
fanden  einen  hartnäckigen  Widerstand  und  die  Ueberbürdung 
mit  Steuern  war  und  blieb  das  Stichwort,  hinter  welchem  man 
sich  verschanzte.  So  viele  Einwendungen  man  auch  gegen  die 
Vorlagen  Plener's,  die  Steuererhöhung  betreffend,  erheben  mag, 
jedenfalls  war  es  einer  vernünftigen  Finanzpolitik  angemessener, 
die  Steuerkraft  in  Anspruch  zu  nehmen  als  zu  neuen  Anlehen 
zu  greifen  und  eine  endgültige  Regelung  des  Staatshaushaltes  der 
Zukunft  zu  überlassen.  Die  Gesetze,  zu  denen  das  Haus  seine 
Zustimmung  gab,  als  Beseitigung  der  Maischraumbesteuerung  und 
Einführung  der  Productenbesteuerung  beim  Branntwein  (Gesetz 
vom  17,  Juli  1862),  ferner  Abänderung  der  bestehenden  Vor- 
schriften über  Besteuerung  von  Fleisch,  Wein  und  Most  (Gesetz 
vom  17,  August  1862),  Einführung  neuer  Gebühren  für  Promessen- 
scheine, warfen  insgesammt  nicht  so  viel  ab,  um  den  Abgang 
decken  zu  köimen.  Ein  Gesetzentwurf  über  Erhöhung  der  Zucker- 
besteuerung, von  der  Regierung  durch  den  Hinweis  begründet, 
dass  der  eingeführte  Zucker  einen  weit  höheren  Zoll  in  Silber  zu 
entrichten  habe,  die  Zuckerindustrie  daher,  welche  die  Steuer  in 
Papiergeld  entrichte,  schon  durch  die  Agiodifferenz  eine  Be- 
günstigung geniesse,  stiess  auf  energische  Opposition  und  mühselig 
wurde  ein  Compromiss  durch  Erhöhung  des  im  Jahre  1859  ein- 
geführten Zuschlages  von  20  auf  30"/q  erzielt.  Die  Erhöhung  des 
ausserordentlichen  Zuschlages  bei  den  directen  Steuern,  von  der 
Regierung  schon  pro  1863  vorgeschlagen,  fand  grosse  Opposition, 
Die  Debatten  im  Hause  lieferten  ein  negatives  Resultat,  Die  einen 
stemmten  sich  gegen  jede  Steuererhöhung,  die  anderen  wollten 
andere  Vorschläge,  Der  Ablehnungsantrag  Kaiserfeld's,  dessen 
Auseinandersetzungen  dahin  gingen,  dass  die  directe  Besteuerung 
ohnehin  eine  hohe  sei  und  die  gesetzlichen  Grundlagen  notorische 
Mängel  aufweisen,  eine  Reform  von  der  Regierung  in  Aussicht 
gestellt  sei,  fand  bedeutenden  Anklang  im  Hause,  Die  Worte 
eines  Redners,  der  sich  dagegen  aussprach,  so  lange  zu  warten, 
bis  die  Berathungen  über  die  Steuerreform  zu  einem  Ergebniss 
führen  würden,  weil  das  Interesse  des  Reiches  gebieterisch  eine 
Steuererhöhung    erfordere,    wurden    zwar   mit  lebhaftem    Beifalle 
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aufgenommen,  eine  tiefere  Wirkung  auf  die  Abstimmung  übten 
sie  nicht.  Auch  die  Mittheilung  des  Berichterstatters  Hopfen, 
dass  das  Deficit  nach  einer  nochmaligen  Ueberprüfung  nicht  60, 
sondern  74  Millionen  betragen  werde,  machte  wohl  Sensation,  aber 
die  Majorität  nicht  anderen  Sinnes.  Vergebens  machte  der  Fi- 
nanzminister darauf  aufmerksam,  dass  die  Ablehnung  der  Steuer- 
erhölmng  das  erwachte  Vertrauen  auf  deii  Reichsrath  und  seine 
Wirksamkeit  erschüttern  und  benachtheiligen  müsste.  Bloss  eine 
Wirkung  war  erzielt  worden,  dass  nicht  über  die  Anträge  der 
Ausschüsse  zur  Tagesordnung  übergegangen,  sondern  ein  Ver- 
tagungsantrag angenommen  wurde,  erst  nach  Beendigung  der  Be- 
rathung  über  den  Staatshaushalt,  an  die  Beschlussfassung  über 
die  Steuererhöhungen  zu  gehen.  Das  Ergebniss  lief  auf  dasselbe 
hinaus. 

Bei  der  Debatte  wurde  mancher  interessante  und  wichtige 
Gesichtspunkt  hervorgehoben.  Dass  die  Vorlagen  der  Regierung 
auf  keinem  rationellen  Prinzipe  beruhten,  sondern  nur  durch  den 
Drang  der  Noth  hervorgerufen  waren,  Hess  sich  nicht  in  Abrede 
stellen.  Es  war  gewiss  richtig,  wenn  betont  wurde,  dass  die 
Grundlagen  der  Grundsteuer,  auf  Schätzungen  des  Jahres  1824 
beruhend,  nicht  mehr  als  eine  entsprechende  Basis  angesehen 
werden  könnten,  um  darauf  fussend  eine  Erhöhung  vorzunehmen. 
Die  Ungleichheiten  und  stärkeren  Belastungen  einzelner  Gegenden 
müssten  noch  stärker  sich  geltend  machen,  als  es  ohnehin  der 
Fall  war.  Die  gleichmässige  Steigerung  der  Steuer  bei  allen  Erwerb- 
steuerclassen  wurde  ebenfalls  mit  Fug  angefochten.  Und  in  ganz 
treffender  Weise  wurden  die  Mängel  der  Einkommenbesteuerung 
in's  Licht  gesetzt  und  gezeigt,  dass  auf  diesem  Wege  allein  höhere 
Einnahmen  erzielt  werden  könnten.  „Man  errichte  eine  Steuer- 
jury," hob  Mende  hervor,  „Jedermann  soll  sein  Einkommen, 
gleichviel  woher  es  rühre,  öffentlich  fatii-en,  aber  man  schliesse 
die  Oeffentlichkeit  nicht  aus,  sie  allein  ist  hier  massgebend  und 
ein  Motor  der  Ehrlichkeit,  sie  allein  stärkt  auch  den  Bürgersinn." 

Von  prinzipieller  Bedeutung  war  eigentlich  nur  die  Debatte 
bezüglich  der  Couponszinsen,  die  durch  das  Patent  ^om  24.  April 
1859  verfügt  worden  waren,  indem  von  den  Zinsen  der  Staats-,  öffent- 
lichen Fonds-  und  städtischen  Obligationen  ein  Abzug  gemacht 
wurde.  Von  der  einen  Seite  wurde  hervorgehoben,  dass  eine 
solche  Massregel   in  letzter  Auflösung  nichts  weiter  sei,    als    eine 
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Zinsenreduction,  ein  Bankerott,  und  wenn  man  dem  Staate  schon 
im  Allgemeinen  das  Recht  zusprechen  wollte,  den  Gläubigern 
einen  Abzug  von  der  ihnen  zugesicherten  Zinsenzahlung  zu 
machen,  dann  könnte  dies  doch  nur  den  inländischen  Staats- 
gläubigern gegenüber  geschehen,  nimmer  aber  den  ausländischen 
gegenüber,  denn  diese  könnten  nicht  verhalten  werden,  mit  ihren 
Steuern  zu  den  Bedürfnissen  des  österreichischen  Staates  beizu- 
tragen. Die  Vertheidiger  des  staatlichen  Rechtes  hoben  hervor, 
dass  der  Staat  das  Einkommen  aus  Staatspapieren  vermöge  seiner 
Steuerhoheit  wie  ein  anderes  Einkommen  zu  besteuern  berech- 
tigt sei,  und  was  die  Ausländer  anbelangt,  so  müsse  der  Inhaber 
von  Staatspapieren  in  eine  Parallele  gestellt  werden  mit  dem 
Actienbesitzer  einer  Gesellschaft.  Sowie  sich  dieser  einen  Dividen- 
denabzug auf  Regie  und  Bildung  eines  Reservefondes  gefallen  lassen 
müsse,  gerade  so  müsse  der  Ausländer  für  die  Bildung  eines 
Reservefondes  oder  die  Regie  der  Administration  des  Staates  einen 
Antheil  zahlen.  ^) 

Bei  der  Berathung  der  Budgets  für  1863  nahm  das  Haus 
die  beantragten  Erhöhungen  vor,  allerdings  bloss  für  die  Dauer 
des  Verwaltungsjahres  und  künftighin  sollte  alljährlich  in  Er- 
wägung gezogen  werden,  ob  die  Beibehaltung  noth wendig  sei. 
Indessen,  die  einmal  beschlossenen  Zuschläge  fanden  in  den  darauf- 
folgenden Jahren  regelmässig  im  Finanzgesetze  Aufnahme.  Bei 
den  directen  Steuern  wurde  der  Zuschlag  vom  Jahre  1859  mit 
i/ß  verdoppelt,  die  Couponsteuer  erfuhr  eine  Erhöhung  von  5  auf 
T^/o,  bei  Stempel,  Gebühren  u.  s.  w.  traten  nicht  unbeträchtliche 
Erhöhungen  ein. 

Die  Zuflüsse,  welche  dem  Staatshaushalte  erwuchsen,  waren 
indess  nicht  bedeutend  genug  und  der  Abgang  war  alljährlich  ein 
beträchtlicher.  In  Adressen,  Berichten  und  Reden  wurde  die 
ernste  Finanzlage  des  Reiches  hervorgehoben;  die  Regierung  auf- 
gefordert, der  immer  bedauerlicher  sich  gestaltenden  Lage  der 
Finanzen  und  des  öffentlichen  Credits  die  ernsteste  Erwägung 
zuzuwenden  und  die  Herstellung  des  unerlässlich  noth  wendigen 
Gleichgewichtes  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  durch  eine 
entsprechende  Verminderung  der  letzteren  herbeizuführen,  da  die 


')  Hasner  in   seiner   Rede   vom   .'{.  Juni   1862.     .Stenograi)liisclie  Protokolle 
S.  2963. 
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stete  Benützung  des  Credits  auch  in  Jahren  des  Friedens  zu 
schweren  Bedrängnissen  und  endlich  zu  unheilvollen  Krisen  führen 
müsse;  Besonders  ernst  und  scharf  ertönten  diese  Klagen  bei  der 
Berathung  über  das  Budget  für  1865^  und  das  Bild^  welches  der 
Finanzausschuss  entwarf,  war  in  der  That  kein  anmuthiges.  Er 
wies  auf  die  Vermehrung  der  Schuldenlast  innerhalb  vier  Jahren 
hin,  auf  die  nicht  unbeträchtliche  Veräusserung  des  unbeweglichen 
Staatsvermögens,  auf  die  Höhe  der  Steuern,  die  an  und  für  sich 
unerschwinglich,  noch  um  30  Millionen  erhöht  worden  seien,  deren 
drückende  Last  in  den  Ziffern  der  jährlich  sich  steigernden  Rück- 
stände hervortrete,  ^) 

Die  Thatsachen  waren  sammt  und  sonders  richtig  und  Hessen 
sich  schwer  bestreiten,  nur  darin  schoss  man  über  das  Ziel  hinaus, 
wenn  man  die  Schuld  zumeist  auf  die  Haltung  der  Regierung  in 
politischen  und  freiheitlichen  Fragen  schob  und  von  einer  Bannung 
bureaukratischen  Greistes  das  financielle  Heil  erwartete.  Dass 
Minister  Plener  ernstlich  die  Herstellung  eines  geordneten  Staats- 
haushaltes anstrebte,  bezeugen  die  Steuerreformprojecte  die  er 
schon  im  Jahre  1863  vorlegte  und  ein  Jahr  darauf  erneuerte  und 
wodurch  er  den  laut  gewordenen  Wünschen  Rechnung  trug.  Es 
mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  es  rathsam  war,  die  gesammte 
directe  Steuergesetzgebung  vollständig  umgestalten  zu  wollen  und  ob 
es  nicht  entsprechender  gewesen  \väre,  bloss  die  eine  oder  die  andere 
Steuergattung  auf  besseren  Grundlagen  aufzubauen,  im  Uebrigen 
aber  durch  Novellen  mancherlei  Missstände  und  Ungleichheiten 
zu  beseitigen,  aber  der  gute  Wille  der  Finanzverwaltung  leuchtet 
jedenfalls  aus  den  Vorlagen  hervor,  wenn  sich  auch  über  den  ein. 
geschlagenen  Weg  streiten  lässt. 

Besonders  bei  der  Berathung  der  Budgets  für  1865  geriethen 
Regierung  und  Abgeordnetenhaus  hart  aneinander.  Schon  bei  der 
Einbringung  des  Finanzgesetzes  mit  einer  präliminirten  Einnahme 
von  518;227  Millionen  und  einer  Ausgabe  von  548.7  Millionen,  dem- 
nach einem  Abgang,  von  30.477  Millionen,  zeigte  sich  Verstimmung, 
welche  durch  die  Bemerkung  der  Ministers  nicht  gebannt  wurde, 


')  Am  Schhisse  des  Jahres  186'i  betrug  die  rückständige  directe  Steuer- 
schuldigkeit 12%  oder  I4.576,  1863  16%  oder  2O.470,  1864  26.^3  Millionen 
oder  26  0/0. 

^  21* 
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dass  zur  JJeckung  die  Entschädigung  bestimmt  sei,  welche  Oester- 
reich  für  die  Kosten  des  Feldzuges  in  ]Jänemark  in  Anspruch  zu 
nehmen  berechtigt  sei  und  daher  die  Vermehrung  der  Staatsschuld 
und  die  Anspruchnahme  des  öffentlichen  Credits  eine  verhältniss- 
mässig  geringe  sein  werde.  In  der  einige  Tage  später,  am  29.  Novem- 
ber, zur  Berathung  gelangten  Adresse  an  den  Monarchen  erhielt  die 
Stimmung  des  Hauses  einen  prägnanten  Ausdruck.  „Die  Finanzlage", 
heisst  es  daselbst,  „ist  eine  ernste.  Die  Ausgaben  überragen  fort- 
während die  Einnahmen,  die  hochgespannte  Steuerlast  erträgt  kaum 
mehr  eine  Erhöhung;  das  Staatsvermögen  ist  namhaft  verringert, 
die  stete  Benützung  des  öffentlichen  Credits  auch  in  Jahren  des 
Friedens  muss  zu  schweren  Bedrängnissen  und  kann  endlich  zu 
unheilvollen  Krisen  führen,  das  Abgeordnetenhaus  vermag  in  dem 
blossen  Streben  nach  Ersparungen  zur  Anbahnung  des  Gleich- 
gewichtes im  Staatshaushalte  für  eine  ferner  liegende  Zeit  eine  ge- 
nügende Gewähr  für  eine  dauerhafte  Ordnung  des  Staatshaushaltes 
nicht  zu  erkennen,  es  hält  vielmehr  die  völlige  Umkehr  zur  strengen 
Regelung  der  Staatsausgaben  nach  dem  Masse  der  ordentlichen 
Einnahmen  —  ausserordentliche  Fälle  ausgenommen  —  für  den 
un verweilt  nöthigen  und  allein  erfolgreichen  Schritt,  um  jenes 
Gleichgewicht  wieder  herzustellen  und  die  finanziellen  Kräfte  des 
Staates  der  Wiedererstarkung  zuzuführen."  Besonders  wurde  die 
Verminderung  der  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte,  die  Verein- 
fachung der  staatlichen  Verwaltfing  in  den  Vordergrund  gestellt. 
Bei  der  Debatte  beleuchtete  Graf  Eugen  Kinsky  in  seiner  scharf 
pointirenden  Weise  die  finanziellen  Verhältnisse,  nannte  die  Methode, 
die  Staatsbedürfnisse  zu  decken  eine  unerhörte,  hob  hervor,  dass 
Marokko  billigeres  Geld  erhalte  als  Oesterreich.  Die  constitutio- 
nelle  Form,  sagte  Herbst,  sei  nichts  ohne  den  Geist,  der  sie  be- 
leben und  zur  Wahrheit  machen  muss.  Auch  auf  dem  finanziellen 
und  wirthsehaftlichen  Gebiete  werden  kein  P^ortschritt  und  keine 
Ersparungen  möglich  sein,  sondern  im  Gegentheile  immer  nur 
neue  Lasten  dem  Volke  zuwachsen,  wenn  die  Regierung  nicht 
von  oben  bis  zu  den  untersten  Ausläufen  durchdrungen  ist  von 
jenem  echten  und  constitutionellen  Geiste.  Eine  von  echt  consti- 
tutionellem  Geiste  durchdrungene  Regierung  werde  bemüht  sein, 
die  Geschäfte  zu  vermindern,  alles  dasjenige  abzustreifen,  was 
nicht  eigentliches  und  wahres  Geschäft  der  Regierung  sei,  sie 
wird   weniger   aber  besser   gestellte  Organe  haben,    diese  Organe 
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aber  unter  den  Schutz  einer  weit  wirksameren  Controle  stellen.  ') 
In  eine  Zergliederung  des  Staatshaushaltes  eingehend,  wies  Herbst 
nach,  dass  das  Deücit  ein  weit  höheres  sei,  als  es  der  Finanz- 
minister beziffert  habe,  da  zur  Bedeckung  der  Ausgaben  eigent- 
liches Vermögen  des  Staates  herangezogen  werde. 

Nicht  minder  erregt  war  die  Debatte,  als  der  Bericht  des 
Ausschusses  über  den  zweiten  Jahresbericht  der  Staatsschulden- 
Commission  zur  Berathung  kam.  Letztere  hatte  mancherlei  an 
der  Gebahrung  der  Verwaltung  gerügt  und  auch  der  Ausschuss 
hatte  seine  Missbilligung  darüber  ausgesprochen,  dass  das  Finanz- 
ministerium eine  verspätete  Mittheilung  bezüglich  des  Abschlusses 
eines  Vörschussgeschäftes  per  3  Millionen  L.  St.  gemacht  habe, 
insbesondere  aber  die  gesetzwidrige  Unterlassung  der  Vorlage  der 
betreffenden  Schuldurkunden  zum  Behufe  der  Contrasignatur  ge- 
tadelt. Die  P^'rage,  um  die  es  sich  handelte,  war  eine  prinzi- 
pielle, nämlich  ob  es  dem  Finanzminister  gestattet  sei,  bei  schwe- 
benden Schulden  Urkunden  ohne  Contrasignatur  der  Commission 
auszustellen  ?  Die  Regierung  vertheidigte,  auf  das  Gesetz  hin- 
weisend, die  Correctheit  ihres  Vorgehens,  der  Ausschuss  war  an- 
derer Ansicht,  und  das  Haus  trat  demselben  bei.  Ein  zweiter, 
nicht  minder  wichtiger  Punkt  war:  gehören  Depotschulden  in 
den  Bereich  der  eigentlichen  Staatsschuld?  Ein  Antrag  der  Staats- 
schulden-Commission  ging  dahin,  zu  erklären,  dass  jedes  Depot- 
geschäft, als  eine  Vermehrung  der  Staatsschuld,  der  Zustimmung 
des  Reichsrathes  bedürfe,  und  das  Abgeordnetenhaus  stimmte  dem 
bei.  Im  Herrenhause  fiel  dieser  Antrag.  Bei  der  abermaligen 
Verhandlung  dieses  Gegenstandes  wies  der  Minister  auf  den  Vor- 
gang in  anderen  Staaten  hin  und  bezeichnete  es  aFs  ganz  sach- 
richtig und  angemessen,  dass  dort  der  Gesammtbetrag  der  Zinsen- 
last und  der  Amortisirungskosten  aus  bestehenden  Anlehen,  wenn 
auch  die  Obligationen  noch  nicht  begeben  sind,  festgestellt  und 
durch  den  Staatsvoranschlag  der  Finanzverwaltung  zugewiesen 
werde.  Sei  diese  nicht  in  der  Lage,  die  ganze  Anlehenssumme 
an  den  Mann  zu  bringen,  behalte  sie  daher  die  Obligationen 
in  der  Casse,  so  werde  die  weitere  Gebahrung  mit  den  Obli- 
gationen, ob  sie  dieselben  nun  weiter  verkaufe  oder  einstweilen 
versetze,  theilweise  wieder  einlöse  und  zurückziehe,  als  ein  Interim 


1)  Sitzung  vom  3.  September  1864.  S.  188. 
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behandelt;  diese  Gebahrung  gehöre  der  Administration  an  und  sei 
durchaus  kein  Gegenstand  der  eigentlichen  Staatsschuldencontrole. . 
Auch  im  Privatleben  komme  es  vor,  dass  mancher  Besitzer  wegen 
Verlegenheiten  in  seinen  Cassabeständen  Werthpapiere  verpfändet, 
um  sich  wieder  Geld  zu  verschaffen,  bis  die  Einnahmen  flüssiger 
einlaufen.  In  dieser  Beziehung  müsse  die  Verwaltung  freie  Hand 
haben.  Die  Depotschulden  sollen  der  Kenntniss  des  Reichsrathes 
nicht  entzogen  werden,  bei  der  Rechnungslegung  erhalten  die 
Vertretungskörper  eine  genaue  Einsicht  in  die  innere  Gebahrung 
und  können  über  die  Zweckmässigkeit  aburtheilen.  Brestel  ver- 
theidigte  den  Antrag  des  Ausschusses  dahin  gehend :  das  Finanz- 
ministerium wird  aufgefordert,  jede  Verwerthung  der  in  Depot- 
geschäften verpfändeten  Staatscreditgeschäfte  der  reichsräth- 
lichen  Staatsschulden  -  Controlscommission,  und  die  Verwendung 
des  diesfälligen  Erlöses  insbesondere  auszuweisen,  und  begründete 
denselben  mit  dem  Hinweise,  dass  Depotschulden  eben  Schulden 
seien,  durch  welche  der  Staat  belastet  werde.  Wenn  man  sage,  der 
Staat  habe  einen  Gegenwerth,  da  er  die  Obligationen  hätte  ver- 
kaufen können,  so  würde  dies  zu  dem  Schlüsse  führen,  dass  Jeder, 
der  überhaupt  ein  Besitzthum  hat,  insolange.  gar  keine  Schulden 
hätte,  als  der  Werth  seines  Besitzthums  seine  Schulden  noch 
übersteige.  Man  müsse  an  dem  Grundsatze  festhalten,  dass  eine 
Depotschuld  eine  Staatsschuld  sei,  so  gut  wie  eine  andere,  nur 
mit  dem  Unterschiede,  dass  sie  für  den  Staatscredit  noch  weit 
bedenklicher,  gefahrlicher  sei,  als  eine  fundirte  Schuld.  Das  Haus 
zollte  diesen  Darlegungen  Beifall,  und  gerieth  in  Bewegung,  als 
der  Finanzminister  die  Erklärung  abgab,  die  Regierung  werde 
diese  Beschlüsse,  wie  sie  es  mit  allen  Wünschen,  Aufforderungen 
und  Beschlüssen  des  hohen  Hauses  stets  gethan  habe,  in  den 
Kreis  ihrer  eingehendsten  Erwägungen  und  ihrer  Würdigung 
ziehen,  dass  sie  aber  diesen  Beschlüssen  eine  weitere  mass- 
gebende Wirkung  nicht  einräumen  könne. 

Bei  Aufbringung  der  für  den  Staatshaushalt  erforderlichen 
Beträge  hatte  die  Finanzverwaltung  mit  grossen  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen.  In  der  ersten  Zeit  standen  ihr  die  Reste  der  Staats- 
schuldverschreibungen des  Anlehens  vom  Jahre  1860  zur  Ver- 
fügung, sie  verpfändete  die  noch  im  Staatsbesitze  gebliebenen 
Verschreibungen  des  Anlehens  vom  Jahre  1859,  vermehrte  die 
Salinenscheine,  deren  Betrag    nach   dem  italienischen  Kriege  auf 
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60  Millionen  festgesetzt  worden  war,  obgleich  der  Minister  in  den 
ersten  Monaten  seiner  Amtsführung  gesonnen  war,  die  umlaufenden 
Summen  zu  vermindern.  Im  Sommer  1862  befanden  sich  97,8  ^^ü" 
lionen  im  Verkehre,  die  seit  November  1860  mit  6%  verzinst 
wurden  und  erst  im  Februar  1863  eine  Herabsetzung  auf  6.5  7ü 
erfuhren.  Die  Finanzverwaltung  hatte  sich  allmälig  mit  dem  Ge- 
danken befreundet,  dass  man  leicht  100  Millionen  dieser -Anwei- 
sungen im  Verkehre  erhalten  könne.  Die  Richtigkeit  dieser  Auf- 
fassung wurde  damals  nicht  bestätigt,  indem  zeitweilig  beträcht- 
liche Summen  gekündigt  wurden  und  die  Verwaltung  in  Verlegen- 
heit setzten. 

Die  anderweitigen  Creditoperationen  waren  mannigfacher 
Art.  Noch  vor  dem  Inslebentreten  des  Reichsrathes  hatte  man 
ein  Steueranlehen  zu  lästigen  Bedingungen  aufgenommen  und  für 
30  Millionen  nominal  bloss  26.4  Millionen  erhalten,  die  innerhalb 
6  Jahren  zurückzuzahlen  waren.  Einen  weiteren  Zufluss  bekam 
der  Staatsschatz  in  Folge  der  Abmachungen  mit  Piemont.  Die 
sardinische  Regierung  übernahm  von  der  lombardisch-venetia- 
nischen  Monteschuld  drei  Fünftheile,  wodurch  0 esterreich  um  eine 
jährliche  Zinsenlast  von  3  Millionen  Gulden  erleichtert  wurde, 
und  zahlte  nach  langwierigen  Verhandlungen  42  Millionen  in 
Silber  als  sogenannten  Antheil  der  Lombardei  an  dem  National- 
anlehen heraus,  allerdings  ein  weit  geringerer  Betrag  als  man  auf 
Basis  der  Staatseinnahmen  aus  dem  abgetretenen  Gebiete  zu  fordern 
berechtigt  war.  Die  Reichsvertretung  gewährte  einen  Credit  von 
50  Millionen  (Gesetz  vom  8.  Juni  1862),  deren  Beschaffung  even- 
tuell durch  Verkauf  der  bei  der  Bank  verpfändeten  60er  Lose 
erfolgen  sollte.  Ein  Uebereinkommen  erfolgte  am  17.  Juni.  Durch 
die  Gesetze  vom  17.  November  1863  und  29.  Februar  1864  wurde 
der  Regierung  der  beträchtliche  Credit  von  109,27g  Millionen 
Gülden  gewährt,  der  einerseits  zur  Bedeckung  des  Abganges  im 
Staatshaushalte,  andererseits  zur  Einziehung  von  Hypothekar- 
anweisungen und  Münzscheinen,  sowie  zur  Vermehrung  der  Cassa- 
mittel  verwendet  werden  sollte.  ')  Allein  die  Regierung  sah  sich 
genöthigt,  diese  Beträge  zu  anderen  Zwecken  zu  verausgaben. 


')  Es  wurden  pro  1864  an  Ausgaben  bewilligt  52O.754  Millionen;  zur  Be- 
>^bung  des  Nothstandes  in  Ungarn  20  Millionen,  zur  Einziehung  der  Münzscheine 
SMil'lionen,   zur~Jürganzurig  "(Ifi'f  "CülSäaBeMände   6   Millionen,   j,nt  Verminderung 
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Die  Finanzverwaltung  griff  zu  verschiedenen  Operationen, 
um  diese  Beträge  aufzubringen.  Ein  unverzinsliches,  innerhalb 
55  Jahren  rückzahlbares  Prämienanlehen  im  Nominalbetrage  von 
40  Millionen  Gulden  wurde  zum  Course  von  96  begeben  und 
brachte  88,4  Millionen  ein.  Ferner  beabsichtigte  sie  ein  mit  5%  in 
Silber  ohne  jeden  Abzug  an  Einkommensteuer  verzinsliches  und  in 
35  Jahren  rückzahlbares  Anlehen  von  70  Millionen  zu  emittiren. 
Bei  der  Offertverhandlung  am  2.  Mai  wurde  jedoch  bloss  der 
Theilbetrag  von  23.5  Millionen  und  zwar  zum  Preise  von  771  Gulden 
für  1000  Gulden  nominal  angebracht.  Zur  Beschaffung  des  Restes 
wurde  mit  den  Uebernehmern  des  Theilbetrages  ein  Syndicat 
gebildet.  Allein  die  ganze  Summe  konnte  auch  in  den  nächsten 
Monaten  nicht  ganz  abgesetzt  werden,  und  die  Finanzverwaltung 
entschloss  sich  zur  Herabsetzung  des  Nominalbetrages  auf  die 
runde  Summe  von  62.5  Millionen  Gulden.  Endlich  wurde  ein 
Steueranlehen  in  fünf  Jahren,  von  1867  angefangen,  rückzahlbar,  im 
Betrage  von  25  Millionen  Gulden  zur  Subscription  aufgelegt.  Von 
dem  Silberanlehen  hatte  die  Finanzverwaltung  jedoch  anstatt 
62.5  Millionen  Obligationen  im  Betrage  von  76  Millionen  ausge- 
fertigt und  auf  einen  Theil  Vorschüsse  bei  verschiedenen  Bank- 
häusern genommen,  9.42  Millionen  später  wieder  zurückgezogen, 
4.(,77  Millionen  mussten  noch  getilgt  werden,  wenn  der  Betrag  des 
gesammten  Anlehens  die  Summe  von  62.5  Millionen  nicht  über- 
schreiten sollte.  Da  der  Minister  die  Rückzahlung  der  4.077  Mil- 
lionen zu  leisten  nicht  im  Stande  war,  so  forderte  er  die  Ermäch- 
tigung, die  Auslösung  dieser  Obligationen  erst  im  Laufe  des 
Jahres  1865  und  durch  Verwendung  jener  Geldmittel  durchführen 
zu  dürfen,  welche  auf  Grund  des  für  dieses  Jahr  zu  erlassenden 
Finanzgesetzes  im  Wege  des  öffentlichen  Credits  wieder  zu  be- 
schaffen sein  werden. 

Die  Ausgaben  für  1864  ergaben  ein  Minus  von  8.5  Millionen 
(präliminirt  644., 2  Millionen,  Erfolg  635.5^  Millionen),  obgleich 
unter  denselben  eine  nicht  präliminirte  Auslage  für  den  schleswig- 


der  Partialhypothekaranweisungen  20  Millionen,  für  die  Bundesexecution  6.343, 
Vergütungen  aus  den  Jahren  1849  4  Millionen,  endlich  Dispositionsfond  für 
allgemeine  Zwecke  der  Regierung  O.45  Millionen,  im  Ganzen  584.748  Millionen. 
Gesammteinnahmen  488.755.  ^^^^  ^i®  Monate  November  und  December  an  Aus- 
gaben 9.3,5,  ^^  Einnahmen  8O.094,  daher  ein  Abgang  von  1 3.411,  Gesammtabgang 
für  eine  14monatliche  Periode  109,404  Millionen. 
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holsteinischen  Krieg,  lO.g  Millionen  Gulden,  erscheint.  Allerdings 
wurde  andererseits  eine  Quote  der  Domänenschuld  des  Staates 
an  die  Bank  (I6.02  Millionen)  nicht  getilgt,  in  Folge  dessen  sich 
als  Ergebniss  eine  Ueberschreitung  des  Erfordernisses  gegenüber 
dem  Finanzgesetze  mit  7. 4^  Millionen  ergab.  Dagegen  blieben 
die  Einnahmen  hinter  dem  Voranschlage  um  38.73  Millionen  zurück. 
Die  Ursachen  lagen  zum  Theil  darin,  dass  ein  beträchtlicher 
Theil  an  Domänen  (13.g  Millionen)  nicht  veräussert  werden 
konnte.  Bei  allen  übrigen  Staatseinnahmen  ergab  sich  ein  Aus- 
fall von  19.9  Millionen  Gulden,  in  Folge  des  Zurückbleibens  der  Ab- 
fuhr der  directen  Steuern  in  Ungarn  und  der  allgemeinen  Handels- 
stockung. Das  Deficit  für  1864  hatte  sich  in  Folge  dieses  Er- 
gebnisses um  27.3g  Millionen  vergrössert.  Der  Finanzminister 
hatte  sich  zu  helfen  gesucht,  so  gut  er  konnte.  Für  die  Ver- 
minderung der  Hypothekaranweisungen  waren  20  Millionen  an- 
gesetzt worden,  er  zog  bloss  3.,3(,  Millionen  ein.  Von  dem  Credite 
im  Betrage  von  8  Millionen  für  Einziehung  der  Münzscheine  ver- 
wendete er  bloss  4.7  Millionen  zu  diesem  Behufe.  Die  zur  Er- 
gänzung der  Cassenbestände  bestimmten  6  Millionen  wurden  eben- 
falls zur  Deckung  des  Jahresdeficits  verausgabt. 

Eine  Kritik  der  ministeriellen  Massnahmen  wird  dieselben 
nicht  durchweg  billigen  können.  Die  Noth  des  Augenblicks  war 
der  einzige  Rechtfertigungsgrund,  und  die  Erwartung,  dass  eine 
Steigerung  der  Einnahmen  vielleicht  doch  eintreten  werde,  ging 
nicht  in  Erfüllung.  Die  wirthschaftliche  Nothlage  lähmte  die 
Steuerkraft  und  nachdem  alle  kleinen  Hilfsmittel  erschöpft  waren, 
musste  sich  die  Regierung  doch  entschliessen,  mit  neuen  An- 
forderungen* an  das  Haus  zu  treten. 

Am  8.  Juni  1865  verlangte  der  Minister  einen  Credit  von 
116.8  Millionen  Gulden,  theils  zur  Bedeckung  des  Abganges  für 
das  Vorjahr,  theils  für  die  der  Deficits  für  1865  und  1866,  deren 
Voranschläge  dem  Hause  gleichzeitig  vorgelegt  worden  waren. 
Diese  beiden  Jahre  bezeichnete  der  Finanzminister  in  seiner 
Begründungsrede  der  Regierungsvorlage  als  Uebergangsjahre, 
indem  sodann  ein  Budget  werde  vorgelegt  werden  können,  in 
welchem  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  zwischen  den  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  ermöglicht  werden  würde.  Bezüglich  der 
Bankschulden  musste  für  den  durch  die  Staatsgüter  bedeckten 
Betrag  von  44.99  Millionen  Sorge  getragen  werden,  da  die  Regierung 
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verpflichtet  war^  die  durch  Erlöse  nicht  hereingebrachten  Summen 
aus  Staatsmitteln  zu  begleichen.  Da  die  zum  Verkaufe  bestimmte 
Gruppe  von  Staatsgütern  nicht  an  den  Mann  gebracht  werden 
konnte,  hatte  sich  die  Verwaltung  genöthigt  gesehen,  ll-ije  Mil- 
lionen aus  Staatsmitteln  vorzuschiessen,  die  von  einem  Consor- 
tium  gegen  Ueberlassung  von  regelmässigen  Staatseinkünften, 
als  Erträgnissen  aus  dem  Salztransportgeschäfte,  Verzehrungs- 
steuer pachtungen  u.  s.  w.  entlehnt  wurden.  Nach  der  Ansicht 
der  Verwaltung  lag  nunmehr  die  Unmöglichkeit,  durch  Verkauf 
der  Domänen  der  übernommenen  Verpflichtung  nachzukommen 
und  bis  Ende  1866  die  Schuld  an  die  Bank  vollständig  zu  tilgen, 
klar  zu  Tage,  und  die  erforderlichen  Mittel  sollten  im  Wege 
des  Credits  aufgebracht  werden. 

Das  Expose  des  Finanzministers  rief  in  den  Kreisen  der  Ver- 
tretung fast  Bestürzung  hervor.  Schon  nach  wenigen  Tagen  erstat- 
tete der  Ausschuss  Bericht,  Die  Sitzung  am  21.  Juni  war  eine  der 
erregtesten.  Das  Vorgehen  des  Finanzministers  wurde  einer  ein- 
schneidenden Kritik  unterzogen.  Zunächst  gab  ein  Bericht  der 
Staatsschulden-Comhiission  hierzu  Veranlassung,  worin  Klage  ge- 
führt wurde,  dass  der  Commission  die  Controle  des  bedenklichsten 
Theiles  der  Staatsschuld,  nämlich  die  schwebende,  unmöglich  ge- 
macht werde.  Noch  schärfer  war  die  Kritik,  welche  der  Bericht- 
erstatter über  die  Creditforderungen  der  Regierung  übte,  indem 
er  die  ganze  Gebahrung  des  Schatzamtes  in  herber  Weise  tadelte. 
Namentlich  eine  aus  dem  Jahre  1863  herrührende  Schuldpost  von 
7,^  Millionen,  welche  an  die  Creditanstalt  überging,  in  Folge  einer 
Vorschusserneuerung  im  Betrage  von  7.734  Millionen  am  Schlüsse 
des  Jahres  1864  noch  bestand  und  in  die  Gebahrun^  des  Jahres 
1865  übertragen  wurde,  indem  zu  ihrer  Bedeckung  Verzehrungs- 
ftteuern  und  Salzgefällbeträge,  die  im  Jahre  1865  fällig  waren, 
gewidmet  wurden,  gab  Anlass,  ein  derartiges  Vorgehen  entschieden 
zu  rügen,  Dass  man  im  Jahre  1863  eine  Anleihe  contrahiren 
konnte,  bemerkte  der  Berichterstatter  Dr.  Herbst,  ohne  die  Zu- 
stimmung des  Reichsrathes,  dass  man  sie  bei  der  Berathung  des 
Budgets  von  1865  dem  Reichsrathe  nicht  mittheilte,  dass  man 
dieses  ebensowenig  bei  der  Berathung  über  das  Budget  der  beiden 
folgenden  Jahre  that,  —  Angesichts  einer  Thatsache,  dass  ja  doch 
eine  Verfassung  besteht,  welche  erklärt,  dass  Staatsschulden  nur 
mit  Zustimmung  des  Reichsrathes  contrahirt  werden  dürfen,  abge- 
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sehen  von  den  Fällen  der  Kriegsgefahr;  angesichts  der  That- 
sache,  dass  die  Staatsschuld  unter  die  Controle  des  Reichsrathes 
gestellt  sei,  gebe  gewiss  Anlass  zu  mancherlei  Erwägungen,  Der 
AuBschuss  stellte  den  Antrag,  einen  Credit  von  13  Millionen,  „welche 
zur  vollständigen  Erfüllung  der  bedeutenden,  im  Monat  Juni  fal- 
ligen Zahlungen  an  die  Staatsgläubiger  erforderlich  sind"  zu 
bewilligen.  Ausdrücklich  wurde  hervorgehoben,  dass  dieser  Antrag 
keineswegs  als  ein  Vertrauensvotum  für  das  Ministerium  aufzu- 
fassen sei.  In  eine  weitere  Creditbewilligung  sollte  insolange  nicht 
eingegangen  werden,  als  nicht  die  Finanzgesetze  für  1865  und 
1866  in  verfassungsmässiger  Weise  zu  Stande  gekommen  wären. 
Der  Finanzausschuss  sollte  überdies  von  dem  Hause  damit  betraut 
werden,  diejenigen  Garantien  zu  ermitteln  und  zu  formuliren, 
welche  nothwendig  und  geeignet  seien,  die  Wiederkehr  ähnlicher 
Vorkommnisse  unmöglich  zu  machen,  die  Grundsätze  der  Ver- 
fassung, dass  Staatsschulden  nur  mit  Zustimmung  des  Reichs- 
rathes contrahirt  werden  dürfen,  zur  Wahrheit  zu  machen,  endlich 
zu  bewirken,  dass  die  Verwendung  der  für  bestimmte  Zwecke 
bewilligten  Credite  für  andere  Zwecke  verhindert  werde. 


NEUNTES  CAPITEL. 
Die  Sistirung  und  der  Ausgleich. 


rjnde  Juli  1865  erhielt  das  Ministerium  Schmerling  seine 
Entlassung,  um  Belcredi  und  Genossen  Platz  zu  machen.  Graf 
Larisch  übernahm  das  Finanzministerium,  dessen  eigentliche 
Seele  jedoch  der  bisherige  Vorstand  der  Centralseebehörde,  Becke, 
wurde.  An  Findigkeit  und  Gewandtheit  in  allen  einschlägigen 
Fragen  fehlte  es  dem  Sectionschef  und  nachmaligen  Leiter  des 
Finanzministeriums  nicht,  aus  allen  schwierigen  Situationen  wusste 
er  einen  Ausweg  zu  finden,  da  er  durch  keinerlei  Rücksichten 
gebunden  war. 

Kurz  zuvor,  ehe  die  neue  Regierung  ihr  Amt  antrat,  hatten 
die  Berathungen  über  das  Budget  für  1865  ihren  Abschluss  ge- 
funden, das  Sistirungspatent  vom  20,  September  ermächtigte  die 
Regierung,  insolange  die  Reichsvertretung  nicht  versammelt  sei, 
die  unaufschieblichen  Massnahmen  und  insbesondere  jene  zu 
treffen,  welche  das  finanzielle  und  volkswirthschaftliche  Interesse 
erheischen. 

Die  neue  Regierung  befand  sich  in  finanzieller  Beziehung 
in  keiner  rosigen  Lage,  sie  sah  sich  genöthigt,  bei  dem  Stadt- 
erweiterungsfonde  ein  Anlehen  zu  machen,  um  die  am  1.  August 
falligen  Besoldungen  auszahlen  zu  können.  Eine  Ueberprüfung 
des  Budgets  ergab,  wie  der  Finanzmini*ter  später  klagte,  statt 
des  im  Finanzgesetze  angenommenen  Deficits  ein  solches  von 
80  Millionen,  die  laufenden  Einnahmen  waren  zum  Theil  verpfändet, 
für  die  Zinsen  der  Staatsschuld,  sowie  für  die  Einhaltung  der 
Fälligkeitstermine  der  Depotschuld  und  der  an  die  Nationalbank 
zu    entrichtenden  Beträge    war   keine  Vorkehrung   getroffen,    der 
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Umlauf  der  Hypothekaranweisungen  nahm  in  bedenklicher  Weise 
ab  und  ihr  Zurückströmen  in  die  Staatscassen  konnte  zu  den 
grössten  Calamitäten  führen.  Der  Staatscredit  im  Inlande  war 
durch  ein  Lottoanlehen  und  zwei  Steueranlehen,  sowie  durch 
die  Steuerüberbürdung  und  die  allgemeine  volkswirthschaftliche 
Stagnation  völlig  lahm  gelegt,  alle  kleinen  Auskunftsmittel  einer 
von  Tag  zu  Tag  lebenden  Finanz wirthschaft  waren  ausgenützt. 
Das  war  die  Finanzlage  nach  einer  vierjährigen  unter  einer  fast 
ununterbrochenen  Controle  und  Mitwirkung  der  Reichsvertretung 
geführten  Verwaltung. 

Waren  auch  die  Farben  in  diesem  vom  Finanzminister  ent- 
worfenen Gemälde  allzuschwarz  aufgetragen  und  guckte  auch 
aus  dem  Schlusssatze  der  Pferdefuss  hervor,  so  Hess  sich  doch 
nicht  in  Abrede  stellen,  dass  der  Staatsschatz  über  keine  grossen 
Mittel  zu  verfügen  hatte. 

Das  Gresetz  vom  23.  November  1865  ermächtigte  den  Finanz- 
minister, zur  theilweisen  Bedeckung  der  Erfordernisse  ein  Anlehen 
von  90  Millionen  Gulden  in  Silber  mittelst  einer  den  Staatsschatz 
möglichst  wenig  belastenden  Weise  aufzubringen.  Was  das  Finanz- 
ministerium darunter  verstand,  zeigt  die  Kundmachung  vom 
25.  November,  wodurch  die  Aufnahme  eines  Anlehens  durch 
Hinausgabe  von  734.694  Obligationen  zu  200  Gulden  in  Silber 
zum  Preise  von  138  Gulden  mit  dem  Zinsengenusse  vom  1.  De- 
cember  1865  angefangen  bekannt  gegeben  wurde.  Die  Rück- 
zahlung sollte  innerhalb  37  Jahren  erfolgen.  Die  zu  begebende 
Anzahl  von  Obligationen  repräsentirte  zu  dem  angegebenen  Preise 
einen  Erlös  von  101. 337  Millionen.  Das  Anlehen  fand  zu  diesem 
Preise  keine  Abnehmer  und  nur  mühselig  gelang  es  nach  langen 
Verhandlungen,  dasselbe  an  ein  Consortium  Pariser  Creditinstitute 
und  Bankiers  zum  Course  von  65  für  100  Gulden  mit  neun- 
monatlicher Zinsenjouissance  zu  begeben,  wodurch  sich  der  dem 
Staatsschatz  zukommende  Betrag  auf  61. 25  Gulden  herausstellte. 
Die  Abschliessung  dieses  Anlehens,  heisst  es  mit  Recht  in  dem 
Berichte  der  Staatsschulden-Commission  vom  11.  Mai  1866,  welche 
zu  einer  Zeit  geschah,  wo  der  Friede  noch  nicht  bedroht  erschien, 
erfolgte  zu  den  ungünstigsten  und  lästigsten  Bedingungen  und 
hatte  sofort  eine  wesentliche  Herabdrückung  der  Course  sämmt- 
licher  Staatspapiere  zu  Folge,  welche  eine  allgemeine  Erhöhung 
des   Zinsfusses   und  Werthverminderung    aller    anderen   Effecten 
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nach  sich  zog.  Die  Grründe  seines  Vorgehens  setzte  der  Finanz- 
minister bei  einer  späteren  Gelegenheit  auseinander:  Es  gab 
keinen  andern  Weg  als  Anleihe  oder  Zahlungseinstellung,  In 
Oesterreich  war  die  Noth  an  Baargeld  und  Capital  ohnegleichen, 
im  Auslande  grösste  Unlust,  sich  an  österreichischen  Creditope- 
rationen  zu  betheiligen  und  ebenfalls  grösste  Greldknappheit  und 
höchste  Escomptesätze.  Holland,  der  beste  Kunde,  hatte  noch 
die  Reste  des  64er  Silberanlehens  aufzunehmen,  den  deutschen 
Geldmarkt  hatten  die  amerikanischen  Papiere  verdorben,  England 
war  für  das  Placement  österreichischer  Obligationen  hermetisch 
verschlossen,  der  französische  Markt  allein  bot  noch  Chancen,  aber 
allerdings  auf  Bedingungen,  bei  welchen  die  dortigen  Geldmächte 
ihren  Vortheil  auf  das  Aeusserste  ausnutzten.  Die  Haute-finance  in 
Wien  und  im  Auslande  stand  nicht  auf  der  Seite  der  Sistirungs- 
politik.  Diese  Bemerkungen  klangen  jedenfalls  eigenthümlich  in 
dem  Munde  des  Mannes,  der  das  Abgeordnetenhaus  bitter  hasste, 
und  sich  gewiss  nur  widerwillig  vor  der  Thatsache  beugte,  dass 
das  Capital,  wie  er  selbst  sagte,  gut  Constitutionen  war.  ^) 

Das  Sistirungsministerium  veröffentlichte  am  31.  December 
den  Staats  veranschlag  für  1866.  Eine  Commission,  die  durch 
allerhöchste  Entschliessung  vom  10.  August  1865  zur  Herstellung 
des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte  eingesetzt  wurde,  nahm  die 
erforderlichen  Einschränkungen  vor,  damit  der  Beweis  erbracht 
werde,  dass  sich  die  Regierung  von  Sparsamkeitsrücksichten  leiten 
lasse.  Die  Kosten  der  Civilverwaltung  wurden  mit  2.5g  Millionen 
Gulden  geringer  angesetzt  als  in  dem  letzten  vom  Reichsrathe 
durchberathenen  Budget,  und  bei  den  Ministerien  des  Cultus  und 
Unterrichts,  der  Justiz  und  des  Handels  waren  höhere  Ansätze, 
die  jedoch  zusammen  nicht  mehr  als  O.35  Millionen  betrugen. 
Auch  bei  dem  Heere  wurde  eine  geringere  Summe  veranschlagt 
(88.7ß  Millionen  gegen  89.9g  Millionen  für  1865) ;  wurden  die  eigenen 
Zuflüsse  der  Heeresverwaltung  in  Abschlag  gebracht,  so  belief 
sich  der  Jahreszuschuss  der  Finanz  Verwaltung  bloss  auf  80  Mil- 
lionen. Dagegen  erhielt  die  Marine  7.g25  Millionen  Gulden  zuge- 
wiesen, um  0.^75  Millionen  mehr  als  für  1865. 

Mit  besonderer  Genugthuung  machte  der  Finanzminister 
darauf  aufmerksam,    dass  bei  den  Regiekosten    sämmtlicher  Eiu- 

')  SitzungaprotokoUe  1867,  S,  362. 
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kommenszweige  Ersparnisse  von  l.^gg  Millionen  erzielt  worden 
seien.  Bei  den  Auslagen  für  Subventionen  und  Dotationen,  den 
Zinsen  der  allgemeinen  Staatsschuld  und  der  Schuldentilgung 
wurden  höhere  Beträge  gefordert ;  nur  eine  Post  konnte  geringer 
präliminirt  werden:  Münz-  und  Wechselverlust,  und  es  wurde 
der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben,  dass  sich  bei  dem  fortwährenden 
Sinken  des  Silberagios  noch  mehr  w^erde  erübrigen  lassen.  Für 
die  Schuldentilgung  entfiel  in  Folgender  in  das  Jahr  1866  fallenden 
Rückzahlungen  an  die  Nationalbank  etwas  über  65  Millionen. 
Allein  mit  diesem  Jahre,  tröstete  der  Finanzminister,  ist  die 
Periode  ausserordentlicher  Anforderungen  abgeschlossen,  wenn 
einmal    die    Bank    mit   ihren    Ansprüchen    befriedigt    sein   werde. 

Ueberraschend  war,  dass  trotz  des  Ausfalles  von  40  Mil- 
lionen, der  sich  in  der  Bedeckung  ergab,  die  Regierung  dennoch 
'eine  Reduction  der  Grundsteuer  und  Häusersteuer  um  ein  Viertel 
des  ausserordentlichen  Gesammtzuschlags  in  Vorschlag  brachte. 
Die  Finanzverwaltung  verzichtete  damit  auf  einen  Eingang  von 
4.6  Millionen  Gulden,  aber  ihrer  Meinung  nach  wurde  dieser 
Entgang  durch  den  moralischen  Eindruck  reichlich  aufgewogen, 
indem  ein  thatsächliches  Unterpfand  des  ernsten  Willens,  die 
Steuerlast  zu  verringern,  gegeben  werde. 

Das  promulgirte  Finanzgesetz  war  ohne  Zweifel  mit  grosser 
Sparsamkeit  abgefasst,  die  Berathungen  des  Finanzausschusses  der 
letzten  Reichsrathssession  bildeten  die  Grundlage.  Natürlich  rech- 
nete man  auf  die  Erhaltung  des  Friedens.  Allein  fast  unmittelbar 
nach  Veröffentlichung  des  Finanzetats  zeigte  sich,  dass  der  Vor- 
anschlag ein  illusorischer  sein  werde.  Die  wirthschaftliche  Lage 
des  Reiches  war  darauf  nicht  ohne  Einfluss,  die  Steuern  gingen 
schlecht  ein.  Unter  den  von  der  Nationalbank  vorgenommenen 
Einschränkungen  litt  die  Geschäftswelt  ungemein.  Der  beab- 
sichtigte Uebergang  von  der  Papierwährung  zur  Metallwährung 
konnte  nicht  ohne  nachhaltige  Wirkungen  bleiben,  Restrictionen 
im  Lombard-  und  Escomptegeschäfte  steigerten  die  Geldnoth  aufs 
Höchste.  Die  Partialhypothekar-€mw:eigungen,„  deren  _,Zinsfuss  im 
November  1865  auf  6 '^/q  erhöht  wQj:den .  war,,,  ströjmten  in  die 
Staatscassen  zurück,  die  Regierungsgläubiger  wollten  sich  zu  einer 
Verlängerung  von  Vorschüssen  nicht  verstehenr  Die~Verwaltung 
kam  in's  Gedränge,  da  seitTanuar  die'^ausserordentlichen  Aus- 
gaben für  das  Heer  beträchtliche  Summen  in  Anspruch  nahmen, 
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und  sali  sich  gcnöthigt,  im  Febi'uar  und  März  fällige  Katen  auf 
das  abgeschlossene  Anlehen  escomptiren  zu  lassen.  Nur  mühselig 
gelang  es,  den  Verpflichtungen  nachzukommen.  Die  Versuche,  in 
Paris  ein  Anlehen  aufzubringen,  Hessen  ein  günstiges  Ergebnis» 
nicht  erwarten,  obgleich  man  bereit  war,  selbst  eine  10  "/oige  ^^r- 
zinsung  zu  gewähren.  „Der  Zustand  des  französischen  Marktes 
ist  erbärmlich",  klagte  der  Unterhändler  in  Paris,  „die  Geldmänner, 
durch  die  Kriegsgerüchte  in  Angst  gesetzt,  wollen  entweder  gar 
nicht  daran  oder  nur  gegen  wucherische  Zinsen  ein  Darlehen 
gewähren".  ')  Mitte  April  war  die  Verwaltung  nicht  im  Stande, 
10  Millionen  zu  beschaffen.  Sie  verpfändete  bei  einem^Wiener 
Con&ortium  die  Bergwerke  van.~WigJi(;z^a  gegen  einen  Vorschuss 
von  9  Millionen.  Durch  das  Gresetz  vom  24.  April  1866  wurde 
sie  ermächtigt,  mit  der  österreichis;^b£n._Bo^dencr'editgesellscha 
ein  Hypothekardarlehensgeschäft  auf  die  Domänen  und  Forste* 
im  Betrage  von  60  Millionen  zu  O^/o  verzinslich  und  in  Annuitäten 
rückzahlbar  abzuschliessen.  "Die  Terwerthiing^  der  Pfandbriefe 
war  jedoch  in  Folge  der  Kriegsrüstungen  nicht  möglich  und  die 
Verwaltung  schritt  zur  TEmTssiOETvon  Tresorscheinen.  All'  dies 
waren  nur  •  Palliative,  mit  denen  man  vor  Ausbruch  des  Krieges 
die  Bedürfnisse  des  Augenblicks  befriedigte.  Als  die  Rüstungen 
grössere  Dimensionen  annahmen,  befand  sich  die  Finanzverwaltung 
auf  dem  Trockenen.  Seit  Wochen  cursirten  Gerüchte,  dass  sie 
zu  dem  altbewährten,  bequemen  Mittel,  zur  Notenpresse,  greifen 
würde.  Die  Nationalbank  glaubte,  noct  eTierm"~3iesef~llichtung 
etwas  geschehen  war,  der  Finanzverwaltung  die  Gründe  darlegen 
zu  sollen,  welche  gegen  diese  Massregel  sprachen,  indem  sie  die 
Ausgabe  von  Staatspapiüjigeld,  -ala..  .eine  Verletzung  des  Gesetzes 
vom  27.  December  1862  bezeichnete. 

Allein  gerade  die  Schlussworte  dieser  Zuschrift  mochten  die 
Finänzverwaltung  vielleicht  noch  mehr  bestimmt  haben,  sich  durch 
Hinausgabe  von  Papiergeld  die  erforderlichen  Mittel  zu  beschaffen. 
„Man  habe",  heisst  es  daselbst,  „zu  allen  Zeiten  und  in  allen 
Iwändern  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  getrachtet,  die 
Ausgabe  von  Staatspapiergeld  zu  vermeiden,  und  sei  dazu  nur 
in  dem  Falle  der  unvermeidlichsten  Nothwendigkeit  geschritten." 
Nun  wurde  die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden  selten  mit 

')  HandHchriftlich. 
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Rücksicht  auf  den  Stand  der  Finanzen  getroffen  und  die  Zeiten 
des  Sistirungsregiracnts  machten  darin  keine  Ausnahme.  Die 
Finanzverwaltung  hatte  einfach  die  Mittel  zu  beschaffen^  und  ihr 
wenig  ängstliches  Gewissen  setzte  sich  über  alle  Bedenken  hin- 
weg. Sie  mochte  vielleicht  darauf  rechnen,  dass  einige  Kreise 
den  neuen  Geldsegen  mit  herzinniger  Freude  begrüssen    würden. 

Der  Staat  war  bisher  seinen  der  Bank  gegenüber  übernom- 
menen Verpflichtungen  nachgekommen,  die  Einzahlungstermine 
wurden  eingehalten,  und  auch  die  Bank  entäusserte  sich  ihres 
Effectenbesitzes  und  verstärkte  ihren  Baarvorrath. ')  Hand  in  Hand 
damit  ging  eine  Besserung  der  Valuta,  das  Agio  hatte  sich  mit 
Ende  1864  bereits  auf  14.5%  ermässigt,  und  selbst  das  Sistirungs- 
Ministerium  hielt  sich  streng  an  die  Bestimmungen  der  Bank- 
acte  und  berichtigte,  jene  Beträge,  welche  der  Staat  zu  leisten 
hatte.  In  dem  Finanzexpose  des  Finanzministers,  Grafen  Larisch, 
für  das  Jahr  1866,  welches  am  letzten  Decembertage  1865  ver- 
öffentlicht wurde,  hob  man  ausdrücklich  hervor,  dass  die  Her- 
stellung der  Valuta  noch  vor  Beginn  des  Jahres  1867  vollendete 
Thatsache  sein  werde.  Die  österreichische  Nationalbank  wurde 
als  eines  der  bestfundirten,  durchaus  consolidirten  Creditinstitute 
Europa's  bezeichnet,  und  eine  Benützung  der  Banknotenpresse  zur 
Deckung  der  Staatsbedürfnisse  durch  unübersteigliche  Schranken 
des  Gesetzes  für  unmöglich  erklärt. 

Indessen  deuteten  schon  in  den  nächsten  Monaten  einige 
Anzeichen  darauf  hin,  dass  sich  eine  Wandlung  in  den  Ansichten 
der  Finanzverwaltung  zu  vollziehen  beginne.  Ein  Process  wie 
der  geplante  Uebergang  von  der  Papi£Lii?^Iut§:,..zur„,MetaUwährung 
konnte  nicht  ohne  mancherlei  Beengung  des  Verkehrs  vollzogen 
werden.  Wollte  die  Bank  sich  zur  Aufnahme  der  Baarzahlungen 
rüsten,  so  musste  sie  naturgemäss  Beschränkungen  bei  Gewährung 
des  Credits  vornehmen  und  konnte  vielfachen  an  sie  gestellten 
Anforderungen  nicht  ganz  genügen.  Dennoch  griff  die  Bank  der 
Geschäftswelt  nach  Thunlichkeit  unter  die  Arme.  Das  Escompte- 
geschäft,  welches  am  1.  Januar  1863  mit  66.,,i  Millionen  im  Aus- 


')  Die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  betrug  beim  Beginn  des  Jahres 
1865  noch  65.41  Millionen  Gulden,  worunter  20  Millionen  in  Silber,  wovon  die 
Hälfte  im  Jahre  1 865  fällig  wurde,  überdies  hafteten  noch  4.5  Millionen  Kauf- 
schillingsraten für  bereits  verkaufte  Staatsgüter  aus.  Im  Jahre  1865  zahlte  der 
Staat  32.32  Millionen  zurück,  worunter  10  Millionen  in  Silber. 
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weise  erscheint,  hatte  sich  bis  zum  30.  Juni  1865  auf  86.3,  Mil- 
lionen erhöht,  war  in  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahres  auf 
106.g3  Millionen  gestiegen  und  wies  auch  in  den  ersten  Monaten 
des  folgenden  Jahres  eine  Zunahme  auf.  Nur  im  Lombardgeschäfte 
kamen  Reductionen  vor.  Am  1.  Januar  1863  53.48  Millionen  Gulden 
betragend,  sank  dasselbe  in  den  nächsten  Jahren  und  betrug  am 
31.  December  1865  43. 21;  Millionen,  eine  Verminderung,  die  in 
Folge  freiwilliger  Rückzahlungen  eingetreten  war. 

Es  fehlte  nicht  an  Klagen  der  Geschäftswelt,  und  der  Finanz- 
minister hielt  es  für  nothwendig,  die  Bankdirection  darauf  auf- 
merksam zu  machen ,  dass  die  Bankacte  nicht  in  bestimmter 
Weise  die  Wiederaufnahme  der  Baarzahlungen  mit  dem  1.  Januar 
1867  festsetze,  eine  Beschränkung  des  Notenumlaufes  in  grossem 
Massstabe  daher  nicht  vorgenommen  zu  werden  brauche. 

Alle  Anstrengungen  zur  Begleichung  der  Schuld  an  die  Bank 
wurden  durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  illusorisch  gemacht.  „Um 
den  Staat  in  die  Lage  zu  setzen",  wie  es  im  Eingange  heisst,  „den 
durch  die  äusseren  Verwickelungen  und  Kriegsbedrohungen  ge- 
steigerten Anforderungen  an  die  Finanzen  in  einer  Weise  Genüge 
zu  leisten,  dass  einei'seits  den  Völkern  eine  Vermehrung  der 
Steuerlast  nicht  aufgebürdet  werde,  andererseits  die  bisherigen 
mit  grossen  finanziellen  und  volkswirthschaftlichen  Opfern  erzielten 
Erfolge  in  der  Anbahnung  einer  festen  Landeswährung  erhalten 
bleiben,"  wurden  die  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten  zu  1 
und  5  Gulden  zu  Staatsnoten  mit  Zwangscours  erklärt,  das  Maxi- 
mum derselben  auf  150  Millionen  bestimmt,  die  österreichische 
Nationalbank  ihrer  Verbindlichkeit,  seiner  Zeit  diese  Notenkate- 
gorien einzulösen,  enthoben  und  beauftragt,  das  Aequivalent  für 
die  vom  Staate  übernommenen  Noten  an  die  Staatscasse  in  Noten 
höherer  Kategorien  abzuführen.  Becke  rechtfertigte  später  die 
Emission  der  Staatsnoten  „durch  ihre  Einfachheit  und  leichte 
Durchführbarkeit".  Gleichzeitig  erfolgte  die  Hinausgabe  von  Münz- 
scheinen bis  zu  einem  Betrage  von  12  Millionen  und  im  Lom- 
bardisch-Venetianischen  wurde  ein  Zwangsanlishen  von  12  Millionen 
Gulden  Silber  ausgeschrieben,  auf  welches  jedoch  bloss  564.277 
Gulden  einflössen.  Die  Calamität  stieg  von  Woche  zu  Woche. 
Die  Landcscassen  konnten  an  die  Staatscentralcasse  keine  Ab- 
fuhren leisten,  sondern  nahmen  noch  beträchtliche  Summen  in 
Anspruch,  die  Rückströmung  der  Salinenscheine  erforderte  in  den 
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Monaten  Mai  bis  Juli  16.795  Millionen.  Durch  das  Gesetz  vom 
7.  Juli  1866  wurde  dem  Finanzminister  ein  Credit  von  200  Mil- 
lionen eröffnet  und  die  Nationalbank  angewiesen,  der  Finanzver- 
waltung die  erforderlichen  Geldmittel^  bis  die  Umstände  gestatten 
werden^  ein  Anlehen  zu  realisiren  oder  förmliche  Staatsnoten  aus- 
zugeben, nach  Massgabe  des  Bedarfs  vorläuhg  bis  zum  Betrage 
von  60  Millionen  Gulden  in  Banknoten  gegen  den  vollen  Ersatz 
der  Fabrikationskosten  als  einen  binnen  Jahresfrist  rückzuzahlen- 
den Vorschuss  vorzustrecken.  In  Folge  der  Friedenspräliminarien 
zu  Nikolsburg  mussten  20  Millionen  Thaler  Kriegskostenentschä- 
digung baar  erlegt  und  5  Millionen  Thaler  als  Pauschale  für 
preussische  Truppenverpflegung  bereit  gehalten  werden.  Ein  Con- 
sortium  setzte  seinen  Privatcredit  ein,  um  dem  Staate  im  Wege  des 
Wechselescomptes  bei  der  Nationalbank  die  erforderliche  Summe 
von  20  Millionen  Thaler  zu  verschaffen.  Demselben  wurden  später 
die  Eingänge  der  von  Italien  aus  Anlass  der  Abtretung  Venedigs 
zu  leistenden  Entschädigungen  im  Betrage  von  35  Millionen  Gulden 
zugewiesen. 

Das  Gesetz  vom  25.  August  1866  bestimmte:  Um  die 
Finanzverwaltung  in  die  Lage  zu  setzen,  den  durch  die  Kriegs- 
ereignisse und  ihre  Nachwirkungen  hervorgerufenen  ausserordent- 
lichen Geldbedarf  zu  beschaffen  und  den  Staatshaushalt  inmitten 
der  durch  die  andauernde  Schmälerung  der  ordentlichen  Staats- 
einnahmen verursachten  empfindlichen  Störungen  fortzuführen  und 
um  ferner  der  im  Drange  der  Zeiten  durch  das  Gebot  zwingender 
Staatsnothwendigkeit  angewachsenen,  in  Werthzeichen  bestehenden 
schwebenden  Staatsschuld  eine  feste  Norm  zu  geben:  dass  die 
von  der  Bank  ausgegebenen  Noten  vom  1.  Januar  1867  gegen 
Staatsnoten  umgewechselt  werden  sollten,  die  Rückzahlung  des 
durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  von  der  Nationalbank  entnommenen 
Betrages  durch  die  Ausgabe  einer  adäquaten  Summe  in  Staats- 
noten zu  geschehen  habe,  falls  die  Deckung  nicht  in  anderer 
Weise  realisirbar  wäre.  Endlich  sollte  eine  Emission  von  Staats- 
noten in  Appoints  zu  5  Gulden  und  eventuell  zu  50  Gulden  bis 
zum  Betrage  von  90  Millionen  stattfinden  dürfen.  Der  Stand  der 
Partialhypothekaranweisungen  wurde  mit  der  Staatsnotenemission 
in  einen  Connex  gebracht,  so  dass  ^ür  den  Betrag,  um  welchen 
der  Umlauf  unter  das  Maximum  von  100  Millionen  zurückgeht, 
die  gleiche  Summe  in  Staatsnoten  über  das  Maximum  der  letzteren 
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ausgegeben  werden  solle,  ohne  jedoeh  zusammen  den  Betrag  von 
400  Millionen  zu  überschreiten.  Durch  diese  schlaue  Combina- 
tion  wurden  der  Finanzverwaltung  Verlegenheiten  erspart,  denen 
sie  sich  bisher  zeitweilig  ausgesetzt  sah,  wenn  sie  in  Folge  der 
Rückströmung  von  Salinenscheinen  unversehens  für  mehrere  Mil- 
lionen Vorsorge  treffen  musste.  Endlich  ermächtigte  das  Gesetz 
vom  25.  August  den  Finanzminister ,  5**/,,  ige  Staatsobliga- 
tionen bis  zu  dem  effectiven  Geldbetrage  von  50  Millionen  zu 
begeben,  welchen  'Effecten  später  die  Befreiung  von  der  Ein- 
kommensteuer zugestanden  wurde.  Man  sah  sich  zur  Anbringung 
dieser  Anleihe  genöthigt,  den  commissionsweisen  Verkauf  zu 
wählen,  weil  Ende  August  1866  eine  Begebung  auf  feste  Rechnung 
kaum  zu  dem  Course  von  50  möglich  gewesen  wäre.  Ein  Con- 
sortium,  zu  diesem  Behufe  gebildet,  übernahm  den  successiven 
Absatz  und  begann  zu  einem  Course  von  55  seine  Operationen. 
Es  verdient  jedoch  hervorgehoben  zu  werden,  dass  diese  Mass- 
nahmen nicht  in  der  ursprünglichen  Absicht  Becke's  lagen,  dessen 
Vorschläge  durch  Erhöhung  der  Steuern  und  anderweitige  Ope- 
rationen das  Papiergeld  schleunigst  aus  dem  Verkehre  zu  ziehen, 
wie  es  scheint,  die  Billigung  des  Ministerrathes  nicht  fanden. 

Die  endgültigen  Ergebnisse  der  Finanzwirthschaft '  des  Sisti- 
rungs-Ministcriums  hat  Becke  selbst  in  drastischer  Weise  darge- 
legt. Die  Finanzgebahrung  für  1865  bis  1867  zeigte  eine  Ver- 
mehrung der  consolidirten  Schuld  um  244.gtjj^  Millionen  mit  einem 
Zinsenzuwachs  von  I6.7  Millionen  Gulden.  Zum  Theil  w^enigstens 
versuchte  er  es  allerdings  die  Verantwortlichkeit  von  sich  ab- 
zuwälzen, durch  den  Hinweis,  „dass  von  den  Einflüssen  der  auf  das 
letzte  Triennium  verrechneten  neuen  Anlchen  sehr  hohe  Summen 
auf  Abzahlung  von  Depot-  und  anderen  Vorschüssen  der  Vorjahre 
verwendet  werden  mussten,  worunter  sich  sehr  bedeutende  Posten 
befinden,  welche  niemals  in  dem  Staatsvoranschlage  erschienen". 
Obgleich  das  Bild,  welches  Becke  am  13.  Juli  1867  dem  Abge- 
ordnetenhause entwarf,  seinem  eigenen  Geständnisse  nach  ein 
düsteres  war,  malte  ci-  doch  allzu  sanguinisch  die  Möglichkeit 
aus  der  traurigen  Lage  mit  Ehren  hinauszukommen,  ohne  jedoch 
in  greifbarer  Weise  seine  Ansichten  zu  forrauliren.  Was  so  oft 
in  den  letzten  Jahren  betont*  worden  war,  wurde  nicht  ohne  Ge- 
schicklichkeit abermals  vorgeführt :  Die  wirkliche  Einführung  des 
Sparsystems  durch  Aufgebung  der  Vielregicrerei,  Ausbeutung  der 
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Vortheile  der  administrativen  Autonomie  des  Selfgovernements, 
gerechtere  und  billigere  Vertlieilung  der  Realsteuern,  Reform 
der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  rationelle  Bewirthschaftung 
der  Monopole  und  des  Staatseigenthums,  Hebung  des  Volksunter- 
richts u.  dergl.  m.  Von  der  Regierungsbank  hörte  man  nun  all' 
die  Stichworte,  welche  in  den  letzten  Jahren  in  Rede  und  Schrift 
so  vielfach  des  Breiten  erörtert  worden  waren,  und  so  geschickt 
wusste  der  Mann  die  Farben  zu  raiischen,  dass  er  wenigstens  einige 
Gruppen  des  Hauses  zu  lebhaftem  Beifall  hinriss. 

Es  Avaren  gewaltige  Beträge,  welche  das  Jahr  1866  erfor- 
derte. Das  Finanzgesetz  vom  30.  December  1865  veranschlagte 
für  1866  die  ordentlichen  Ausgaben  mit  438.84^  Millionen,  die 
ausserordentlichen  mit  92.425,  zusammen  demnach  53I.273  Millionen. 
Der  Rechnungsabschluss  ergab  eine  Ausgabensumme  von  761.3^3 
Millionen,  daher  eine  Ueberschreitung  um  230,„gy  Millionen  Gul- 
den. Rechnet  man  hinzu,  dass  an  Vergütungen  für  Kriegsschäden 
11. jj  Millionen  und  für  Eisenbahn-Nothstandsbauten  1 9.9^4  Millionen 
verausgabt  wurden,  so  erhöht  sich  die  geleistete  Summe  für  dieses 
Jahr  auf  793.qq7  mit  einer  Ueberschreitung  des  ursprünglich  präli- 
minirten  Betrages  um  26 1.7^3  Millionen.  Hie  von  entfallen  natür- 
lich die  grössten  Beträge  auf  Krieg  und  Marine;  für  die  Land- 
armee hatte  der  Voranschlag  88.76  Millionen  festgesetzt,  der  Bedarf 
betrug  243.34  Millionen  Gulden,  die  Marine  kostete  anstatt  7.^25 
Millionen,  13. „28  Millionen.  Sehen  wir  von  den  ganz  unbeträcht- 
lichen Mehrausgaben  bei  den  einzelnen  Posten  der  Civilverwal- 
tung  ab,  und  ziehen  wir  nur  jene  Summen  in  Betracht,  die  zur 
Charakteristik  der  Finanzverwaltung  dienen  können,  so  ergeben 
sich  besonders  hohe  Beträge  bei  der  politischen  Verwaltung,  die 
statt  9.46  Millionen,  lO.gg  Millionen  beanspruchte,  demnach  um 
1.35  Millionen  mehr.  Für  Subventionen  und  Dotationen  an  einzelne 
Landesfonds  veranschlagte  das  Finanzgesetz  0.7g8  Millionen,  der 
verausgabte  Betrag  belief  sich  auf  6.394  Millionen,  wovon  5  Millionen 
als  Vorschuss  an  Ungarn  in  Folge  der  Missernte,  der  Rest  an 
Croatien,  Dalmatien,  Istrien,  Siebenbürgen,  Görz,  Oberösterreich 
mit  zum  Theil  ziemlich  beträchtlichen  Summen.  Desgleichen  er- 
heischten die  Industrieunternehmungen  ergiebigere  Vorschüsse,  das 
Finanzgesetz  hatte  Ö.ß^  Millionen  in  Aussicht  genonamen,  das  wirk- 
liche Erforderniss  erhob  sich  auf  9.^^^  Millionen,  da  eigentlich  nur 
der    österreichische   Lloyd   und   die    Zittau  -  Reichenberger    Bahn 
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geringe  Summen  benöthigten.  Am  beträchtlichsten  waren  die 
Vorschüsse  an  die  Donau-Dampfschifffahrts-Gesellschaft,  Elisabeth- 
bahn^  böhmische  Westbahn;  endlich  erheischten  die  Grundent- 
lastungsfonds statt  der  veranschlagten  4.5  Millionen  Gulden  über 
14.(i  Millionen  Gulden.  Wie  hoffnungsvoll  hatte  sich  die  Verwal- 
tung über  die  geringe,  für  Münz-  und  Wechselverlust  erforder- 
liche Quote  ausgesprochen !  Mit  l.g  Millionen  hoffte  sie  das  Auslangen 
zu  finden,  verausgabt  wurden  bei  steigendem  Agio  20. ^  Millionen, 
um  18.620  Millionen  mehr,  als  man  vorausgesetzt  hatte.  Die  Cre- 
dits-  und  Manipulationsauslagen  hatte  man  mit  0.2,8  Millionen 
angenommen  und  8.4  Millionen  verausgabt.  Dazu  kamen  eine  Reihe 
von  Auslagen  in  Folge  des  Krieges,  Sö.s^^  Millionen  Kriegsent- 
schädigung für  Preussen,  I.392  Millionen  für  den  Transport  preussi- 
scher  Truppen,  l.,^,  für  Verpflegskosten.  Die  Zinsen  der  Staats- 
schuld erforderten  124.636,  ^^  1-486  mehr  als  der  Voranschlag, 
die  Schuldentilgung  82  Millionen,  16  Millionen  mehr  als  das 
Präliminare. 

Das  Kriegsjahr  mit  seinen  verheerenden  Folgen  trat  zumeist 
in  greller  Weise  bei  den  Staatseinnahmen  hervor.  Die  directen 
Steuern,  mit  llO.^u  präliminirt,  ergaben  einen  Ausfall  von  8.95  Mil- 
lionen, und  zwar  zumeist  bei  der  Grundsteuer  mit  7.345,  bei  der 
Gebäudesteuer  mit  l.i2x  Millionen,  während  bei  den  übrigen  Steuer- 
gattungen die  Beträge  geringer  waren.  Die  indirecten  Abgaben  er- 
gaben ein  Minus  von  29,04  Millionen  (veranschlagt  354.7  Millionen, 
Erfolg  324.77  Millionen),  zumeist  bei  der  Brausteuer  um  1.064?  Zucker- 
steuer 1-866;  Zoll  2..,83,  Salz  3.564;  Tabak  I.437,  Wechsel  I.386,  Cre- 
bühren  von  Rechtsgeschäften  S.jgj,  Lotto  2.,j54  Millionen   weniger. 

Das  Sistirungs-Ministerium  gab  sich  den  Anschein,  als  lege 
es  auf  wirth schaftliche  Reformen  grossen  Werth.  Der  Abschluss 
von  Handelsverträgen  mit  England  und  Frankreich  war  der  Aus- 
druck dieser  Thätigkeit.  Im  Grunde  genommen  können  die  Männer 
der  damaligen  Regierung  nicht  einmal  darauf  Anspruch  erheben, 
dass  sie  es  gewesen,  welche  die  Initiative  ergriffen.  Mit  England 
fanden  sie  alles  fast  ganz  vorbereitet  und  sie  waren  nur  kühn 
genug,  sich  über  die  Bedenken  hinwegzusetzen,  welche  ihre  Vor- 
gänger im  Amte  noch  zurückgehalten  hatten,  um  die  letzte  Hand 
an's  Werk  zu  legen.  Die  Verhandlungen  mit  England  waren  Jahre 
lang  schon  im  Zuge.  Der  Beginn  derselben  reicht  in  die  Zeit 
unmittelbar    nach  Beendigung    des    Krieges   mit   Frankreich    und 
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Italien  zurück^  und  der  erste  Entwurf  eines  Handels-  und  Schiff- 
fahrts Vertrages  wurde  am  11.  Juni  1862  von  Lord  John  Russell 
nach  Wien  gesendet.  Der  leitende  Grundsatz  desselben  #ar,  dass 
die  österreichischen  Zölle  lö^o  ad  valorem  nicht  überschreiten 
sollten.  Von  österreichischer  Seite  wurde  damals  die  Verhandlung 
bis  nach  der  Regelung  der  Verhältnisse  mit  den  deutschen  Nachbar- 
staaten verschoben. 

Erst  im  Jänner.  1865  kam  die  Angelegenheit  wieder  in 
Fluss.  Somerset-Beaumont.  wendete  sich  Anfangs  Januar  1865 
gemeinschaftlicli  mit  dem  englischen  Geschäftsträger  ßonar  ver- 
traulich an  den  Finanzminister  Plener,  mit  dem  Antrage,  zunächst 
eine  Besprechung  von  T^achfflähiiejm  über  Zoll-  und  Handels- 
erleichterungen herbeizuführen.  Hieraus  entspann  sich  sodann  das 
*  Project  einer  internationalen  Enquete,  und  der  Leiter  des  Handels- 
ministeriums war  schon  aus^ifennGrunde  für  die  Einleitung  von 
Verhandlungen,  weil  er  in  Folge  derselben  für  seine  Eisenbahn- 
entwürfe auf  die  Theilnalpa^^-üiigli^her  Capitalisten  rechnete,  und 
annahm,  dass  England  zur  Enquete  nur  Industrielle  als  Experten 
bestellen  W£r.d«_l^^tÄt^s  traf  niclit  zu^  und  das  Ministeriuni%ar 
höchst  überrascht,  als  von  Seite  der  englischen  Regierung  der 
Vice-Präsident  (l(-s  l)iitischen  11  andelsamt.es,  WrJJutt^JLüd  zwei 
Legationssecretäic  zu  diesein  Zwecke  bestimmt  wurden.  Am 
3.  April  I8r)5  stellte  der  eiia,liselie  Botschafter  den  Antrag,  auf 
Basis  eines  neuen  Entwurfes  die  Verhandlungen  aufzunehmen, 
ohne  jedoch  Anklang  zu  finden,  und  nur  dies  wurde  erreicht,  dass 
in  einer  Note  vom  8.  J^mi_dasJ^crs£rechen  gegeben  wurde,  eine 
Reconstruction  der  Enquete-Commission  im  September  •  vorzu- 
nehmen, ~" 

Mittlerweile  hatte  das  Ministerium  Belcredi  die  Geschäfte 
übernommen.  Lord  .^j^ß^^j^us^&ll  .hji'giCjbte  in  einer  Depesche  vom 
8.  August  1865  die  Wiederaufnahme  der  Enquete  in  Erinnerung 
und  das  Ministerium  fasste  den  Entschluss,  sofort  unter  gewissen 
Bedingungen  in  Verhandlungen  über  einen  Vertrag  einzugehen. 
Finanzielle  Erwägungen  gaben  den  Ausschlag,  da  man  die  Unter- 
stützung der  englischen  Regierung  bei  einem  etwaigen  in  London 
aufzunehmenden  Anlehen  erwartete.  Die  Sendung  Mallet's  und 
Morier's  als  Unterhändler  nach  Wien  war  di^ToIge^  aiterrr- das 
Misslingen  der  beabsichtigten  Geldoper§IIön~wIr&Ce'Tairmena  auf 
den  Gang  der  Verhandlungen, 
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Das  Cabinet  Belcredi  hatte  sich  Ende  September  in  der  Person 
Wüllerstorff's  mit  einem  Handelsminister  vervollständigt,  der  die  vor- 
gefundene Verpflichtung  zur  Weiterführung  der  eingeleiteten  Ver- 
handlungen nicht  auf  sich  nehmen  wollte.  Das  Handelsministerium, 
dessen  Autorität  in  Zoll-  und  Handelsfragen  der  gegenwärtige  Finanz- 
minister Pretis  war,  befürwortete  zunächst  den  Abschluss  eines 
Handelsvertrages  mit  Fi-ankreich,  da  bei  den  zahlreichen  und  hohen 
französischen  Zollsätzen  mancherlei  Zugeständnisse  zu  erwarten 
waren.  England  hatte  nach  Abschluss  seines  Handelsvertrages  mit 
Frankreich  keinerlei  Concessionen  in  Händen,  und  ob  die  englischen 
Minister  einflussreich  genug  sein  könnten,  um  auf  die  Bankiers 
der  City  bestimmend  einzuwirken,  Hess  sich  von  Wien  aus  nicht 
controliren.  Auch  erhob  das  Handelsamt  Bedenken  gegen  das 
beantragte  Werthzollsystem,  da  man  selbst  in  den  Haupthäfen,  in 
Triest  und  Fiume  solcher-^inrichtungen,  wie  sie  Werthzölle  er- 
heischen, entbehrte  und  noch  grössere  Schwierigkeiten  waren  bei 
den  Landgrenzen  zu  überwinden.  „Wir  dürfen^"  heisst  es  in  einer 
ministeriellen  Schrift   dieser  Tage,    „^glische  Einrichtungen,    die 

auf  einen  grossen  Verkehr  berechnet sind    und    für  "'Vi'elche    sich 

dort  alle  Vorbedingungen  vorfinden,  nicht  eher  annehmen,  bis 
die  gleichen  Vorbedingungen  auch  bei  uns  erfüllt  sind.  Tarifs- 
Reductionen  müssen  Hand  in  Hand  gehen  mit  der  Vervollständi- 
gung der  Communicationsmittel,  mit  der  Erstarkung  unserer  In- 
dustrie." Es  fehlte  nicht  an  dem  Hinweise,  dass  Frankreich  mit 
seiner  blühenden  Industrie  und  einem  fast  vollendeten  Bahnnetze 
beim  Abschluss  seines  Handelsvertrages  mit  England  einen  Maxi- 
raalsatz  von  30%  ad  valorem  und  eine  allmälige  Herabminderung 
auf  25%  sich  ausbedungen  habe  und  Oesterreich  einen  Vergleich 
mit  Frankreich  nicht  aushalten  könne. 

„Ich  kann  es  nicht  genug  betonen",  heisst  es  in  einem  anderen 
Actenstücke,  „dass  die  Zollermässigungen,  wenn  sie  wahrhaft  be- 
lebend auf  unsere  Verhältnisse  wirken  sollen,  Hand  in  Hand 
gehen  müssen  mit  der  Vollendung  der  Communicationen,  mit  der 
Erleichterung  des  Capitalsverkehres,  mit  der  völligen  Entfesselung 
der  Gewerbe,  der  Ausbildung  des  Associationswesens ,  mit  der 
Reform  der  ganzen  auf  das  wirthschaftliche  Leben  reflectirenden 
Legislative.  Ich  hege  die  Ueberzeugung,  dass  in  allen  diesen 
Richtungen,  bei  ernstem  Wollen  und  rechtem  Beginnen,  in  Verlauf 
von  wenigen  Jahren  sehr  Vieles  geleistet  werden  kann,  und  muss 
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aber  auch  daran  festhalten,  dass  diese  kurze  Spanne  Zeit  der 
Entwicklung  unserer  inneren  Verhältnisse  gegönnt  werde  und  der 
Uebergang  zum  freieren  Zollsystem  ein  allmäliger  sei."  ') 

Indess  die  Bestrebungen  des  Handelsamtes,  unter  Aufrecht- 
haltung des  Gewichtszollsystems  einen  durchschnittlichen  Satz 
von  25%  vom  Jahre  1867  und  von  20%  vom  Jahre  1870  ange- 
fangen durchzubringen,  waren  erfolglos.  Nachdem  von  Seite  des 
englischen  Ministeriums  am  19.  November  der  Abbruch  der  Ver- 
handlungen als  unvermeidlich  angekündigt  wurde,  entschloss  sich 
die  Regierung  zur  Unterzeichnung  des  Vertrages  vom  16.  December 
1865,  dessen  Ratification  arr"4."Üanuai'  1868  erfolgte. 

,.I>i#  Verharidlüttg'en'iHTerd'en 'Händelsvertrag  mit  Frankreich 
gingen  aus  der  Initiative  des  Handelsministers  hervor.  Allerdings 
hatte  Frankreich  schon  vor  mehr  als  einem  Jahrzehnt  den  Wunsch 
zu  erkennen  geben  lassen,  mit  Oesterreich  einen  Vertrag  abzu- 
schliessen.  Welche  Gründe  die  österreichische  Regierung  damals 
bewogen  hatten,  ein  derartiges  Ansinnen  abzulehnen,  geht  aus 
einer  vom  damaligen  Minister  des  Aeussern,  Buol,  herrührenden 
Schrift  vom  4.  November  1853  hervor.  Die  leitende  Idee,  heisst 
es  darin,  welche  diesen  Bestrebungen  Frankreichs  zu  Grunde  liegt, 
ist  eine  politische  von  der  grössten  Tragweite,  und  keine  andere, 
als  die  seit  Richelieu  von  allen  Regierungen,  welche  daselbst  auf 
einander  folgten,  mit  Consequenz  festgehaltene,  dass  nämlich 
Frankreich,  um  seinen  Einfluss  in  Deutschland  zu  behaupten,  die 
einzelnen  Theile  desselben  auseinanderhalten  und  daher  Alles 
bekämpfen,  wo  thunlich  vereiteln  müsse,  was  dessen  Einigung  in 
welcher  Richtung  immer  anzubahnen  vermöchte.  Die  Tendenz 
Frankreichs  in  gedachter  Beziehung  ist  sohin  eine  von  vorneherein 
iener  Oesterreichs  entgegengesetzte,  indem  die  gewichtigsten  Rück- 
sichten es  dem  letztern  zur  gebietrischen  Pflicht  machen.  Alles 
von  ihm  abhängige  in  Anwendung  zu  bringen,  um,  soweit  nur 
immer  möglich,  eine  Verschmelzung  der  Interessen  des  Kaiser- 
staates und  der  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  herbeizuführen. 
Wenn  die  deutschen  Staaten  in  den  Vollgenuss  der  Vortheile  ge- 
treten sein  würden,  so  werde  sich  der  Drang  nach  einem  un- 
begrenzten   Verkehre    mit    dem    Kaiserstaate    immer    mehr    zur 


')  Aus   einer   Zuschrift   des   Handelsrainisters   an   den  Finanzminister,  ver- 
fassfvon  Pretis. 
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Geltung  bringen  und  Preussen  werde  genöthigt  sein,  seine  Oppo- 
sition gegen  die  vollständige  Zolleinigung  mit  Oesterreich  zum 
Schweigen  zu  bringen.  Die  Sorge  der  Regierung  müsse  daher 
dahin  gerichtet  sein,  alles  fern  zu  halten,  was  die  Vortheile  schwächen 
könnte,  welche  die  deutschen  Staaten  aus  dem  Februarvertrage 
zu  ziehen  berufen  sind. 

Derartige  Bedenken  bestanden  nach  den  Erfahrungen  des 
letzten  Jahrzehnts  nicht.  Die  Zolleinigung  mit  Deutschland  war 
nach  den  fruchtlosen  Anstrengungen  des  Grafen  Rechberg  zu 
Grabe  gebettet,  und  die  Rücksicht  darauf  war  dem  Abschlüsse 
eines  Handelsvertrages  mit  Frankreich  nicht  mehr  hinderlich.  Die 
ersten  Eröffnungen  wurden  günstig  in  Paris  aufgenommen,  und 
schon  am  Schlüsse  1865  waren  die  Verhandlungen  im  vollsten 
Zuge,  die  Ende  des  folgenden  Jahres  zum  Abschlüsse  des  Handels- 
und Schifffahrtsvertrages  mit  Frankreich  führten. 

In  den  ersten  Tagen  des  Monats  Februar  1867  trat  das 
Haupt  des  Sistirungs-Ministeriums  in's  Privatleben.  Der  Finanz- 
minister war  seinem  Freunde,  schon  einige  Wochen  früher  voraus- 
gegangen. Baron  Beust,  bisher  Minister  des  Aeussern  und  des 
kaiserlichen  Hauses,  übernahm  die  Präsidentschaft,  die  gesammte 
innere  Verwaltung,  Cultus  und  Unterricht  und  die  Polizei.  Schon  am 
17.  Februar  erfolgte  die  Ernennung  des  ungarischen  Ministeriums; 
„der  Ausgleich  mit  Ungarn"  war  eine  Thatsache  geworden,  nach- 
dem der  von  der  ungarischen  Vertretung  eingesetzte  67er  Aus- 
schuss  die  von  einem  lögliederigen  Comite  über  die  gemeinsamen 
Angelegenheiten  ausgearbeiteten  Anträge  mit  einigen  nicht  unwich- 
tigen Aenderungen  angenommen  hatte.  Diese  Beschlüsse  waren 
massgebend  für  die  nunmehrige  Theilung  der  Monarchie  in  zwei 
Hälften.  Ungarn  war  nach  mehrjährigem  Widerstände  als  Sieger 
hervorgegangen  und  hatte  im  Wesentlichen  alle  seine  Wünsche 
erreicht.  Auswärtiges  und  Heer  blieben  für  künftighin  die  einzigen 
gemeinsamen  Angelegenheiten,  die  Verhandlung  über  dieselben 
wurde  einer  erst  zu  schaffenden  Körperschaft,  den  Delegationen, 
übertragen.  Mit  einer  Hast  und  einem  Uebereifer  sonder  Gleichen 
suchte  man  das  Ausgleichswerk  zum  Austrag  zu  bringen,  ohne  zu 
untersuchen,  ob  die  neuen  parlamentarischen  Einrichtungen  auch 
ausreichen  dürften,  den  staatlichen  Ansprüchen  zu  genügen.  Es 
erregte  kein  Bedenken,  dass  der  Delegation  eine  eigentliche  gesetz- 
geberische   Befugniss   nicht    eingeräumt    und   die    internationalen 
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Handelsverträge  der  Legislatur  einer  jeden  Reichshälfte  über- 
wiesen wurden,  Beti'achtete  man  es  doch  von  Seite  der  Magyaren 
schon  als  ein  Zugeständniss,  dass  die  diplomatische  und  commer- 
cielle  Vertretung  im  Auslande  dem  gemeinsamen  Minister  des  Aus- 
wärtigen unterstellt  wurde. 

Der  weit  schwierigere  finanzielle  Ausgleich  war  in  dem 
Elaborate  des  ungarischen  Ausschusses  nur  oberflächlich  gelöst. 
Die  wichtigsten  Fragen  wurden  einer  späteren  Vereinbarung  über- 
lassen. Ungarn  erklärte  für  die  Bestreitung  der  gemeinsamen  Aus- 
gaben eine  bestimmte  Quote  übernehmen  zu  wollen,  die  Proportion 
jedoch  sollte  erst  von  zu  wählenden  Deputationen  der  beiderseitigen 
Vertretungskörper  festgestellt  und  die  Vorschläge  von  den  Mini- 
sterien den  betreffenden  Reichstagen  unterbreitet  werden.  Einigen 
sich  die  beiden  Legislativen  nicht,  dann  sollte  die  Lösung  der 
Frage  auf  Grund  der  unterbreiteten  Daten  dem  Kaiser  überlassen 
bleiben.  Die  Feststellung  des  gemeinsamen  Budgets  wurde  den 
Delegationen  anheim  gegeben. 

Die  Staatsschulden  betreffend,  wurde  ausgesprochen,  dass 
Ungarn  Kraft  seiner  verfassungsmässigen  Stellung  strenge  ge- 
nommen durch  solche  Schulden,  welche  ohne  gesetzliche  Ein- 
willigung des  Landes  contrahirt  wurden,  rechtlich  nicht  belastet 
werden  könne,  allein  der  Reichstag  sei  bereit,  das,  w^as  ihm  zu 
thun  erlaubt  sei  und  w^s  er  ohne  Verletzung  der  Selbstständigkeit 
und  Rechte  des  constitutionellen  Landes  thun  könne,  auch  über  das 
Mass  seiner  gesetzlich  vorgeschriebenen  Pflicht  hinaus  auf  Grund- 
lage der  Billigkeit  und  politischer  Rücksichten  zu  thun,  damit 
unter  jenen  schweren  Lasten,  welche  das  Verfahren  des  absoluten 
Systems  angehäuft,  nicht  der  Wohlstand  der  übrigen  Länder 
Seiner  Majestät  und  mit  diesen  auch  jener  Ungarns  zusammen- 
breche. Zu  diesem  Behufe  sei  das  Land  erbötig  im  Wege  vorläu- 
figer Verhandlungen  mit  den  andern  Ländern  Seiner  Majestät  „als 
freie  Nation  mit  einer  freien  Nation  eine  Vereinbarung  zu  treffen." 
Künftighin  werde  bei  gemeinsamen  Creditangelegenheiten,  wenn 
nämlich  irgend  ein  neues  Anlehen  zusammen  und  gemeinsam  auf- 
zunehmen sein  werde,  alles  was  sich  auf  den  Abschluss  des  Ver- 
trages und  die  Modalitäten  der  Benützung  und  Rückzahlung  des 
aufgenommenen  Anlehens  bezieht,  gemeinsam  angeordnet  werden. 
Die  Bestimmung  jedoch,  ob  irgend  ein  Anlehen  gemeinsam  auf- 
genommen werden  soll,   gebühre  hinsichtlich  Ungarns  dem  unga- 
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rischen  Reichstag.  Die  Ungarn  behielten  sich  daher  bezüglich  der 
Antheilnahme  an  der  Staatsschuld  freie  Haiid,  wodurch  sie  bei 
den  Verhandlungen  mit  der  andern  Reichshälfte  eine  fast  unan- 
tastbare Stellung  erlangten.  Die  österreichischen  Staatsmänner 
gaben  sich  mit  der  fast  nur  allgemein  gehaltenen  Concession 
zufrieden  und  wähnten  einen  Sieg  errungen  zu  haben,  weil  die 
Magyaren  den  Gedanken  einer  Theilung  der  Staatsschuld  fallen 
Hessen.  Der  künftige  Geschichtsschreiber  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  wird  schwerlich  die  von  dem  Grafen  Beust 
zum  Abschlüsse  gebrachte  Ausgleichsaction  rechtfertigen  können. 
Mochte  auch  die  bisherige  geschichtliche  Entwicklung  des  Kaisei*- 
staates  zu  einer  dualistischen  Gestaltung  des  Reiches  hindrängen 
und  der  Versuch  einer  Neuordnung  des  Gesammtstaates  auf  con- 
stitutioneller  Grundlage  sich  als  undurchführbar  erweisen:  die 
Nothwendigkeit  zur  Annahme  der  ungarischen  Bedingungen  war 
durchaus  nicht  vorhanden,  und  nur  vermeintliche  Rücksichten  der 
auswärtigen  Politik  konnten  dafür  massgebend  sein,  sich  dem 
caudinischen  Joche  zu  fügen.  So  ferne  einem  jeden  Deutschöster- 
reicher der  Gedanke  liegt,  die  gegenwärtigen  staatsrechtlichen 
Grundlagen  umzustülpen  und  das  Werk  des  Jahres  1867  rück- 
gängig machen  zu  wollen,  so  muss  es  doch  ausgesprochen  werden, 
dass  ein  Oesterreicher  an  der  Spitze  der  Geschäfte  nie  dem 
Monarchen  hätte  anrathen  können,  auf  Vorschläge  einzugehen, 
welche  auf  die  vitalsten  Interessen  des  Staatswesens  schädigend 
einwirken,  und  die  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  liefern  fast 
durchwegs  Belege  in  Fülle  für  die  Begründung  dieses  harten 
Urtheils. 

Nach  Ernennung  des  ungarischen  Ministeriums  stellte  sich 
die  Nothwendigkeit  heraus,  die  Finanzgebahrung  einer  gänzlichen 
Neugestaltung  zu  unterziehen  und  eine  Ausscheidung  der  eigent- 
lich ungarischen  Angelegenheiten  vorzunehmen.  Das  Ueberein- 
kommen  vom  8.  März  1867  zwischen  dem  ungarischen  Minister 
Jjonjgij  und  dem  I^eiter  des  Finanzministeriums  Becke  regelte 
diese  Angelegenheit  und  ti-af  für  die  Bestreitung  des  Haushaltes 
der  beiden  Hälften  der  Monarchie  die  nöthigen  Vorkehrungen. 
Das  ungarische  Ministerium  machte  sich  verbindlich,  sämmtliche 
Steuern  und  Abgaben  für  1867,  wie  sie  im  Finanzgesetze  vorge- 
schrieben waren,  durch  den  ungarischen  Reichstag  förmlich  be- 
willigen und  die  directen   und   indirecten  Steuern   im  Status  quo 
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ZU  lassen.  Die  definitive  Auseinandersetzung  sollte  zwischen 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  getroffen  werden,  zu  welchem 
Behufe  Deputationen  von  beiden  Seiten  gewählt  werden  sollten, 
die  miteinander  über  die  der  Regelung  bedürftigen  Fragen  eine 
Vereinbarung  zu  treffen  hatten,  um  sodann  den  beiderseitigen 
Legislativen  vorgelegt  zu  werden.  Das  Gesetz  vom  10.  Juli 
1867  berechtigte  den  Reichsrath  „zur  Verhandlung  mit  dem  unga- 
rischen Reichstage  zum  Behufe  der  durch  die  Wiederherstellung 
der  ungarischen  Verfassung  nothwendig  gewordenen  Auseinander- 
setzungen" eine  Deputation  von  15  Mitgliedern  zu  entsenden,  und 
zwar  fünf  aus  dem  Herrenhause,  zehn  aus  dem  Abgeordnetenhause. 

Die  österreichische  Deputation  trat  am  6.  August  zusammen 
und  wählte  den  Cardinal  Rauscher  zum  Obmann.  Es  ist  jeden- 
falls charakteristisch,  dass  die  Regierung  Anfangs  keine  Miene 
machte,  die  Initiative  zu  ergreifen  und  durch  bestimmte  Vorlagen 
die  Verhandlungen  zu  leiten,  sondern  die  Vereinbarungsmodalitäten 
ganz  und  gar  den  Deputationen  zu  überlassen  schien;  sie  be- 
schränkte sich  bloss  darauf,  der  Deputation  Ausweise  und  stati- 
stische Zusammenstellungen,  und  zwar  die  Rechnungsabschlüsse 
der  Jahre  1860 — 1865  zu  übermitteln,  um  dieselben  bei  Ermit- 
telung des  Beitragsverhältnisses  jeder  Reichshälfte  zu  den  gemein- 
samen Ausgaben  zu  benützen.  Erforderniss  und  Bedeckung  waren 
in  diesen  Elaboraten  nach  den  drei  Rubriken:  Centralverwaltung, 
im  Reichsrathe  vertretene  Länder,  Länder  der  ungarischen  Krone 
aufgeführt.  Das  Ministerium  nahm  Anstand  einen  Vorschlag  zu 
machen,  weil  es  sich  für  den  Fall,  als  ein  Einverständniss  zwischen 
den  beiden  Deputationen  nicht  erzielt  werden  und  die  Endent- 
scheidung im  Sinne  des  Artikel  XXI  des  bereits  sanctionirten 
ungarischen  Gesetzes  vom  Kaiser  gefällt  werden  sollte,  die  Frei- 
heit der  Action  vorbehalten  wollte,  um  dann  seinerseits  dem  Mon- 
archen einen  Antrag  zu  unterbreiten.  Die  Deputation  wählte  zur 
Ausarbeitung  eines  Vorschlages  ein  engeres  Comite  aus  ihrer  Mitte, 
aus  Hock,  Herbst,  Hopfen,  Kaiserfeld  und  Brestel  bestehend. 

Die  Verhandlungen  zwischen  den  beiden  Deputationen  wurden 
nicht  in  gemeinschaftlichen  Sitzungen  geführt.  Nach  einem  vom 
Obmanne  der  ungarischen  Deputation  gemachten  Vorschlag  berieth 
jede  Deputation  selbstständig,  theilte  ihre  Beschlüsse,  je  nach  der 
Wichtigkeit  derselben,  mündlich  oder  schriftlich  der  andern  De- 
putation mit.  Die  gemeinsamen  Vereinbarungen  sollten  sodann  in 
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einer  gemeinschaftlichen  Sitzung  der  Deputationen  beider  Theile 
zu  Protokoll  gebracht  und  als  gemeinsame  Vorschläge  unterbreitet 
werden.  So  oft  die  eine  Deputation  behufs  gegenseitiger  Auf- 
klärung dies  wünschen  würde,  sollten  Privatconferenzen  zwischen 
beiden  Deputationen  stattfinden.  Wie  man  sieht  war  es  dieselbe 
Schwerfälligkeit  bei  den  Verhandlungen,  welche  später  bei  den 
Delegationen  Platz  griff,  worauf  die  Magyaren,  um  die  Selbst- 
ständigkeit ihres  Staatswesens  auch  äusserlich  vollauf  zur  Geltung 
zu  bringen,  besonderen  Werth  legten. 

Von  vorneherein  handelte  es  sich  um  die  Ijösung  der  Frage, 
welche  Ausgaben  eigentlich  als  gemeinschaftliche  zu  betrachten 
seien.  Die  österreichische  Deputation  war  einstimmig  der  Ansicht, 
dass  die  Frage  der  Beitragsleistung  Ungarns  zur  Staatsschuld 
mit  jener  über  die  Bemessung  des  Beitragsverhältnisses  zu  den 
gemeinsamen  Angelegenheiten  in  einem  so  engen  Zusammenhange 
stehe,  dass  eine  getrennte  Behandlung  beider  Gegenstände  ohne 
ernstliche  Gefährdung  der  Interessen  gar  nicht  möglich  wäre.  Dem 
stand  allerdings  entgegen,  dass  eine  abgesonderte  Behandlung  in  den 
ungarischen  Gesetzen  angeordnet  war,  und  noch  gewichtiger  war 
die  Thatsache,  dass  die  Bestimmungen  des  ungarischen  Gesetzes 
eine  rechtliche  Verpflichtung  der  ungarischen  Länder  zu  den 
Kosten  der  Staatsschuld  beizutragen  nicht  enthielten  und  nur 
von  einem  aus  Billigkeitsgründen  zu  leistenden  Betrage  sprachen. 

Als  Grundlage  der  Bemessung  des  Beitragsverhältnisses 
sollte  nach  der  Ansicht  der  österreichischen  Deputation  einzig 
und  allein  die  Leistungsfähigkeit  der  beiden  Reichshälften  berück- 
sichtiget werden,  zur  Ermittlung  derselben  die,  wenn  auch  nicht 
ganz  gleiche,  doch  nach  ziemlich  übereinstimmenden  Grundsätzen 
durchgeführten  directen  Steuern  in  Betracht  kommen,  „da  die 
indirecten  Abgaben  theils  wegen  der  grösseren  Verschiedenheit 
in  den  Grundsätzen  der  Besteuerung,  der  Verschiedenheit  in  der 
Lebensweise  und  dem  dadurch  bedingten  Unterschiede  in  der 
Consumtion  einzelner,  der  Besteuerung  unterliegender  Artikel, 
theils  aber  auch  wegen  des  Umstandes,  dass  bei  freiem  Verkehre 
sich  nicht  darlegen  lasse,  dass  ein  Verzehrungssteuerpflichtiger 
Gegenstand  dort  consumirt  werde,  wo  er  zur  Versteuerung  gelangt," 
nicht  geeignet  schienen,  iim  ein  auch  nur  annähernd  richtiges 
Bild  der  Leistungsfähigkeit  geben  zu  können.  Die  österreichische 
Deputation  verkannte  nicht,    dass  bis   2u   einem   gewissen  Grade 
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die  indirecten  Abgaben  bei  Ermittlung  des  Beitragsverhältnisses 
zu  berücksichtigen  seien,  und  durch  Ermittlung  der  Beitragsquote 
auf  Grundlage  der  directen  Besteuerung  die  Länder  der  ungari- 
schen Krone  in  einem  etwas  höheren  Verhältnisse  zu  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit in  Anspruch  genommen  würden,  sie  kam  aber  'zu  dem 
Ergebnisse,  dass  allen  gerechten  Anforderungen  Rechnung  getragen 
würde,  wenn,  wie  dies  in  Betreff  der  Zölle  bereits  von  der  un- 
garischen Legislatur  vorgeschlagen  wurde,  auch  die  Erträgnisse 
einiger  indirecten  Abgaben,  wie  Zuckersteuer  und  Branntwein- 
steuer, vorweg  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten verwendet  würden,  in  welchem  Falle  bei  der  Fest- 
stellung des  Beitragsverhältnisses,  ohne  einen  Theil  zu  benach- 
theiligen,  das  bisherige  Ausmass  der  directen  Steuern  zu  Grunde 
gelegt  werden  konnte. 

Noch  ehe  die  österreichische  Deputation  zu  einer  bestimmten 
Formulirung  ihrer  Ansichten  gelangt  war,  erhielt  sie  am  14,  Au- 
gust von  der  ungarischen  Deputation  einten  selbstständigen  Vor- 
schlag über  die  Bemessung  des  Beitragsverhältnisses. 

Die  Ungarn  nahmen  die  von  der  Regierung  vorgelegten 
Schlussrechnungen  der  Jahre  1860  bis  1865  als  Basis')  und  be- 
rechneten darnach  die  Summe,  welche  die  beiden  Reichshälften 
zu  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  beitragen  sollten,  und 
zwar   die  Länder   der   ungarischen   Krone    25.052 %,    die   übrigen 


*)  Nachweisung  der  Proportionalziffer,  nach  welcher  die  Länder  der  unga- 
rischen Krone  und  die  übrigen  Länder  Sr.  Majestät  in  der  Zeitperiode  vom  Jahre 
1860  bis  1865  zu  den  im  Centrale  bestrittenen  Staatsauslagen  thatsächlich  bei- 
getragen haben. 

Beitrag  Beitrag  der 


Verwaltungs- 

der Länder  der 

übrigen  Länder            Zusammen 

jahr 

Ungar.  Krone 

Sr.  Majestät 

Gulden 

österreichischer 

Währung 

1860 

43,567.283 

142,858.551 

186,425.834 

1861 

42,640.092 

142,369.493 

185,009.585 

1862 

67,662.836 

153,438.085 

221,100.921 

1863 

53,455.171 

175,966.430 

229,421.601 

1864 

57,981.933 

166,462.570 

224,444.503 

1865 

52,100.137 

168,475.369 

220,575.506 

Summe  .... 

317,407.452 

949,570.498 

1.266,977.950 

Proportionalziffer 

25.0527o 

74.948% 

lOOO/o 
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Länder  74.94g  %.     Die  Staatsschuld  machte  der  Deputation  keine 
Grewissensbisse,  sie  überging  dieselbe  mit  Stillschweigen, 

Gegen  die  Proportion,  welche  diese  Zahlen  ausdrücken,  setzte 
die  ungarische  Deputation  in  der  Begründung  ihres  Vorschlages 
auseinander,  könnte  höchstens  insofern  ein  Einwurf  gemacht  wer- 
den, als  in  den  zur  Ausmittlung  der  ProportionalziflFer  benützten 
Schlussrechnungen  die  Einkünfte  der  sowohl  staatsrechtlich  als 
factisch  zum  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  ge- 
hörigen, jedoch  gegenwärtig  unter  Militärverwaltung  stehenden 
Militärgrenze,  welche  durch  die  Militärbehörden  eingehoben  wer- 
den, in  das  Einkommen  der  Länder  der  ungarischen  Krone  nicht 
mit  aufgenommen  erscheinen,  Dalmatien  aber,  welches  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  in  Anspruch  nehmen,  bei  der  Rechnung 
ganz  übergegangen  w^orden  sei.  Die  Schlussrechnungen  und  die 
Gruppirung  der  einzelnen  Posten  waren  den  Magyaren  so  günstig, 
dass  sie  dieselben  ganz  gut  für  ihre  Zwecke  benutzten  und  wieder- 
holt hervorhoben,  dass  auf  Grundlage  derselben  gegen  die  Ermitt- 
lung der  Proportionalziffer  ein  stichhältiger  Einwand  nicht  erhoben 
werden  könne. 

Dieser  Vorschlag  der  Magyaren  wurde  von  der  österreichi- 
schen Deputation  als  unannehmbar  befunden,  Sie  bestritt  die 
Richtigkeit  des  Prinzips,  die  eflföctive  Beitragsleistung  der  letzten 
Jahre  als  Massstab  zur  Bestimmung  des  Beitragsverhältnisses  zu 
wählen,  da  es  wohl  kaum  thunlich  sei,  nachdem  das  Reich  durch 
eine  Reihe  von  Jahren  einheitlich  verwaltet  worden  war,  nach- 
träglich genau  zu  ermitteln,  wie  viel  von  den  Einnahmen  und 
Ausgaben  auf  den  einen,  wie  viel  auf  den  anderen  Theil,  wie 
viel  auf  die  Gesammtheit  entfalle,  insbesondere  nachdem  es  bei 
einzelnen  Posten  fraglich  sei,  ob  sie  den  Theil  oder  die  Gesammt- 
heit treffen.  Auch  seien  die  Zifferangaben,  welche  dem  unga- 
rischen Voranschlage  zu  Grunde  liegen,  auch  abgesehen  von  den 
streitigen  Posten,  unrichtig  und  lassen  den  Beitrag  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  weitaus  geringer  erscheinen.  Die  vorge- 
legten Rechnungsabschlüsse  mit  ihrer  nachträglich  vorgenommenen 
Auftheilung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  Hessen  in  Bezug  auf 
Correctheit  manches  zu  wünschen  übrig.  In  dem  ungarischen 
Vorschlage  war  überdies  die  Staatsschuld  gar  nicht  erwähnt  wor- 
den, ein  Grund  mehr  für  die  österreichische  Deputation,  die 
Anträge    im  Wesentlichen    abzulehnen    und   einen  selbstständigen 
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Vorschlag  zu  machen.  Nur  in  einem  einzigen  Punkte  stimmte  man 
dem  ungarischen  Vorsehlage  bei,  nämlich  darin,  dass  die  Beitrags- 
quote auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  festgesetzt  werde  und  eine 
Modification  während  dieser  Zeit  nur  im  Falle  einer  Aenderung 
der  Gebietsausdehnung  erfolgen  sollte. 

Die  österreichische  Deputation  kam  in  Folge  angestellter 
Berechnungen  zu  einem  anderen  Ergebnisse.  Hienach  bezifferte 
sich  die  Beitragsquote  der  ungarischen  Ijänder  im  Durch- 
schnitte der  Jahre  1860- bis  18G5  auf  27.oßt''/o,  jene  der  deutsch- 
slavischcn  Länder  auf  72.935%.  Es  war  nicht  schwer,  den  Nach- 
weis zu  liefern,  dass  die  Schlussrechnungen,  worauf  die  Ungarn 
ihre  Anträge  stützten,  mancher  Berichtigung  bedürfen.  So  waren 
die  Auslagen  der  Tabaksregie,  d.  h.  die  gesammten  Kosten  für  den 
Einkauf  und  die  Erzeugung,  nicht  im  Verhältnisse  des  Werthes 
der  in  beiden  Reichstheilen  zum  Verkaufe  gelangten  Tabakfabri- 
kate vertheilt,  sondern  jedem  Reichstheile  der  in  demselben  von 
der  Tabakregie  effectiv  verausgabte  Geldbetrag  als  Auslage  zu- 
gerechnet, demnach  die  Anschaffungskosten  der  Blätter  für  den 
in  West()sterreich  consumirten  Tabak  als  eine  für  die  Verwaltung 
in  Ungarn  gemachte  Auslage  und  der  Ersatz  dieser  Kosten,  wel- 
chen die  Consumenten  diesseits  der  Leitha  in  dem  Preise  für  die 
Tabaksfabrikate  leisteten,  den  österreichischen  Ländern  als  eine 
Steuerlcistung  angerechnet.  Auch  mussten  die  Einnahmen,  die  aus 
dem  Erlöse  verkaufter  Staatsgüter  herrührten,  bei  der  Berechnung 
der  Beitragsquote  unberücksichtigt  bleiben,  da  dieselben  keineswegs 
als  Massstab  für  die  Steuerleistungsfahigkeit  dienen  konnten.  In 
der  That  waren  auch  1860  bis  1865  17.443  Millionen  Gulden  Domänen 
in  Oesterreich,  in  Ungarn  jedoch  nur  2.93g  Millionen  verkauft 
worden.  Bezüglich  der  indirecten  Abgaben,  meinte  die  österreichi- 
sche Deputation,  dass  aus  den  Summen,  die  in  die  Gassen  des 
einen  Reichstheiles  fliessen,  sich  nicht  behaupten  lasse,  dass  sie  aus- 
schliesslich von  den  Bewohnern  desselben  geleistet  würden.  Nur 
auf  Basis  der  directen  Steuern  könne  man  zu  einer  annähernd 
richtigen  Bemessung  des  Beitragsverhältnisses  gelangen,  und  um 
die  dadurch  bedingte  höhere  Inanspruchnahme  der  Länder  der 
ungarischen  Krone  auszugleichen,  könnte  das  Erträgniss  einiger 
indirecten  Abgaben  vorweg  zur  Bestreitung  der  gemeinsamen 
Auslagen  verwendet,  der  Rest  aber  nach  dem  festgesetzten  Bei- 
tragsverhältnisse   von    beiden    Reichstheilen    aufgebracht  werden. 

Beer.    Die  FiDauzen  Oesterreichs.  23 
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Mündliche  Besprechungen  zwischen  den  Mitgliedern  der 
beiden  Deputationen,  die  am  24.  und  26.  August  stattfanden, 
führten  kein  Ergebniss  herbei.  Die  Staatsschulden,  behaup- 
teten die  Magyaren,  können  die  Länder  der  ungarischen  Krone, 
da  sie  ohne  ihre  gesetzliche  Einwilligung  contrahirt  wurden, 
strengrechtlich  nicht  belasten.  Nur  aus  politischen  Rücksichten 
und  auf  Grund  der  Billigkeit  sei  man  bereit,  einen  Jahresbeitrag 
zu  übernehmen,  derselbe  sei  in  einem  ein-  für  allemal  zu 
bestimmenden  unveränderlichen  Betrage  festzusetzen,  wobei  nicht 
einzig  und  allein  die  Zahlungsfähigkeit  in  Betracht  gezogen 
werden  könne.  Die  Ungarn  stellten  es  in  Abrede,  dass  die 
Staatsschulden  in  Folge  der  übergrossen  Kosten  des  Kriegs- 
wesens entsprungen  wären,  sondern  sie  seien  zur  Deckung  des 
fortwährenden  Delicits  contrahirt  worden.  Man  könne  es  nach- 
weisen, dass  die  erwähnten  Staatsschulden  zu  nicht  geringem 
Theile  den  auf  innere  Vcrwaltungsexperimente  durch  lange  Jahre 
hindurch  ebenso  zweckwidrig  wie  unverhältnissmässig  und  keines- 
wegs im  Interesse  Ungarns  verwendeten  bedeutenden  Ausgaben 
zugeschrieben  werden  können.  Trotzdem  werde  der  ungarische 
Reichstag  bei  Erledigung  dieser  Frage  nicht  an  dem  starren 
Rechtsstandpunkte  festhalten,  sondern  bereit  sein,  alles,  was  ohne 
Verletzung  dei"  Selbstständigkeit  und«  der  constitutionellen  Rechte 
des  Landes  nur  möglich  sei,  auch  über  das  Mass  der  gesetz- 
lichen Verpflichtung  zu  thun.  Zu  einem  Abschlüsse  in  dieser 
Frage  hielt  sich  jedoch  die  Regnicolardeputation  nicht  ermächtigt, 
höchstens  zu  vorläufigen  Erörterungen,  deren  Ergebniss  sodann 
das  Ministerium  dem  l^andtag  unterbreiten  müsse. 

Die  ungarische  Deputation  erklärte  mit  Bestimmtheit,  dass 
sie  'das  Ausmass  der  directen  Steuern  als  Grundlage  der  Be- 
messungsquote für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  nicht  an- 
nehmbar finde.  Diese  bieten  nie  einen  richtigen  Massstab  für 
die  Vermögenskraft  des  Volkes,  indem  sie  durch  die  Willkür 
des  Gesetzgebers  bestimmt  werden,  welcher  das  Staatsbedürfniss 
oft  weit  mehr  vor  Augen  habe,  als  die  schwer  zu  ermittelnde 
ZahlungBfähigk(!it  der  Steuerträger.  Ungarn  sei  schwer  bebürdet, 
wie  die  Steuermckstände  zeigen.  Einen  Beweis,  dass  die  directem 
Steuern  allein  keinen  sich(;ren  Massstal)  geben  k()nnen,  liefere 
auch    der    Umstand,    dass    die     österreichische    Deputation    den 
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Vorschlag  gemacht  habe,  das  Erträgniss  einiger  indirecten  Steuern 
vorweg  für  die  gemeinsamen  Auslagen  zu  verwenden. 

Die  österreichische  Deputation  machte  nun  den  neuen  Vor- 
schlag: Das  Durchschnittserträgniss  der  directen  Steuern  und 
indirecten  Abgaben  als  Massstab  zur  Bemessung  des  Beitrags- 
verhältnisses zu  wählen,  nachdem  vorerst  jene  indirecten  Aus- 
gaben ausgeschieden  würden,  welche  in  beiden  Reichshälften  nicht 
nach  gleichen  Grundsätzen  cingehoben  werden.  Als  solche  wurden 
bezeichnet:  Das  Erträgniss  der  Mauthen,  die  Bunzirungsgebühr, 
die  Verzehrungssteuer  in  geschlossenen  Städten,  die  Bier-  und 
Weinsteuer.  Nach  Ausscheidung  dieser  letzteren  Abgaben  be- 
rechnete sich  das  Reinerträgniss  der  directen  Steuern  und  in- 
directen Abgaben  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Ländern 
auf  68.96%,  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  auf  3Lo4%, 
und  man  stellte  den  Antrag  das  Beitragsverhältniss  auf  69  und 
31  festzusetzen,  jedoch  sei  das  Erträgniss  der  Zölle  vorweg  zur 
Bestreitung  der  Kosten  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  zu  ver- 
wenden, und  um  jede  Hemmung  des  Vei-kehrs  zu  vermeiden, 
sollen  die  Steuerrestitutionen  bei  der  Ausfuhr  verzehrungssteuer- 
pflichtiger  Gegenstände  über  die  Zolllinie  aus  dem  Zollerträgnisse 
geleistet  w^erden. 

Die  Erklärung  der  ungarischen  Deputation,  in  die  Frage 
wegen  Regelung  der  Staatsschuld  nicht  eher  einti-eten  zu  können, 
bis  ihr  von  Seite  ihres  Ministeriums  ein  Vorschlag  unterbreitet 
werde,  nöthigte  die  Minister  aus  ihrer  Zurückhaltung  heraus- 
zutreten und  ein  Uebereinkommen  miteinander  abzuschliessen, 
welches  sich  jedoch  nicht  bloss  auf  die  Staatsschuld,  sondern 
auch  auf  das  Quotenverhältniss  bezog.  Letzteres  sollte  für  die 
im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  70%,  für  die  Länder  der 
ungarischen  Krone  30%  vom  1.  Januar  1868  bis  31.  December 
1877  betragen.  Zur  Bedeckung  des  jährlichen  Erfordernisses  der 
Staatsschuld  sollte  Oesterreich  eine  Vorbelastung  von  jährlichen 
25  Millionen  österreichischer  Währung  übernehmen  und  der  Rest 
nach  den  I^eistungsverhältnissen  von  70  zu  30  getheilt  werden. 
Mit  dem  31.  December  sollte  die  öflFentliche  Staatsschuld  abge- 
schlossen, und  längstens  bis  1.  Mai  1868  bei  den  betreffenden  Ver- 
tretungsköi'pern  eine  gemeinschaftlich  verfasste  Vorlage  behufs 
einer  möglichst  umfassenden  Umwandlung  der  bisherigen  ver- 
schiedenen Schuldtitel    in  eine   einheitliche  Rentenschuld  mit  Zu- 
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grundelegung  des  bisherigen  Zinsengenusses  und  mit  thunlichstem 
Wegfall  von  Amortisationskosten  eingebracht  werden.  Eine 
gemischte  Commission  sollte  zur  definitiven  zifferraässigen  Rich- 
tigstellung der  beiderseitigen  Leistungspflicht  zusammengesetzt 
werden,  welche  auf  Grundlage  der  Nachweisungen  der  bisherigen 
Commission  zur  Controle  der  Staatsschuld  den  Stand  derselben 
erheben,  sämmtliche  Creditbücher  abschliessen  und  im  Zusam- 
menhange mit  der  Umwandlung  der  Schuldtitel  und  des  ange- 
nommenen Theilungsvei'hältnisses  die  beiderseitige  fixe  Jahres- 
schuldigkeit zu  ermitteln  hätte.  Das  Deficit,  welches  sich  in  den 
Budgets  der  beiden  Reichshälften  im  Jahre  1868  herausstellen 
wiirde,  sollte  durch  eine  gemeinschaftliche  Creditoperation  und 
zwar  durch  Vermehrung  der  schwebenden  Schuld  gedeckt,  die 
künftige  Fundirung  der  in  Staatsnoten  bestehenden  Schuld  durch 
ein  besonderes  Uebereinkommen  geregelt  und  eine  Vorlage  über  die 
Verwaltung  der  Staatsschuld  eingebracht,  endlich  eine  besondere 
Liquidirungscommission  zur  Vertheilung  der  Activen  der  Central- 
finanzen eingesetzt,  jetzt  aber  schon  vereinbart  werden,  dass  die 
aus  der  Steuereinhebung  mit  Ende  1867  hervorgehenden  Activ- 
reste  derjenigen  Finanzverwaltung,  welcher  die  Steuereinhebung 
zustehe,  ohne  weitere  Abrechnung  zuzufallen  haben. 

Das  Beitragsverhältniss  von  70 :  30  wich  von  dem  von  der 
Deputation  ermittelten  nicht  beträchtlich  ab,  und  die  Neigung  zur 
Annahme  war  unbedingt  vorhanden,  wenn  der  bezüglich  der  Steuer- 
restitution vorgeschlagene  Modus  auf  Annahme  von  Seite  der  unga- 
rischen Vertretung  zu  rechnen  hatte.  Alle  übrigen  Punkte  erfreuten 
sich  aber  durchaus  keiner  Zustimmung,  einmal  schon  die  Bestim- 
mung einer  Vorwegnahme  von  25  Millionen  zu  1  tasten  Westöster- 
reichs'wurde  angefochten,  sodann  fand  der  vorgeschlagene  Modus 
der  Umwandlung  der  bisherigen  verschiedenen  Schuldtitel  der 
Staatsschuld  in  eine  einheitliche  Rentenschuld  wenig  Anklang.  Wie 
eine  solche  Unification,  heisst  es  in  dem  Berichte  der  reichsräth- 
lichen  Deputation,  bei  welcher  das  bisherige  Zinsenerforderniss 
nicht  erhöht  werden  dürfte,  ohne  Beeinträchtigung  der  Itechte 
der  Gläubiger  durchgeführt  werden  solle,  da  letztere  nicht  wohl 
freiwillig  auf  den  ihnen  aus  der  Amortisation  hervorgehenden 
Voi'th<nl,  ohne  irgend  eine  Gegenleistung  verzichten  würden,  wie 
überliHUi)t  eine  solche  Massregel  auch  auf  die  Lotterieanlehen 
angewendet  werden  könnte,  sei  wohl  nicht  einzusehen,  wozu  noch 
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komme,  dass  gar  keine  Bestimmung  darüber  getroffen  worden 
sei,  in  welchem  Verhältnisse  jene  Amortisationskosten,  die  wie  die 
Lotteriegewinnste  wohl  in  keinem  Falle  in  Ersparung  gebracht 
werden  könnten,  von  beiden  Reichshälften  sollten  getragen  werden, 
und  was  dann  zu  geschehen  habe,  wenn  .sich  die  beiden  Vertre- 
tungen in  Betreff  des  Unificationsplanes  nicht  einigen  werden. 
Man  befürchtete,  dass  die  Staatsschuldfrage  nicht  geregelt  und 
bloss  ein  Provisorium  für  ein  Jahr  würde  geschaffen  werden. 
Nicht  geringe  Bedenken  hatte  man  auch  gegen  die  Vermehrung 
der  schwebenden  Schuld. 

Die  beiden  Deputationen  traten  durch  gewählte  Comit^s  zu 
freien  Conferenzen  zusammen,  um  über  das  ministerielle  Ueber- 
einkommen  zu  verhandeln.  Das  Ergebniss  war,  dass  die  beiden 
Ministerien  am  25,  September  ein  neues  Uebereinkommen  in 
Betreff  der  Staatsschuld  abschlössen.  Hiernach  sollte  Ungarn  für 
1868  von  dem  auf  I45.339  Millionen  veranschlagten  Erfordernisse 
für  die  Staatsschuld  36.,q,  Millionen,  die  österreichischen  König- 
reiche und  Länder  IO9.237  Millionen  Gulden  übernehmen.  Die 
Zahlungen  in  Silber,  die  in  diesem  Gesammtcrfordernisse  mit 
62,37  Millionen  beziffert  waren,  sollten  mit  46,^77  Millionen  von 
Oesterreich  und  1 5,4,^2  Millionen  Gulden  von  Ungarn  bestritten 
werden.  Diese  Beitragsquote  Ungarns  repräsentirte  SO'y,,  des 
Erfordernisses,  nach  Abzug  einer  Vorbelastung  von  25  Millionen 
für  die  österreichischen  Länder.  Vom  Jahre  1869  an  sollte 
Ungarn  zur  Bedeckung  der  Zinsen  der  Staatsschuld  einen  dauern- 
den einer  weiteren  Aenderung  nicht  unterliegenden  Jahresbeitrag  von 
29.,  Millionen,  darunter  12  Millionen  Gulden  in  klingender  Münze 
beitragen.  Die  Umwandlung  der  verschiedenen  Schuldtitel  in  eine 
einheitliche  Rentenschuld  und  Festsetzung  eines  von  Ungarn  zu 
übernehmenden  jährlichen  Beitrages  von  1  Million  in  Bankvaluta 
und  150.000  Gulden  in  Silber  für  die  Capitalsrückzahlung  jener 
Schuldtitel,  die  sich  zur  Umwandlung  in  eine  einheitliche  Renten- 
schuld nicht  eignen,  bildeten  die  weiteren  Bestimmungen  der  Ver- 
einbarung. Die  150.000  Gulden  in  Silber,  zur  Amortisation  des  mit 
der  Bodencreditanstalt  contrahirten  und  nahezu  zur  Hälfte  auf  un- 
garischen Gütern  intabulirten  Domänenanlehens  bestimmt,  sollten 
nur  bis  zur  vollständigen  Entlastung  dieser  Güter  entrichtet  werden. 
Zur  Bedeckung  des  Deficits  der  beiden  Reichshälften  für  das  Jahr 
1868  wurde  eine  gemeinschaftliche  Creditoperation,  und  zwar  eine 


Ö58  Neuntes  Capitel. 

Vermehrung  der  schwebenden  Schuld,  in  Aussicht  genommen  und 
sollten  die  Lasten  derselben  in  dem  Verhältnisse  getragen  werden, 
in  dem  jeder  Theil  mit  seiner  Beitragsquote  zurück  geblieben  ist. 

Die  österreichische  Deputation  gab  in  Folge  dieser  ministe- 
riellen Vereinbarung  die  Erklärung  ab,  dass  die  westösterreichi- 
schen Länder  dadurch  in  einem  höheren  Masse,  als  ihrer  Ijcistungs- 
fähigkeit  entspreche,  belastet  würden^  insbesondere  die  Bestimmung, 
dass  Ungarn  vom  Jahre  1869  angefangen,  zu  den  Kosten  der  Rück- 
zahlungen der  Staatsschuld  nur  den  Betrag  von  l.jj  Millionen  bei- 
steuern solle,  sei  eine  durch  nichts  zu  rechtfertigende  Mehrbe- 
lastung, welche  auch  von  Oesterreich  kaum  werde  getragen  werden 
können.  Dennoch  ging  die  Deputation  auf  die  ministeriellen  Vor- 
schläge hinsichtlich  der  Beitragsquote  unter  der  Bedingung  ein, 
dass  die  Festsetzung  der  Höhe  der  Coupon-  und  Gewinnststeuer 
ausschliesslich  dem  Reichsrathe  zustehen  solle,  bezüglich  des  Deli- 
cits  für  1868  erklärte  sie  sich  jedoch  nicht  für  competent  und 
wahrte  dem  Reichsrathe  die  vollkommen  freie  Entscheidung.  Für 
den  Fall,  als  dieser  der  vorgeschlagenen  Bedeckung  des  Deücits 
seine  Zustimmung  nicht  geben  würde,  sollte  jedoch  Ungarn  auch 
für  1868  mit  keinem  höheren  Betrage,  als  für  die  späteren  Jahre 
festgesetzt  worden  war,   herangezogen  werden. 

Die  ungarische  Deputation  erklärte  sich  bereit,  dem  unga- 
rischen Reichstage  die  Annahme  der  Beitragsquote  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  vorzuschlagen,  obgleich  „hiedurch  dem 
Lande  eine  grössere  Last  aufgebürdet  wird,  als  jene  war,  die  aus 
den  bisherigen  Beitragsleistungen  zu  den  Kosten  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  hervorgeht".  Die  Vereinbarung  über  die  Staats- 
schuld wurde  weiteren  Verhandlungen  vorbehalten. 

Am  8.  October  legte  die  westösterreichische  Regierung  die 
auf  den  Ausgleich  bezüglichen  Vorlagen  dem  Reichsrathe  vor. 

Der  zwei  Tage  darauf  niedergesetzte  Ausschuss  empfahl  das 
Gesetz  über  die  Beitragsleistung  Ungarns  zu  den  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten zur  Annahme,  indem  die  festgesetzte  Quote  von 
70  :  30,  als  nahezu  der  I^eistungsfähigkeit  beider  Reichshälften 
entsprechend,  angesehen  werden  könne.  Der  jährliche  Beitrag  Un- 
garns zu  den  Zinsen  der  Staatsschuld  war  in  der  Regierungsvor- 
lage auf  29.105  Millionen  festgesetzt,  worunter  II.756  Millionen  in 
Silber.  Der  Ausschuss  empfahl  auf  Grundlage  angestellter  Be- 
rechnungen  29,188.711  Gulden,    wovon   11,776.459  in  Silber  ein- 
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zustellen,  fügte  jedoch  die  Bemerkung  hinzu,  „dass  dadurch 
eine  Mehrbelastung  der  diesseitigen  l^äuder  herbeigeführt  werde, 
und  es  dringend  geboten  erscheine,  schleunigst  alle  Massregeln  zu 
ergreifen,  welche  geeignet  seien,  Ordnung  in  die  linanziellen  Ver- 
hältnisse zu  bringen,  weil  sonst  die  traurigsten  Folgen  zu  besorgen 
wären".  Ungarn  erscheine  nämlich  um  7, 5  Millionen  weniger  be- 
lastet, als  es  der  Fall  wäre,  wenn  die  Beitragsleistung  zu  den 
Kosten  der  Staatsschuld  in  demselben  Verhältnisse,  wie  jene  zu 
den  gemeinsamen  Angelegenheiten  festgestellt  würde.  Der  jähr- 
liche Beitrag  von  1  Million  in  Papier  und  150.000  Gulden  in 
Silber  zur  Amortisation  und  zur  Einlösung  einzelner  Staatsanlehen 
werde  nicht  einmal  die  Hälfte  des  diesbezüglichen  Erfordernisses 
decken.  Die  zur  Einlösung  dieser  Obligationen  erforderlichen 
Kosten  sollten  allerdings  in  erster  l^inie  durch  Ausgabe  neuer 
Obligationen,  welche  den  gleichen  Zinsenbetrag  erfordern,  wie  die 
einzulösenden  aufgebracht  werden.  Ein  Theil  rühre  jedoch  von  un- 
verzinslichen Lotterieanlehen  her,  und  auch  die  zur  Einlösung  der 
verzinslichen  Obligationen  erforderliche  Summe  werde  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  kaum  etwas  mehr,  als  zur  Hälfte 
durch  Verkauf  von  neuen  Obligationen  mit  dem  gleichen  Zinsen- 
erträgnisse bedeckt  werden  können.  Wie  gross  der  unbedeckt 
gebliebene  Rest  sein  werde,  lasse  sich  mit  Rücksicht  auf  die 
wechselnden  Coursverhältnisse  nicht  zifFermässig  feststellen.  Zur 
Einlösung  rückzahlbarer  Capitalien  werde  in  den  nächsten  drei- 
zehn Jahren,  mit  Ausschluss  des  Domänenanlehens,  durchschnitt- 
lich jährlich  ein  Betrag  von  mehr  als  19  Millionen  Gulden  erfor- 
derlich sein,  der  erst  später  sich  etwas  niederer  stellen  werde. 
Im  Durchschnitte  können  daher  die  Kosten  der  Amortisation  auf 
11  bis  12  Millionen  Guldej)  berechnet  werden.  Hiernach  sollten 
eigentlich  auf  Ungarn  8.5  Millionen  entfallen,  während  es  nur 
1  Million  übernehmen  wolle. 

Eine  wesentliche  Aenderung  der  Septembervereinbarung 
war  die  Beseitigung  der  Bestimmung,  dass  das  Deficit  der  beiden 
Reichshälften  für  das  Jahr  1 868  durch  eine  gemeinschaftliche 
Operation,  und  zwar  durch  eine  Vermehrung  der  schweben- 
den Staatsschuld  gedeckt  werden  solle.  In  Folge  dessen  wurde 
die  Beitragsleistung  Ungarns  auch  für  1868  nicht  mit  einem 
höheren  Betrage,  als  für  die  folgenden  Jahre,  festgesetzt.  Der 
Ausschuss  wies  darauf  hin,  dass  die  gejilantc  Bedeckung  des  Deti- 
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cits  beider  Reichshälften  für  1868  durch  eine  gemeinschaftliche 
Operation  nur  durch  eine  Vermehrung  der  schwebenden  Schuld 
stattfinden  könnte,  sei  es  durch  Hinausgabe  von  Staatsnoten  oder 
von  Hypothekaranweisungen.  Würde  letzteres  beliebt,  so  wäre  eine 
Rückströmung  dieser  Papiergattung  und  ein  Ersatz  durch  Emis- 
sion von  Staatsnoten  zu  besorgen.  „Durch  eine  solche  Vermeh- 
rung des  Staatspapiergeldes",  lautet  ein  höchst  charakteristischer 
Satz  des  Berichtes,  „würden  aber  alle  Canäle  des  Verkehrs  der- 
massen  mit  Umlaufsmitteln  überfüllt,  dass  eine  weitere  Ver- 
mehrung ohne  bedenkliche  Folgen  nicht  möglich  wäre.  Würde 
daher  in  Folge  politischer  Ereignisse  plötzlich  ein  grösserer  Be- 
darf, wie  beispielsweise  zur  Aufstellung  eines  Armeecorps,  ein- 
treten, so  wäre  man  des  einzigen  Mittels,  sich  augenblicklich  ohne 
zu  grosse  Opfer  die  erforderlichen  Geldmittel  zu  verschaffen, 
beraubt". 

Eine  Minorität  des  Ausschusses  sprach  sich  für  Ablehnung 
der  in  der  Regierungsvorlage  enthaltenen  Bestimmungen  aus  und 
beantragte  solch'  einschneidende  Aenderungen,  dass  dadurch  alle 
bisherigen  Verhandlungen  rein  nutzlos  gewesen  wären.  Auch  bei 
der  Berathung  im  Hause,  welche  am  10.  December  stattfand, 
unterzog  der  Berichterstatter  der  Minorität  den  finanziellen  Aus- 
gleich einer  wegwerfenden  Kritik.  Die  Ausgleichsdeputation,  sagte 
Skene,  werde  das  Königgrätz  für  den  Parlamentarismus  in  Oester- 
reich  werden.  Der  Bericht  der  Deputation  biete  ein  Bild  des 
Jammers,  man  sehe  in  jeder  Zeile  Gewissen  und  Ueberzeugung 
mit  der  Haltungslosigkeit  kämpfen.  Man  nehme  Bedingungen  an, 
die  den  materiellen  Ruin  der  diesseitigen  Länder  nach  sich  ziehen 
und  schliesslich  nicht  erfüllt  werden  können,  die  den  Credit  West- 
österreichs untergraben  und  es  der  civUisirten  Welt  gegenüber  mit 
Schimpf  und  Schande  bedecken  werden.  Die  Conclusionen,  zu 
denen  der  Bericht  der  Minorität  kam,  lauteten,  dass  Ungarn, 
indem  es  sich  weigere,  307o  zur  Staatsschuld  beizutragen,  und 
durch  die  materiellen  Vortheile,  die  es  sich  bei  der  Vertheilung 
der  gemeinsamen  Lasten  ausbedinge,  den  Versuch  mache,  das 
ganze  ständige  Deficit  der  österreichischen  Finanzen  auf  die  dies- 
seitige Reichshälfte  zu  überwälzen.  Aus  den  Trümmern  des  Ein- 
heitsstaates solle  Ungarn  mit  geschonter  Steuerkraft  und  jung- 
fräulichem (Jredit  hervorgehen,  die  im  Rcichsrathe  vertretenen 
Länder  mit  Ueberbürdung  und  Zahlungsunfähigkeit.    Die   Repu- 
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diation  ungarischerseits  verpflichte  die  diesseitige  Reichshälfte 
nicht  zur  TIebernahme  des  Restes.  Es  sei  unbegreiflich,  wie  eine 
Volksvertretung  solchen  Staatsmännern  ihre  Unterstützung  leihen 
könne,  welche  dem  Könige  von  Ungarn  rathen  konnten,  die  Schul- 
den nicht  anzuerkennen,  die  er  als  Kaiser  von  Oesterreich  ge- 
schlossen hatte.  Der  Schlussantrag  lautete:  „Es  sei  von  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Ländern  jener  Betrag  als  Antheil  der 
Zinsenlast  der  österreichischen  Staatsschuld  zu  übernehmen,  wel- 
cher der  commissionell  festzustellenden,  bisherigen  factischen 
Leistung  dieser  Länder  mit  Ausschluss  der  Creditoperationen,  ent- 
spreche, und  die  Regierung  aufzufordern,  hinsichtlich  des  unge- 
deckt bleibenden  Betrages  ungesäumt  Vorlagen  zu  machen".  Der 
Kern  dieser  Resolution  lief  darauf  hinaus,  wie  ein  Redner  bei  der 
Greneraldebatte  richtig  bemerkte,  „dass  für  die  Zinsen  der  Staats- 
schuld nichts  übrig  bleibe,  also  dieselben  nicht  gezahlt  werden 
sollen". 

Die  Majorität  des  Hauses,  welche  für  die  Anträge  der  M^ehr- 
heit  des  Ausschusses  eintrat,  leugnete  nicht,  dass  die  österreichi- 
schen I^änder  in  Folge  des  festgestellten  Beitragsverhältnisses  zu 
den  Zinsen  der  Staatsschuld  beträchtlich  belastet  würden  und 
Massnahmen  zur  Abhilfe  getroffen  werden  müssten,  allein  sie 
wünschte  die  l^ösung  zu  vertagen  und  der  Regierung  die  Ver- 
antwortlichkeit zuzuwälzen,  indem  es  Sache  derselben  sei,  Vor- 
schläge zu  machen  und  der  Volksvertretung  bloss  zukomme, 
dieselben  zu  prüfen.  J) 

Sachlich  eingehend  sprach  der  ehemalige  Finanzminister 
Plener.  Ganz  richtig  hob  er  hervor,  dass  das  Verhältniss  von 
70 :  30  bezüglich  der  Beitragsleistung  Ungarns  zu  den  gemein- 
samen Angelegenheiten  den  factischen  Steuerverhältnissen  der 
Jahre  1860 — 1865  entspreche,  dass  jedoch  die  Heranziehung  der 
Jahre  1855 — 1859  und  somit  die  Bildung  eines  eiliQährigen  Durch- 
schnittes zu  einem  günstigeren  Verhältnisse  geführt  hätte.  Er 
wies  darauf  hin,  dass  Ungarn  nicht  bloss  vor  1849,  sondern  auch 
nach  Einbeziehung  desselben  in  die  allgemeine  Steuerleistung  bei 
der  directen  und  indirecten  Besteuerung  mit  günstigeren  Percent- 
sätzen und  Gebührenausmassen  herangezogen  wurde,  aber,  fügte 
er  hinzu,  wenn  man  sich  auch  klar  bewusst  sei,    „dass  die  aller- 
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dings  zu  erwartende  höhere  Steuerkraft  Ungarns  in  den  nächsten 
zehn  Jahren  zur  Heranziehung  Ungarns  zu  einer  grösseren  Steuer- 
leistung nicht  werde  verwerthet  werden  können  und  das  Ver- 
hältniss  von  70 :  30  das  Minimum  darstelle,  welches  Ungarn  zur 
allgemeinen  Reichslast  beitragen  werde",  so  könne  man  sich  doch 
nicht  gegen  die  Genehmigung  des  gestellten  Antrages  aussprechen. 
Bezüglich  der  Staatsschuld  könne  sich  Ungarn  auf  einen  bereits 
sanctionirten  Artikel  berufen,  welcher  die  rechtliche  Nichtvcr- 
pflichtung  zur  Beitragsleistung  für  die  Staatsschuld  verbrieft  und 
garantirt,  und  es  frage  sich  nur,  ob  es  im  Interesse  der  cisleitha- 
nischen  Länder,  ob  es  im  Interesse  der  Staatsgläubiger  liege, 
das  von  Ungarn  Angebotene  anzunehmen,  oder  zum  Nachtheilo 
der  cisleithanischen  Interessen,  zum  Nachtheile  der  Gläubiger  ab- 
zulehnen. 

Die  beste  Rede  über  das  Ausgleichsthema  hielt  der  Be- 
richterstatter der  Majorität,  Dr.  Brestel.  Treffend  erwiderte  er 
dem  Abgeordneten  Skene,  welcher  das  Wort  hatte  fallen  lassen, 
die  Deputation  sei  das  Königgrätz  des  Parlamentarismus  gewesen, 
dass  es  weit  passender  und  natürlicher  gewesen  wäre,  wenn  man 
die  Deputation  etwa  mit  den  Unterhändlern  in  Nikolsburg  oder 
Prag  verglichen  hätte,  denn  die  Niederlage  war  schon  erlitten 
und  es  habe  sich  bloss  um  den  Friedensschluss  gehandelt.  Ferner 
wies  er  darauf  hin,  dass  das  Ministerium  durch  seine  anßingliche 
Passivität  die  Verhandlung  verzögert  und  die  Stellung  der  reichs- 
räthlichen  Deputation  erschwert  habe.  Er  betonte,  dass  das  Ueber- 
cinkommen  bezüglich  der  Staatsschuld  den  österreichischen  Ländern 
keine  grösseren  Verpflichtungen  auferlege,  als  sie  schon  hatten. 
Die  Behauptung  sei  nicht  richtig:  es  gebe  nur  zwei  Mittel  zur 
Ordnung  des  Staatshaushaltes,  die  Reduction  der  Ausgaben  oder 
die  Reduction  der  Verpflichtungen,  und  wenn  man  das  Eine  nicht 
könne,  müsse  man  das  Andere  thun.  Es  gebe  noch  ein  drittes 
Mittel.  Man  könne  versuchen,  die  eigenen  Einnahmen  zu  steigern, 
jedenfalls  aber,  wenn  die  Verhältnisse  schon  der  Art  wären,  dass 
man  die  Reduction  der  Verpflichtungen  nothwendig  erachten  müsse, 
auch  gleichzeitig  Anstrengungen  gemacht  werden,  um  wenigstens 
nicht  den  Gläubigern  des  Staates  allein  die  ganze  Last  aufzu- 
])ürden,  sondern  dass  diese  Last  auch  von  den  übi-igen  Be- 
sitzenden im  Lande  getragen  werde.  In  klarer  Weise  wies  er 
darauf   hin,    dass    die    Massnahmen     des    Sistirungs-Ministoriums 
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bezüglich  der  Herabsetzung  der  Grundsteuer  und  der  Aenderung 
der  Branntweinbesteucrung  nur  einzelne  Standesinteressen  und 
nicht  das  Interesse  der  Gesammtheit  im  Auge  gehabt  haben  und 
der  dadurch  bewerkstelligte  Ausfall  allein  hinreichend  gewesen 
wäre,  die  Hälfte  des  voraussichtlichen  Deficits  zu  decken.  Und 
nicht  minder  richtig  war  die  Bemerkung,  wenn  Ersparnisse  bei 
dem  Militär  und  der  Verwaltung  nicht  durchführbar  seien,  sich 
auch  die  Zinsenreduction  als  eine  Phrase  erweisen  werde. 

Die  Minoritätsanträge  konnten  umsoweniger  Aimahme  finden, 
als  die  Ueberzeugung  eine  fast  allgemeine  war,  dass  damit  die 
parlamentarischen  Einrichtungen  gefährdet  seien.  Die  Ansicht, 
welche  gelegenheitlich  bei  der  Debatte  ausgesprochen  wurde,  dass 
nicht  der  Ausgleich  die  traurige  finanzielle  Lage  verschuldet  hat, 
sonderh  dazu  beitragen  werde,  in  ordnungsmässige,  verfassungs- 
mässige Bahnen  einzumünden,  und  die  finanzielle  Ordnung  durch 
die  Ordnung  der  politischen  Lage,  durch  die  Herstellung  wahr- 
haft verfassungsmäss'iger  Zustände  bedingt  sei  und  jedes  Opfer 
in  dieser  Beziehung  deshalb  nicht  in  Anschlag  gebracht  werden 
dürfe,  rang  sich  allmälig  durch.  Auch  gab  es  eine,  wenn  auch 
kleine  Partei  in  der  österreichischen  Vertretung,  welche  in  der 
Herstellung  der  ungarischen  Verfassung  nur  den  Sieg  des  Rechtes 
erblickte.  Die  Beitragsquote  zu  den  gemeinsamen  Angelegenheiten 
erschien  gleichfalls  nicht  als  eine  Mehrbelastung  der  österreichi- 
schen Länder.  Bezüglich  der  »Staatsschuld  willigte  auch  die 
Regierung  in  eine  kleine  Erhöhung  der  von  ihr  vorgelegten  Ziffer, 
nachdem  sie  sich  zuvor  die  Zustimmung  des  ungarischen  Cabinets 
gesichert  hatte.  Die  oben  erwähnte,  vom  Ausschuss  vorgeschlagene 
Summe  wurde  auf  29.,  gg  Millionen,  worunter  11. ^g  Millionen  in 
Silber  abgerundet.  Bis  zum  1.  Mai  1868  sollte  eine  Gesetzes- 
vorlage behufs  Umwandlung  der  verschiedenen  Schuldtitel  in 
möglichst  umfassender  Weise  in  eine  einheitliche  Rentenschuld 
eingebracht  werden.  Für  jene  Schuldtitel,  die  zur  Umwandlung 
in  eine  einheitliche  Rentenschuld  nicht  geeignet  sind,  sollte  die 
Rückzahlung  durch  Ausgabe  von  Obligationen  der  künftigen  ein- 
heitlichen Rentenschuld  erfolgen,  wozu  die  I^änder  der  ungari- 
schen Krone  einen  fixen  jährlichen  Beitrag  von  1  Million  Gulden 
in  österreichischer  Währung  leisten,  dagegen  alle  durch  diese 
Tilgungen  in  Wegfall  kommenden  Interessen,  sowie  die  von  den 
Coupons  und  Lotteriegewinnsten  der  Staatsschuld  zu  entrichtenden 
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Steuern  Oesterreich  zu  Gute  kommen.  Zur  Amortisation  des  mit 
der  Bodcncreditanstalt  contraliirten  Anleliens  wurde  für  Ungarn 
eine  jährliche  Beitragsleistung  von  150.(XKJ  (Uiidcn  bis  zur  gänz- 
lichen Tilgung  dieser  Schuld  festgesetzt.  Die  Rückzahlung  der  in 
den  ungarischen  Gassen  angelegten  Gautionen  und  Depositen  hatte 
die  ungarische  Finanzverwaltung  zu  übernehmen;  die  dafür  ent- 
fallenden Zinsen  waren  in  dem  fixen  Jahresbetrage  von  29.,  gg  Mil- 
lionen inbegriflFen  und  sollten,  sofern  die  Zahlung  in  Ungarn  ge- 
schieht, in  diese  Summe  eingerechnet  werden.  Eigenthümlich 
lautet  der  §,  3.  Es  wird  ausdrücklich  festgesetzt,  dass  die  Her- 
stellung des  Gleichgewichts  zwischen  den  Einnahmen  und  den 
Erfordernissen  den  leitenden  Grundsatz  der  beiden  Finanzver- 
waltungen zu  bilden  habe.  Sollte  demungeachtet  die  Finanzleitung 
einer  der  beiden  Reichshälften  in  die  Lage  kommen,  die  Bedeckung 
ihres  Bedarfes  oder  ihrer  Beitragspflichten  aus  den  regelmässigen 
Einnahmsquellen  nicht  aufbringen  zu  können,  so  liegt  ihr  die 
Beschaffung  der  hiezu  nöthigen  ausserordentlichen  Zuflüsse  auf 
eigene  Kosten  ob.  •  In  Fällen,  wo  im  Interesse  der  gesaramten  Mon- 
archie ausserordentliche  Ausgaben  sich  als  zweckmässig  heraus- 
stellen und  ein  Anlehen  auf  gemeinsame  Rechnung  von  den  beiden 
Legislationen  beschlossen  werden  sollte,  seien  Zinsen  und  Capitals- 
rück Zahlung  zwischen  den  beiden  Reichshälften  in  dem  zur  Zeit 
der  Contrahirung  des  Anlehens  bestehenden  Beitragsverhältnisse 
zu  theilen.  Die  in  Staatsnoteii,  und  Münzscheinen  bestehende 
schwebende  Schuld  wurde  unter  die  solidarische  Garantie  beider 
Reichstheile  gestellt,  da  ferner  die  auf  den  Salinen  Gmunden, 
Aussee  und  Hallein  einverleibten  Hypothekarscheine  im  Betrage 
von  100  Millionen  mit  dem  Umlaufe  der  Staatsnoten  gesetzlich 
in  Verbindung  standen,  dass  die  Summe  der  Hypothekarscheine 
und  der  Staatsnoten  zusammen  400  Millionen  nicht  überstiegen,  da- 
bei aber  innerhalb  dieser  Maximalgrenzc  die  jeweilige  Vermin- 
derung in  dem  Stande  der  Hypothekarscheine  durch  Staatsnoten 
in  der  Circulation  ersetzt  werden  durfte,  so  wurde  die  Garantie  der 
beiden  Reichstheile  auf  die  aus  diesem  Verhältnisse  hervorgehende 
Vermehrung  der  Staatsnoten  ausgedehnt.  Jede  .anderweitige 
Vei-mehrung  der  in  Staatsnoten  oder  Münzscheinen  bestehenden 
schwebenden  Schuld,  sowie  die  Massnahmen  zu  ihrer  Fundirung 
bedürfen  der  Genehmigung  der  beiden  Legislationen.  Beiden 
Reichstheilen   sollte   es  freigestellt  bleiben,    ihren  Beitrag    zu  den 
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• 
Zinsen  der  Staatsschuld  durch  Araortisirung  von  Schuldver- 
schreibungen oder  Capitalsrückzahlung  in  Baarera  zu  vermindern. 
Der  dem  effectiven  Zinsengenusse  der  getilgten  Schuldverschrei- 
bungen entsprechende  Betrag  wird  in  diesem  Falle  von  der 
Leistungsschuldigkeit  der  tilgenden  Finanzverwaltung  in  Abfall 
gebracht.  Bezüglich  der  Garantien  an  die  Eisenbahngesellschaften 
wurde  festgesetzt,  dass  dieselben  von  derjenigen  Reichshälfte  auf 
deren  Territorium  die  Eisenbahn  liegt,  zu  tragen  seien,  wogegen 
auch  die  Rückzahlungen  der  Gesellschaften  auf  die  erhaltenen 
Vorschüsse  der  betreft'enden  Reichshälfte  anheimfallen.  Besondere 
Uebereinkommen  sollten  hinsichtlich  der  Südbahn,  der  Staatsbahn- 
gesellschaft, der  Kaschau-Oderberger  Bahn,  endlich  der  Donau- 
Dampfschifi'fahrtsgesellschaft  getroffen  werden.  Zur  Prüfung  und 
Richtigstellung  der  Centralfinanzen  sollte  eine  besondere  Liqui- 
dirungscommission  bestellt  werden.  Endlich  übernahmen  die  beiden 
Reichshälften  die  Verpflichtung,  zur  Deckung  ihrer  Beiträge  für 
die  Staatsschuld  jeden  Monat  eine  Quote  ihrer  Monatseinnahmen 
abzuführen,  welche  zu  diesen  in  demselben  Verhältnisse  steht, 
wie  die  Summe  jener  Beiträge  zu  der  Gesammtsumme  des  Aus- 
gabebudgets des  betreffenden  Jahres.  Sollte  die  Gesammtsumme 
der  monatlichen  Quoten  die  Summe  jener  Beiträge  nicht  erreichen, 
so  verpflichten  sich  jene  ]jänder,  die  Differenz  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Einnahmen  vollständig  und  in  solchen  Zeiträumen  abzu- 
führen, dass  der  gemeinsame  Staatshaushalt  nicht  in's  Stocken 
gerathe.  ^) 

Gleichzeitig  wurde  auch  ein  Zoll-  und  Handelsbündniss  auf 
zehn  Jahre  vereinbart.  Die  Ländergebiete  beider  Theile  bilden 
während  der  Dauer  des  Bündnisses  ein  Zoll-  und  Handelsgebiet, 
von  einer  gemeinsamen  Zollgrenze  umschlossen.  Keinem  der 
beiden  Theile  steht  das  Recht  zu,  Verkehrsgegenstände,  welche 
aus  dem  Ländergebiete  des  einen  Theiles  in  das  Ländergebiet 
des  andern  Theiles  übergehen,  mit  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhrs- 
abgaben welcher  Art  immer  zu  belasten  und  zu  diesem  Zwecke 
eine  Zwischenzolllinie  zu  errichten.  Auch  darf  der  eine  ^J'heil 
die  aus  dem  andern  Ländergebiete  eingeführten  Artikel  mit  Innern 
Abgaben    nur   in    solchem  Masse    belasten,    in    welchem  derselbe 


')  Gesetz  vom  24.  December  1867,  über  die  Beitrags! eistnng  zu  den  Lasten 
der  allgemeinen  Staatsschuld.  R.-G.-B.,  Nr.  8,  für  1868. 
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die  ähnlichen  Gewerbserzeugnisse  oder  Producte  seines  eigenen 
Ländergebietes  belastet.  Die  übrigen  Bestimmungen  betrafen 
die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle,  die  Flaggen  der  Handels- 
schijBFe  u.  dergl.  m. 

Hatte  im  Hause  der  Abgeordneten  doch  eine  Debatte  über 
die  Modalitäten  des  Ausgleichs  stattgefunden:  im  Herrenhause 
beschränkte  man  sich  einfach  darauf,  zuzustimmen.  In  der  Com- 
mission  kam  es  allerdings  zu  weitläufigen  Auseinandersetzungen, 
die  jedoch  in  dem  Berichte  derselben  zu  keinem  Ausdrucke  ge- 
langten. Der  Commissionsbericht  aus  der  Feder  des  bekannten 
Nationalökonomen  Hock  ist  ein  interessantes  Actenstück,  welches 
einer  Erwähnung  verdient;  er  warfeinen  Rückblick  auf  die  letzten 
Jahre,  hervorhebend,  dass  die  Regierung  bereits  1865  den  östei-- 
j-eichischen  Gresammtstaat  mit  seiner  constitutionellen  Mitte  nicht 
länger  aufrecht  halten  zu  sollen  glaubte  und  allmälig  dahin  gedrängt 
wurde,  mit  Rücksicht  auf  die  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
von  altersher  eingeräumte  Stellung  eine  Zweitheilung  des  Reiches 
in's  Leben  zu  rufen.  In  Folge  der  unglückseligen  Ereignisse  des 
Jahres  1866  sei  zur  politischen  Nothwendigkeit  geworden,  was 
früher  noch  freie  Neigung  oder  Folge  des  gewählten  Systems 
gewesen  sei,  wenn  der  erschütterte  Bestand  Üesterreichs  nicht 
vollends  gebrochen  werden  sollte.  Vom  Standpunkte  des  allge- 
meinen Staatscredits  und  des  Rechtes  müssö  dem  Grundsatze, 
dass  Ungarn  durch  die  bestehende  Staatsschuld  rechtlich  nicht 
verpflichtet  sei,  auf  das  entschiedenste  entgegen  getreten  werden, 
da  es  ein  kaum  bestrittener  Rechtsgrundsatz  sei,  dass  die  von 
einer  allseitig  anerkannten  Regierung  abgeschlossenen  Rechts- 
geschäfte für  ihre  Nachfolger,  wie  für  ihr  ganzes  Staatsgebiet 
rechtlich  verbindlich  seien,  möge  jene  hierbei  die  Grenze  ihrer 
verfassungsmässigen  Befugnisse  sich  gegenwärtig  gehalten  haben 
oder  nicht.  Als  Beleg  für  diese  Ansicht  führt  der  Berichterstatter 
auch  geschichtliche  Beispiele  an,  hob  jedoch  hervor,  dass  die  in 
dem  Gesetzartikol  XII  enthaltenen  Bestimmungen,  was  auch  gegen 
sie  einzuwenden  sei,  für  die  ungarische  Deputation  ein  zwingendes 
Gebot,  von  dem  abzugehen  ihr  nicht  freistand,  und  die  unabänder- 
liche Grundlage  waren,  auf  die  sie  sich  zu  stellen  hatte. 

Bezüglich  der  grossen  Schwierigkeiten,  die  Steuerfälligkeit 
der  nunmehrigen  zwei  Reiclishälften  auf  Grund  der  Steuerleistung 
zu  ermitteln,    bemerkte  der  Bericht  des  Herrenhauses:    Die  Ver- 
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waltung  der  beiden  Reichshälften  wurde  bisher  gemeinsam  geführt, 
viele  Abgaben,  welche  die  eine  Hälfte  betrafen,  gingen  in  der 
andern  ein,  ebenso  wurden  häufig  in  der  einen  Reichshälfte  Aus- 
lagen gemacht,  welche  vom  Steuerertrage  der  andern  Hälfte  ab- 
zurechnen waren,  es  war  also  schwer  zu  erheben,  wie  gross 
eigentlich  die  Steuerleistung  jeder  Hälfte  gewesen  war.  Die  Be- 
stimmung der  Steuerfähigkeit  zweier  Ländergebiete  nach  der 
Steuerleistung  setzt  ferner  eine  Grleichartigkeit  der  Steuersysteme 
und  Steuerobjecto  beider  Gebiete  voraus,  welche  jedoch  bei  einigen 
der  in  den  beiden  Reichshälften  bestehenden  Abgaben  fehle.  Die 
Steuerfähigkeit  lasse  sich  weiters  nur  aus  den  Steuerleistungen 
gewöhnlicher  Jahre  erschliessen,  in  den  Ausweisen,  welche  über 
die  Steuerleistungen  vorlagen,  erschienen  aber  auch  Jahre  der 
Theuerung,  des  Krieges,  der  politischen  Wirren.  Endlich  seien 
nicht  alle  Steuerleistungen  ein  gleich  richtiger  Massstab  zur  Beur- 
theilung  der  Steuerfiihigkeit,  Die  Ungarn  sagten  mit  Recht,  die 
directen  Steuern  zeigen,  was  der  Steuerpflichtige  zahlen  muss, 
nicht  was  er  zahlen  kann,  und  mit  gleichem  Recht  erwiderten 
die  Oesterreicher,  die  indirecten  Abgaben  in  ihrer  Abhängigkeit 
von  Sitte  und  Lebensweise  des  Volksstammes  eignen  sich  noch 
weniger  zur  Vergleichung  dessen,  was  zwei  Völker  zu  leisten 
vermögen.  Der  Berichterstatter  des  Herrenhauses  spricht  sich 
dahin  aus,  dass  die  Feststellung  des  Verhältnisses  von  70  :  30 
eine  so  genaue  und  gerechte  sei,  dass  keine  der  beiden  Reichs- 
hälften sich  über  Beeinträchtigung  zu  beklagen  habe.  Bezüglich 
der  Abmachungen  über  die  Staatsschuld  ist  er  der  Ansicht,  dass 
einige  Gründe  für  die  Forderung  der  Magyaren  sprechen,  dass 
die  österreichische  Reichshälfte  25  Millionen  vorweg  ungetheilt 
zu  übernehmen  habe,  indem  unter  den  Bestandtheilen  der  öster- 
reichischen Staatsschuld  sich  mehrere  befinden,  welche  aus  den 
besonderen  Verhältnissen  diesseits  der  Leitha  hervorgegangen  sind 
und  daher  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  nicht  zur  l^ast 
gelegt  werden  können,  der  ihnen  entsprechende  Interessenbetrag 
könne  fast  auf  7  Millionen  Gulden  veranschlagt  werden.  Ein  noch 
grösserer  Theil  jener  Schuld  sei  aus  Thatsachen  entstanden,  welche 
es  den  Vertretern  Ungarns  beinahe  unmöglich  machen,  von  einem 
Reichstage,  der  auf  dem  Boden  der  Gesetze  des  Jahres  1848 
stehe,  eine  Beitragsleistung  zu  denselben  zu  rechtfertigen.  Ob  der 
Zinsenbetrag  dieses  Schuldtheiles,    verbunden  mit  den  erwähnten 
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sieben  Millionen  gerade  25  Millionen  erreiche,  sei  nicht  zu  ermitteln, 
aber  jedenfalls  könne  das  auf  dieser  Grundlage  zu  Stande  ge- 
kommene Uebereinkommen  betreffs  der  Zinsen  der  bestehenden 
Staatsschuld  nicht  gerade  ein  unbilliges  genannt  werden. 

Nur  in  der  festgesetzten  Beitragsquote  Ungarns  zur  Amor- 
tisation der  Staatsschuld  sah  der  Berichterstatter  des  Herrenhauses 
eine  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Parität,  allein  seiner  Be- 
rechnung zu  Folge  konnte  die  eigentliche  Mehrbelastung  Oester- 
reichs  bloss  auf  etwas  mehr  als  4  Millionen  Gulden  geschätzt 
werden,  ein  Betrag,  der  allerdings  gross,  aber  doch  nicht  uner- 
schwinglich sei,  um  es  zu  rechtfertigen,  deshalb  den  Ausgleichs- 
vorschlag zurückzuweisen.  Die  Unification  der  Staatsschuld  be- 
treffend, hiess  es  in  dem  Berichte,  dass  man  allerdings,  wenn  die 
Vertreter  Ungarns  recht  hätten,  dass  Oesterreich  den  vereinbarten 
Theil  zu  den  Kosten  der  Staatsschuld  ohne  Deficit  dauernd  zu 
tragen  nicht  vermöchte,  die  Unification  der  Staatsschuld  in  An- 
griff nehmen  und  zu  einer  Reduction  schreiten  müsste,  allein 
die  Commission  könne  sich  nicht  zu  der  Ueberzeugung  bekennen, 
dass  jene  pessimistische  Auffassung  der  Finanzlage  Oesterreichs 
die  richtige  sei.  Die  Comniission  glaube  und  hoffe'vielmehr,  dass 
durch  Weisheit  und  Opfermuth,  Sparsamkeit  in  den  öffentlichen 
Ausgaben,  bessere  Verwaltung  und  Vertheilung  der  Abgaben  jene 
Summen  erübrigt  werden  können,  welche  zur  Befriedigung  der 
Staatsgläubiger  nöthig  seien,  i) 

Der  Ausgleich  war  und  blieb  ein  Stückwerk,  von  welchem 
Gesichtspunkte  man  auch  die  Sache  betrachten  mag.  Nicht  der 
Volksvertretung  wird  die  Schuld  beigemessen  werden  können, 
denn  sie  kann  etwaige  Beschuldigungen  mit  dem  Hinweise  auf 
die  Zwangslage,  in  welche  sie  versetzt  wurde,  entkräften,  aber 
Pflicht  der  Regierung  wäre  es  gewesen,  wenigstens  die  Bedin 
gungen  so  zu  stellen,  dass  die  schwebenden  Fragen  in  einer  für 
beide  Reichshälften  und  für  die  Gesammtmonarchie  zweckent- 
sprechenden Weise  zum  Abschlüsse  gekommen  wären.  Nicht 
dai-auf  möchten  wir  Gewicht  legen,  dass  Ungarn  bloss  eine  Bei- 
tragsleistung von  30"/u,  Oesterreich  von  70Vo  zu  den  gemein- 
samen Angelegenheiten  übernahm,  während  der  Einfluss  der  Stefans- 
krone weitaus  für  mehr  als  die  Hälfte  sichergestellt  wurde,  aber 

')  Sitzung  des  Herrenhauses  vom  19.  December  1867. 
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dass  man  Einrichtungen  sich  aufdringen  Hess,  die  nach  keiner 
Richtung  Genüge  leisten  können,  wenn  eine  Gemeinsamkeit  der 
Interessen  zu  wahren  ist,  verdient  unstreitig  den  herbsten 
Tadel,  Dass  man  die  Budgetbewilligung  für  Heer  und  Aeusseres 
einer  parlamentarischen  Schattenkörperschaft  anheimgab,  haben 
diejenigen  zu  verantworten,  deren  Aufgabe  es  gewesen  wäre,  den 
Staatsgedanken  wenigstens  in  dieser  Richtung  ungeschmälert  zu 
erhalten,  aber  die  Regelung  einschneidender  wirthschaftlicher 
Fragen  in  der  schliesslich  beliebten  Weise  fordert  den  Tadel  be- 
sonders heraus.  Die  Kenntniss  der  Geschichte  des  Zollvereins  und 
des  norddeutschen  Bundes  hätte  doch  wahrlich  zu  anderen  Er- 
gebnissen führen  müssen,  um  den  nicht  eingebildeten,  sondern 
wirklichen  leibhaftigen  Bedürfnissen  des  Reiches  Rechnung  zu 
tragen.  Ein  Zoll-  und  Ilandelsbündniss,  wie  das  abgeschlossene, 
ist  ein  Unding  zwischen  zwei  Reichshälften  mit  einem  Monarchen, 
ein  jeder  Fortschritt,  jede  Entwicklung,  nach  welcher  Richtung 
immer,  ist,  wenn  nicht  fast  unmöglich  gemacht,  doch  ausser- 
ordentlich erschwert,  und  die  Geschichte  der  letzten  Jahre  beweist 
auf  jedem  Blatte  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung.  Treffend  hat 
Dr.  Herbst  bei  den  Verhandlungen  am  14.  December  1867  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Gesetzgebung  bei  den  wichtigsten  Fragen 
des  wirthschaftlichen  Lebens  gehemmt  sein  werde  und  kein  Fort- 
schritt, keine  Reform  möglich  sei,  ohne  die  Zustimmung  von  vier 
Vertretungskörpern  zu  erlangen.  „Das  ist  ein  Novum,"  rief  er 
aus,  „wie  es  vielleicht  in  der  Geschichte  der  volkswirthschaftlichen 
Entwicklung  noch  nicht  da  war." 

Allein  davon  selbst  abgesehen,  wurde  die  Regelung  wichtiger 
Gegenstände  einfach  auf  künftige  Zeiten  vertagt.  Kommende  Ge- ' 
schlechter  werden  es  unbegreiflich  finden,  da  schon  die  lebende 
Generation  sich  es  nicht  erklären  konnte,  dass  man  bei  den  Ver- 
handlungen die  Bankfrage  auch  nicht  mit  einem  Worte  erwähnte 
und  die  Regierujig  an  der  lendenlahmen  Erklärung  des  ungari- 
schen Finanzministers  in  dem  abgeschlossenen  Uebereinkommen 
vom  März  1867  ein  Genügen  fand,  „die  jetzt  bestehenden  Rechts- 
verhältnisse der  Nationalbank,  bis  die  diesfalls  vertragsmässig 
festzustellenden  Bestimmungen  geregelt  sein  werden,  weder  auf 
administrativem  noch  auf  legislativem  Wege  zu  beirren,"  wogegen 
das  Finanzministerium  bei  allfiilligen,  namentlich  die  Notenemission 
berührenden    Fragen,    das   Einvernehmen    mit    dem    ungarischen 

Beer.  Die  Finanzen  Ue^terreichs.  24 
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Finanzministerium  zu  pflegen,  sicli  verpflichtete.  Und  wenn 
sich  dieses  Abkommen,  wie  einer  der  Untei'zeichner  versichert, 
bloss  auf  das  Jahr  1867  erstreckte,  so  hatten  die  Männer,  in 
deren  Händen  die  Leitung  des  Staates  lag,  wenigstens  die 
Pflicht,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  die  Lücke  in  den 
Abmachungen  ausgefüllt  werde. 

Das  Jahr  18G7,  ein  Uebergangsjahr  von  der  centralistischen 
zur  dualistischen  Gestaltung  des  Reiches,  erheischte  einen  Auf- 
wand von  476.03  Millionen  im  Vergleiche  mit  dem  Voi'anschlage 
von  433.g,j  Millionen,  eine  Mehrausgabe  in  der  Höhe  von  42.i3e  Mil- 
lionen Gulden.  Einnahmen  und  Ausgaben  waren  demnach  im 
Voranschlage  zu  gering  beziffert  worden,  obgleich  noch  im  Juni 
der  Leiter  des  Finanzministeriums  versichert  hatte,  dass  man 
sich  bei  Fntwerfung  desselben  keinerlei  Illusionen  hingegeben 
habe  und  die  Wirksamkeit  des  Finanzgesetzes  für  1867  durch 
die  mittlerweile  eingetretene  Wiederherstellung  der  ungarischen 
Verfassung  und  durch  die  selbstständige  Vei'waltung  der  sieben- 
bürgisch-ungarischen  Landeseinkünfte  nicht  beirrt  würde.  Die  be- 
trächtlichste Summe  entfiel  auf  Krieg,  Marine  und  Finanzen.  Das 
Finanzgesetz  vom  28.  December  1866  setzte  für  Heer  73.4,  für  Marine 
1.1  Millionen  Gulden  fest,  die  Ausgaben  betrugen  91. 3^  und  lO.j  Mil- 
lionen Gulden.  Nicht  minder  belangreich  waren  die  Mehrkosten 
für  Subventionen  an  Landesfonds  um  1,2  Millionen,  für  Industrie- 
unternehmungen um  0.5,,  Millionen,  für  Grundentlastungsfonds 
um  1.4  Millionen  mehr,   als  präliminirt  worden  war. 

An  Ungarn  wurden  5  Millionen  Gulden  für  Eisenbahnbauten 
aus  den  Einzahlungen  auf  das  Domänen-Pfandbriefanlehen  ver- 
abfolgt, für  welche  im  Voranschlag  nichts  festgesetzt  war,  die 
Zinsen  für  die  Staatsschuld  erforderten  nicht  unbedeutende  Summen 
mehr.  Die  Einnahmen  stellten  sich  allerdings  im  Vergleiche  zu 
dem  Präliminar  etwas  günstiger.  ') 

Anstatt  der  präliminirten  Summe  von  407.207  Millionen  liefen 
462.,r,,r,  Millionen  ein.  Als  grössere  Posten  erscheinen  hierbei  die 
Kriegskostenentschädigung  von  der  italienischen  Regierung  mit 
20,234  Millionen;  Vergütung  des  Königreiches  Italien  für  über- 
nommenes  Festungsmateriale   4,g7    Millionen,   Entschädigung   von 


')  Den  Angaben   liegen   die  Originale    der  Centralrechnungsabschlüsse  zu 
Grunde. 
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Preussen  für  die  Bundesexecution  in  Holstein  l.;^^,.  Millionen, 
Ersatzantlieil  von  Preussen  für  das  bewegliche  Bundeseigentlium 
2.g28  Millionen,  Entschädigung  für  Venedig  saramt  Zinsen  9.032  ^^^' 
Honen, 

Die  directen  Steuern  ergaben  einen  um  2..j,)ß  Millionen  Gulden 
höheren  Betrag,  als  im  Voranschlage  angenommen  war;  die  indi- 
recten  Abgaben  ein  Plus  von  G.4,7  Millionen,  Der  Ausfall  bei 
einigen  wurde  durch  die  Mehreinnahmen  bei  anderen  aufgewogen. 
Geringere  P^innahmen  wiesen  auf:  die  Branntweinsteuer  (I.519  Mil- 
lionen), Biersteuer  (I.174  Millionen),  Salz  (1.099  Millionen)  und  l^otto 
(1.47g  Millionen)  ein  Plus  ergab  sich  bei  der  Zuckersteuer  (2.,  37  Mil- 
lionen), Zoll  (I.492  Millionen),  Tabak  (3,fiß3  Millionen),  Sämmtliche 
indirecte  Abgaben,  wozu  auch  die  Monopole  gerechnet  werden, 
waren  mit  208,3  Millionen  im  Finanzgesetze  veranschlagt,  das  Er- 
gebniss  stellte  sich  auf  214.-  Millionen  Gulden.  Die  Einnahmen 
aus  dem  Staatseigenthum  lieferten  statt  S.g  Millionen  8,9  Millionen 
Gulden,  daher  ein  Plus  um  0,3  Millionen.  Dagegen  waren  aus  der 
Veräusserung  von  Staatseigenthum  10  Millionen  erwartet  und  bloss 
l,g3  Millionen  erzielt  worden. 

Interessant  ist  die  Zergliederung  des  Centralrechnungsab- 
schlusses  für  1867  in  Centralver waltung,  im  Reichsrathe  vertre- 
tene Königreiche  und  Länder,  Länder  der  ungarischen  Krone. 
Von  der  Gesammtsumme  des  Erfordernisses  im  Betrage  von 
474,3  Millionen  entfielen  auf  das  Centrale  288.732,  ^^^  ^^^  Länder 
diesseits  der  Leitha  121. 34,  auf  Ungarn  64.2  Millionen;  die  Ge- 
sammtbedeckung  von  462.^59  Millionen  Gulden  gliedert  sich  nach 
den  erwähnten  drei  Rubriken  mit  64.5,  278.7  ^^^*1  H^-2<)  Millionen 
Gulden.  Die  bezüglich  der  Abrechnung  für  das  Jahr  1867 
vereinbarten  Grundsätze  wurden  von  einer  Commission,  die  zur 
Prüfung  und  Richtigstellung  der  Centralactiven  bestellt  war,  ver- 
einbart. 
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ZEHNTES  CAPITEL 
Die  Unification  der  Staatsschuld. 


Am  Schlüsse  des  Ausgleiclisjahres  wurde  das  erste  parla- 
mentarische Ministerium  gebildet.  Das  Finanzportefeuille  über- 
nahm Dr.  Brestel.  In  den  Räumen  der  Finanzverwaltung  haben 
wenige  Personen  geschaltet^  die  eine  solche  Hingebung  für  den 
Staat  besassen,  wie  der  neue  Schatzkanzler.  Die  Ordnung  des 
österreichischen  Staatshaushaltes  erschien  ihm  nicht  nur  als  ge- 
bieterische Pflicht,  sie  M^ar  bei  ihm  eine  TTerzensangelegenheit, 
sein  Sinnen  und  Denken  war  und  blieb  nur  auf  diesen  Punkt  ge- 
richtet. Den  Ehrennamen  eines  Generalsparmeisters  des  Reiches, 
der  ihm  beigelegt  wurde,  verdient  er  mit  vollem  Rechte,  und  die 
Finanzverhältnisse  des  Staates  wären  gegenwärtig  andere,  wenn 
viele  solche  Schatzkanzler  in  Oesterreich  gewesen  wären.  An 
Genialität,  an  Findigkeit  haben  ihn  viele  Vorgänger  übertroffen, 
an  Gewissenhaftigkeit,  Fleiss,  Tüchtigkeit  Niemand.  Karg,  sogar 
knauserisch,  wo  es  irgend  zu  sparen  gab,  öffnete  er  den  sonst 
stark  zugeschnürten  Säckel,  wenn  es  sich  um  wirklich  produc- 
tive  Ausgaben  handelte,  und  beengte  seine  Collegen  nicht,  wenn 
Summen  in  Betracht  kamen,  dei'cn  Verwendung  ihm  im  Interesse 
des  Staates  heilsam  schien.  Es  verdient  betont  zu  Averden,  dass 
er  in  Fragen  des  Unterrichts  nie  seine  Zustimmung  versagte  und 
den  Bedürfnissen  desselben  gerecht  zu  werden  suchte.  Nergeleien 
in  dieser  Richtung,  früher  gerade  nicht  selten  von  den  mit  der 
Prüfung  der  erforderlichen  Beträge  betrauten  Organen,  waren 
ihm  fremd. 
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Eine  leichte  Aufgabe  fiel  ihm  nicht  zu.  Der  Ausgleich  mit 
Ungarn  bürdete  Oesterreich  fast  unerschwingliche  Lasten  auf, 
in  mehr  als  einer  Beziehung.  Nicht  die  Quote,  die  es  für  die 
gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Staatsschulden  zu  über- 
nehmen hatte,  kömmt  dabei  in  Betracht,  sondern  zumeist  der  Um- 
stand, dass  durch  die  Trennung  des  Reiches  auch  jene  Hoffnun- 
gen auf  eine  stärkere  Heranziehung  der  minder  besteuerten  l^änder 
in  die  Brüche  gingen.  Ungarn  und  seine  Nebenländer  hatten,  wie 
bereits  erwähnt,  auch  nach  der  Einverleibung  in  das  Reich  seit  1850 
verhältnissraässig  geringere  Steuern  aufzubringen,  und  die  Steuer- 
reformen Plener's  beabsichtigten  gerade  in  dieser  Beziehung  eine 
Ausgleichung  zwischen  den  verschiedenen  Ländern  herbeizu- 
führen. 

Der  Finanzminister  legte  am  21.  März  fünf  Gesetzentwürfe 
vor,  die  sich  insgesammt  auf  die  Finanzfragen  bezogen,  und 
begründete  dieselben  in  der  nächsten  Sitzung,  am  24.  März.  Die 
Regierung  beschränkte  sich  bei  Vorlage  ihres  Finanzplanes  nicht 
auf  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  des  laufenden  Jahres,  son- 
dern sie  beabsichtigte  für  die  nächsten  drei  Jahre  Vorsorge  zu 
treffen,  innerhalb  welcher  Zeit  sie  auf  die  Herstellung  des  Gleich- 
gewichts im  Staatshaushalte  rechnete.  Das  Deficit  für  das  lau- 
fende Jahr  1868  veranschlagte  der  Minister  auf  52  Millionen,  und 
nach  seiner  Annahme  war  auch  für  die  nächsten  zwei  Jahre  eine 
beträchtliche  Verminderung  nicht  zu  erhoffen.  Im  Ganzen  be- 
zifferte sich  der  Abgang  für  1868  bis  1870  auf  150  Millionen. 
Die  Aenderung  der  Branntweinsteuer  versprach  3  bis  4  Millionen 
abzuwerfen,  und  wenn  auch  die  Regierung  die  Reform  der  ge- 
sammten  directen  Steuern  in  ihr  Programm  aufgenommen  hatte, 
so  erforderte  die  Durchführung  denn  doch  eine  Anzahl  von  Jahren, 
ehe  etwaige  Mehrerträgnisse  dem  Staatsschatze  zu  Gute  kommen 
konnten.  Ein  Theil  der  Ausgaben,  worauf  der  berechnete  Ab- 
gang beruhte,  konnte  allerdings,  insoweit  er  Capitalsrückzahlungen 
der  Staatsschuld  betraf,  in  Folge  der  Abmachungen  mit  Ungarn 
durch  Ausgabe  neuer  Obligationen  gedeckt  werden.  Dieser  Be- 
trag, mit  30  Millionen  angenommen,  ergab  noch  immer  die  Noth- 
wendigkeit,  für  die  Bedeckung  von  120  Millionen  Vorsorge  zu 
treffen.  Brcstel  scheute  vor  der  Aufnahme  eines  neuen  Anlehens 
zurück,  da  dies  mindestens  ein  Zinsenerforderniss  für  alle  Zukunft 
von  10  Millionen  erheischte ;  ebensowenig  befreundete  er  sich  mit 
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dem  Gedanken,  zur  Notenpresse  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  schon 
aus  dem  Grunde  nicht,  „da  doch  die  Möglichkeit  einer  Militär- 
aufstolhuig-  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  könne,  und  man  vor- 
sichtsweise auf  diese  Möglichkeit  Bedacht  nehmen  müsse.  Im 
Falle  eines  derartigen  Geldbedarfes  würde  eben,  wie  1866,  kein 
anderes  Mittel  erübrigen,  als  zur  Vermehrung  der  Staatsnoten  zu 
greifen".  Dem  ministeriellen  Vorschlage  zu  Folge  sollte  daher 
nebst  der  bisherigen  Einkommensteuer,  von  allen  Staatsobliga- 
tionen eine  weitere  Abgabe  von  10%  der  Zinsen  eingehoben 
werden.  Dieser  Satz  entsprach  beiläufig  jener  Summe,  w(jlche  die 
Länder  der  ungarischen  Krone  weniger  übernommen  hatten,  und 
dieser  Abgang  sollte  daher  „natürlich  und  rechtlich  von  allen 
Staatsgläubigern  gleichförmig  getragen  werden".  Mit  dieser  Mass- 
regel brachte  der  Minister  eine  andere  in  Verbindung:  die  Uni- 
fication  der  Staatsschuld, 

Bereits  in  dem  Patente  vom  23.  December  1859  wurde  die 
Convertirung  der  nicht  auf  österreichische  Währung  lautenden 
Schuld  in  Aussicht  genommen.  Nach  dem  Stand  am  Ende  dieses 
Jahres  zerfiel  die  österreichische  Staatsschuld  in  •  101  Gattungen 
mit  197  Unterabtheilungen,  in  drei  Währungen  (Wiener  Währung, 
Conventionsmünze  und  österreichische  Währung),  die  beiden  letz- 
teren in  Silber-  oder  Papiergeld,  und  nach  16  verschiedenen 
Percentsätzen,  von  1  bis  6  %,  verzinslich.  Die  Staatsschulden- 
Commission,  welche  in  Folge  des  erwähnten  Patents  eingesetzt 
worden  war,  hatte  sich  in  ihrem  ersten  Berichte  vom  4.  Juni  1860 
über  die  Umwandlung  der  ganzen  Schuld  auf  einen  einheitlichen 
Zinsfuss,  zunächst  5"/o,  und  in  Eine  Währung  ausgesprochen. 
Dass  in  dieser  Beziehung  ein  gewisser  Zwang  ausgeübt  werden 
müsste,  zeigten  die  bisherigen  Erfahrungen.  Denn  die  freiwillige 
Convertirung  aller  nicht  mit  einer  Verlosung  odei"  einer  bestimm- 
ten Rückzahlung  verbundenen,  unter  ö'Yo  verzinslichen  Obligatio- 
nen in  eine  einzige  Kategorie  zu  5%  war  schon  durch  die  kaiser- 
liche EntSchliessung  vom  3.  September  1858  gestattet  worden. 
Hicvon  war  jedoch  kein  nennenswerther  Gebrauch  gemacht  wor- 
den. Die  Staatsschulden  -  Commission  schlug  eine  zwangsweise 
Convertirung  binnen  einer  bestimmten  Frist  vor,  ohne  die  Staats- 
gläubiger im  bisherigen  Zinsengenuss  oder  im  Capital  zu  ver- 
letzen, die  Tilgung  sollte  jedoch  auf  die  im  Patente  vom  23.  De- 
cember 1859  ausdrücklich  bezeichnete  österreichische  Währungs- 
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schuld  beschränkt  worden.  Der  Finanzminister  von  Plener  erklärte 
sich  gegen  die  Anträge  der  Commission.  Seitdem  ruhte  der  Ge- 
danke und  fand  in  der  Uteratur  nur  einen  energischen  Vertreter,  i) 
Erst  bei  den  Verhandlungen  zwischen  Lönyay  und  Becke  über 
die  einzelnen  Bestimmungen  des  Ausgleiches  wurde  das  Project 
in  den  Regierungskreisen  eingehend  erörtert.  Nach  der  Ansicht 
des  ungarischen  Finanzministcrs  sollten  die  verschiedenen  Schuld- 
obligationen nach  dem  Verhältniss  ihres  Courswerthes  gegen  ein- 
heitliche Rentenobligationen  ausgetauscht  werden.  Die  darüber 
angestellten  Berechnungen  ergaben^  dass  die  österreichische  Staats- 
schuld im  Nominalwerthe  von  3046  Millionen  einen  Cqurswerth 
von  bloss  1641  Millionen  hatte.  Auf  Grundlage  des  Courswerthes 
brachte  Lonyay  eine  Conversion  in  Vorschlag,  nämlich  67oige, 
steuerfreie  Rentenobligationen  auszugeben,  und  den  Besitzern  der 
Staatspapiere  freizustellen,  dieselben  gegen  die  neue  Rente  um- 
zutauschen oder  die  alten  Obligationen  zu  behalten,  welche  jedoch 
mit  einer  noch  höheren,  als  l^/^igen  Steuer,  und  zwar  mit  lö^/o 
belegt  werden  würden.  Lonyay  beabsichtigte  mit  seinem  Plane 
auch  die  Regelung  der  Valuta,  die  Liquidation  der  österrei- 
chischen Nationalbank  und  die  Einführung  der  Bankfreiheit  zu 
verbinden".  '^) 

Becke  wagte  es  augenscheinlich  nicht,  seinem  Collegen  auf 
der  vorgeschlagenen  Bahn  zu  folgen.  Indessen  fand  zwischen  den 
beiden  Ministern  doch  ein  Abkommen  dahin  statt,  eine  gemeinschaft- 
lich verfasste  Vorlage  bis  zum  1.  Mai  1868  bei  den  betreffenden 
Vertretungskörpern  einzubringen.  Wir  haben  gesehen,  dass  gerade 
dieser  Punkt  der  Vereinbarung  bei  der  österreichischen  Deputation 
Bedenken  erregte,  aber  der  Gedanke  wurde  nicht  fallen  gelassen  und 
in  dem  zweiten  Uebereinkommen  zwischen  Lonyay  und  Becke  vom 
25,  September  wurde  die  Umwandlung  der  verschiedenen  Schuldtitel 
in  eine  Rentenschuld  ebenfalls  aufgenommen.  Volle  Klarheit  über  die 
Art  und  Weise,  wie  dies  zu  bewerkstelligen  sei,  besass  man  weder 
in  den  Kreisen  der  Regierung,  noch  in  jenen  der  Abgeordneten. 
Der  Ausschussbericht  des  Abgeordnetenhauses  über  die  Regelung 


')  Wagner:  Die  Ordnung  des  österreichischen  Staatshaushalts.  S.  180. 
2)  L6nyay:    „Die    Bankfrage".    Aus   dem    Ungarischen    von    Dux.     Buda- 
pest 1876. 
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der  finanziellen  Beziehungen  mit  Ungarn  bescliäftigte  sich  mit  der 
Unification  nicht,  und  nur  der  Bericht  der  Minorität  hob  hervor, 
dass  die  diesseitigen  Länder  eine  derartige  Unification  nicht  durch- 
führen können,  weil  die  Beistelluug  des  Erfordernisses  für  die 
Schuldentilgung  durch  Creditoperationen  auf  die  I^änge  die  Kräfte 
dieses  Landes  übersteigen  und  die  Convertirung  an  sich  zu  dieser 
Last  eine  neue  nicht  unbedeutende  hinzufügen  würde.  iVugenschein- 
lich  dachte  der  Berichterstatter  der  Minorität  an  eine  freiwilliffc 
Convertirung,  welche  jedoch  gewiss  nicht  in  der  Absicht  der  dama- 
ligen Regierung  lag.  Bei  der  Debatte  im  Hause  wurde  die  Con- 
vertirungsfrage  nur  gestreift;  in  einige  Andeutungen,  die  jedoch 
einen  vollständig  durchgearbeiteten  Plan  nicht  vermuthen  lassen, 
ging  der  Leiter  des  Finanzministeriums  ein. 

Plener  bezweifelte  es,  dass  mit  der  Unification  allein  eine 
besondere  Erleichterung  in  Bezug  auf  die  Staatsschuldenlast  ge- 
schaffen würde,  ein  solches  Ziel  werde  nur  dann  erreicht  werden 
können,  wenn  die  Conversion  der  Staatsschuld  mit  der  Herstellung 
der  Valuta  in  gleichzeitige  Verbindung  gebracht  werden  könnte. 
Nur  wenn  der  Gläubiger  künftig  in  der  Staatsschuldenzahlung 
eflFectives  Geld  statt  entwerthetem  Papier  erhalte,  könne  man  sich 
von  einer  freiwilligen  Conversion  einen  günstigen  Erfolg  versprechen, 
und  selbst  zwangsweise  würde  sie  dann  weit  eher  zu  rechtfertigen 
sein.  Bei  dem  gegenwärtigen  Valutastande  sei  eine  solche  Mass- 
regel unausführbar.  Und  der  damalige  Leiter  des  Finanzmini- 
steriums, Becke,  stimmte  dieser  Ansicht  vollständig  bei,  und 
fügte  hinzu,  „dass  er  sich  glücklich  schätzen  würde,  wenn  die 
Unificirung  nicht  als  ein  Specificum  und  Remedium  für  sich 
durchgeführt  werden  könnte,  sondern  im  Zusammenhange  mit 
einem  Complexe  von  anderen  Massregeln,  wobei  die  Herstellung 
der  Valuta  nunmehr  durch  besondere  Combinationcn  als  ein  höchst 
wünsch enswerthes  und  anzustrebendes  Ziel  betrachtet  werden 
könnte". 

Nach  dem  Plane  Brestel's ,  der  in  seinen  Deputationsbe- 
richte einigen  Zweifeln  über  die  Durchführbarkeit  der  Conver- 
tirung Ausdruck  gegeben  hatte,  sollte  eine  einheitliche  ö^/oigCj 
mit  einer  fixen  unvariablen  Einkommensteuer  von  12"/o  belastete, 
demnach  eine  reine  Rente  von  4.4"/o  abwei-fende  Schuld  geschaffen 
werden.     Die   bisherige   dopjjeltc    Verzinsungsart   in   Papier    und 
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Silber  sollte  auch  bei  den  neu  hinauszugebenden  Obligationen 
festgehalten  werden.  ')  Nur  die  Lotterieanlehen  und  das  Steuer- 
anlehen  sollten  von  der  Convertirung  ausgenommen  bleiben  und 
künftighin  einer  lO^'/ylgen  Abgabe  unterliegen.  Das  gesammte 
Zinsenerforderniss  verringerte  sich  nach  Durchführung  dieses 
Planes  von  122.^14  Millionen  auf  112.7,.,j  Millionen,  im  Ganzen  daher 
um  9.214  Millionen,  zugleich  enttielen  von  allen  Anlehen,  die  in 
die  Convertirung  einbezogen  wurden,  die  Rückzahlung  und  der 
Rückkauf,  wodurch  sich  ebenfalls  eine  Ersparung  von  3  Millionen 
ergab,  im  Ganzen  daher  12  Millionen,  welche  Summe  der  gerin- 
geren Quote  Ungarns  entsprach. 

Der  im  Erfordernisse  noch  verbleibende  Abgang  sollte  theils 
durch  Verkauf  von  Staatsgütern,  theils  durch  eine  Vermögens- 
steuer aufgebracht  werden.  Eine  Erhöhung  der  bestehenden  Steuern 
durch  einen  Zuschlag  hielt  der  Minister  aus  dem  Grunde  nicht 
für  angezeigt,  weil  die  Basis  der  Besteuerung  vielfach  mangelhaft 
sei.  Die  Vermögenssteuer  sollte  l'/VV(i  "^^n  Grund  und  Boden, 
VioVo  füi"  Häuser  und  I.5"/,,  für  mobiles  Vermögen  betragen, 
die  Steuer  als  eine  einmalige  ausgeschrieben ,  die  Einhebung 
aber  auf  drei  Jahre  vertheilt  werden.  Das  Erträgniss  wurde  auf 
60  Millionen  berechnet.  Innerhalb  der  drei  Jahre  konnten  die 
Steuerreformen  so  weit  gediehen  sein  und  solche  Ersparnisse 
Platz  greifen,  um  das  Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen endlich  zu  verwirklichen. 

Im  Ausschusse  fanden  die  Pläne  des  Ministers  wenig  An- 
klang. Hatte  schon  im  vollen  Hause  die  Auseinandersetzung  über 
die  neu  einzuführende  Steuer  eine  Bewegung  hervorgerufen,  so 
gewannen  bei  den  Comiteberathungen  jene  Stimmen  das  IJeber- 
gewicht,    die    den  Abgang   durch    einen   tieferen  Schnitt   gedeckt 


')  Die  Herstellung  einer  vollständigen  Gleichartigkeit,  meinte  der  Minister, 
würde  entweder  mit  einem  Verluste  des  Staates  oder  mit  einer  Benachtheiligung 
der  Gläubiger  verbiuiden  sein.  Bezüglich  der  Umwandlungsziffer  schlug  Brestel 
vor,  für  je  100  Gulden  Conventionsmünze  gleichfalls  100  Gulden  der  neuen  Schuld 
zu  geben;  die  Berechnung,  welche  ihn  hierbei  leitete,  war,  da  von  100  Gulden 
Metalliques  5  Gulden  25  Ki'euzer  an  Zinsen  entfallen,  wovon  jedoch  37  Kreuzer 
für  Einkommensteuer  und  52  Kreuzer  als  1 0'^/^ige  Abgabe  abgezogen  werden  müssen, 
wodurch  sich  das  eigentliche  Erträgniss  auf  l.gg  stellte.  Die  neue  Obligation 
war  mit  4.4  verzinslich,  daher  eine  Differenz  von  4  Kreuzer,  die  als  Bonification 
für  die  Convertirung  gegeben  wurde. 
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wissen  wollten.  Gegen  den  Verkauf  der  Staatsgüter  und  die  Auf- 
nahme einer  schwebenden  Schuld  wurde  keine  Einwendung  er- 
hoben. Anstatt  der  Vermögenssteuer  beantragte  man  die  Coupons 
der  Staatspapierc  und  die  Lotteriegcwinnste  mit  einer  höheren 
Einkommensteuer  zu  treffen  und  die  Schuldentilgung  für  zwei 
Jahre  zu  sistiren.  Viele  Stimmen  hatten  sich  für  die  Bemessung 
einer  Steuer  mit  25%  ausgesprochen,  die  Polen  sogar  einen  An- 
trag auf  30"/o  gestellt.  Ende  Mai  erstattete  der  Ausschuss  seinen 
Bericht  an  das  Haus.  Einstimmigkeit  war  nicht  erzielt  worden. 
Die  Majorität  des  Ausschusses  beantragte  durch  Skene  als 
Berichterstatter  die  fundirtc  Schuld  in  eine  4"/(,igo,  keinem  Steuer- 
abzüge unterliegende  Rente  umzuwandeln.  Die  Gesammtersparniss 
an  dem  Zinsonerfordernisse  berechnete  sie  auf  27.-7  Millionen 
Gulden,  i)  In  seiner  Begründungsrede  wies  der  Berichterstatter 
darauf  hin,  dass  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  keine 
Verpflichtung  bestehCj  den  Rest  der  allgemeinen  Staatsschuld  zu 
übernehmen.  Die  Anträge  der  Minorität  begründete  Dr.  Banhans, 
dass  „diese  Art  der  Behandlung  der  Staatsgläubiger  eine  ganz 
ungerechtfertigte  und  willkürliche  sei'^.  „Nur  im  Wege  einer  all- 
seitigen gerechten  Besteuerung  soll  das  Deficit  beseitigt  werden," 
der  Weg  der  Zinsenreduction  lasse  sich  vom  Rechtsstandpunkte 
nicht  rechtfertigen  und  erscheine  als  eine  Massrcgel,  zu  welcher 
ein  freier  Rechtsstaat  niemals  greifen  solle,  „wenn  der  Staats- 
gläubiger, um  das  Deficit  zu  decken,  zur  Besteuerung  herange- 
zogen werde,  so  dürfe  dies  nur  in  einem  entsprechenden  Ver- 
hältniss  zu  den  Leistungen  der  übrigen  Steuerträger  geschehen'"'. 
Bei  der  Besteuerung  der  Zinsen  der  Staatsschuld  seien  einerseits 
die  Staatsgläubiger  nicht  allein  zu  treffen  und  den  Steuerträgern 
andererseits  nicht  eine  Last  aufzubürden,  welche  die  Ungarn  bei 
dem  Ausgleiche  von  Rechtswegen  hätten  übernehmen  sollen. 
Diesen  Gesichtspunkten  entspreche  jedoch  die  Regierungsvorlage 
nicht.  Wie  immer  der  Rest  des  Deficits  auf  die  Steuerträger  ver- 
theilt  werden  mag,  in  jedem  Falle  werde  eine  Erhöhung  der 
Einkommensteuer  eintreten  müssen,    welche  dann   das  productive 


^)  Damals  betrugen  die  Zinsen  im  Nominale  IO3.239,  wovon  die  7"/^  Ein- 
kommensteuer al)gczogen,  eine  effective  Leistung  von  DT.jg  Millionen  sich 
ergab;  nacli  dem  Regierungsantrage  wurde  diese  Summe  auf  SO-jgg  Millionen 
herabgemindert.  Die  Vorschläge  der  Majorität  beanspruchten  eine  Zinsensumrae 
von  81.42g  Millionen. 
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Vermögen  härter  treffen  würde  als  die  Staatsgläubiger.  Der  Antrag 
der  Minorität  ging  daher  dahin:  sämmtlicho  Gattungen  der  fun- 
dirten  allgemeinen  Sehuld,  die  Lottcrieanlchcn  der  Jahre  1854 
und  1869,  das  Steueranlehen  vom  Jahre  1864  ausgenommen,  in 
eine  5%ige  mit  einer  üxen,  einer  Veränderung  nieht  unterliegenden 
Steuer  von  16"/o,  also  in  eine  reine  4.2  "/o  abwerfende  Renten- 
schuld  zu  verwandeln,  wonach  sich,  der  Berechnung  nach,  ein 
Zinsenerforderniss  von  86,25  Millionen  Gulden  ergab.  Die  Differenz 
zwischen  den  Anträgen  der  Regierung  und  der  Minorität  wurde 
damit  gerechtfertigt,  dass  nach  der  Berechnung  des  Ministers  die 
geringere  Bcitragsleistung  Ungarns  sich  auf  12  Millionen  bezifferte, 
während  die  Minorität  dieselbe  auf  15 — 15.,-  Millionen  Gulden 
veranschlagte.  Diese  Differenz  von  3  Millionen  erklärte  sich  da- 
durch, dass  die  Regierung  von  der  Annahme  ausging,  dass  bei  Beur- 
theilung  der  Leistungen,  welche  die  Länder  der  ungarischen 
Krone  weniger  übernommen  haben,  von  der  Ersparniss  durch  die 
Convertirung  3  Millionen  in  Rechnung  gebracht  werden  können. 
Auch  wies  der  Bericht  der  Minorität  darauf  hin,  dass  die  dies- 
seitigen Länder  in  Folge  der  Stipulationen  mit  Ungarn  noch  in 
manch  andern  Punkten  verkürzt  worden  seien;  so  seien  die  Steuer- 
rückstände mit  Ende  1867  nicht  in  die  Reichsactiva  einbezogen 
worden,  die  Zolleinnahmen  fliessen  zum  Vortheile  Ungarns  dem 
gemeinsamen  Finanzministerium  zu,  Factoren,  welche  die  Re- 
gierung unberücksichtigt  gelassen  habe. 

Die  Generaldebatte  begann  am  3.  Juni  1868.  Im  Grunde 
genommen  liefen  diö  Anträge  der  Majorität  und  der  Minorität 
von«  der  Ziffer  abgesehen  auf  dasselbe  hinaus:  das  Zinsenerforder- 
niss zu  verringern.  Nur  die  Begründung  war  eine  verschiedene. 
Während  die  Mehrheit  es  unverblümt  aussprach,  die  Zinsen- 
reduction  müsse  gemacht  werden,  weil  die  Nothlage  des  Reiches 
es  erheische,  bemühte  sich  die  Minderheit  ihre  Anträge  damit 
zu  rechtfertigen,  „dass  die  Staatsgläubigor  zur  Besteuerung  heran- 
gezogen werden  und  mit  den  übrigen  Steuerträgern  in  ein  gleiches 
Verhältniss  treten  müssen,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die 
Länder  der  ungarischen  Krone  den  Betrag  nicht  zu  zahlen  über- 
nommen hatten,  den  sie  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  von  jeher 
hätten  zahlen  sollen.  Ein  zweiter  Ausgleich  werde  mit  Ungarn 
nicht  geschlossen  werden,  und  darin  werde  der  Staatsgläubiger 
die  grössto  Beruhigung  finden,  dass  an  eine  Erhöhung  der  Steuer 
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nicht  mehr  werde  gedacht  werden".  Diese  Gesichtspunkte  wurden 
auch  bei  der  Generaldebatte  des  Breiten  erörtert,  ohne  jedoch 
sonst  ein  wesentlich  neues  Moment  zu  berühren.  Der  Obmann 
des  Finanzausschusses,  Pratobevera,  bemühte  sich  die  ganze  Mass- 
regcl  auf  das  Besteucrungsrecht  des  Staates  zurückzuführen  und 
betonte,  dass  er  einen  andern  Vorgang,  als  Regierung  und  Mino- 
rität ihn  principiell  vorschlagen,  für  ungerecht,  für  die  Zukunft 
und  Ehre  Oesterreichs  in  hohem  Grade  für  verderblich  halte, 
„Die  Wissenschaft  fordere  die  Allgemeinheit  und  Gleichförmigkeit 
der  Steuerbelastung,  Nun  sei  die  Rente  der  Staatsgläubiger  bisher 
in  einer  unverhältnissmässigen  Höhe  nicht  herangezogen  worden 
und  eben  in  der  nothwendigen  Ausgleichung,  in  der  schon  betonten 
traurigen  Finanzlage  des  Reiches  und  in  der  durch  die  dualistische 
Gestaltung  desselben  jetzt  herbeigeführten  und  nur  verschieden  be- 
rechneten Schädigung  der  diesseitigen  Reichshälfte  liege  die  Be- 
rechtigung der  gestellten  Anträge."  Von  diesem  Standpunkte  aus- 
gehend hätte  man  jedoch  zu  einer  anderen  Schlussfolgerung  gelangen 
müssen.  Denn  die  Richtigkeit  des  Grundsatzes  einer  Allgemeinheit 
und  Gleichförmigkeit  der  Besteuerung  führte  doch  nur  dazu,  das 
Einkommen  aus  staatlichen  Zinsen  ebenso  hoch  zu  treffen,  wie 
jedes  andere  Einkommen.  Die  Last,  welche  den  kleinen  Rentner 
traf,  wurde  durch  eine  derartige  Argumentation  nicht  gerecht- 
fertigt. Wie  wenig  der  Rechtsstandpunkt  der  Minorität  haltbar 
sei,  wurde  von  dem  Abgeordneten  Ryger  ganz  richtig  hervorge- 
hoben: Die  Steuer,  meinte  er,  sei  ihrem  Begriffe  nach  eine  Auf- 
lage, die  der  Staat  von  dem  Einkommen  nach  seinen  Staatsbe- 
dürfnissen erhebt,  sie  sei  ihrem  Begriffe  nach  naturnothwendig, 
variabel,  weil  das  Staatsbedürfniss  niedriger  und  grösser  sein 
könne,  eine  fixe  unwandelbare  Steuer  sei  jedoch  keine  Steuer, 
sondern  eine  Reduction,  Allein  im  weiteren  Verlaufe  seiner  Rede 
geräth  er  mit  diesem  Grundsatz  in  Widerspruch,  indem  er  doch 
die  vorgeschlagene  Massregel  der  Majorität  auf  das  Steuerrecht 
des  Staates  zurückführt  und  den  Unterschied  von  andern  Steuer- 
arten in  dem  verschiedenen  Perceptionsmodus  erblickt,  sogar  die 
grössere  Einfachheit  hervorhebt,  wenn  der  Steuerbetrag  gleich 
von  den  Coupons  abgeschrieben  werde.  Die  ganze  Debatte  machte 
keinen  angenehmen  Eindruck,  man  vermisst  gründliche  Sachlich- 
keit und  Tiefe  der  Auffassung;  manche  der  Redner  schlugen 
sogar  einen  etwas  burschikosen  Ton  an.  Ei^wähnenswerth  ist,  dass 


Die  Unification  der  Staatsschuld.  381 

der  Wortführer  der  Polen,  Zemialkowski,  sich  für  die  Majoritäts- 
anti'äge  aussprach.  Rechbauer  markirte  seinen  Standpunkt  durch 
den  Hinweis,  dass  Oesterreich  und  Ungarn  eigentlich  keine  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  der  unter  dem  Absolutismus  aufgenommenen 
Schuld  habe  und  nur  aus  höheren  politischen  Rücksichten  zu  ' 
leisten  sei,  was  bisher  vor  dem  ungarischen  Ausgleiche  geleistet 
worden  sei.  Aus  diesem  Grunde  stimme  er  der  Minorität  bei, 
denn  man  repudiire  auf  diesem  Wege  keine  Schuldigkeit,  sondern 
übernehme  nur  nicht  eine  Schuldigkeit,  die  andere  gehabt  haben. 

Nicht  bloss  die  Praktiker,  auch  gründlich  geschulte  Theo- 
retiker waren  über  den  Charakter  der  Massregel  nicht  vollständig 
im  Reinen,  und  bei  Festhaltung  dieses  Gesichtspunktes  wird  man 
die  zum  Theil  unerquicklichen  Debatten  begreiflich  finden.  Hock, 
gewiss  ein  Mann,  der  mit  den  verwickeltesten  Problemen  der 
Finanzwissenschaft  vertraut  war,  war  über  die  Couponsbesteuerung 
doch  nicht  vollständig  im  Klaren.  In  einem  Berichte  des  Herren- 
hauses, dessen  Mitglied  er  war,  äussert  er  sich  dahin,  „es  sei  theo- 
retisch zweifelhaft,  ob  diese  Steuer  als  eine  solche,  oder  als  eine  Ver- 
minderung der  Kosten  der  Staatsschuld  zu  betrachten  sei,  vielleicht 
sei  auch  sogar  crstere  Auffassung  die  vom  Standpunkte  des  Rechts 
und  des  öffentlichen  Credits  aus  richtigere,  denn  jene  Steuer  sei 
eine  allgemeine,  nicht  bloss  die  Zinsen  und  Lottogewinnste  aus 
der  Staatsschuld  treffende,  darum  rechtlich  vollkommen  statthaft, 
wäre  sie  aber  in  der  That  nichts  als  eine  Verminderung  der 
Kosten  der  Staatsschuld,  so  wäre  sie  eine  nicht  zu  billigende 
Reduction  der  Staatsschuld",  Diese  etwas  geschraubte  Darlegung 
macht  ganz  den  Eindruck,  als  bemühte  sich  der  geschulte  Theo- 
retiker die  durch  die  harte  Noth  abgerungene  Massregel  wenig- 
stens einigermassen  wissenschaftlich  zu  rechtfertigen. 

Am  klarsten  und  einfachsten  hat  Dr.  Brestel  den  Standpunkt 
der  Regierung  in  der  Schlussrede  bei  der  Debatte  am  6.  Juni  1868  aus- 
einandergesetzt. Durch  die  Annahme  des  ungarischen  Ausgleiches, 
legte  er  dar,  haben  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche 
und  Ijänder  keine  grösseren  Rechtsverbindlichkeiten  den  Staats- 
gläubigern gegenüber  übernommen,  allein  ebensowenig  habe  man 
an  den  damals  schon  vorhandenen  Rechtsverbindlichkeiten  mäkeln 
wollen.  Wenn  die  Ungarn  bei  dem  Ausgleiche  nicht  jenen  Theil 
übernehmen,  der,  wenn  das  Reich  fortbestanden  hätte,  auf  sie 
entfallen  wäre,  so  habe  die  andere  Reichshälfte  diesen  Theil  nicht 
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ZU  zalilen.  Dadurch,  class  ohne  Verscliulden  We&tüsterreichs  und 
durch  die  Macht  der  Umstände  das  Reich  aufgehört  liabe  zu  exi- 
stiren  und  in  zwei  selbstständige  Staaten  zerfallen  sei,  dadurch 
konnte  an  der  Verbindlichkeit  den  Staatsgläubigern  gegenüber 
nichts  geändert  werden,  aber  diese  Verbindlichkeit  sei  keine 
andere  gewoi'den,  als  in  demjenigen  Verhältnisse  zu  den  Kosten 
der  allgemeinen  Staatsschuld ,  die  vom  ganzen  Reiche  zu 
tragen  waren,  beizutragen,  in  dem  man  bisher  nach  dem  Masse 
der  Steuerfilhigkeit  beizutragen  hatte.  Diese  Verbindlichkeit 
müsse  vollständig  itnd  unbedingt  erfüllt  werden.  Wenn  der 
Antrag  der  Regierung  angenommen  werde,  so  wissen  die  Staats- 
gläubiger doch,  selbst  wenn  sie  die  zu  Grunde  liegende  Rechts- 
anschauung bekämpfen,  dass  sie  einer  auf  Thatsachen  beruhenden 
Rechtsanschauung  gegenüberstehen,  die  nicht  wiederkehren  könne. 
Sie  Avissen,  dass  man  nicht  ihr  Recht  beanständet  hat,  sondern 
nur  die  Ausdehnung  desselben.  Lasse  man  aber  die  Gründe 
gelten,  die  von  Seite  des  Ausschusses  für  die  Reduction  vor- 
gebracht wurden,  rufe  man  die  Nothlage  an,  die  Unmöglichkeit 
der  Verbindlichkeit  zu  genügen,  so  sei  dieses  eine  Argumentation, 
die  nach  einigen  Jahren  Aviederkehren  könne. 

Sehr  eingehend  beleuchtete  er  den  Unterschied  zwischen 
der  Regierungsvorlage  und  den  Anträgen  der  Minorität,  Jene 
habe  die  Convertirung  nicht  als  eine  Zwangsmassregel,  sondern 
als  eine  freiwillige  in  Vorscjilag  gebracht,  die  Bedingungen  aber 
so  gestellt,  dass  es  im  Interesse  der  Gläubiger  liege,  darauf  ein- 
zugehen. Nach  den  Anträgen  der  Minorität  entfalle  die  Möglich- 
keit einer  freien  Conversion,  und  es  müsste  daher  die  zwangs- 
weise Verpflichtung  auferlegt  werden.  Selbst  bezüglich  der  Ziffer, 
welche  Ungarn  weniger  übernahm,  hielt  der  Minister  an  seiner 
ursprünglichen  Ansicht  fest  und  bezeichnete  die  Anträge  der 
Minoi'ität  als  die  äussei'ste  Grenze,  was  unter  dem  'J^itel  der 
Minderleistung  Ungarns  beansprucht  werden  könne. 

Die  Anträge  der  Majorität  wilrcn  vielleicht  zum  Beschlüsse 
erhoben  worden,  wenn  nicht  der  Ministerpräsident  die  bündige 
Erklärung  abgegeben  hätte,  dass  die  Regierung  dieselben  nicht 
in  Ausfühi'ung  bringen  werde.  Bei  der  Abstimmung  wurde  die 
M/,tion  eines  Mitgliedes  der  polnischen  P^action,  den  Gesetzent- 
wurf über  die  Umwandlung  der  allgemeinen  Staatsschuld  an  den 
Budgetausschuss    mit    dem    Auftrage    zu    überweisen,    denselben 
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dahin  zu  ändern,  dass  das  ständige  Deficit  im  Staatshaus- 
halte definitiv  beseitigt  werde,  ein  Antrag,  der  einen  noch  grösse- 
ren Abstrich  in  sich  schloss,  als  ihn  die  Majorität  in  Vorschlag 
brachte,  abgelehnt.  Der  Antrag  dei'  Mehrheit  fiel  mit  113  gegen 
46,  Dafür  stimmten:  Polen,  Tiroler  und  nur  einige  Mitglieder 
der  Verfassungspartei. 

In  Folge  der  endgültig  gefassten  Beschlüsse  sollten  sämmtliche 
Gattungen  der  fundirten  allgemeinen  Staatsschuld  in  eine  5"/()ige, 
einheitliche  Schuld  umgewandelt  und  mit  einer  Steuer  von  16%, 
welche  nicht  erhöht  werden  darf,  belastet  werden,  die  Zahlung 
der  Zinsen  in  Silber  oder  Staatenoten  erfolgen.  Ausgenommen 
von  dei"  Convertirung  blieben:  die  Lottoanlehen  und  das  Steuer- 
anlehen  vom  Jahre  1864,  das  Domänenanlehen,  die  Wiener 
Währungsschuld  des  Staates,  die  Grundentlastungsschuld,  die 
Schuld  an  die  Nationalbank,  die  Prioritätsschuld  der  Gloggnitzer 
Eisenbahn  und  die  unverzinsliche  Schuld.  Was  den  Convertii'ungs- 
modus  anbelangt,  ging  man  von  dem  Grundsatze  aus,  dass  die 
nicht  rückzahlbaren  Anlehen  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die 
Zinsen,  welche  sie  abwerfen,  die  rückzahlbaren  oder  rückkauf- 
baren nicht  bloss  nach  ihrem  Nennwerthe,  sondern  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  Lasten,  welche  dem  Staate  durch  die  Anleihen  er- 
wachsen sind,  veranschlagt  werden  sollen,  i) 

Die  Besteuerung  der  Lotteriegewinnste  wurde  durch  ein  be- 
sonderes Gesetz  mit  20%  bei  Staatslotterien  und  lö"/,,  bei  Losen 
der  Privatlotterien  geregelt,  wogegen  der  zur  bisherigen  Steuer 
erhobene  Zuschlag  von  25%  entfiel.  2) 


^)  Die  Umwandlung  sollte  demnach  der  Art  erfolgen,  dass  an  Schnldtiteln 
in  österreichischer  Währung  erfolgt  werden:  für  je  100  Gulden  50/„ige  Metal- 
liques,  oder  die  ührigen  mit  5"/o  Convention^münze  in  Papier  verzinslichen  An- 
lehen 100  Gulden,  für  je  100  Gulden  österreichische  Währung  95  Gulden,  für 
100  Gulden  österreicliische  Währimg  vom  Jahre  1866  102.r,,  für  je  100  Gulden 
Nationalanlehen  100,  für  je  100  Gulden  des  Convertirungsanleliens  vom  Jahre 
1849,  des  Anlehens  vom  Jahre  1848,  des  Anlehens  1851  B.,  des  Silberanlehens 
vom  1,  Februar  1854,  der  beiden  englischen  Anlehen  und  des  Silberanlehens  vom 
Jahre  1865  115  Gulden,  endlich  für  je  100  Gulden  des  Silberanlehens  vom  Jahre 
1864  110  Gulden. 

2)  Dem  Ausweise  zu  Folge,  welchen  die  Regierung  über  das  künftighin 
jährliche  Zinsenerforderniss  der  Staatsschuld  vorlegte,  bezifferte  sicli  derselbe  für 
die  der  Convertirung  unterliegenden  Staatsschulden  atxf  89.577  Millionen,  für  die 
nicht  zur  Convertirung  bestimmten,  jedoch   der   10%igen  Abgabe   unterliegenden 
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Die  Regierung  hatte  gleichzeitig  mit  der  Convertirungsvor- 
lage  zur  Bedeckung  des  Deficits  für  die  nächsten  drei  Jahre  eine 
Vermögenssteuer  in  Antrag  gebracht.  Das  Schicksal  der  Vorlage 
wurde  im  Ausschusse  durch  den  Antrag  auf  Uebergang  zur  Tages- 
ordnung entschieden  und  im  Hause  erhob  sich  nicht  eine  Stimme 
dafür.  In  Resolutionen  wurde  die  Regierung  aufgefordert,  unge- 
säumt Vorlagen  zu  machen,  um  das  Deficit  durch  entsprechende 
Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  und  Einführung  einer  Luxus- 
steuer zu  decken,  für  den  Abgang  der  folgenden  Jahre  aber  durch 
Reform  sämmtlicher  directen  Steuern,  Erhöhung  der  Zuckersteuer 
und  Einführung  einer  Classensteuer  Vorsorge  zu  treffen.  Diese 
etwas  detaillirten  Vorschläge  erfreuten  sich  jedoch  der  Zustim- 
mung des  Hauses  nicht,  welches  mit  79  gegen  G6  Stimmen  bloss 
den  allgemeinen  Beschluss  fasstc,  die  Regierung  aufzufordern,  zur 
Deckung  des  Deficits  im  Wege  der  Besteuerung  ungesäumt  die 
geeigneten  Vorlagen  zu  unterbreiten. 

Die  Regierung  beeilte  sich  der  Aufforderung  des  Hauses 
nachzukommen  und  unterbreitete  nach  wenigen  Tagen  einen  Ent- 
wurf zur  Bedeckung  des  Deficits,  wonach  die  Grundsteuer  um 
'/,2,  die  Hausclassensteuer  um  1/4,  die  Erwerb-  und  Einkommen- 
steuer um  34,  bei  den  Erwerbsteuerpflichtigen  der  beiden  untersten 
Classen  jedoch  nur  um  ^/,„  der  ordentlichen  Gebühr  erhöht  werden, 
die  Hauszinssteuer  aber  unverändert  bleiben  sollte.  Die  Besitzer 
von  Gebäuden,  welche  eine  theilweise  oder  gänzliche  zeitliche 
Befreiung  von  der  Hauszinssteuer  geniessen,  sollten  an  Einkommen- 
steuer 5%  von  ihrem  aus  diesen  steuerfreien  Objecten  erzielten 
reinen  Jahreseinkommen  entrichten.  Man  erwartete  einen  Mehr- 
eingang von  8.421,  Millionen.  Der  Ausschuss  empfahl  "die  Annahme 
als  eine  vorübergehende  auf  das  Jahr  18G8  beschrilnkte  Massregel. 

Die  beträchtliche  Erhöhung  der  Erwerb-  und  Einkommen- 
steuer, die  42.gr, %  ausmachte,  i-cchtfertigte  der  Ausschuss  damit, 
dass  durch  dieselbe  „eine  principiellc  Gleichheit  mit  den  seit 
1849  eingetretenen  Mehrbelastungen  der  Grund-  und  Häuserbe- 
sitzer hergestellt  werde." 


Staatsschnlden  anf  IO..-3  Millionen,  für  die  ül)rif!^on  Rtaatsschiildon,  die  weder  der 
Convertimng  nocli  einer  Abgal)e  unterlagen,  1 2.41s  Millionen,  im  Ganzen  daher 
112.7f,(,  Millionen;  für  18(58  war  veransehlagt  ein  Nettoerforderniss  von  12'2.n,4  Mil- 
lionen, daher  ergab  sieh  ein  Mindererforderniss  von  9.^^^  Millionen.  Nach  den 
Anträgen  der  Minorität  wurden  weitere  3.3,9  Millionen  in  Abschlag  gebracht. 
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Im  Hause  liesscn  sich  mehrere  Stimmen  gegen  dieses  System 
der  Zuschläge  vernehmen,  allein  es  blieb  keine  andere  Wahl  das 
Deficit  zu  decken,  als  durchVerkauf  einiger  Staatsgüter,  schwebende 
Schulden  und  Steuererhöhung  auf  dem  vorgeschlagenen  Wege. 
Vor  einigen  Tagen  hatte  das  Haus  zu  den  ersten  beiden  Mass- 
nahmen seine  Zustimmung  gegeben,  nunmehr  bewilligte  es  auch 
mit  Rücksicht  „auf  den  vorübergehenden  Charakter  der  Mass- 
regel" den  Zuschlag. 

Wie  sehr  man  sich  über  das  Provisorische  der  ganzen  Mass- 
regel täuschte,  sollte  die  Zukunft  lehren.  Im  Jahre  1869  brachte 
der  Finanzminister  eine  Reihe  die  Reform  der  Steuern  betreffende 
Vorlagen  ein,  und  man  ging  daher  über  die  Bestimmung  des 
Finanzgesetzes,  welches  die  Zuschlagswirthschaft  auch  fürderhin 
aufrecht  erhielt,  leicht  hinweg.  Das  Ausmass  wurde  folgendermassen 
festgesetzt:  Bei  der  Grund-  und  Hauszinssteuer  nebst  dem  Ordinarium 
und  dem  die  Einkommensteuer  vertretenden  Drittelzuschusse  noch 
ein  ausserausserordentlicher  Zuschlag  mit  einem  Drittel  des  Ordi- 
nariums,  bei  der  Hausclassensteuer,  Erwerb-  und  Einkommen- 
steuer ein  Zuschlag  im  Betrage  des  Ordinariums  5  nur  bei  jenen 
Steuerpflichtigen,  deren  Erwerb-  und  Einkommensteuerschuldig- 
keit erster  und  zweiter  Classe  den  Betrag  von  30  Gulden  nicht 
übersteigt,  wurde  der  ausserordentliche  Zuschlag  in  der  Höhe 
von  Y^(j  des  Ordinariums  festgesetzt.  Seitdem  fanden  in  den 
Finanzgesetzen  die  Zuschläge  regelmässig  jahraus  jahrein  Auf- 
nahme, und  etwaige  Bedenken  gegen  die  Einbürgerung  dieses  Ab- 
gabenmodus wurden  durch  den  Hinweis  auf  die  in  der  Berathung 
befindliche  Steuerreform  zum  Schweigen  gebracht.  Und  seitdem 
kehrt  alljährlich  mit  stereotyper  Regelmässigkeit  im  Finanzgesetze 
die  Bestimmung  wieder,  dass  für  das  laufende  Jahr  die  Erhebung 
der  Zuschläge  in  dem  erwähnten  Ausmasse  bewilligt  sei. 
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lieber  das  österreichische  Budget  in  dem  Zeitraum  von  1780  bis 
1815  lässt  sich  nur  schwer  ein  ganz  genauer  Einblick  gewinnen.  Nur 
in  Verbindung  mit  einer  ßreschichte  der  Verwaltung  wäre  man  in  der 
Lage,  einen  richtigen  Massstab  für  die  Ausgaben  und  p]innahraen  zu 
erhalten.  Die  vollständige  Kenntniss  über  den  Umfang  der  Staatsauf- 
gabeu  ist  unbedingt  erforderlich,  um  nur  einigermassen  den  Werth  der 
Ziffern  zu  würdigen.  Auch  ist  das  Material  nicht  gesichtet  genug,  um 
zu  bündigen  Schlüssen  gelangen  zu  können.  Die  Veröffentlichungen 
Czwrnig's  in  seinem  statistischen  Handbüchlein  sind  nicht  ganz  correct, 
namentlich  für  die  Zeit,  als  die  Noten  ein  beträchtliches  Disagio 
besassen,  fast  unbrauchbar.  Theils  zur  Ergänzung,  theils  zur  Richtig- 
stellung sind  die  folgenden  Angaben  bestimmt. 

In  dem  Zeitraum  von  1780 — 1790  betrugen  die  Einnahmen  im 
Durchschnitte  73.62  Millionen,  die  Ausgaben  83.28  Millionen  jährlich, 
das  gesammte  Deficit  während  dieser  10  Jahre  96.(;37  Millionen.  Der 
Abgang  fällt  zumeist  auf  die  Jahre  1787  —  1790  mit  80. ^^g  Millionen 
gegen  2. 7  Millionen  1780 — 1783.  Von  den  Einnahmen  entfielen  im 
Durchschnitte  jährlich  24.7^2  Millionen  auf  die  directen  Steuern,  31. j^^  Mil- 
lionen auf  die  indirecten,  ö.ggr;  MiUionen  auf  Regalien,  11. giß  auf  ausser- 
ordentliche Einnahmen.  Die  Grundsteuer  lieferte  im  Durchschnitte  jähr- 
lich 24. 7^  Millionen  Gulden;  die  Grenzprovente  L^g,  die  Erbsteuer  0.329» 
die  Schulden^teuer  O.452,  die  Judensteuer  0.265?  endlich  das  Subsidium 
ecclesiasticum  0.^24  Millionen  Gulden.  Von  den  indirecten  Abgaben 
entfielen  im  Durchschnitte  jährlich  auf  Zoll  6.Q53,  auf  Passagegebühren 
0.4g2,  auf  Consumtionssteuer  2.4J3,   Getränke  4.649,   Taxen  0.g36,   Stempel 
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0.y(j  Millionen  Gulden,  endlich  von  den  Regalien  ergaben  durchschnittlich 
Post   1.2  Millionen,  Lotto   1.,,    Salz   IO.7,    Tabak   3.j    Millionen  jährlich. 

Von  den  Ausgaben  entfielen  jährlich  im  Durchschnitte  auf  den 
Hofstaat  l.ß  Millionen  Gulden,  auswärtige  Gesandtschaften  0._r,9  Millionen, 
Militär  44.<,.j ,  wobei  die  kolossale  Steigerung  von  IOO.3  Millionen 
1780—1783  auf  244.5  Millionen  Gulden  1787—1790  auf  Rechnung 
der  Türkenkriege  kommt,  öffentliche  Anstalten  l.,j  Millionen,  Civilver- 
waltung  10.4  Millionen,  Passivinteressen  I2.5  Millionen  Gulden.  Die 
reine  Staatsschuld  war  in  diesem  Zeiträume  von  288.yjj  Millionen  auf 
363  Millionen  gestiegen,  daher  eine  Vermehrung  um  93.7-  Millionen 
oder  im  jährlichen  Durchschnitte  9.37-,  wobei  der  überwiegend  grössere 
Theil  auf  die  zweite  Hälfte  der  Josephinischen  Regierung  fällt,  Ueber- 
dies  war  noch   die  Papiergeldschuld  um   21. oa  vermehrt  worden. 

Unter  Leopold  stiegen  die  Einnahmen  von  8O.377  Millionen  im 
Jahre  1791  auf  85. 4r,  Millionen  1792,  die  Ausgaben  verminderten  sich 
von  91.3(;  Millionen  auf  86.,,  Millionen,  das  Deficit  sank  von  10.99  Mil- 
lionen auf  1.44  Millionen,  die  fundirte  Staatssehuld  stieg  von  377.527  Mil- 
lionen auf  390. j 3,  die  Bankozettelschuld  verminderte  sich  um  ein  geringes 
von  27.9^  auf  26.7.{  Millionen.  Der  Hofetat  nahm  1791  1.7^  Millionen, 
1792  2.3ß  Millionen  in  Anspruch,  die  Militärverwaltung  51. 29  und 
44.34  Millionen,  die  innere  Verwaltung,  welche  unter  Josef  eine  Reduction 
erfahren  hatte,  erforderte  1 1  .gg  Millionen  1791  und  13  Millionen  im  Jahre 
1792,  die  Zinsen  der  Staatsschuld  steigerten  sich  von  15. j-  auf  17.2  Mil- 
lionen Gulden. 

Bezüglich  der  Francisceischen  Regierung  differiren  die  Angaben 
in  den  Druckwerken.  Unsere  Aufzeichnungen,  officiellen  Schriftstücken 
entnommen,  ergeben  folgendes  Bild  für  die  Epoche  1793 — 1798.  Es 
betrugen  in  Millionen  Gulden. 


Militär 


1793  69, 


4S4 


1 794  85.357 

1795  94.594 

1796  109, 


1797  92, 

1798  81, 


998 
657 


911 


Ausgaben. 

Innere 

Zinsen 

Gesamint- 

Verwaltung 

der  Staatsschuld 

ausgaben 

12.03 

15-91 

112.879 

11 -9« 

15-93 

147.673 

11-249 

16-085 

133.29 

10.571 

.         17-847 

154.746 

10.987 

16-919 

130.43 

10.871 

25.006 

129.298 
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Die  Staatsschuld  weist  in  diesem  Zeiträume  in  Millionen  Gulden 
folgende   Vermehrung  auf: 

1793  390.,3i  1797  542.-oc 

1794  414.827  :798  572.044 

1795  438-704  1799  ßO  1.3,7 

1796  477.474 

Das  Deficit  betrug  1793 — 1798  zusammen  356.8jc  Millionen  Gulden, 
und  zwar:  1793  28. „,  1794  öö.ßos,  1795  GG.ojg,  1796  89.3,4, 
1797   60.137,      1798   56.ooc- 

Für  die  Zeit  von  1799  bis  1810  enthalten  die  Angaben  bei  Czörnig, 
„Statistisches  Handbüchlein",  die  Summen  in  Papiergeld,  was  für  die  Ver- 
gleichung  bei  dem  beträchtlichen  Disagio  der  Bankzettel  keinen  Vergleichs- 
massstab bietet.  Die  folgenden  Daten  sind  auf  Conventionsmünze  nach  dem 
jährlichen  Durchschnittscourse  zurückgeführt  und  einer  in  der  Registratur 
des  Finanzministeriums  befindlichen   Arbeit  Baldacci's   entnommen. 


Directe 

Indirecte 

Regalien 

Verscliiedene  AusserordentIi( 

Steuern 

Zuflüsse 

Einnahmen 

1799 

19 

■881 

30.04, 

11-268 

••'-185 

7-04 

1800 

22 

•3'26 

20.01  y 

Iß -384 

2-912 

3-85 

1801 

22. 

•198 

29-366 

25-826 

2-946 

1-76 

1802 

24, 

■596 

31-015 

9-534 

2-591 

2-676 

1803 

23 

•360 

27-654 

14-029 

2-339 

8-69 

1804 

26. 

629 

29-835 

11-026 

2-957 

7-619 

1805 

23, 

■79 

31-522 

10-4,8 

2-847 

9-6,4 

1806 

16. 

■696 

23.243 

5-576 

1-853 

3-792 

1807 

22. 

529 

23.254 

6-313 

3-121 

11-894 

1808 

26. 

652 

25-608 

6-867 

3-866 

3-797 

1809 

11. 

■923 

13-778 

2-375 

0.957 

2-049 

1810 

7. 

05 

12-116 
Hofetat 

1-486 

Ausgaben, 

Militär 

2'254 

Oeffentliche 
Anstalten 

2-014 

Innere 
Verwaltung 

1799 

2-716 

89-067 

1-206 

11-248 

1800 

2-25 

96-, 83 

1-271 

11-703 

1801 

2-317 

87-37, 

1-76 

12-7 

1802 

2-329 

45.377 

2-459 

9-721 

1803 

2-195 

35-902 

1-778 

9.,lo 

1804 

2-092 

34-402 

0-868 

9-14 

1805 

2-699 

64-776 

0-720 

9-350 

1806 

2-403 

57-478 

0.594 

8-749 

1807 

2-404 

52. 185 

0.594 

7-567 

1808 

2-5,9 

45-201 

0-623 

7.28 

1809 

1-837 

66-761 

0-414 

6.37 

1810 

2-32 

52-193 

0-5,3 

5.589 
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Einnahmen 

Ausgaben 

in  Conve 

ntionsmünze 

1799 

74.371 

137.H8 

1800 

75.027 

143.^0 

1801 

82.,;i3 

128.42g 

1802 

70-981 

87.324 

1803 

78-325 

75-362 

1804 

78.(,os 

78.287 

1805 

79-507 

102.070 

1806 

53.ßi^3 

97-52. 

1807 

73.333 

98-526 

1808 

UO.'JO'T 

78-740 

1809 

32.092 

86-295 

1810 

26.,  48 

76.077 

Roine 
Staatsschuld 
563.50, 
593.830 
6 13., 95 
623.,o,-, 

641-846 

645.,  40 
635. 027 
635-0,8 

644.045 
635.932 
630.897 
625.4,5 


Deficit  Ueberscliuss 

61.563  

66.47s  — 

44.325  - 

16-107  — 

—  1. 


22-063 
42.853 
22-956 

9.702 
45.,33 

48-991 


736 
•358 


II. 

Folgende  Tabelle  gibt  von  Monat  zu  Monat  die  Masse  der  um- 
laufenden Bankozettel,  den  Vorrath  an  Münze  und  die  Beträge  des 
ausgemünzten  Kupfergeldes  in   Millionen   Gulden  : 

Bankozettel- 
Verrechnung  Umlauf 


Im  Jahre  1806 

Ende  8eptember 
„      October 
„     November 
„      Deceraber 

Im  Jahre  1807 

Ende  Januar 

„  Februar 

„  März 

«  April 

„  Mai  . 

„  Jurii . 

„  Juli  . 

„  August 

„  September 

„  October  .  . 

„  November . 
December . 


Vorrath  an    Ausgemünztes 
Münze  Kupfergeld 


474.382 
477.382 
485-382 


491. 


382 


496. 
498. 
501. 
505. 
508. 


511.,,, 
511-,,. 


3S2 
373 


373 


218 


595 
610. 
607. 
594 
587, 


206 


20 1 
101 


440. 
456., 
462. 
469. 


65 
298 


473. 

472 
474 

482.70, 
483.5,., 
488 
488 

488,242 

488.25, 
487.72, 
487.050 

487.„n 


6 

134 

301 


S7S 
122 


13-721 
12-963 


12- 
13 


838 
076 


13-316 
12-968 
12-89 

436 


153 


13. 
13. 

13-382 

13. 132 

13.05 

12-9,3 

13-073 

12-927 

13-377 


74-578 
75-756 

76-7, 


77-578 
78-348 

79-0 

81-121 

82- 
83 
86.,38 

88-056 
90.42 


445 

973 


92. 
93, 

94. 


138 
363 


234 


Im  Jalire  1808 

Ende  Februar 

„  März . 

„  April . 

„  Mai    . 

„  Juni  . 

„  Juli    . 

„  August 

„  September 
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Verrechnung 


706. 


657 


Umlauf 

488.67, 
487.,35 
487.445 
487 .31^9 

487.524 

495.45: 

500.7, t, 

503.,95 
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Vorrath  an   Ansgemiinztes 


Münze 

12-81!t 
12-902 
12.41s 
12-635 
12-374 
11-981 


11.«., 


11 


821 
■228 


Knpfergeld 
95, 


96, 

97 

98, 

99 

100. 

102, 

104. 


•996 
810 


716 
402 


.312 
935 


716 

288 


Im  Jahre  1810 

Ende  Januar. 

„  Februar 

„  März . 

„  April . 

„  Mai    . 

„  Juni   . 

„  Juli    . 

„  August 

„  September 

„  October    . 

„  November 

_  December 


915 
957. 
971, 


242 
122 


595 
1034.423 

1056.3,3 
1074.c,o7 
1074.,,o7 


864.724 

886.685 

919.506 
943.4c,2 

947.6,2. 
1003.6U 

1011-801 


4-623 

127-841 

5-15 

129.638 

4.^46 

132-059 

4-727 

134.13, 

4-766 

136.07 

4-438 

137.226 

3-148 

137.562 

2-003 

138-587 

1-883 

140.279 

2-143 

141.686 

1*848 

P 

l.«i. 

> 

lieber  die  so  wichtige  Stückelung  der  Noten  haben  wir  nur 
dürftige  Nachrichten.  Ich  gebe  hier  einige  Notizen,  die  ich  aus  ver- 
schiedenen Papieren,  zusammenstellte.  Es  waren  in  Verrechnung  in 
Millionen : 

1000  fl.  500  fl.  100  fl. 

Ende  December  1806  28.542  41.g,o     68.333 

„     Januar  1808  .  .  26.8      •'^3.638  IO2.502 

Anfang  Februar  1809  30.5      46.458     99.,77 


50  fl.    25  fl. 
0.„    42, 


•13 


64 


10  fl.      5  fl. 
120.340  135.5,2 


2  fl.     1  i 

OÖ.Q7P.     1.5., 


43-813    ö-Su    l'*^  1-869    143.757    39., 24    1 5.572 


82.7A7   72.1 


-70' 


118, 


892 


154.-0,  42. 


93 


13. 


Ende  Januar  1810   .  38.,96  84.307  I69.452  IOI.437  94.,56  174.693  I86.677  48.898  I7.372 
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1796 

1797 
1798 

1799 
1  800 
1801 
1802 
1803 
1804 


Januar  . 
Februar 
März  .  . 
April  .  . 
Mai  .  .  . 
Juni  .  . 
Juli  .  , 
August  . 
September 
October  .  . 
November 
December 


III. 

Wechselcours  auf  Augsburg. 

Bankobligationen 

zu  40/6 

Januar lOOy.^  90 

Juni 100   101 V4  90 

Januar 101  89 

Juni 102 

Januar 103 

Juni 101 

Januar 103 

Juni 107 

Januar 1  ^  3  Y2 

Juni 115 

Januar 117 

Juni 116 

Januar 1 1  ^  V2 

Juni I20Y4 

Januar 130 

Juni 133 

Januar 134 

Juni 135 


1805 
132 1/2 
1331/4 
1313/4 
1291/3 
1291/3 
130 
1313/4 
I35V4 
135 '/4 
141 

145 
146 


1806 

1591/2 

1561/2 

1571/2 

1571/4 

162 1/4 

1731/2 

1751/2 

189 

1681/2 

192 

187 

I873/4 


96 

901/., 

841/2 

zu  6% 

721/2 

701/2 

821/2 

751/2 

733/4 

92 

98% 

953/4 

93V, 

943/4 

937, 

943/, 

1807 

1808 

1991/2 

210% 

2142/7 

214% 

219% 

218% 

116% 

219% 

2121/4 

2211/2 

208  Vs 

234% 

2047, 

251% 

19976 

244% 

206% 

2397« 

209V7 

— 

2087, 

— 

2092/5 

y 

» 

Anmerkungen. 

Wechselcours 

auf  Augsburg. 

1811 

1812 

181.S 

Januar   

178 

225 

140 

Februar 

168 

257 

140 

März 

.      169 

255 

139 

April 

,      181 

244 

157 

Mai 

213 

225 

157 

Juni 

264 

229 

— 

Juli . 

285 

216 

— 

August 

260 

176 

— 

September    .   .   . 

249 

154 

— 

October 

230 

137 

— 

November .... 

,      214 

137 

— 

December .... 

217 

136 

— 

Im  Durchschnitt  des  Jahres  . 

219 

11)9 

— 
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IV. 


Die  Summe  der  Einlösungsscheine  betrug  genau  208,715.925  Gulden, 
nicht,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird,  211,159.755  Gulden.  In 
Folge  des  Patentes  vom  20.  Februar  1811  wurde  die  Umwandlung  der 
damals  im  Umlaufe  befindlichen  Bankozettel  im  Betrage  von  1060.-  Mil- 
lionen durch  Herabsetzung  auf  den  fünften  Theil  des  Werthes  in 
Einlösungsscheine  vorgenommen,  was  212.^-,  Millionen  ergeben  würde. 
Durch  ein  Handschreiben  vom  2.  Juli  1811  wurde  jedoch  die  Ver- 
nichtung von  5  Millionen  Bankozettel  angeordnet,  wornach  also 
211,159.750  Gulden  —  die  von  Czörnig  angegebene  Ziffer  —  in 
Circulation  hätte  gelangen  müssen,  wenn  sämmtliche  Zettel  zur  Umwand- 
lung in  Einlösungsscheine  präsentirt  worden  wären.  Vom  15.  Juli  1811 
bis  letzten  Februar  1815  wurden  jedoch  bloss  1.043,207.665  Gulden 
Bankozettel  gegen  208,041.533  Einlösungsscheine  umgewechselt  und  bis 
Ende  April  gingen  noch  weitere  532.860  in  Appoints  von  1  und  2  Gulden 
ein,  der  uneingelöste  Rest  betrug  12,219.126.  Ueber  den  allmäligen 
Umtausch  der  Zettel  in  Einlösungsscheine  geben  die  Acten  Aufschluss.  Es 
wurden  eingewechselt:  1811  475,047.366  Bankozettel,  1812  546,551.778, 
1813  21,903.096,  1814  77.391.  Am  31.  Januar  1813  wurde  die 
Einlösung  geschlossen  und  1814  nur  auf  besonderes  Einschreiten  noch 
arestattet. 
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Was  die  Anticipationsscheine  anblelangt,  wurdon  ausgegeben  an 
öffentlichen  Scheinen  45  Millionen  durch  Patent  vom  15.  April  1813; 
ferner  „geheime  Anticipationsscheine"  425  Millionen  auf  Grundlage 
kaiserlicher  Handschreiben,  und  zwar  vom 


1813  Millionen 

17,  August.  .  30 
7.  October   .  30 
20.  Deceraber  40 


1814        Millionen 

28.  Januar .  30 

2.  April .  .  20 

16.  Juni  .  .  30 

23.  Juli  .  .  70 


181.5         Millionen 
11.  Januar    .  25 
27.  April    .  .  50 
29.  April   .  .  50 
22.  Novbr.  .  30 


1816        Millionen 
5.  Januar.  .  30 


Die  Stückelung  betreffend  besitzen  wir  über  die  wirklich  in  Umlauf 
gelangten  Mengen  keine  Angaben,  wohl  aber  theilweise  über  die  in  Ver- 
rechnung gegebenen  Summen.  Die  nachfolgende  Tabelle  zeigt  in  den 
ersten  Colonnen  die  Anzahl  der  Stücke  in  Millionen,  die  von  jeder 
Kategorie  in  Verrechnung  gegeben  wurden,  die  letzte  Colonne  summirt 
den   Geldbetrag  derselben. 


20  Gulden 

10  Gnlden 

5  Gulden 

2  Gulden 

Summe  der 
Geldbeträge 

Bis  Ende  August.  . 

.     1813 

1.252 

2-109 

2-086 

2-87 

62.3, 

„        „      November 

1813 

"•1335 

2-845 

3-619 

4-86 

98.935 

„        „      December 

1813 

3-083 

2-979 

3-985 

5-644 

122.673 

„        „      Januar  .  . 

1814 

•^•903 

•^•218 

4.477 

6-464 

145.553 

„        „      Februar  . 

1814 

^•289 

4-035 

Ö-333 

7-57G 

187.957 

„        28.  Mai.  .  .  . 

1814 

6-829 

•'»•649 

6-696 

9-516 

245.592 

„    Ende  Juni   .  .  . 

1814 

'^-644 

6-434 

7-062 

10-04 

272.62 

„        „      December 

1815 

16-599 

12-057 

16-121 

2-'.944 

591.061 

Im  Jahre  1822  waren  noch  104.^^4  Millionen  Einlösungsscheine 
und  174.j^,t>  Millionen  Anticipationsscheine  im  Umlauf.  Von  der  erst- 
genannten Gattung  waren  in  Appoints 

ä   100   Gulden         459.466 

„      20        „  474.929 

„      10        „  13,458.204 

Die  allmüHge  Abnahme  ergibt  folgendes  Bild :  Es  befanden  sich 
im  Umlaufe  in  Einlösungsscheinen   in   Millionen: 


ä  5  Gulden     3,458.323 
„    2        „  653.226 

„    1         „         17,368.960 


Anfangs   .   . 

.    1816 

208.,,,, 

Ende 

Januar . 

1820 

157-3^0 

Ende  Octobei 

•  .    1816 

199.04, 

n 

Juli  .  . 

1820 

151.157 

„        Januar 

.   1817 

189.eg9 

» 

October 

1820 

145.,o5 

April 

.   1817 

180.9,s 

r> 

Januar . 

1821 

13^-606 

„        Juli  . 

.   1817 

176.(;2(. 

V 

Juli  .   . 

1821 

1 26.090 

,.        Januar. 

.   1818 

171.706 

„ 

October 

1821 

120.2,0 

„        Juli   . 

.   1818 

167.92Q 

n 

Januar. 

1822 

114.923 

„        Januar 

.    1819 

167.920 

n 

Juli  .   . 

1822 

104.894 

Anmerkungen. 
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Anticipationsscheine  coursirten  174.gjg,  nachdem  vom  13.  Juli 
1816  bis  3.  Juli  1822  295. ^g,  Millionen  vernichtet  worden  waren  und 
29.|-;3  Millionen  sich  in  der  Casse  als  Vorräthe  befanden.  (Aus  einem  Acten- 
stücke  der  Einlösungs-  und  Tilgungsdeputation   vom    26.  August  1822.) 


y. 

Uebersieht  der  Course  der  Bankozettel  bis  März  1811. 


Januar  .  . 
Februar  . 
März  .  .  . 
April  .  .  . 
Mai  .  .  , 
Juni  .  .  . 
Juli  .  .  . 
August  .  . 
September 
October  . 
November 
December 


1799 
1033/, 
103V2 
105  Vs 
108 
107V, 
107 

1063/4 

1083/j 

iiov, 

111  Vs 

113Vs 

113V, 


1800 
113'/, 
1133/, 
114 

114V2 
116 

1151/2 

115 

115 

115 

115'/, 

115V, 

1183/, 


1801 

llö'/s 

115 

114 

115 

115'/, 

115'/, 

1163/, 

116% 

llöVs 
117 
117 
117 


1802 
1193/, 
1193/, 

118'/, 
1183/, 

118Vs 
119'/, 
120Vs 
1223/, 
125'/, 
1263/, 
128'/, 
128'/, 


1803 

130Vs 
129 '/o 

127'/.^ 
129'/, 
130'/., 

13lVs 
132'/., 

1333/, 

132  Vs 

131^8 

132V8 
1333/, 


1804 
134'/, 
135'/, 
134% 
1353/, 
135'/, 
1343/, 
135'/, 
135'/, 
134 
132 
1313/, 
132'/, 


1805 

133'/, 

132% 
1293/, 

129% 

129'/., 

130'/, 

1323/, 

135 

1363/, 

1443/, 

145% 

149'/, 


Ganzjähriger 

Durclischnitts- 

cours 

}l08i/, 

115'/s 

116           1 

22'/,      131 

Vi      134% 

1353/, 

1806 

1807 

1808 

1809 

1810 

1811 

Januar    .   .   . 

1573/, 

1903/, 

204% 

221'/, 

469'%, 

882'/, 

Februar.   .   . 

148% 

203 

209% 

234% 

.  398'/, 

835%6 

März   .   .   .   . 

149'/., 

2063/, 

2103/, 

248% 

331 

819  V16 

April   .   .   .   . 

152% 

208'/, 

2123/, 

252'/, 

347% 

— 

Mai 

1603/, 

206% 

216% 

2763/, 

375%e 

— 

Juni    .   .   .   . 

1637, 

2037, 

238'/, 

333 '/, 

395'%e 

— 

Juli 

184% 

197% 

242'/, 

3153/, 

4Ü5%6 

— 

August  .   .   . 

160% 

194% 

236% 

299  Vi 

448  Vs 

— 

September    . 

170% 

2013/, 

2333/, 

31078 

490  Vs 

— 

October  .   .   , 

176% 

203'/, 

231'/, 

314% 

552% 

— 

November    , 

175V8 

2023/, 

220% 

3463/, 

698Vi6 

— 

December    . 

184% 

203'/, 

2223/, 

4057, 

9601V32 

— 

Ganzjähriger 

Durchschnitts- 

cours 


Jl64%        201 '%6      223%6       296%6       489% 


öva  Anmerkungen. 

VI. 

Zur  Geschichte  des  Staatsschuldenwesens. 

Es  liegt  ausserhalb  des  Eahmcns  dieser  Arbeit  eine  ausführliche 
Geschichte  der  fundirten  Staatsschuld  zu  geben.  Nur  zur  Ergänzung 
mögen  einige  Angaben  Platz  finden,  die  aus  ofticiellen  Quellen  geschöpft, 
das  bereits  Bekannte  für  die  Zeit  vor   1848  ergänzen  sollen. 

Die  Formen  der  österreichischen  Staatsschuld  waren  mannigfaltiger 
Art.  Die  vom  Kaiser  Leopold  im  Jahre  1703  gegründete  Bank  hatte 
die  Aufgabe,  Zahlungen  für  Rechnung  des  Staates  zu  leisten,  Anlehen 
aufzunehmen,  daneben  auch  den  Handel  zu  befördern  und  die  Geld- 
verhältnisse zu  verbessern.  Aus  den  Landcseiukünften  sollte  alljährlich 
eine  Summe  von  4  Millionen  Gulden  ausgeschieden  und  zur  Dotirung  der 
Bank  verwendet  werden.  Schon  im  folgenden  Jahre  trat  die  Aenderung 
ein,  dass  statt  der  zugesicherten  4  Millionen  dem  Institute  theils  schon 
bestehende,  theils  neu  zu  creirende  Gefälle  und  Auflagen  im  Betrage 
von  5 '/.2  Millionen  Gulden  zugewiesen  wurden,  wogegen  demselben 
die  Verpflichtung  auferlegt  wurde,  zur  Bestreitung  der  Staatsbedürf- 
nisse 40  Millionen  aufzubringen  und  diesen  Betrag  sammt  Interessen 
binnen  zwölf  Jahren  zu  tilgen.  Um  den  Gläubigern  und  Interessenten 
der  Bank  ein  grösseres  Vertrauen  einzuflössen  und  ihnen  die  Beruhigung 
zu  verschaffen,  dass  die  derselben  zugewiesenen  Gelder  und  Einkünfte 
ihrer  Bestimmung  gemäss  verwendet  werden,  befahl  Kaiser  Josef  mit 
Patent  vom  24.  December  1705,  dass  das  Banco  del  Giro  in  eine 
förmliche  Creditanstalt  umgewandelt  und  der  Stadt  Wien  übertragen 
werde.  Die  kaiserlichen  Patente  vom  24.  März  1713  und  14.  De- 
cember 1714  bestätigten  die  Privilegien  des  Wiener  Stadtbanko,  gleich- 
zeitig wurde  jedoch  ein  auf  sämmtliche  Länder  sich  erstreckendes, 
ganz  unabhängiges  Bankalitätsinstitut  errichtet,  wodurch  der  öffent- 
liche und  Privatcredit  erhöht,  die  Aufnahme  von  Anlehen  zur  Berich- 
tigung von  Aerarialpassiven  und  zur  Bestreitung  der  ausserordent- 
lichen Staatsbedürfnisse  erleichtert,  Handel  und  Gewerbe  unterstützt 
und  befördert,  Ordnung  und  eine  bessere  Controle  im  Rechnungs- 
und  Cassawesen  erzielt  werden  sollten.  Der  Fond  des  Bankalitäts- 
instituts  wurde  aus  Acrarialactivrückständen,  Taxen,  Strafgeldern  und 
einer  neuen  Auflage,  Arrha  genannt,  gebildet,  welche  die  Mitglieder 
und    Interessenten    der  Bankalität,    die    sogenannten  Bankalisten,    die 
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Staatsbeamten  u.  s.  w.  nach  einer  besonderen  Classification  zu  cut- 
richten hatten.  Die  Oberleitung  wurde  einer  Centralstelle  übertragen, 
welcher  eine  Anzahl  Bankalcollegien  in  den  Provinzen  unterstanden. 
Die  Bankalität  bestand  bloss  bis  zum  Jahre  1745,  und  die  Staats- 
verwaltung nahm  künftighin  bei  eintretendem  Geldbedürfnisse  den 
Credit  des  Wiener  Stadtbanko  in  Anspruch.  Anfangs  der  Sechziger 
Jahre  belief  sich  die  Summe  der  ausgegebenen  Bankobligationen  bereits 
auf  12  Millionen  zu  Ö'Vo  und  70  Millionen  zu  57o-  ^o°i  Jahre  1767 
angefangen  wurde  die  Verzinsung  durch  das  Patent  vom  1.  Mai  1766 
bloss  auf  4%  festgesetzt  und  denjenigen,  welche  sich  damit  nicht 
begnügen  wollten  die  Rückzahlung  ihrer  Capitalien,  angeboten. 

Die  Wechselhäuser  Gebrüder  Bethmann  in  Prankfurt  am  Main, 
Goll  in  Amsterdam  und  Osy  in  llottcrdam,  Durazzo  in  Genua,  Fenzi 
in  Florenz  standen  im  achtzehnten  Jahrhundert  in  innigster  Verbindung 
mit  der  Finanzverwaltung  des  österreichischen  Staates  und  negocirten 
eine  ganze  Reihe  von  Anlehen  zu  5,  4'/2  und  4%.  Die  Contrahenten 
erhielten  in  der  Regel  Allerhöchste  Schuldbriefe  und  Bauko-Hypothekar- 
obligationen  über  jedes  einzelne  Anlehen  zur  Sicherstelluug  ausgestellt, 
während  den  einzelnen  Gläubigern  von  den  genannten  Wechsclhäusern 
Partialobligationen  auf  den  Inhaber  und  über  Beträge  von  lüüO  Gulden, 
500  Gulden  und  250  Gulden  lautend  verabfolgt  wurden.  Bei  den 
in  den  Jahren  1778 — 1796  vom  Hause  Bethmann  aufgenommenen 
Anlehen  wurde  ursprünglich  Capitalsrückzahlung  stipulirt.  Mit  dem 
Wechselhause  Goll  &  Comp,  wurde  in  den  Jahren  1765 — 1793  eine 
Reihe  von  Anlehen  in  der  Totalsumme  von  41.gyy  Millionen  hollän- 
discher Gulden  zu  5*Vü>  ^'/^"/o'  '^Vo  ^^^  ^72%  abgeschlossen.  Das 
Haus  Osy  Hess  sich  ebenfalls  zu  Anlehen  in  den  Jahren-  1790 — 1792 
bis  zum  Betrage  von  7.j25  Millionen  Gulden  holländisch  herbei.  Das 
Verhältniss  von  Conventionsmünze  zu  holländisch  Convert  wurde  bei 
beiden  Anlehen  wie  4:5  angenommen. 

In  Italien  vermittelten  Durazzo  in  Genua  und  Fanzi  in  Florenz 
in  den  Jahren  1783 — 1792  verschiedene  Anlehen  zu  5,  41/2  und  4'^/(„ 
worüber  allerhöchste  Schuldverschreibungen  und  ausserdem  Hypothekar- 
obligationen des  Wiener  Stadtbanko  verabfolgt  wurden.  Eine  Um- 
wechslung  der  alten  Obligationen  gegen  neue  fand  im  Jahre  1803 
statt.  Den  Gesammtbetrag  dieser  Anlehen  konnte  ich  nicht  ermitteln. 

Herzog  Herkules  Rinaldus  von  Modena  streckte  im  Jahre  1794 
750.000  Dukaten  oder  3.375  Millionen  Gulden  vor,  und  im  Jahre 
1796  noch  weitere  200.000  Gulden.    Für  das  erstere  Darlehen  erhielt 
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er  eine  mit  4:^^^%  verzinsliche  Schuldverschreibung  und  als  Bedeckung 
4  Stück  'i'/2"/oiö^  Eankobligationeu,  für  das  zweite  mit  5"/o  zu  ver- 
zinsende Anlehen  eine  5  "/„ige  Bankobligation. 

Durch  Patent  vom  13.  Januar  1794  wurde  in  allen  Ländern 
ein  Kriegsdarlehen  ausgeschrieben.  Alle  Besitzer  von  Realitäten  hatten 
nach  Massgabe  der  auf  sie  entfallenden  Contribution  oder  Steuer  eine 
bestimmte  Quote  zu  übernehmen  und  zwar  die  Unterthanen  und  die 
Judenschaft  30%,  die  Obrigkeiten  60%  der  ganzen  Contribution, 
die  Hauseigenthümer  in  der  Hauptstadt  einer  jeden  Provinz  beiläufig 
50"/,)  der  jährlich  zu  entrichtenden  Haussteuer.  Die  Nichtbesitzer  von 
Realitäten  wurden  ebenfalls  beigezogen  und  zwar  hatten  jene,  deren 
jährliches  Einkommen  300  Gulden  überstieg  12%,  jene  unter  300  Gulden, 
4Vo — 8%  zu  entrichten.  Nach  Beendigung  des  Krieges  sollten  die 
3  '/2%igcn  Versicherungsscheine  in  Galizien  gegen  ostgalizische  Kriegs- 
darlehen-Obligationen und  in  den  übrigen  Provinzen  gegen  ständische 
Aerarialobligationcn  umgewechselt  oder  an  Zahlungstatt  bei  Abgaben 
angenommen  werden.  Durch  das  Patent  vom  4.  December  1804 
wurde  die  Unveräusserlichkeit  dieser  Scheine  aufgehoben,  die  Ver- 
zinsung eingestellt  und  die  Rückzahlung  binnen  25  Jahren  angeordnet. 
Die  TJmwechslung  der  bisherigen  Versicherungsscheine  gegen  neue 
Coupons  in  Beträgen  von  50,  100,  200,  500  und  1000  Gulden  und 
die  allfällige  Ausgleichung  in  baarem  Gelde  wurde  vorgenommen,  die 
ganze  Summe  der  umgewechselten  Kriegsdarlehensscheine,  wie  die 
neuen  Papiere  lauteten,    bclief  sich  auf  2,658.800  Gulden. 

Das  Anlehen  vom  Jahre  1798  war  eine  Arrosementanleihe.  Jeder 
Eigenthümer  einer  4%igcn  Bankoobligation  wurde  verpflichtet,  zu  je 
100  Gulden  des  Capitalsbetrages  30%  zuzuschiesscn  und  erhielt  statt 
der  bisherigen  eine  neue  auf  5"/(,  lautende  Obligation.  Zur  Bedeckung 
der  Zinsen  wurde  der  Ertrag  des  Salzgefälls  in  Ost-  und  Westgalizien 
und  das  Tabakgefäll  in  sämmtlichen  Erblandcn  bestimmt.  ')  Zwei 
Jahre  später  wurde  die  Arrosirung  auch  auf  die  Kupfcramtsobligationen 
durch  Patent  vom   1.  Juni   1800  ausgedehnt 

Das  Lotterieanlehen  vom  Jahre  1798  erfolgte  auf  Grund  des 
Patentes  vom  18,  November  1797  bis  zum  Betrage  von  10  Millionen 
Gulden  und  war  mit  4%,  verzinslich.  Die  gesammte  Summe  sollte 
1810 — 1813  rückgezahlt  werden.  Es  wurde  jedoch  nur  der  vierte 
Theil  gezogen  im  Jahre   1810. 


')  Patent  vom  1.  Juni  1798. 
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Auch  zu  älteren  Formen  der  Staatsschulden  wurde  bei  mannig- 
fachen Anlässen  in  dieser  Epoche  gegriffen,  nämlich  zur  Ausstellung 
von  allerhöchsten  Schuldverschreibungen.  So  erhielt  der  Pferdelieferant 
Samuel  Julius  in  Kam  Burg  iur  seine  Lieferungen  im  Jahre  1797  eine 
derartige  Schuldverschreibung  vom  4,  September  über  ein  Capital  von 
73.844  Gulden  27  Kreuzer  ausgefertigt.  Einige  Jahre  später  wurde 
dieselbe  auf  ein  Capital  von  69.000  Gulden  laiitend  umgeschrieben  und 
die  Rückzahlungsmodalitäten  bis  1825  geregelt.  Diese  wurden  jedoch 
nur  bis  1810  eingehalten  und  im  Ganzen  8725  Gulden  zurückbezahlt. 

Durch  Patent  vom  12.  April  1802  wurden  die  während  des 
Krieges  1795  und  179G  unbezahlt  gebliebenen  Zinsen  flüssig  gemacht, 
die  alten  Obligationen  gegen  neue  sogenannte  Hofkammer-Obligationen 
umgetauscht  und  die  Rückzahlung  binnen  20  Jahren  zugesichert.  Es 
fanden  in  den  Jahren  1806 — 1809  drei  Ziehungen  statt-.  Beträchtliche 
Veränderungen  ergaben  sich  durch  die  Einziehung  der  geistlichen 
Institute,  indem  von  der  österreichischen  Regierung  die  auf  jene 
lautenden  Obligationen  als  Epave    erklärt  und  abgeschrieben  wurden. 

In  Folge  des  Pressburger  Friedens  waren  Verhandlungen  zwischen 
Oesterreich  und  Baden  nothwendig  geworden,  und  der  Grossherzog 
erhielt  für  verschiedene  Verzichtleistungen  eine  Aversalsumme  in 
4  y-j'^/ßigen  Obligationen  im  Betrage  von  O.g  Millionen,  sodann  O.7  Mil- 
lionen in  5%igen  Obligationen,  im  Ganzen   1.-   Millionen. 

Das  freiwillige  Anlehen  in  Silbermaterial  von  Kirchen  und 
Klöstern  im  Jahre  1809  auf  Grundlage  des  Patents  vom  14.  April 
1809  lieferte  nur  einen  unbedeutenden  Ertrag.  Es  wurde  gestattet 
zwei  Drittel  der  Einlagen  in"  G'öTdüiid  Silber  zu  leisten,  das  letzte 
Drittel  in  Bankozettel  zu  erlegen,  und  die  Berechnung  gescliah  in 
solchen  "MlTen  ^FlCfi,  älr  ob  die  ganze  Einlage  in  edlen  Metallen 
geleistet  worden  wäre.  Die  Mark  feines  Gold  wurde  zu  359  Gulden 
30  Kreuzer,  die  Mark  Silber  zu  23  Gulden  36  Kreuzer  berechnet. 
Mit  dem  Patente  vom  19.  December '1809  wurde  eine  zwangsweise 
Silberablieferung  angeordnet  und  dafür  Lotto-Obligationen  des  gleich- 
zeitig aufgelegten  Lottoanlehens,  dagegen  den  Kirchen,  Stiften  und 
Klöstern  5  "/„ige  HoiKammer-Obligatioxien  übergeben.  Letztere  be- 
theiligten sich  mit   15.150  Gulden!     "■"""'■ 

Die  ständischen  Schulden  zerfallen  in- Aerarialschulden  und 
Domesticalschulden.  Letztere  sind  die  eigentlichen  ständischen  Schulden 
und  kommen  bei  den  Staatsfinanzen  nur  insofern  in  Betracht,  als  die 
Beer.    Die  Finanzen  Oesterreichs.  26 
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Staatsverwaltung  einzolue  Thoile  übernahm  oder  an  deren  Verzinsung 
Antheil  nahm. 

Die  Anfänge  der  Domesticalschulden  lassen' sich  in  den  Einzeln- 
heiten nicht  verfolgen.  Im  Jahre  1748  wurde  zur  Bestreitung  der 
Heeresbedürfnisse  eine  Contribution  auf  10  Jahre  ausgeschrieben  und 
mit  den  ständischen  Körperschaften  ein  Ilecess  abgeschlossen.  TJöhmexi 
übernahm  5.27  Millionen,  Mähren  l.gjg  Millionen,  Niederösterreich 
2.(;,)g  Millionen,  Oberösterreich  l.oo4>  endlich  Schlesien  O.245  Millionen, 
zusammen  über  10 '/g  Millionen.  Von  der  Contribution  sollten  6% 
zurückbehalten  und  zu  Capitalsrückzahlungen  der  schon  vorhandenen 
ständischen  Schulden  verwendet  werden.  Die  Gesammtsumme  derselben 
wurde  damals  auf  IB.^g  Millionen  berechnet.  (Mähren  5.^44  Millionen, 
Böhmen  S.rjr,  Millionen,  Niederösterreich  3.,,jo,  Oberösterreich  2.^  Mil- 
lionen.) In  den  Jahren  1761  und  1763  übernahmen  die  Stände  ver- 
schiedene Anlehen  za  Staatszwecken,  im  Ganzen  20.,,  Millionen; 
O.g  Millionen  zu  6%,  15. gg  zu  öy,,,  6.94  Millionen  zu  4'y(,.  Auch 
später  wurden  ständische  Aerarialobligatiouen  ausgefolgt,  ohne  dass 
es  möglich  wäre,  die  Details  zu  verfolgen.  Bei  den  im  Jahre  1818 
angestellten  Erhebungen  behufs  Einbeziehung  dieser  Schulden  in  die 
Verlosung  ergab  sich,  dass  diese  Kategorie  von  Schulden  154.42;^  Mil- 
lionen betrug,  woran  Böhmen  mit  56.„5,  Mähren  mit  3O.Q37  Millionen, 
Niederösterreich  mit  23.f,Q4  Millionen  participirte.  Die  Verzinsung 
betr-ug  zwischen  1 7-2 — ^^/i^/oy  ^855  waren  noch  33.322  Millionen 
unverlost. 

Die  Aerarialschuld  der  Stadt  Wien  belief  sich  in  den 
Jahren  1750 — 1760  auf  5.^77  Millionen  Gulden,  wofür  zum  Theil 
Oberkammeramts-Obligationen  hinausgegeben  wurden.  Bis  1767  waren 
l,2jr,  wieder  getilgt.  Einer  Vereinbarung  in  diesem  Jahre  zu  Folge 
wurde  von  Seite  der  Finanzverwaltung  eine  Generalschuldverschreibung 
mit  4y„iger  Verzinsung  ausgestellt  und  der  Stadt  Wien  nebst  einigen 
Gefällen  im  beiläufigen  Betrage  von  140.000  Gulden,  die  Erbschafts- 
steuer und  eine  jährliche  Dotation  von  77.000  Gulden  verabfolgt.  Im 
Jahre   1818  waren  noch  2.70g  Millionen  Obligationen  im  Umlauf. 

In  Galizien  wurde  eine  besondere  Art  von  Obligationen,  „Natui-al- 
lieferungs-Obligationen"  ausgegeben  für  Naturallieferungon.  Die  An- 
theile  einzelner  Individuen  und  ganzer  Gemeinden  betrugen  sehr  häufig 
nur  einige  Kreuzer,  (so  finden  sich  Obligationen  auf  4Y2  Kreuzer!). 
Ungarische  Hoikammer-Obligationen  wurden  im  Ganzen  etwa  22.445  Mil- 
lionen ausgegeben. 
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Schuld  der  königlich  ungarischen  Freistädte,  44  an  Zahl,  die 
durch  Rcscript  vom  7.  October  1778  in  Anspruch  genommen  wurden, 
zum  Behufo  der  Kosten  des  Türkenkrieges  ein  Darlehen  von  500.000 
Gulden  zu  leisten,  welches  mit  4*^/0  verzinst  und  nach  acht  Jahren 
in  vier  gleichen  Jahresraten  rückgezahlt  werden  sollte.  Jede  Stadt 
erhielt  eine  allerhöchste  Schuldverschreibung  mit  dem  Datum  vom 
1.   Ma.i    1779. 

Die  ältere  lombardische  Schuld  rührte  aus  den  Jahren  1714 
bis  1797  her  und  wurde  zumeist  durch  Vermittlung  der  Leihanstalt 
Monte  Sta.  Teresa  aufgenommen,  l^ach  dem  Frieden  von  Campo- 
formio  verblieb  Oesterreich  die  Verzinsung  eines  4y„igen  Anlehens 
vom  Jahre  1789  im  Betrage  von  3. (,3-  Millionen  Lire,  eiu  Anlehen 
von  1795  zu  4"/„  in  der  Höhe  von  3.r,  Millionen;  81  Millionen  zu 
4,  4V2  ^^nd  5'yo  ;  ein  Anlehen,  durch  die  Kammer  von  Mantua  auf- 
genommen im  Betrage  von  O.g^j  Millionen ;  Bons  oder  Vaglien  für 
geleistete  Lieferungen;  ein  Anlehen  zur  Einlösung  der  erblichen 
Pachtgüter;  endlich  I.24  Millionen  Lire  eines  durch  die  Mailänder 
Münze  zu   4'/2Vo   contrahirten  Anlehens. 

Das  durch  Patent  vom  29.  März  1815  ausgeschriebene  Anlehen 
von  50  Millionen  Gulden  lieferte  ein  Ergebniss  von  44. jj  Millionen. 
Die  geringste  Einlage  betrug  100  Gulden  in  Einlösungs-  und  Anti- 
cipationsscheinen,  die  Verzinsung  'i^Ji^/^  in  Münze,  zu  welchem  Behufe, 
sowie  zur  Rückzahlung,  die  galizischen  Salinen  als  Specialhypothek 
bestimmt  wurden.  Bis  1848  waren  im  Ganzen  I8.-4  Millionen  ge- 
tilgt worden. 

An  l^/^igen  Obligationen  (vergl.  oben  S.  96)  wurden  bis  Ende 
October  1818  35. 279  Millionen  ausgefertigt,  im  Jahre  1819  wieder 
eingelöst  und  vertilgt  O.gyg,  Ende  October  1819  daher  im  Umlauf 
34.ggi  Millionen.  Bis  1847  beliefen  sich  Einziehung  und  Vernichtung 
23.429   Millionen  Gulden. 

Des  Arrpsirungsanlehens  vom  Jahre  1816  ist  schon  oben  (S.  98) 
Erwähnung  gemacht  worden.  Bis  zum  13.  April  1818,  an  welchem 
Tage  dasselbe  eingestellt  wurde,  betrugen  die  ausgestellten  Obliga- 
tionen  126.gßs^  Millionen  Gulden  Conventionsmünze. 

Auch  das  mit  Parish  von  Senftenberg  im  Namen  verschiedener 
Wechselhäuser  abgeschlossene  Anlehen  im  Betrage  von  33  Millionen 
Gulden  Conventionsmünze  gegen  Uebergabe  von  50  Millionen  in 
5%igen  Obligationen,  ist  oben  (S.  108)  dargelegt  worden. 

26* 
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Die  Obligationen  wurden  den  Uebernehmern  in  zwei  Abthei- 
lungen, nämlich.  25  Millionen  am  1.  Juni  1818  und  25  Millionen 
am  1.  October  1818  übergeben,  und  die  Zinsen  für  jede  Abtheilung 
jedesmal  vom  Tage  der  Uebergabe  zu  Gute   gerechnet. 

Hiefür  machten  sich  die  TJebernehmer  verbindlich,  vom  1 .  August 
1818  bis  einschliesslich  1.  Juli  1819  monatlich  2.7.  Millionen  Gulden 
Conventionsmüuze  nach  dem  20-Guldenfusse  zu  berichtigen,  und  zwar  in 
der  Art,  dass  monatlich  wenigstens  eine  Summe  von  1,375.000  Gulden 
in  gesetzlich  circulirender  Conventionsmünze,  und  die  andere  Hälfte 
entweder  in  Silberstangen,  die  feine  Wiener  Mark  zu  24  Gulden 
Conventionsraünze,  oder  in  Goldstangen ,  die  feine  Wiener  Mark  zu 
366  Gulden  53  Kreuzer  gerechnet,  o^er  endlich  in  fremden  Münz- 
sorten, nämlich:  40-Frankenstücke  zu  15  11.  10  kr.,  20-Frankenstücke 
zu  7  fl.  35  kr.,  französische  5-Frankenstücke  zu  1  fl.  54 '/2  kr., 
ältere  spanische  Piaster  zu  2  ü.  4  kr.,  neue  spanische  Piaster  zu 
2  fl.   3  kr.  berechnet,  erlegt  werde. 

Anticipationen  auf  diese  Zahlungen,  wenn  sie  wenigstens  100.000 
Gulden  betrugen,   wurden  mit   '/aVo  Disconto  honorirt. 

Sorgfältige  Aufzeichnungen  über  den  Stand  der  österreichischen 
Staatsschuld  früherer  Zeit  fehlen.  Im  Jahre  1818  wusste  man  sich 
in  dem  Gewirre  der  Schuldtitel  nicht  zurechtzufinden,  und  Stadion 
ordnete  eine  detaillirte  Zusammenstellung  an. 

Nach  officiellen  Angaben  war  der 

Stand  der  österreichischen  Staatsschuld  im  Jahre  1818 : 

In    Millionen 
Wiener  W. 

1.  Capitalien  von  den   Ständen  auf  den   Credit  des  Staats- 

ärars aufgenommen 154. „4, 

2.  Inländische  Capitalien,    welche  bei  der  Universalstaats- 

cassa  oder  bei  den  mit  derselben  verbundenen  Cameral- 
fondscassen  haften 15  8.^4 j 

3.  Ausländische  Capitalien .        70,4g2 

4.  Niederländische  und  lombardische  Schulden     ....        I2.-30 

5.  Bankoschulden 161.7g3 

Summe     55  7.^79 
Hievon  verzinslich  in  Millionen  Gulden  zu : 
l'A'Vo    30.473  Millionen;   2"/ü  ^41.44,,  Millionen;   274%  35.407  Millionen; 
2V2„   236.4  r,  3  „        5.e.„  „  5%        0.37g 
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Der  verschwindend  kleine  Rest  zu   Vj.j^  und   IV3  "/o- 
Die  Capitalicn,   welche  die   Stände  auf  den  Credit  des  Cameral- 
ärars  aufgenommen  hatten,  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Provinzen 
in  Millionen  Gulden   wie  folgt : 

Böhmen 58.236 

Mähren ^  1-564 

Schlesien 2 


Oesterreich  unter  der  Enns    ....      2 

Oesterreich  ob  der  Enns 2 

Steiermark 12.= 


93-1 
421 


i3 

Kärnten 4.^8 

Krain — 

Vorarlberg 0.^ 

Breisgau 1-012 

Schwäbisch  Oesterreich 0.5g 

Von  der  auf  154  Millionen  Gulden  sich  belaufenden  Gesammt- 
surame  waren  zu  1  '/j'Vo  verzinslich  1530  Gulden,  zu  1^1%  19-233  ^il" 
lionen,  zu  2Vo  94. §^3  Millionen,  zu  2^/^^/^  I.q^^  Millionen,  zu  2^/2^/0 
38.8g  Millionen. 

Stand  der  österreichischen  Staatsschuld  1820. 

Millionen  Gulden 


Aeltere 

Staatsschuld 

522,701 

Neuere 

n 

347..129 

Staatsloi 

tterie 

. 

26.077 

Summe 

896.21 

Hievon  A)  verzi 

nsliche : 

In  Conven- 

In Wiener 

In  yO/oigen 

tionsmünze 

Währung 

Obligationen 

Aeltere   Staatsschuld 

— 

461-905 

59.gg7 

Neuere            „ 

•      340.286 

— 

— 

Staatslotterie    . 

1-19Ö 

— 

— 

Summe 

''^21.902 
340.286 

•199 


1., 


863, 


387 


B)  Unverzinsliche,   gegen  besondere  Capitalsrückzahlungen : 

In  Conven- 
tionsmünze 

Aeltere  Schuld     ....        — 

Neuere         „  ....        — 

Staatslotterie 24.182 

C)  Ganz  unverzinslich     7.143 


Währung    Obligationen 

Summe 

0-613 

0-643 

0-697 

24.829 

0-155                     - 

"^•298 
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Zur  Berichtigung  einer  Schuld  an  die  englische  Regierung  aus 
früherer  Zeit  feait  der  Benennung  „Austriau  Loan"  bezeichnet,  wurden 
in  Folge  einer,  zwischen  österreicTiTschen  und"  eiigltgchen  Bevollmäch- 
tigten am  17.  November  1823  abgeschlossenen  Convention,  gegen 
Zurückstellung  der  Documente,  welche  die  österreichische  Kogierung 
darüber  ausgestellt  hatte,  den  englisclicn  Bevollmächtigten  "30  Millionen 
Gulden  in  o^^/^iger  Conventionsmiinze  -  Obligationen  erfolgt.  (Vcrgl. 
oben  Seite   124.)  - 

In  Folge  a.  h.  Entschliessung  vom  19.  März  1824  wurde  mit 
dem  Hause  llothschild  ein  Uebereinkommen  getrofi'en,  nach  welchem 
demselben  für  Abgabe  von  10  Millionen  Obligationen  der  älteren  ver- 
losbaren Staatsschuld,  in  2  '/.^  %igGU  Effecten  gerechnet,  5  Millionen  in 
5*'/yigen  Conventionsmünze-Obligationen  ausgefolgt  werden  sollten. 

Nachträglich  wurde  dieser  Vertrag  in  Folge  a.  h.  Entschliessung 
vom  23.  März  1825  auf  7  Millionen  in  der  Art  beschränkt,  dass  das 
■  Haus  llothschild  für  die  3  Millionen  in  Obligationen  der  altern  Staats- 
schuld, deren  Lieferung  ihm  erlassen  wurde,  den  Preisunterschied 
nach  dem  Gmonatlichen  Durchschnittscourse  vom  1.  August  1824  bis 
letzten  Jänner  1825  im  Betrage  von  135.000  Gulden  haar  zu  ver- 
güten übernahm. 

Eine  weitere  Hinausgabe  von  5'Voigen  Conventionsmünze-Obliga- 
tionen erfolgte  in  Folge  eines,  mittelst  a.  h.  Entschliessung  vom  7.  Jxini 
1823  genehmigten  Vertrages  der  Finanz-Verwaltung  mit  den  Wechsel- 
häusern: Arnstein  &  Eskeles,  Fries  &  Comp.,  Geyraüller  &  Comp,  dann 
Rothschild  &  Söhne,  nach  welchem  die  genannten  vier  Wechselhäuser  sich 
verbindlich  machten,  36  Millionen  5 Viiiger  Staatspapicre,  sämmtlich  mit 
Coupons  vom  1.  JäEher  1824,  zum  Preise  von  82  Gulden  für  je 
100  "Uuiden  Capitals-Nennwerth  in  18  gleichen  Äionatsraten,  vom 
31.  Juli  1823  bis  31.  December  1824,  zu  übernehmen,  wobei  es  jedoch 
denselben  freigestellt  blieb,  auch  noch  vor  Ablauf  eines  oder  des 
anderen  Termines  die  entfallenden  Geldbeträge  gegen  XJcbernahme  der 
Obligationen  zu  erlegen  und  für  die  anticipirten  Zahlungen  ö"/«  l^i«- 
conto  in  Abzug  zu  bringen. 

Im  Jahre  1826  wurde  weiter  und  immer  noch  auf  Grund  des 
a.  h.  Patentes  vom  29.  October  1816  mit  den  Wechselhäusern  Arn- 
stein &  Eskeles,  Geymüller  &  Comp.,  M.  A.  von  liothschild  &  Söhne, 
dann  S.  G.  Sina  ein  TTp.hfirfMnkmnTnnn  |j;y.frpfffi^ ,  wodurch  sich  die- 
selben   verbindlich    machten,    15  Millionen    Gulden    in    öVoigcn  Con- 
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ventionsmünze  -  Obligationen    in    10  Monatsraten,    vom   1.  Jänner    bis 

1.  October  1827,  im  Preise  zu  87  per  100  zu  übernehmen,  und 
dafür  13.05  Millionen  Gulden  Conventionsmünze  baar  zu  erlegen,  wobei 
es  jedoch  den  genannten  Wechselhäusern  ebenfalls  freigestellt  blieb, 
auch  vor  Ablauf  eines  jeden  Termiues  die  Obligationen  zu  beheben, 
und  die  bedungene  Zahlung  mit  ö^o  Disconto  zu  leisten.  Diese 
Obligationen  mit  dem  Datum  des  1.  November  1826  wurden  ebenfalls 
ursprünglich  nur  über  1000  Gulden  ausgefertigt,  und  da  die  Wechsel- 
häuscr  durch  den  früheren  Ausstellungstag  der  Obligationen  für 
2  Monate  zu  viel  Interessen  erhielten,  so  hatten  sie  gleich  bei  der 
ersten  XJcbernahme  die  gedachten  2monatlichen  Interessen  von  der 
ganzen  Capitalssumme  per  15  Millionen  Gulden,  mit  125.000  Gulden 
auf  Einmal  zu  vergüten. 

Dieselben  Wechselhäuser  übernahmen  im  Jahre  1831  25.21  Mil- 
lionen Gulden  5*y(,ige  Obligationen  zum  Curse  von  80.  Die  Ein- 
zahlungen im  Betrage  von  20.102  Millionen  waren  in  zehn  gleichen 
Monatsraten,  vom  30.  Juni   1831   bis  31.  März   1832,  zu  leisten. 

Dieses  Anlehen  wurde  in  Folge  einer  weitern  Convention  mit 
den  obigen  Wechselhäusern  und  mit  noch  mehreren  Mitinteressenten 
um  12.2(5  Millionen  Gulden  vermehrt,  welcher  Betrag  ebenfalls  in 
10  gleichen  Monatsraten,  vom  30.  Juni  1831  bis  31.  März  1832, 
mit  80  per  100  Gulden  Capitals-Nennwerth  berichtiget  werden  musste. 

In  demselben  Jahre  haben  sich  endlich  die  genannten  vier  Wechsel- 
häuser und  noch  mehrere  andere  Subscribenten  verbindlich  gemacht, 
noch  weiteres  die  Summe  von  57,144.000  Gulden  in  5%igen  Staats- 
schuldverschreibungen gegen  84  per  100  Gulden  Kominal-Capital  zu 
übernehmen,  und  zwar  die  gedachten  Wechselhäuser  selbst  37,401.000 
Gulden  und  60  andere  Subscribenten  19,743.000  Gulden,  mit  welch' 
letzteren  das  specielle  Uebereinkommen  getroffen  wurde,  dass  sie  die 
subscribirten    5yQigen  Obligationen   in    12  gleichen  Monatsraten,  vom 

2.  Jänner  bis  1.  December  1832,  zu  dem  bedungenen  Preise  von 
84  Gulden  per  100  Gulden  -zu  übernehmen,  und  zugleich  die  auf  die 
Obligationen  bis  zum  Uebernahmstage  haftenden  Zinsen  baar  zu  ver- 
güten haben. 

Im  Jahre  1833  haben  sich  die  genannten  vier  Wechselhäuser, 
abermals  verbindlich  gemacht,  40  Millionen  Gulden  in  5%igen  Staats- 
papieren zum  Preise  von  89^4  zu  übernehmen,  und  dafür  die  Summe  von 
35,900.000  Gulden  in  12  Monatsraten,  vom  10.  März  1833  bis  31.  Jänner 
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1834,  zu  bezahlen,  und  es  wurde  ihnen  ein  Sraonatlicher  Zinscn- 
genuss  für  die  dem  Tage  der  geleisteten  Zahlung  vorausgegangenen 
3  Monate  bewilligt. 

Unterm  14.  Juli  1841  wurde  mit  den  Wechselhäusern  Arnstein 
&  Eskeles ,  M.  A.  Rothschild  &  Söhne ,  Simon  G.  Sina  ein  neues 
Uebereinkoramen  zur  Uebernahmc  von  38,461.500  Gulden  in  5%igen 
Staatsschuldverschreibungen  zu  dem  Preise  von  104  Gulden  Geld  für 
100  Gulden  in  Obligationen,  somit  zur  Aufbringung  einer  haaren 
Summe  von  39,999.960  Gulden  getroffen. 

Von  dem  Gesammtcapitale  der  Obligationen  übernahmen  Arnstein 
&  Eskeles  10.25(j,  Rothschild  14. ,^2,  S.  G.  Sina  14. j^^?  zusammen 
38.45^   Millionen  Gulden. 

Die  Vergütung  hatte  in  22  Monatsterminen,  vom  30.  November 
1841  bis  31.  August  1843,  gegen  Uebernahme  der  entsprechenden 
Anzahl  von  Obligationen  mit  dem  Datum  vom  1.  I^ovember  1841, 
und  über  Beträge  von  10.000  Gulden,  1000  Gulden,  500  Gulden 
und  100  Gulden  stattzufinden,  und  jedes  Haus  hatte  bei  Uebernahme 
der  Schuldverschreibungen  die  auf  denselben  vom  1.  November  1841 
bis  zum  Uebernahmstage  haftenden  5%  Zinsen  zu  vergüten. 

Als  Provisionssumme  wurde  denselben  2^0  von  der  zu  über- 
nehmenden Obligationssumme  zu  Gute  gerechnet. 

Frühere  Einzahlungen  wurden  mit  4%  Disconto  honorirt. 

Aus  Anlass  dieser  zum  ersten  Male  über  Pari  abgeschlossenen 
5''/(,igen  Staatsanleihe  wurde  unterm  15.  Juli  1841  die  a.  h.  Zu- 
sicherung ertheilt,  während  15  Jahren,  d.  i.  bis  letzten  October 
1856,  bei  dieser  neu  creirten  und  bei  der  übrigen  öVoigen  Staats- 
schuld, die  sich  auf  das  a.  h.  Patent  vom  29.  October  1816  gründet, 
dann  bei  der  5y,)igen  Schuld  des  lombardisch- venetianischen  Monte, 
weder  eine  Herabsetzung  des  Zinsfusses  noch  eine  Capitalsrückzahlung 
eintreten  zu  lassen. 

Dem  Wechselhause  Sina  wurde  unterm  25.  October  1841  ge- 
stattet, für  ein  Capital  von  300.000  Gulden  in  5%igen  Obligationen, 
den  gleichen  Betrag  in  Renturkunden  des  lombardisch-venetianischen 
Monte  zu  beziehen. 

Im  Jahre  1843  verpflichteten  sich  dieselben  drei  Wechselhäuser 
neuerdings,    40  Millionen   Gulden    in   5%igen   Obligationen    zu   über- 
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nehmen  und  dafür  108  Gulden  Geld  für  eine  Obligation  von  100  Gulden, 
im  Ganzen  somit  43.-2  Millionen  Gulden  zu  bezahlen. 

Von  diesen  Obligationen  übernahmen:  Arnstein  &  Eskeles, 
Rothschild,  Sina  je   14.ß,;e,  zusammen  40  Millionen. 

Die  Vergütung  und  Uebernahme  hatte  in  36  Monatsraten,  vom 
1.   Juni  1843  bis   1.  Mai  1846,  zu  geschehen. 

Die  Obligationen  auf  10.000  Gulden,  5000  Gulden  lOüO  Gulden, 
500  Gulden  und  100  Gulden  lautend,  wurden  vom  1.  Mai  1843 
datirt,  und  die  Wechsclhäuser  hatten  die  verfallenden  Interessen  bei 
jeder  Ratenzahlung  zu  vergüten. 

Die  erste  Ratenzahlung  wurde  aber  auf  den  1.  August  1843 
verschoben,  an  welchem  Tage  die  ersten  3  Raten  (Juni,  Juli,  August) 
auf  einmal  eingezahlt  werden  mussten.  Als  Provision  wurden  ihnen 
ebenfalls  2%  bewilligt. 

Dieselben  drei  Wechselhäuser  hatten  sich  endlich  auch  noch  im 
Jahre  1847  verbindlich  gemacht,  84  Millionen  Gulden  zu  entrichten 
gegen  Erhalt  von  80  Millionen  Gulden  in  ö^/oigcn  Obligationen,  oder 
nach  ihrem  Belieben  bis  zur  Hälfte  in  2y2"/oigen  Obligationen, 
200  Gulden  per  100  Gulden  Capitals-Nennwerth  gerechnet;  auch 
wurde  ihnen  das  Recht  eingeräumt,  statt  der  gedachten  Obligationen 
Anweisungen  auf  Renturkunden  des  lombardisch-venetianischen  Monte 
zu  begehren. 

Die  Einzahlungen  sollten  in  Raten  nach  Monaten  und  Jahren 
geschehen,  so  zwar,  dass  vom  1.  Juni  1847  angefangen  in  65  Monats- 
raten, jedesmal  der  Betrag  von  1  Million  Gulden  und  überdies  in 
jedem  Solarjahre  der  Betrag  von  3  Millionen  in  5%igen  Obliga- 
tionen, oder  nach  obigen  Bestimmungen  in  2y.2"/(i^Sß'^  Obligationen 
oder  Renturkunden  übernommen  werden  musste ,  gegen  Erlag  des  zu 
105  zu  berechnenden  Emissionspreises. 

Die  Termine  und  die  Beiträge  bei  der  Einzahlung  der  jedes- 
maligen Jahresrate  lagen  in  der  Wahl  der  Wechselhäuser,  welche 
auch  das  Recht  hatten  Vorauszahlungen  zu  leisten,  jedoch  durften 
solche  Vorauszahlungen  in  Einem  Monate  nicht  mehr  als  1  Monats- 
rate, und  in  Einem  Jahre  nicht  mehr  als  3  Millioneti  betragen.  Von 
diesen  Vorauszahlungen  wurde  kein  Disconto  berechnet. 

Die  zu  diesem  Anlehen  erforderlichen  Obligationen  wurden  vom 
1.  Mai  1847  datirt  und  ursprünglich  jede  über  1000  Gulden  aus- 
gefertigt. 
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Die  bei  jeder  Einzahlung  bereits  verfallenen  Coupons  wurden 
zurückbehalten,  und  von  den  ersten  zu  den  Obligationen  noch  gehörigen 
Coupons,   die  Ausgleichung  von  den  Wechsclhäuscrn  getroffen. 

Als  Provision  wurden  den  Wechselhäusern  ebenfalls  2"/^  be- 
willigt. Die  Einzahlungen  auf  dieses  Anlehen  wurden  aber  durch  die 
inhaltsschweren  Folgen  der  Ereignisse  des  Jahres  1848  unterbrochen 
und  CS  wurden  auf  dasselbe  nur  im  Jahre  1847  II.312  und  1848 
9.^55  Millionen  eingezahlt. 

Erst  seit  dem  Jahre  1851  kommen  durch  verschiedene  Finanz- 
operationen und  Abrechnung  mit  den  Wechselhäuscrn  wieder  Ein- 
zahlungen auf  dieses  Anlehen  vor,  und  zwar  im  Jahre  1851  O.ggg, 
1852  2.27,-„  1853  0.5^,3,  1854  0.22.;^  Millionen.  Vom  Jahre  1816  bis 
zum  Jahre  1847  sind  an  5"/(,igen  Obligationen,  und  zwar  alle  mit 
Beziehung  auf  das  allerhöchste  Patent  vom  29.  Octobcr  1816,  522,414 
Millionen  ausgegeben  worden. 

Nachdem  jedoch  im  Jahre  1829  und  1830  eine  theilweise  Auf- 
kündigung und  Convertirung  der  5-  und  6%igen  Staatsschuld  vor- 
genommen wurde,  und  nach  Berücksichtigung  der  mittlerweile  ein- 
getretenen verschiedenartigen  Operationen  des  Tilgungsfondes  und  der 
im  Jahre  1831,  1841  und  1843  vor  sich  gegangenen  Ueber Weisung 
eines  Theiles  der  gedachten  Anlehen  auf  den  lombardisch-venetianischen 
Monte,  stellte  sich  mit  1.  Octobcr  1855  der  Stand  der  öVoigcn 
Staatsschuld  vom  Jahre  1816  bis  1847  im  Ganzen  mit  405,329.300  Gul- 
den dar. 

Wie  aus  dieser  Darstellung  hervorgeht,  wurden  zumeist.  5%ige 
Obligationen  ausgegeben.  Eine  andere  Form  des  Anlehens  wurde  nur 
ausnahmsweise  gewählt. 

Bei  dem  im  Herbste  1829  abgeschlossenen  Anlehen  verpflich- 
teten sich  die  vier  Wechselhäuser  ^S.^-,^^  Millionen  in  4*'/oigeix  Staats- 
schuldvcrschrcibungen  zu  übernehmen  und  dafür  20  Millionen  in 
zwölf  gleichen  monatlichen  Raten  vom  1.  December  1829  bis  1.  No- 
vember 1830  zu  bezahlen.  Der  Preis  stellte  sich  daher  mit  86  für 
100  Gulden  nominal.  Vorauszahlungen  wurden  mit  4"/^  discontirt.^) 
Eine  weitere  Emission  47üiger  Schuldverschreibungen  fand  im  Jahre 
1830  statt  und  zwar  zu  97.  Für  20  Millionen  nominal  erhielt  der 
Staatsschatz   I9.4  Millionen  Gulden. 3) 


')  Allerhöchste  EntSchliessung  vom   1.  October  imd  16.  October  1829. 
2)  Allerhöchste  Entschliessung  vom  23.  März  1830. 


Anmerkungen.  4l  1 

Im  Jahre  1831  uud  1836  wurden  ebenfalls  verhältnissmässig 
kleine  Beträge  in  4"/,)igen  Obligationen  ausgegeben.  Im  Jahre  1831 
zur  Ausführung  eines  verschanzten  Lagers  bei  Linz.  Der  Erzherzog 
Maximilian  Este  übernahm  den  Bau  und  erhielt  eine  Vergütung  in 
4'y,jigen  Obligationen.     Der  Betrag  belief  sich  auf  1,061.800  Gulden. 

Im  Jahre  1835  wurde  ein  o^/^iges  Anlehen  im  Betrage  von 
40  Millionen  mit  den  Wechselhäusern  Arnstein  &  Eskeles ,  Gey- 
müller  &  Comp.,  M.  A.  Bothschild  &  Söhne,  Simon  G.  Sina  abge- 
schlossen, zum  Preise  von  75  Gulden  Conventionsmünze  für  100  Gulden 
nominal.  Die  Finauzverwaltung  erhielt  demnach  30  Millionen.  Eine 
Provision  wurde  nicht  zugestanden.  Unter  dem  15.  November  1836 
wurde  eine  weitere  Ausfertigung  von  533.300  Gulden  in  derartigen 
Obligationen  angeordnet.  Die  gesammte  emittirte  Summe  betrug 
daher  40._^33  Millionen  Gulden.^) 

Im  Jahre  1836  wurde  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  einer- 
seits und  dem  Hause  Ilothschild  andererseits  ein  Vertrag  abgeschlossen, 
wonach  stipulirt  wurde ,  dass  letzterem  die  Interessen  von  einem 
4y(,igen  Capitale  im  Betrage  von  3.,jy7  Millionen  Gulden  flüssig  ge- 
macht werden  sollen,  wovon  3'/.2Vo'^^^'  Bundescassa  zuzustelleu  und 
'AVü  ^1^  Provision  bestimmt  waren. 

Das  Lottoanlehen  vom  Jahre  1834  im  Betrag  von  25  Millionen 
Gulden  wurde  den  bekannten  Wechselhäusern  in  Wien  übergeben. 
Diese  übernabmen  die  Summe  al  pari  ohne  Provision ,  nur  wurde 
ihnen  die  Freiheit  eingeräumt  früher  als  zu  den  festgesetzten  Terminen 
Zahlungen  zu  leisten,  in  welchem  Falle  sie  3"/,,  Zinsen  vergütet 
erhielten.  Der  Verlosungsplan  war  auf  25  Jahre  berechnet,  und  zwar 
Capital  sammt  Zinsen  im  Betrage  von   51.37j   Millionen. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  auch  das  Lottoanlehen  im  Betrage 
von  30  Millionen  Gulden  Conventionsmünze  im  Jahre   1839   begeben. 

Die  llückzahlung  war  auf  40  Jahre  berechnet  (4**/o  Zinsen  und 
ebensoviel  Zinseszinsen).  Vorauszahlungen  wurden  mit  3%  Discont 
vergütet.  Der  Gesammtbetrag  des  rückzuzahlenden  Capitals  belief  sich 
demnach  auf  74,25   Millionen  Gulden. 


')  Allerhöchste    Enttjchliessmig    vom    'M.   October   1835,    Submission  vom 
23.  October  1835. 
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VII. 

Zur  Uniflcation  der  Staatsschuld. 

Es  wurden  nach  dem  Capiialsstande  Ende  Deceraber  1867  ein- 
bezogen in  die  Coavertirung :  A)  nicht  rückzahlbare  in  Conventions- 
raünzc,  und  zwar  Metalliques  612,446.184  Gulden,  Verlosungsschuld 
200,496. 184,  Coupons  -  Convertirung  24,232.039  ,  National  -  Anlehen 
568,224.960  ;  Heidelberger  Anlehen  1854  28,690.500,  Daz  4,491.059, 
Landesschulden  11,589.309  Gulden;  B)  nicht  rückzahlbare,  in  öster- 
reichischer Währung  200,375.360;  C)  rückzahlbare  in  Conventions- 
münze 29,924.000 ;  D)  rückzahlbare  in  österreichischer  Währung 
202,138.800   Gulden.     Darunter  in  Silber  43,07  8.019. 

Ende  December  1875  betrug  die  Gesammtsumme  der  noch  nicht 
convertirten ,  wohl  aber  convcrtirbaren  Staatsschuld  3, 6 5 9. 7 () 6  Gulden 
Conventionsmünze  und   637.162   Gulden  österreichischer  Währung. 

Die  consolidirte  einheitliche  Kentonschuld  belief  sich  Ende  De- 
cember 1875  auf  1201,793.815  Gulden  in  Banknoten  und  992,330.635 
in  klingender  Münze. 


DENKSCHRIFTEN. 


(Die  nachfolgenden  Schriftstücke  von  Gentz,  mit  Ausnahme  der  beiden 
Briefe  an  den  Hospodar  der  Walachei,  die  sich  im  Privatbesitze  befinden,  werden 
im  Hofkammerarchive  anfbewalirt.  Es  sind  nicht  nninteressante  Dokumente  zur 
Fin.'inzgeschiclite  des  Jahres  1811.  Leider  scheinen  einige  nicht  unwichtige 
Briefe,  die  zwischen  dem  Hofkammer-Präsidenten  und  Gentz  gewechselt  wurden, 
verloren  gegangen  zu  sein.  Sie  würden  uns  einen  weit  tieferen  Einblick  in  den 
Gang  der  Vorberathungen  über  die  Finanzmassregeln  gewähren , ,  als  wir  auf 
Grund  der  officiellen  Actenstücke  des  Grafen  O'Donnell  besitzen.  Die  Denk- 
schrift von  Gentz  ist  für  die  Bexirtheilung  des  Mannes  als  Nationalökonom 
ungemein  lehrreich.  Was  Röscher  in  seiner  Geschichte  der  Nationalökonomie 
über  ihn  beibringt,  ist  ungemein  dürftig.  Wagner's  Urtheil  in  seinen  Auf- 
sätzen über  die  Bankozettelperiode  in  der  Tübinger  Zeitschrift  ist  nicht  objectiv 
genug.) 


Gentz  an  O'Donnel. 

Prague,  le  14  Jan  vier  1810.  .. 
Monsieur  le   Comte ! 

Le  petit  ecrit,  que  je  prends  la  liberte  de  presenter  ä  Votre  Ex- 
cellence,  existoit  depuis  plusieurs  semaines;  je  le  redigeai,  comme  l'in- 
dique  le  preambule,  ä  l'epoque,  oü  je  regus  la  publication  du  1 1  De- 
cembre.  En  Vous  expliqiaant,  Monsieur  le  Comte,  pourquoi  je  Tai  retenu 
jusqu'ici,  j'aurai  en  meme  tems  le  moyen  de  l'accompagBer  de  quelques 
observations  tres  confidentielles,  qu'il  n'eut  pas  ete  convenable  d'y  placer; 
je  le  ferai  avec  toute  la  franchise ,  ä  laquelle  les  bontes  de  Votre 
Excellence,  la  plus  precieuse  de  mes  ressources  et  de  mes  consolations 
pendant  le  tems  que  nous  avons  passe  en  Hongrie,  m'avoient  accoutume 
et  autorise. 

Lorsqu'a  la  suite  de  la  publication  du  1 1  Decembre,  et  de  la 
patente  qui  lui  a  succede  de  pres,    j'ai    vu    le    cours    de  nos  billets  de 
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banque  baissor  d'un  jonr  a  l'autro ,  dans  urie_jirogTessioii  plus  rapide  et 
plus  alarmante_C|uo  jaraais,  je  ino  suis^dit,  Cju'il  n'y  avoit  que  ^deux 
suppositions  possibles  pour  expliquer  ce  triste  phenomene;  ou  bien  que 
l'administration  ne  se  sentoit  absolumont  plus  la  force  necessaire  pour 
arreter  ce  torrent  de  deprociation ;  ou  bien  qu'ello  lo  favorisoit  eile 
meme,  soit  dans  l'intention  d©  ae  defoire  du  papicr-monnoye,  soit  dans 
teile  autre  vue  particuliere,   que  le  teras  devoileroit  tot  ou  tard. 

En  lisant  mon  memoire,  Vous  jugerez  aisement,  Monsieur  le  Gomte, 
ce  qu'il  düt  m'en  coutor  d'admettre  l'une  ou  autre  de  ces  hypotheses. 
Convaincu,  comme  je  le  suis,  que  pourvu  qu'il  le  veuille  bien,  le  f^ou- 
verneraent  peut  soutenir  les  bill«ts-de-banque,  penetre  d'ailleurs  du  plus 
sincere  respect  pour  Vos  principes  et  Vos  lumieres,  je  ne  pouYois  envi- 
sager  cette  impuissance  apparente  de  l'administration  contre  les  progres 
d'un  mal  aussi  serieux  que  corame  l'effet  de  quelque  funeste  division 
dans  les  conseils,  paralysant  toute  mesure  energique,  et  aiFaiblissant 
l'influence  du  seul  homme,  que  le  public  voit  avec  une  veritable  satis- 
faction   au  timon   des  affaires  de  l'etat. 

Rejetie  dans  l'autre  conjecture,  et  supposant  que  la  baisse  effrayante 
du  papier-monno}'e  pouvoit  se  faii'e  avec  le  concours  direct,  ou  au-moins 
avec  la  connivence  secrete  du  gouvernement^__mon_affliction  n'en  deve- 
noit  que  plus  severe,  ßegardant  ce  papier-monnoye,  comme  une  des  con- 
ditions  essentielles  de  la  prosperite  nationale,  et  en  meme  teras  comme 
un  des  instrumens  les  plus  precieux,  qui  aient  jaraais  ete  fournis  a  un 
gouvernement,  j'avoue  que  j'ai  fremi  de  l'idee  de  nous  en  voir  prives,  et 
bien  plus  encore  de  Celle  de  _^voircpnjures  contre  TuT^ux  qui  sont  si 
hautement  Interesses  ä  le  conserver.  II  ne  me  restoit  donc  pour  sortir 
de  ce  dilerame,  que  d'imaginer  quelque  but  particulier,  dans  lequel  on 
auroit  favorise  la  baisse  jusqu'ä  un  point  quelconque  determine  d'avance; 
mais  corame  cette  derniere  Hypothese  ne  me  presentoit  qu'une  faiblo  pro- 
babilite,  le  resultat  de  toutes  mes  reflexions  me  conduisit  a  un  morne 
decourageraent ;  et  il  rae  pai'ut,  si  non  deplacd,  au  raoins  parfaitement 
superflu,  d'aborder  un  objet,  sur  lequel  je  devois  croire  mes  apperqus 
aussi  peu  conformos  aux  vues  du  gouvernement,  qu'ils  le  sont  malbeu- 
reuseraent  aux  idees,    (|ui   dominent  le  public. 

Enfin,  je  me  suis  pourtant  decide  a  Vous  soumettre,  Monsieur 
le  Comtc,  ce  que  j'avois  ecrit ;  et  sans  attribuer  a  ce  faible  essai  plus 
de  prix  qu'il  n'en  peut  raisonnabloraent  avoir,  je  crois  cependant,  que 
l'accueil  que  Vous  lui  ferez  (je  ne  parle  pas  de  Täccucil  personneT,  qui 
se  ressentira  toujours  de  Votre  bonte  indulgente)  m'eclairera  jusqu'a  un 
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certain  point  sur  lo  fond  de  raes  inquietudos.  Cär  si  Vous  partagoz  ma 
maniere  de  voir,  et  si  en  merae  tems  des  entraves  otrangores  a  Vos 
idees,  ne  Vous  empechent  pas  de  les  realiser,  nul  doute,  que  Vous  ne 
convinssiez  avec  moi  de  la  necessite  urgente  de  rectifier  et  de  fixer 
l'opinion  public  sur  une  question,  pour  le  sort  de  laquelle  il  est  ira- 
possible  de  la  negliger.  Si  tel  est  Votre  avis,  si  Vous  approuvez  en 
generai  mes  principes,  et  si  Vous  rac  croyez  propre  a  traiter  cette 
matiere,  daignez  etre  persuade,  quo  jo  serai  ä  Votre  disposition,  dans 
quelque  forme  qu'il  Vous  convienne  d'employer  ma  plume.  Une  pro- 
position,  qu'un  libraire  de  Hambourg  vient  de  m'aflresser,  de  concourir 
ä  un  nouveau  Journal,  qui  s'annonce  d'une  maniere  assez  avantageuse, 
m'a  fait  naitre  l'idee,  qu'il  pouvoit  etre  utile  de  repandre  dans  les  pays 
etrangers  des  notions  saines  et  rassurantes  sur  notre  papier-monnoye, 
et  de  contre-balancer  par-la  les  erreurs  et  les  absurdites  sans  nombre, 
par  lesquelles  on  ne  cesse  chez  tous  nos  voisins  de  miner  notre  credit 
et  de  detruire  notre  couf^ideration,  mais  je  n'aurois  pas  voulu  executer 
un  projet  pareil,   sans  savoir,   comment  Vous  l'envisagez. 

J'ai  dit  dans  les  feuilles  ci-jointes,  qu'une  administration,  jouissant 
d'une  confiance  illimitee,  et  digne  de  l'inspirer  au  public,  etoit  la  pre- 
miere^H"  la  p^rincipale  des  cpnditions  d'une  reforme  essentielle  de  notre 
Systeme  pacuniaireT'  Ce  que  je  ne  pouvois  pas  y  dire,  je  l'ajoüterai  ici; 
et  comme  il  n'y  a  evidemmcnt  que  le  zele  du  bien  public  qui  me  guide, 
que  je  ne  puis  pas  meme  etre  suspect  dans  ce  que  j'avance  d'aucun 
motif  equivoque  oü  interesse,  et  que  d'ijilleurs ,  si  je  me  trompe,  je 
ne  risque  rien  avec  un  homme  de  Votre  caractere,  j'enoncerai  sans  detour 
ce  que  je  pense.  Tant  que  Mr.  le  Comte  Zichy  paroitra,  sous  quelque 
titre  que  ce  soit,  a  la  tete  des  finances  de  ce  pays,  tant  meme  qu'il 
ne  sera  pas  plainement  constate,  qu'il  n'a  aucune  part  quelcohqiie  a  la 
direction  de  cette  partie  importante,  il  est  inutile  de  songer  ä  des 
ameliorations  reelles.  Je  n'examine  pas,  si  c'est  ä  tort  ou  avec  raison 
que  l'opinion  le  repousse ;  je  cite  un  fait,  avere  par  tout  ce  que  j'ai  pu 
recueillir  de  donnees,  non  seulement  dans  l'interieur  de  la  monarchie, 
mais  de  presque  tous  les  points  de  l'Europe,  oü  ön  a  quelqu'interet  ä 
s'occuper  de  nous :  son  nom  est  un  obstacle  dirimant  au  retablissement 
du  credit  public  en  Autriche.  Je  le  crois  en-outre  extremement  oppose 
(ne  fut-ce  que  par  son  eloignement  connu  pour  tout  ce  qui  s'appelle 
livres  et  science)  a  ce  Systeme  de  franchise,  de  liberalite,  et  de  publicite, 
sans  lequeMl  me  parqjFloijä-ft-iait  JmpXJ^^  reogg^^ei.  la  confiance 

que  nous  avons  perdue,    et  dont  le  retour  est  bien  plus    indispensable, 
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et    soroit    oertainement    bien    plus    efficace ,    que    toutes    les    pretendues 
op4rafions,   proposees  par  des  ignorans  ou  par  des  visionaires. 

Selon  moi,  Monsieur  le  Comte,  le  plus  grand  bienfait  que  Vous 
puissiez  conferer  aujourd'hui  ä  l'otat,  seroit  de  Vous  faire  autoriser  ä 
rassembler  autour  de  Vous  et  sous  Vos  auspicos,  un  comite  exclusive- 
ment  compose  d'homme  de  Voti'e  choix,  reunissant  sur  un  petit  nombre 
de  Teües  la  quintessence  des  lumieres  et  des  talens  de  la  mouarchie 
(dans  quelqu'endroit  et  dans  quelque  rang  qu'ils  puissent  se  trouver) 
qui  examineroit  en  grand  le  probleme,  bien  moins  complique  qu'on  ne 
le  croit  de  nos  rapports  pecuniaires,  et  prepareroit  les  bases  essentielles 
d'un  meilleur  oi"dro  de  choses.  Je  sais  bien,  que  le  bruit  seul  de 
l'etablissement  d'une__commission  de  finances  fait  aujourd'hui  trembler 
tout  le  raonde,  et  cela  se  congoit  sans  difficultc ;  raais  celle  que  j'ai  en 
vue,  ne  ressembleroit  aucuneraent  ä  ce  que  nous  connaissons;  et  il  en 
resulteroit  pour  l'opinion,  autant  et  peut-etre  plus  encore  que  pour  la 
realite  (ear  un  seul  hemme  eclaire  va  ordinaiiieraent  plus  loin  que  toutes 
les  commissions)  des  avantages  vraiment  incalculables. 

De  meme  que  je  regarde  cette  lettre  comme  strictement  confiden- 
tielle,  Votro  ExcoUence  peut  bien  etre  persuade,  que,  si  Elle  daignoit 
m'honnorer  de  quelque  reponse,  je  n'en  ferois  jamais  d'usage  indiscret. 
Agreez,  en  attendant,  Monsieur  le  Comte,  l'hommage  du  devouement 
aussi  sincere  que  respectueux,  avec  lequel  je  suis. 

De  Votre  Excellence 
•  Le  tres  humble 

et    tres    fidele    serviteur 
Gentz  m./p. 

Je  suplie  V.  E.  de  dii'e  bien  des  choses  de  ma  part  a  Monsieur 
le  Comte  Mercy. 


Gentz  an  Mercy. 

Prague  le  29  Janvier  18U). 

Monsieur  le  Comte  ! 

J'etois  justement  occupe  ä  Vous  reraercier  de  Votre  lettre  du  23  a 

Vous  exprimer  la  satisfaction   quo  m'a  fait  eprouver  l'accueil,  que  M.  le 

Comte  O'Donnel  a  daigne  faire  a  ce  que  je  Lui   avois  adresse,   a  entrer 

meme  dans  (juelques  nouveaux  deyeloppemens  de  mes  id^s,   au  sujet  des 

,   bruits  qui  courent  sur  de  pretendues  nouvelles  Operations  de  finances  — 
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